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Die Geschichte der Hitlerbewegung, 
von dem gewissenhaften Geschichtsfor- 
scher Georg Franz-Willing in mehre- 
ren Bänden gestaltet, ist wohl die be- 
deutendste und gründlichste Arbeit 
über das Entstehen und den Weg der 
Nationalsozialistischen Deutschen Ar- 
beiterpartei (NSDAP). — Nach dem 
bereits vorliegenden Band I, Ursprung 
der Hitlerbewegung 1919—1922, folgt 
nunmehr der Band II mit seiner er- 
schöpfenden Darstellung der drama- 
tischen politischen Ereignisse aus dem 
Krisenjahr 1923. 


Wo standen die Regierungen von Ber- 
lin und München im Kampf um die 
Macht? Was organisierten die politi- 
schen, teils militärischen Gruppierun- 
gen? Wie verhielt sich die Reichswehr? 
Wie groß waren die Sorgen und die 
Not der deutschen Bevölkerung? Wie 
kam es zum Hitlerputsch in München 
und zum Marsch auf die Feldherrn- 
halle? 
b 2 


Die Entwicklung der Hitlerbewegung 
war wie die der gesamten deutschen 
Innenpolitik im Jahre 1923 in beson- 
ders hohem Grade vom Gang der Au- 
ßenpolitik bestimmt. Die Besetzung 
des Ruhrgebietes durch französisch-bel- 
gische Truppen führte zu einem ver- 
zweifelten nationalen Aufbäumen ge- 
gen diese Vergewaltigung, durch die die 
Geldentwertung zur vollen Katastrophe 
getrieben wurde. 


Der Gedanke, vom passiven zum ak- 
tiven Widerstand überzugehen, machte 
alle Wehrverbände einschließlich der 
NSDAP und ihrer Sturmabteilung zu 
höchst widerspenstigen Bundesgenossen 
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der Reichswehr, das wirtschaftliche 
Elend im Zuge der Hochinflation führte 
schließlich zum Versuch einer kom- 
munistischen Oktoberrevolution in 
Deutschland. Er scheiterte am klugen 
und überlegten Einsatz der Reichswehr. 
Insgesamt fünf Männer hielten damals 
das Schicksal des Deutschen Reiches in 
der Hand: General v. Seeckt, Reichs- 
präsident Ebert, Reichswehrminister 
Geßler, Reichskanzler Stresemann, 
Reichsfinanzminister Luther. 


Die gleichzeitig durchgeführte Wäh- 
rungsreform schuf wieder eine gesunde 
finanzielle Grundlage für die Wirt- 
schaft. Diese beiden Maßnahmen, die 
Niederschlagung der kommunistischen 
Aufstände in Sachsen, Thüringen und 
Hamburg wie die Stabilisierung des 
Geldes, ermöglichten es, die durch den 
Zusammenbruch des passiven Ruhr- 
widerstandes drohende Auflösung des 
Reiches zu verhindern und die Reichs- 
gewalt trotz der Ruhrbesetzung zu 
festigen. Die Pläne der konservativen 
Rechten, im Bunde mit den Wehrver- 
bänden einschließlich der Hitlerbewe- 
gung, eine Änderung der Verfassung, 
sei es auf gesetzlichem, sei es auf ge- 
waltsamem Wege, herbeizuführen, 
wurde durch die genannten Erfolge der 
Reichsführung zum Scheitern verurteilt. 
Die Absicht eines Marsches nach Berlin 
von Bayern aus war infolge der Ab- 
riegelung der thüringisch-sächsischen 
Grenze geschickt vereitelt worden. 


Ludendorff und Hitler galten für die 
maßgeblichen Persönlichkeiten der 
konservativen Rechten und die eigent- 
lichen Inhaber der staatlichen Macht- 
mittel als nicht mehr bündnisfähig und 
sahen sich vor die Zwangslage gestellt, 
aus dem Spiel um die verfassungän- 
dernden Pläne und um die Macht völ- 
lig ausgeschaltet zu werden. Aus der 
dadurch bei ihnen erzeugten Panik- 
stimmung heraus schritten sie zur Tat. 
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„Ich war zur Genesung in einem Lazarett bei Nancy. Am 11. November 
erwachte ich von einem furchtbaren Schrei, der meine Fensterscheiben erzittern 
ließ. Ich fragte meinen Krankenwärter, was denn los sei. Der Mann geht sich 
erkundigen und kommt vollkommen überwältigt zurück. Waffenstillstand! 
Sieg! Mich überkam eine furchtbare Traurigkeit. Diese Stimme war nicht mehr 
menschlich, sie verlangte nicht mehr nach Frieden und Gerechtigkeit für die 
Feinde von gestern, nach dem Goldenen Zeitalter. Sie drückte überhaupt kein 
echtes Gefühl aus. Nun war ich in diesem Lazarett ebenso einsam wie ein 
Schiffbrüchiger auf einer verlassenen Insel im Osten. Frankreichs Schrei hatte 
nichts Menschliches mehr. Es war der Schrei eines Tieres. Unser Volk hatte 
zuviel gelitten, und nun ließ es allem Dunkel, das sich sonst in der Erde ver- 
birgt, freien Lauf. Und sehen Sie, damals enthüllte sich mir zum erstenmal 
der Bolschewismus. Wir waren bereits bolschewisiert, es handelte sich nicht 
um ein System, sondern um eine Rationalisierung und Organisierung der 
negativen Kräfte, die in der Tiefe der menschlichen Seele verborgen liegen. 
Und etwas später, als ich aufmerksam auf den Schrei horchte, der mich vor 
Grauen erstarren ließ, fand ich das Wort Vulkanismus, das ist die Entfesse- 
lung aller Kräfte, die zum Wesen des Menschen gehören und die aus dem ver- 
schütteten Abgrund der Seele hervorbrechen. Sieg des Bösen über das Gute, 
des Todes über das Leben.“ 


Alphonse de Chäteaubriant 


VORWORT 


Die Mittellage bestimmt Deutschlands Schicksal; mehr als bei anderen 
Ländern und Völkern ist das „In-Form-sein nach außen“ entscheidend für 
sein Geschick. Die Außenpolitik hat daher den unbedingten Vorrang vor der 
Innenpolitik. Jeder Verstoß gegen diesen von der geopolitischen Lage be- 
stimmten Grundsatz rächt sich. Diese bittere Erfahrung mußte das deutsche 
Volk 1918/19 machen, als die Alliierten mit dem nicht eingehaltenen Verspre- 
chen eines Friedens ohne Annexionen undKontribution aufgrund der vierzehn 
Punkte des amerikanischen Präsidenten Wilson es zur Waffenstreckung ver- 
anlaßten, die dadurch ausgelöste Novemberrevolution Deutschland verhand- 
Jungsunfähig machte und es auf Gnade und Ungnade erbarmungslosen und 
rachsüchtigen Feinden auslieferte. Das deutsche Unheil im zwanzigsten Jahr- 
hundert hat darin seine Wurzel. Die Folge des innenpolitischen Umsturzes 
im Augenblick der beginnenden Waffenstillstandsverhandlungen war die mi- 
litärische und außenpolitische Kapitulation; dem wehrlosen deutschen Volke 
wurden darauf die „Friedens“diktate von Versailles und St. Germain aufge- 
zwungen. Wirtschaftliche und finanzielle Ausplünderung, Bürgerkrieg und 
Währungsverfall (Inflation) waren die unmittelbaren inneren Auswirkungen. 
Die Besetzung der wirtschaftlichen Herzkammer des Reiches, des Ruhrgebiets, 
ihre Lostrennung vom Reich, war von langer Hand seit 1920 geplant und 
vorbereitet. Sie bestimmte den Gang der Ereignisse im Jahre 1923 und somit 
auch die Entwicklung der Hitlerbewegung. 

Der vorliegende zweite Band der Geschichte der Hitlerbewegung behan- 
delt daher in aller Ausführlichkeit den Zeitraum zwischen dem ersten Reichs- 
parteitag der NSDAP, der im gleichen Monat Januar 1923 stattgefunden 
hatte, in dem die französischen und belgischen Divisionen das Ruhrgebiet 
besetzt hatten, und dem Hitlerputsch Anfang November 1923, mit dem die 
fünfjährige Periode der unmittelbaren Nachkriegswehen ihren dramatischen 
Abschluß fand. Der Putsch selbst wird aus inhaltlichen Gründen zusammen 
mit der nachfolgenden Verbotszeit der NSDAP bis zu ihrer Neugründung im 
Februar 1925 in einem dritten Band dargestellt; ein Anhang mit einer Aus- 
wahl von Dokumenten zur Entstehungs- und Frühgeschichte der Hitlerbewe- 
gung wird ihm beigefügt. 
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EINLEITUNG 


Das Jahr 1923 stand im Zeichen des Ruhrkampfes. Frankreich holte zum 
entscheidenden Schlag aus, um das Deutsche Reich zu zerstören. Im Jahre 1919 
hatten die Amerikaner die französischen Absichten durchkreuzt!; aber nach- 
dem sie sich, wenn auch nur vorübergehend, aus Europa wieder zurückgezo- 
gen hatten, sah Frankreich noch einmal eine Möglichkeit, sein eigentliches 
Kriegsziel zu erreichen. 

Der Rückzug der Amerikaner aus Europa ab 1920 schuf hier ein falsches 
Kräfteverhältnis. Frankreich spielte nun wieder europäische Vormacht und 
suchte diese nicht durch eigene Kraft erlangte Stellung wie zu Zeiten Riche- 
lieus, Ludwigs XIV. und Napoleons durch Zerstückelung Deutschlands zu 
sichern?. 

Die Besetzung des Ruhrgebiets, der wirtschaftlichen Herzkammer des 
Reiches, durch französische und belgische Truppen, die gegen den Willen Eng- 
lands und Italiens erfolgte, sollte den wirtschaftlichen Zusammenbruch 
Deutschlands und seine Auflösung in Einzelstaaten herbeiführen?. Das war 
der letzte entscheidende Schachzug, der durch den Versailler „Vertrag“ und 


1 Dazu u. a. Bernard Baruch, Die Jahre des Dienens, München 1960, S. 145; Ray St. Baker, 
Woodrow Wilson and World Settlement, II, 1960, S. 97, 102 ff.; Spethmann, Der Ruhr- 
kampf, $. 7 ff., 30 ff., 82 ff. 

Ludwig Zimmermann, Frankreichs Ruhrpolitik von Versailles bis zum Dawesplan, Göt- 
tingen 1971, S. 9 ff., 29 ff. 

Der amerikanische Botschafter Houghton in Berlin schrieb am 6. März 1923 über die 
französische Politik an Staatssekretär Hughes: 

„No, Mr. Secretary, France is not primarily seeking reparation. She is seeking security 
against possible German aggression . .. Next may come the separation of Bavaria and 
the creation of a Danube state. The work is already begun. Next may come the extension 
of Poland over what is left of Silesia and over the Corridor and over Danzig. What 
would then be left would scarcily frighten anyone. The next plain truth, at least so far 
as it is visible from Berlin, seems to be that, having destroyed the balance of power in 
Europe and having left France for the moment all powerful, we have simply let loose 
a great elemental force which inevitably seeks to satisfy itself. It is a force. It can only 
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die auf ihm beruhende Erpressungspolitik vorbereitet war. Dazu gehörte vor 
allem auch das Aufreißen der deutschen Ostgrenze. Nach der Abtrennung 
Ostpreußens durch die Schaffung des polnischen Korridors und durch die Los- 
trennung Danzigs vom Reich hatten die Polen mit französischer Hilfe ent- 
gegen dem klaren für Deutschland günstigen Abstimmungsergebnis und dem 
erfolgreichen Kampf der deutschen Freikorps um Oberschlesien den wirt- 
schaftlich wertvollsten Teil dieses deutschen Landes erhalten (1921). Wenige 
Wochen nach dem Überfall auf das Ruhrgebiet, am 19. Februar 1923, besetz- 
ten die Litauer mit französischer Unterstützung das Memelland. 

Der erdumspannende Sieg der angelsächsischen Seemächte bedeutete auch 
den vollen Triumph ihrer Denk- und Lebensformen, den Sieg der westlichen 
Zivilisation mit ihrem aufklärerischen Gedankengut, mit dem Glauben an 
die Allmacht der menschlichen Vernunft, an die unbegrenzten Fortschritts- 
möglichkeiten durch Naturwissenschaft und Technik, an die schrankenlose 
Freiheit der Einzelperson, an das Selbstbestimmungsrecht der Völker, an 
den liberalen und demokratisch-republikanischen nationalen Verfassungs- 
staat mit Menschenrechten und Gewaltenteilung, an die friedliche Schlichtung 
der Zwistigkeiten unter den Völkern durch ein System kollektiver Sicherheit, 
beruhend auf dem Völkerbund. Die westliche Aufklärung hatte 1917/19 den 
totalen Sieg über die monarchisch-obrigkeitsstaatliche Ordnung Mitteleuropas 
errungen, über die auf der Orthodoxie beruhende Autokratie des zaristischen 
Rußland, über die auf den Islam gestützte Despotie des Ottomanischen Rei- 
ches. 


be dealt with as a force. And unless it is not by armed force in the shape of armies it 
must be met by economic force in the shape of threatened ruin. I believe sincerely if it is 
to America’s interest to save what is left of German capital and industry, and it may be 
also German science and German learning and the rest, some positive action is required 
without too much delay. The ‚franc‘ obviously suggest the point of weakness. If it were 
possible directly or indirectly, for either both Britain and ourselves, to remove or to 
overcrome the artificial support now given to the ‚franc‘ the ‚franc‘ would fallen .. .* 
Gescher, Die Vereinigten Staaten von Nordamerika und die Reparationen 1920—1924, 
S. 86 fl. — Houghton’s Vorschlag, den französischen Übergriffen durch finanzielle und 
wirtschaftliche Druckmittel entgegenzutreten, stieß in Washington auf taube Ohren, weil 
der Präsident (Harding) im Reparationsstreit auf Frankreichs Seite stand. 

Gescher, ebenda, S. 92. — Einen Tag vor dem Einmarsch der Franzosen und Belgier ins 
Ruhrgebiet, am 10.1.1923, erteilte Präsident Harding im Sinne der isolationistischen 
Politik der Republikaner den Befehl zur Heimkehr der letzten amerikanischen Truppen 
aus Deutschland. Ebenda, $. 151, Anm. 325; s. a. General Henry Allen, Mein Rheinland- 
Tagebuch, Berlin 1923, S. 344 ff. 
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Die große gesellschaftliche Umwälzung, die im Gefolge des Krieges Ost- 
und Mitteleuropa erfaßt hatte, war nicht bei den Idealen des bürgerlich-kapi- 
talistischen Westens stehengeblieben. Das Rad drehte sich im Sinne der gesell- 
schaftlichen Entwicklung aus der industriellen Revolution heraus weiter: in 
den Jahren ab 1917 schlug die Stunde der proletarischen Revolution. Der 
vierte Stand, die industrielle Arbeiterklasse, griff unter Führung des fünften 
Standes, des intellektuellen Proletariats, der radikalen Linksintellektuellen 
nach der Macht. In Rußland wurde im Herbst 1917 durch die Machtergreifung 
der Bolschewisten die bürgerliche von der proletarischen Revolution abgelöst. 

In Deutschland folgte auf den Versuch einer bürgerlichen Evolution zwi- 
schen Juli 1917 und Oktober 1918 im November 1918 die proletarische Revo- 
lution, die wie eine unwiderstehliche Welle aus Rußland heranrollte. Deutsch- 
land war der bedeutendste Industriestaat auf dem europäischen Festland; 
es hatte die zahlenmäßig stärkste Arbeiterklasse, die mächtigsten Klassen- 
kampforganisationen, und war daher die größte Hoffnung des internationa- 
len Kommunismus. Der zeitliche Vorrang der proletarischen Machtergreifung 
im bäuerlichen Rußland war der größte Widerspruch gegen das marxistische 
Dogma von der Verelendungs- und Zusammenbruchstheorie und gegen die 
angeblich weltgeschichtliche Logik des kausal-mechanistischen Denkens — ein 
Beweis für die unberechenbare Dialektik der Geschichte. 

Die Hoffnung der bolschewistischen Revolutionäre richtete sich nach der 
Machtergreifung im Zarenreich auf Deutschland als das wichtigste Ziel der 
kommunistischen Weltrevolution, nicht nur um der Weltrevolution willen, 
sondern auch aus der tiefen Angst und berechtigten Furcht heraus, daß der 
unvorhergesehene Erfolg in Rußland nicht von Dauer sein könne, wenn der 
Bolschewismus in Deutschland nicht siegen würde, daß die Diktatur des Pro- 
letariats in Rußland sich nicht behaupten könne, wenn sie Deutschland nicht 
gewinnen würde. Der kommunistische Umsturz in Deutschland aber schlug 
im Jahre 1919 aus mehreren Gründen fehl*. 


4 Die entscheidenden Gründe für das Mißlingen der kommunistischen Machtergreifung in 

Deutschland waren folgende: 

a) Heimkehrende Frontsoldaten kämpften, in Freikorps organisiert, den proletarischen 
Aufstand nieder, weil der antinationale Charakter der Umsturzpartei (Unabhängige 
Sozialdemokaritische Partei und Spartakusbund) und die internationale Zielsetzung 
der kommunistischen Revolution ihrem vierjährigen Kampf um nationale Selbst- 
behauptung und eine eigengesetzliche nationale Neuordnung zutiefst widersprachen. 
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Das innenpolitische Ergebnis des verlorenen Krieges war daher das 
Scheitern der proletarischen Umwälzung und die Vollendung der bürgerli- 
chen Revolution von 1848/49 im Sinne der republikanischen Richtung mit 
der Weimarer Republik auf dem Boden einer liberal-demokratischen Verfas- 
sung. In Deutschland hatte sich damit nicht das östliche, sondern das west- 
liche Vorbild durchgesetzt. Die Lebensfähigkeit und die Lebensmöglichkeit 
der neuen staatlichen Ordnung Deutschlands hing ausschließlich von den Waf- 
fenstillstands- und Friedensbedingungen ab, die die Sieger gewährten. Die 
siegreichen Westmächte erniedrigten jedoch den nach ihrem Vorbild errich- 
teten parlamentarisch-demokratischen Staat zum Konkursverwalter des be- 
siegten deutschen Kaiserreiches. Der neue deutsche Staat, aus der Niederlage 
geboren, durch „Waffenstillstand“ und „Friedensvertrag“ wehr- und ehrlos 
gemacht, wurde den nationalbewußten Schichten des Volkes verhaßt, um so 
mehr, als die Sieger die Kapitulation durch Wortbruch erzwungen hatten. 
Besonders die Frontsoldaten und die studentische Jugend wandten sich leiden- 
schaftlich gegen die äußeren und inneren Gewinner und Nutznießer des Krie- 
ges, des Zusammenbruchs, der Revolution, der Inflation. Frankreich und 
England setzten ihre maßlosen Forderungen weitgehend durch’, obwohl Prä- 
sident Wilson es ursprünglich abgelehnt hatte, sich auf Maßnahmen einzu- 
lassen, „die klar und deutlich nicht mit den Vorstellungen übereinstimmten, 
zu denen wir den Feind bewußt überredet hatten, und von denen wir nun 
anständigerweise nichts ändern dürften, nur weil wir die Macht dazu haben“®. 


b) Die Arbeiterklasse war gespalten. Die revolutionäre Minderheit, die in enger Fühlung 
mit den russischen Bolschewisten den Umsturz durchführte, konnte sich gegen die ge- 
mäßigten Mehrheitssozialisten nicht durchsetzen, weil deren bedeutendste Führer, 
Ebert und Noske, als entschiedene Gegner der Revolution sich mit der OHL ver- 
banden. 

c) Die mittelständischen — im Gegensatz zu Rußland — starken und gesunden Schichten 
eines breit gelagerten Bürger- und Bauerntums verbündeten sich mit den Front- 
soldaten zum gemeinsamen Kampf gegen den kommunistischen Umsturz. 

d) Nach dem „Waffenstillstand“, der praktisch eine Kapitulation war, drohte der Ein- 
marsch der westlichen Alliierten im Falle einer kommunistischen Machtergreifung in 
Deutschland. 

Vgl. dazu u. a. von kommunistischer Seite: Heinrich Lauffenburg/Fritz Wolffheim: Revo- 

lutionärer Volkskrieg oder konterrevolutionärer Bürgerkrieg? Erste kommunistische 

Adresse an das deutsche Proletariat. Hamburg 1919, S. 1 ff.: die Tendenz: Frieden um 

jeden Preis setzte sich durch. „Damit war die Niederlage Deutschlands, die auf den 

Schlachtfeldern nicht vollzogen war, vollendet durch die Politiker, in deren Hände das 

Schicksal der Novembererhebung fiel.“ „Die deutsche Revolution, von bürgerlicher Feig- 

heit und Ideenlosigkeit getragen, hat zum Frieden von Versailles geführt.“ Seite 7. 


Mit dem nicht eingehaltenen Versprechen eines Verständigungsfriedens 
aufgrund der vierzehn Wilsonschen Punkte hatten die westlichen Alliierten 
Deutschland zum Niederlegen der Waffen veranlaßt”, der Revolution den 
Weg gebahnt und die Kapitulation erpreßt. 


5 Bernard Baruch, Präsident Wilsons Finanzberater in Versailles, urteilt darüber in seinem 
Erinnerungen (Die Jahre des Dienens, S. 145 ff.): 

Seite 146: „In der Frage der Reparationen waren die Briten ebenso unnachgiebig und hart 
wie die Franzosen.“ 

Seite 150: „Indem die Alliierten die Definition der deutschen Haftung so erweiterten, 
daß sie auch die indirekten Kriegskosten in sich schloß, machten sie es tatsächlich unmög- 
lich, Deutschland eine endgültige Rechnung zu unterbreiten. Wir, von der amerikanischen 
Delegation, forderten, Deutschland solle eine bestimmte Summe auferlegt werden, damit 
es den genauen Umfang seiner Verpflichtungen kenne, und wir hatten vorsichtige Schät- 
zungen über die Verluste der Alliierten angestellt. Doch als wir die Alliierten baten, nun 
ihre Schätzung der Schäden zu unterbreiten, lehnten sie es ab.“ 

Seite 152: „Das Paradoxe war, daß die Alliierten die Reparationsfrage in einem Vakuum 
zu betrachten schienen, bar aller wirtschaftlichen und politischen Realitäten, die dazu ge- 
hörten. Die offensichtlichste Realität war doch die, daß man Deutschlands Kapazität, Re- 
parationen zu zahlen, durch andere Bestimmungen des Vertrages radikal beschnitten hatte. 
‚Deutschland wurde des größeren Teils seiner wirtschaftlichen Aktiva, die es vor dem 
Kriege besaß, beraubt‘, schrieb ich am 29. März dem Präsidenten. Es sollte seine Handels- 
marine, seine Kolonien, Elsaß-Lothringen, die Kohlen der Saar ebenso wie andere Ein- 
nahmequellen verlieren. ‚Wir müssen uns daher darüber im klaren sein, daß wir es heute 
mit einem viel schwächeren Deutschland zu tun haben als dem, das wir vor dem Kriege 
kannten, und wir müssen einsehen, daß jeder Schadenersatz, der auf Vorkriegsverhält- 
nissen beruht, undurchführbar ist.‘“ 

6 Baruch, Die Jahre des Dienens, S. 148; 
ders., The Making of the Reparation and economic sections of the Treaty, S. 4 ff. 

7 Auf die Rechtskraft der Vorverhandlungen zum Frieden zwischen Deutschland und den 
USA und die Notwendigkeit ihrer Berücksichtigung wies John Foster Dulles in Versailles 
mehrmals hin, Ebda, 289 ff., 323 ff. — Als Ludendorff am 26. Oktober 1918 aus der Heeres- 
leitung schied, schrieb ihm Stresemann folgenden Brief: „Ich hoffe Sie mit mir einverstan- 
den, wenn ich Sie bitte, alles daran zu setzen um zu verhindern, daß Hindenburg geht. Wir 
dürfen unter keinen Umständen vor der Geschichte damit behaftet sein, Hindenburg ge- 
stürzt zu haben. Ich bin der Meinung, daß von unserem Standpunkt aus die Abdankung 
des Kaisers eher zu ertragen sein würde als das Gehen von Hindenburg. In der Friedens- 
frage selbst ist wohl die neue Regierung (des Prinzen Max von Baden) darin einig, alle 
Entscheidungen davon abhängig zu machen, welche Art von Waffenstillstand uns geboten 
wird. Das scheint mir auch das allein Richtige zu sein. Kommt es dann zu einem detail- 
lierten Waffenstillstandsangebot, dann wird sich hoffentlich die Forderung der national- 
liberalen Fraktion durchführen lassen, daß alle Befehlshaber gehört werden. Ich habe das 
größte Mißtrauen gegen Wilson und glaube, daß er uns von Konzessionen zu Konzes- 
sionen weiter locken will, bis wir uns bedingungslos ergeben und dann dem Zugriff der 
Entente ausgesetzt sind, wie ein Stück Stoff der Schere des Schneiders. Das hat Volk und 
Heer nicht verdient. Wenn wir überhaupt auf den Waffenstillstand eingehen, der unsere 
künftige Verteidigung schon wegen der Fliegergefahren viel schwerer gestaltet als die 
jetzige Frontlinie, dann müssen wir vor allen Dingen auch Gewißheit darüber haben, 
welches die Friedensziele der Feinde sind und über welches Maximum es unter keinen 
Umständen hinausgehen dürfte. Schon jetzt bieten meiner Meinung nach Wilsons 14 
Punkte die Möglichkeit des Verlustes von Elsaß-Lothringen, Oberschlesien, Posen und 
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Nach jedem Kriege trägt der Sieger eine größere Verantwortung für die 
neue Friedensordnung als der Besiegte. Nach einem totalen Siege trägt er die 
totale Verantwortung. Die Sieger des Jahres 1918 aber gaben mit den Pari- 
ser Vororts„verträgen“ der leidenden Menschheit keinen Frieden, sondern 
legten die Grundlagen für neues und größeres Unheil durch rachsüchtige Be- 
stimmungen und unerfüllbare Forderungen®. Die damalige deutsche Regie- 
rung machte sich an der weiteren Entwicklung dadurch mitschuldig, daß sie 
wider Einsicht und besseres Wissen nicht den Mut aufbrachte, die unerfüll- 
baren Bedingungen mit allen Folgerungen abzulehnen, wie Rathenau es vor- 
geschlagen hatte?. 

Die Alliierten hatten den Krieg gewonnen, den Frieden aber hatten sie 
mit den dem Besiegten auferlegten „Vertrags“bestimmungen verloren. Der 


Teilen von Westpreußen und dazu eine nach oben gar nicht limitierte Summe von Ent- 
schädigungen, die man sehr leicht in eine Kriegsentschädigung umwandeln kann, auch 
wenn sie anders frisiert ist. Mit dem Verlust der Eisenwerke in Elsaß-Lothringen und der 
Kohlengruben in Oberschlesien sind Herzadern unserer Wirtschaft getroffen. Kommt zu 
diesem noch eine Kriegsentschädigung von einem vielleicht Zehnfachen von Milliarden 
hinzu, so sind wir auf das nächste Jahrhundert gelähmt.“ 

Gustav Stresemann, Vermächtnis, I, Seite 12 f. 

8 Laut Baruch, Die Jahre des Dienens, $. 142, bestanden die Franzosen gegen den Willen 
der Amerikaner und der Briten auf der Fortsetzung der Hungerblockade. Über die Re- 
parationspolitik der Alliierten fällte er folgendes abschließendes Urteil: 

153 „Ich wußte, daß ganz Europa darunter leiden würde, wenn man Deutschland wirt- 
schaftlich am Boden hielt.“ 

154 f. „Hätte man ein gerechtes Reparationsprogramm entwickelt, so hätte das meiner 
Ansicht nach in Europa zu ganz anderen Folgen geführt. Ein realistischer Plan hätte 
den Alliierten bestimmt mehr eingebracht, als sie tatsächlich erhielten... . 

155 Doch es sollte nicht sein. Bei den Sitzungen der Reparationskommission waren die 
Leidenschaften der Menschen stärker als ihre Vernunft... “ 

$S. a. Geßler, Reichswehrpolitik, S. 115. 

9 Walter Rathenau, der im Herbst 1918 entschieden gegen die Kapitulation Stellung ge- 
nommen hatte, lehnte ebenso entschieden die Versailler „ Vertrags“bestimmungen im Mai 
1919 ab. Er schrieb dazu: „Was also geschehen soll. In Versailles muß das Außerste dar- 
an gesetzt werden, den Vertrag entscheidend zu verbessern. Gelingt es, gut. Dann unter- 
schreiben. Gelingt es nicht: was dann? — Dann darf weder aktiver noch passiver Wider- 
stand versucht werden. Dann hat der Unterhändler, Graf Brockdorff-Rantzau, das voll- 
zogene Auflösungsdekret der Nationalversammlung, die Demission des Reichspräsidenten 
und aller Reichsminister den gegen uns vereinten Regierungen zu übergeben und sie auf- 
zufordern, unverzüglich alle Souveränitätsrechte des Deutschen Reichs und die gesamte 
Regierungsgewalt zu übernehmen. Damit fällt die Verantwortung für den Frieden, für 
die Verwaltung und für alle Leistungen Deutschlands den Feinden zu; und sie haben vor 
der Welt, der Geschichte und vor ihren eigenen Völkern die Pflicht, für das Dasein von 
sechzig Millionen zu sorgen. Ein Fall ohnegleichen, unerhörter Sturz eines Staates; doch 
Wahrung der Ehrlichkeit und des Gewissens. Für das Weitere sorgt das unveräußerliche 
Recht der Menschheit und der klar vorauszusehende Gang der Ereignisse.“ 

Rathenau, Kritik der dreifachen Revolution, 1919, $. 125: „Die Zukunft“, 31. Mai 1919. 
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Erste Weltkrieg wurde mit diesem Abschluß nur der erste gewaltsame Aus- 
bruch aller durch Aufklärung und industrielle Revolution, durch den Libe- 
ralismus, freigesetzten Kräfte; er hatte auch den Kräften der Tiefe den Weg 
frei gemacht nach oben. 

Hitler hatte anläßlich des Einmarsches der französisch-belgischen Trup- 
pen in das Ruhrgebiet Anfang Januar 1923 in einer Versammlung erklärt, 
nicht „Nieder mit Frankreich“, sondern „Nieder mit den Novemberverbre- 
chern“ müsse es heißen. Das Schlagwort hatte seine Wurzel in den dunklen 
Vorgängen des Ausbruchs der Novemberrevolution. Der letzte kaiserliche 
Reichskanzler, Prinz Max von Baden, hatte die Abdankung des Kaisers ver- 
kündet, ohne dazu bevollmächtigt zu sein. Und der sozialdemokratische 
Staatssekretär in der letzten kaiserlichen Regierung, Philipp Scheidemann, 
hatte eigenmächtig die Republik ausgerufen, gegen den Willen des Führers 
seiner Partei, Friedrich Ebert. Deshalb hatte der Münchener Erzbischof, Kar- 
dinal Faulhaber, beim deutschen Katholikentag in München im Jahre 1922 
erklärt, die Revolution sei „aus Meineid und Hochverrat“ hervorgegangen. 
Viele Offiziere und Beamte nahmen deshalb ihren Abschied; viele stellten sich 
deshalb gegen den neuen Staat; viele zerbrachen an dem Gewissenskonflikt, 
in den sie gestürzt worden waren. 

Die durch Beruf und Herkunft staatstragenden, konservativen Schichten 
standen aus diesen Gründen gegen die Weimarer Republik, also nicht nur aus 
monarchischer Gesinnung, sondern aus dem Gewissenskonflikt heraus — und 
ihnen sprach Hitler aus dem Herzen. Selbst wenn sie nicht Nationalsoziali- 
sten waren oder wurden und die NSDAP ablehnten, so änderte das nichts an 
der Tatsache, daß der „Trommler“ ihrer Empörung am wirksamsten Ausdruck 
verlieh und ihre Stimmung zu seinen Gunsten ausnutzen konnte. 

Hitler konnte im Jahre 1923 den Versuch einer Machtergreifung in der 
bayerischen Landeshauptstadt nur im Bunde mit den Konservativen machen, 
weil diese die staatlichen Machtmittel in der Hand hatten. 
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DER WEG ZUM STAATSSTREICH 


I. Die allgemeine Entwicklung der Hitlerbewegung im Jahre 1923 
1. Die Lage zu Beginn des Jahres 1923 


Am 9. November 1922 hatte sich die Hitlerpartei mit den anderen Wehr- 
verbänden zu den „Vereinigten Vaterländischen Verbänden Bayerns“ (VVVB) 
zusammengeschlossen. Damit war die NSDAP als Bündnispartner in die 
Rechtsbewegung aufgenommen worden. Diese Gemeinschaft dauerte aber nur 
bis zum 14. Januar 1923. Unter dem Vorzeichen des Ruhrkampfes bildete 
sich im Reich die „Nationale Einheitsfront“!; Hitler hielt sich im Gegensatz 
zu den übrigen Mitgliedern der VVVB davon fern, getreu seiner am 11. Ja- 
nuar verkündeten Parole: „Nieder mit den Novemberverbrechern!“ Dazu 
rechnete er besonders die Sozialdemokraten, die in die „Nationale Einheits- 
front“ miteinbezogen waren. 

Auch der Ruhrkampf stand für die Nationalsozialisten im Schatten der 
innenpolitischen Auseinandersetzung mit dem Marxismus und dem Juden- 
tum, gemäß der Überzeugung Hitlers, daß die innere Reinigung die Voraus- 
setzung für die äußere Befreiung sei?. In diesem Sinne erließ der stellvertre- 
tende Parteivorsitzende Hans Jacob, den Hitler am 29, Januar zum zweiten 
Vorsitzenden der Partei ernannt hatte?, einen Aufruf zur Ruhrhilfe mit der 
Aufforderung an „alle Antisemiten und Nationalsozialisten“, „die Unter- 
stützung, die sie der Ruhrhilfe zugedacht hatten, an die Hauptleitung der 


1 SEG, 64, 1923, S. 8 ff.: Volz, Daten, $. 10. 

2 Volz, Daten, $. 10; Hitler, Mein Kampf (Jubiläumsausgabe ungekürzt in einem Band), 
1935, 2. Bd., S. 767 ff; 

3 VB,Nr. 31 v. 3. März 1923, $. 3. 
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NSDAP... abzuführen, die sich bereit erklärt, die einlaufenden Beiträge oder 
Naturalien oder Kleidungsstücke direkt an die Flüchtlinge zu übermitteln“. 
Das Blatt der deutschen Juden urteilte über die Lage in München Anfang 
1923 in einem Artikel „Von Eisner bis Hitler“: „München, das ehedem so 
behagliche, so gemütliche und kultivierte München, ist nach dem Krieg die 
Stadt der politischen Spektakelstücke geworden. Vielleicht hat die in poli- 
tischen Dingen geradezu kindliche Einstellung großer Teile seiner Bürgerschaft 
dazu geeignete Voraussetzungen gegeben. Tatsache ist, daß die Revolution, 
oder besser gesagt der Zusammenbruch eines über seine Kraft belasteten Vol- 
kes hier begann. Man hat gerade von jüdischer Seite dem Regisseur dieses 
traurigen Stückes verzweifelt wenig Sympathie entgegengebracht. Die hilf- 
lose Regierung hatte Eisner aus der Haft entlassen. Die Dinge nahmen ihren 
Verlauf, aber schon nach wenigen Tagen waren angesehene Juden der Münch- 
ner Gemeinde bei dem neugebackenen Ministerpräsidenten erschienen, um ihn 
zum Rücktritt zu veranlassen. Eisner hat damals lächelnd abgelehnt; er habe 
keine jüdischen sondern deutsche Aufgaben zu erfüllen.“ Nach der Räterepu- 
blik wurde in München eine große Judenhetze entfaltet, die infolge ihrer 
Plumpheit und Roheit aber auf die Bevölkerung kaum wirkte. „Das änderte 
sich erst“, so fuhr das Sprachrohr der Juden fort, „als ein Mann mit dem 
ausgesprochenen Führertalent und einer glänzenden Volksrednerbegabung, 
wie Hitler sie besitzt, an die Spitze der Bewegung trat. Keine der sonst maß- 
gebenden Parteien hatte diesem Redner einen gleich wirksamen, einen gleich 
hinreißenden Kontrahenten entgegenzustellen. Nie wurde mit nationalen Er- 
habenheiten ärgere Demagogie betrieben. In der Bürgerschaft zollte man 
Hitler Beifall.“ In einer Versammlung sagte Hitler über die Juden: „Die Pa- 
role muß lauten: ‚Hier Jude und hier Deutscher!‘ Die Lösung muß lauten: 
‚Volk lerne schweigen, beiße die Zähne zusammen und sinne auf Rache und 
wieder auf Rache, lerne abrechnen mit denen, die dich in den Abgrund stie- 
ßen. Hier gibt es keine Verständigung, der Jude und seine Helfershelfer im 
Innern unseres Volkes bleiben ewig unsere Feinde. Wir wissen, wenn sie ans 
Ruder kommen, dann rollen unsere Köpfe in den Sand; wir wissen aber auch, 
wenn wir die Macht in der Hand haben werden: ‚dann Gnade euch Gott!4‘““ 

Ende März 1923 wurde eine Abordnung der bayerischen Juden bei Mini- 


4 CVZ, Nr. 6 v. 8.2. 1923, S. 41 f. 
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sterpräsident Knilling wegen der Lage der Juden in Bayern vorstellig. Sie wies 
dabei auf folgende Äußerungen eines nationalsozialistischen Redners hin: 

„Da erklärt eines Tages die Regierung, binnen 24 Stunden hätten sich alle 
Juden mit einer Decke, Kochgeschirr und Lebensmittel auf acht Tage mit ih- 
ren Papieren im Lager zu melden. Wer bis zu einer bestimmten Stunde nicht 
da sei, werde erschossen. Sei dann die Gesellschaft beisammen, so wolle man 
durch Funkspruch den Ententemächten mitteilen, wenn die Franzosen nicht 
binnen einer gewissen Zeit rückwärts über den Rhein zögen, wären wir ge- 
zwungen, 50.000 Geiseln einer höheren Macht zuzuführen (Stürmischer Bei- 
fall). Da werde man sehen, wie das internationale Kapital nicht einen Augen- 
blick zögern werde, die französische Armee zum Rückzug zu veranlassen .. 5“ 

Während die Juden sich über die ihnen drohende Gefahr bei der bayeri- 
schen Regierung beklagten, spendeten die weiß-blauen Partikularisten Hitler 
Lob. Bedenklich fand man nur die Kulturkampfposaunen, die von einigen 
Hitleranhängern geblasen wurden®. 

Die „Bayerische Volkspartei-Korrespondenz“, das halbamtliche Sprach- 
rohr der Führung der Regierungspartei in Bayern, übte anläßlich des ersten 
Reichsparteitages bereits scharfe Kritik an der Hitlerbewegung: „... die Art 
der Propaganda und die Methode des erstrebten ‚nationalen‘ Umsturzes ist 
ausgesprochen rechtsbolschewistisch. Herr Hitler ist gewiß ein national den- 
kender und begeisterter Mann; das hindert aber nicht daran, daß er abgesehen 
davon sich bolschewistischer Methoden bedient. Der Nationalbolschewist 
Hitler ging in diesen Tagen unverkennbar mit dem Nationalisten Hitler 
durch?.* 

„Nach anfänglichen Mißerfolgen, schlimmen Rückschlägen und ernsten 
Krisen ist die nationalsozialistische Bewegung in Bayern zu einer Macht ge- 
worden, mit der der Staat nicht nur zu rechnen hat, sondern die er auch fürch- 
ten muß.“ „Was den Agitator macht, hat Hitler, was den Führer macht, fehlt 
ihm. Seine Bewegung lebt von dieser politischen, wirtschaftlichen und seeli- 
schen Notlage unseres Volkes. Wird diese gewendet, bricht sie auch selbst 

5 CVZ, Nr. 13 v. 29. 3. 1923, S. 99. Diese Rede zitierte die CVZ nach „Bayerischer Kurier“ 

v. 10.11. 1922. 

6 „Das Bayerische Vaterland“, Nr. 290 v. 18. 12. 1922, Art.: „Vom Hitler“, — „In ihrer 
ersten Blütezeit ist sie (NSDAP) so bajuwarisch durchwirkt, daß ihr Hakenkreuz sich 
nur wenig von der blau-weißen Färbung der bayerischen Monarchisten abhebt.“ Lewin- 


sohn: Das Geld in der Politik, S. 146 ff. 
7 „Bayerischer Kurier“, Nr. 29 v. 29. 1. 1923. 
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zusammen“, so charakterisierte eine Zeitschrift Anfang 1923 die Hitlerbewe- 
gung®. 

Die Besetzung des Ruhrgebietes und die dadurch ausgelösten Maßnahmen 
des passiven Widerstandes wie der geheimen Vorbereitungen des Überganges 
zu einem aktiven Widerstand wandelten die Hitlerbewegung aus einer ört- 
lich begrenzten politischen Massenbewegung zu einer Art Militärpartei®. Hit- 
ler bemühte sich vergeblich, sich die Bewegungs- und Entscheidungsfreiheit 
zu sichern; gegen seinen Willen wurde er vom Sog der von der Außenpolitik 
her bestimmten Ereignisse und ihrer innenpolitischen Auswirkungen erfaßt 
und mitgerissen. 

Der Januar 1923 war zunächst ein Erfolgsmonat in doppelter Hinsicht 
für ihn gewesen. Der Überfall der Franzosen und Belgier auf das Ruhrge- 
biet hatte die nationalen Leidenschaften tief aufgewühlt, der erste Reichspar- 
teitag die Schwäche der Staatsgewalt unverhüllt zutage gebracht. Zu den un- 
mittelbaren Folgen dieser Niederlage der Regierung gehörten die Bemühun- 
gen des Ministerpräsidenten Knilling, Hitler auf dem Verhandlungswege 
weiterhin entgegenzukommen. Knilling war unablässig bestrebt, mit den 
Rechtsverbänden zu einem guten Einvernehmen zu gelangen und hoffte, Hit- 
ler auf gütlichem Wege gewinnen zu können. Am 29. Januar zeigte sich der 
Ministerpräsident tief betrübt über den Verlauf der Ereignisse. Er sagte zu 
Staatsrat Schmelzle, „die Landespolizei und die Reichswehr hätten vollkom- 
men versagt. Was ihn vorläufig von seinem Rücktritt noch zurückhalte, sei 
einzig der Gedanke, daß ein neuer Mann vor der gleichen Situation stünde 
und es auch nicht leichter hätte als er“. Doch hielt er den Rücktritt des Innen- 
ministers Schweyer und des Polizeipräsidenten Nortz für wünschenswert, da 
beide es mit den Rechtsverbänden sich verdorben hätten!®. Auch im Minister- 
rat sprach Knilling eindringlich auf Schweyer ein, seine unfreundliche Hal- 
tung gegenüber den Rechtsverbänden aufzugeben, sonst könne er sich nicht 
mehr halten. Der Innenminister zeigte sich jedoch wenig geneigt, seinem Rate 
Folge zu leisten. Er vertrat nach wie vor die Überzeugung, „solange die Ver- 
bände nicht entpolitisiert seien, bildeten sie für den Staat eine Gefahr, und 
dies sei entscheidend für seine Haltung als Polizeiminister ihnen gegenüber“. 

8 „Die Deutsche Nation“. Eine Zeitschrift für Politik, H. 3, März 1923. 
9 Hasselbach, S. 7. 


10 Schmelzle, UE. — Auch die MNN forderten den Rücktritt Schweyers. Nr. 27 v. 29. 1. 
1923, S. 1, „Die Krise in Bayern.“ 
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Den Nationalsozialisten müßte man mit allen Mitteln staatlicherseits entge- 
gentreten. Mit dieser Auffassung stand er im Gegensatz zum Ministerpräsi- 
denten und zu Justizminister Gürtner, die eine Politik der Versöhnung be- 
trieben. Der Innenminister mußte jedoch eingestehen, daß er eine Zeitlang 
sich nicht sicher war, ob die beiden wichtigsten Werkzeuge staatlicher Macht, 
Reichswehr und Landespolizei, im kritischen Augenblick auch zuverlässig 
seien!!, Seine Politik der Stärke stand damit auf schwachen Füßen; anderer- 
seits war die Politik des Ministerpräsidenten in Anbetracht der Machtver- 
hältnisse mindestens zu einem gewissen Grade gerechtfertigt. 

Staatsrat Schmelzle erwiderte Knilling im Verlaufe des oben angeführten 
Gesprächs, der Rücktritt des Innenministers würde den Sturz der Regierung 
nach sich ziehen: „Wer dann das Ruder in die Hand nehmen werde, wisse er 
nicht, denn Dr. von Kahr sei wohl unmöglich. Hier stimmte mir der Minister- 
präsident zu!2,“ Schmelzle riet daher zu einer raschen Aufhebung des Aus- 
nahmezustandes, der wegen des störungsfreien Verlaufs der NS-Kundgebun- 
gen von der öffentlichen Meinung als überflüssig empfunden werde. Es be- 
stünde die Gefahr, daß die Sozialdemokraten über den Reichstag den Aus- 
nahmezustand beseitigen ließen. „Tatsächlich stellten die Vereinigten Sozial- 
demokraten schon am 31. Januar den Antrag, ließen ihn aber fallen, als die 
bayerische Regierung von sich aus den Ausnahmezustand am 5. Februar auf- 
hob!3,“ Der Ministerpräsident versuchte von diesem Zeitpunkt an noch mehr 
‚als früher, den vaterländischen Verbänden und Hitler gegenüber in eine an- 
dere Lage zu kommen; er glaubte, sie auf seine Seite ziehen zu können. 

Am 2. Februar 1923 traf sich Knilling mit Hitler im Beisein „eines rei- 
chen Mannes, der als einer der Geldgeber Hitlers galt“, im Regina-Palast- 
Hotel in München'*. Auch ein Münchener Journalist wurde zu der vertrau- 
lichen Besprechung zugezogen, der zum Ministerpräsidenten an sich oppo- 
sitionell eingestellt war. Vermutlich war der Journalist der Mittelsmann für 
diese Besprechung gewesen. Knilling äußerte sich Schmelzle gegenüber sehr 


11 Schweyer vor dem UAL, 6. Sitzg. v. 19. 10. 1927, 

12 Schmelzle, UE. 

13 Ebda. 

14 Ebda. — Staatsrat Schmelzle teilte mir im Gespräch vom 26. 9. 1952 mit, der reiche 
Mann und Geldgeber Hitlers war der Konsul Scharrer, Besitzer von Schloß Bernried, der 
mit einer reichen Amerikanerin verheiratet war. Teilnehmer des Gesprächs waren laut 
dieser Auskunft Scharrer, Knilling, Hitler und Held; letzterer war vermutlich der Journa- 
list. — Über Scharrer s. a. K. A. v. Müller, III, S. 102. 
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befriedigt über den Verlauf der Besprechung. „Der Geldgeber habe Hitler 
wegen seines bisherigen Verhaltens ordentlich Vorhalt gemacht. Ihm habe 
Hitler versprochen, daß er nichts gegen die Regierung unternehmen werde, er 
habe ihm versichert, daß er speziell zu ihm, Knilling, alles Vertrauen habe. 
Auch der Zeitungsmann habe seine Stellung gewechselt und für die Zukunft 
seine Unterstützung zugesagt. Nur Dr. Schweyer bilde einen Stein des An- 
stoßes, er verstehe es eben gar nicht, meinte der Ministerpräsident, den Draht 
zu diesen Leuten zu finden, ohne den es nun einmal nicht gehe. „Ein paar 
Tage später erzählte mir der Ministerpräsident, nun habe er mit Hitler auch 
Held zusammengebracht. Die Unterredung habe viereinhalb Stunden gedau- 
ert und habe eine weitgehende Übereinstimmung ergeben.“ Auch mit den Füh- 
rern der vaterländischen Verbände führte Knilling laufend Besprechungen, 
von deren Ergebnis er weniger befriedigt war. Diese Leute hätten, so sagte 
er, nur geringes politisches Verständnis; außerdem seien die Führer aufein- 
ander eifersüchtig. Trotzdem hoffte der Ministerpräsident, diese Verbände 
doch noch in seine Hand zu bekommen, und zwar auf dem gleichen Weg, auf 
dem er dieses Ziel Hitler gegenüber glaubte erreicht zu haben"°. 

Anscheinend hatte Knilling geglaubt, Hitler durch den Druck von seiten 
der Geldgeber an die Kandare nehmen zu können, zu denen nicht nur der 
Konsul Scharrer, sondern auch der bayerische Industriellenverband zählte. 
Jedenfalls stellte sich rasch heraus, daß dieses Druckmittel einem Mann wie 
Hitler gegenüber wirkungslos war; eher mochte Knilling damit auf Erfolg 
bei den Wehrverbänden und deren Führern rechnen können. Aber auch in 
diesem Fall zeitigte seine Verhandlungsaktivität, die er nach den für die Re- 
gierung so betrüblichen Ereignissen von Ende Januar 1923 entfaltet hatte, 
augenscheinlich keine Erfolge, denn Ende März 1923 gestand er dem Leiter 
des Außenministeriums seinen Mißerfolg ein, zeigte sich amtsmüde und war 
über das Verbleiben des den Rechtsverbänden verhaßten Innenministers eben- 
so verärgert wie über die Unlenksamkeit der Verbände!®. Auch der Führer 
der BVP, Dr. Heim, äußerte Ende März 1923 sein Mißfallen über die Natio- 
nalsozialisten, die die bayerische Regierung bekämpften, obwohl ihr kein 
Sozialdemokrat angehöre. Um dieselbe Zeit wies Dr. Held in einer Versamm- 
lung in Bamberg auf die nationalsozialistische Gefahr hin und unterstrich be- 
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sonders das gewalttätige Auftreten der Hitleranhänger!?. Von der angeblichen 
Übereinstimmung zwischen ihm und Hitler in der oben erwähnten Unter- 
redung war nach wenigen Wochen nichts mehr übriggeblieben. Zehn Tage 
nach der Unterredung zwischen Knilling, Scharrer und Hitler traf sich der 
Konsul mit dem Forstrat Escherich ebenfalls im Hotel Regina. Scharrer er- 
zählte dem Forstrat, er wolle den Vaterländischen Verbänden eine Milliarde 
Mark zur Verfügung stellen, wenn sie sich unter einem Führer einten. Esche- 
rich riet ihm „dringend, diese Angelegenheit nur im Einvernehmen mit der 
Regierung sowie den Rechtsparteien zu regeln“!8, Escherich selbst hatte sich 
nach der Auflösung der Einwohnerwehren im Sommer 1921 aus der bayeri- 
schen Politik weitgehend zurückgezogen, unterhielt aber lebhafte und viel- 
fältige Beziehungen zu allen maßgeblichen, amtlichen und nichtamtlichen 
Persönlichkeiten des politischen und wirtschaftlichen Lebens; er stand auf 
gutem Fuß mit dem bayerischen Thronfolger und hatte engen Kontakt zur 
Industrie- und Bankwelt. Außerdem spielte er als ehemaliger Führer der „Or- 
gesch“ und deren Nachfolgeorganisationen, den Vaterländischen Verbänden 
in Norddeutschland, noch eine führende Rolle. Mit Dr. Heim, der „grauen 
Eminenz“ der bayerischen Politik, hatte er in Regensburg Ende Januar 1923 
eine längere Aussprache; darüber vermerkte er in seinem Tagebuch: „Im 
großen und ganzen volle Übereinstimmung“!%. Scharrers Angebot wurde 
zwischen Escherich und Staatsminister Meinel besprochen; der Ministerprä- 
sident wurde zu der Unterredung hinzugezogen. Die drei Gesprächspartner 
einigten sich dahingehend, daß Scharrers Milliarde „nur im Einvernehmen 
mit der Regierung“ verteilt werden dürfe?®. 

Entweder Knilling, bei dem sich Escherich „nicht gerne allzuoft“ sehen 
ließ?!, oder, was wahrscheinlicher ist, Scharrer, mit dem der ehemalige Ein- 
wohnerwehrführer häufig zusammenkam, hatte sich um eine Unterredung 
zwischen Escherich und Hitler bemüht. Anläßlich seines nächsten Münchner 
Aufenthalts, am 22. Februar, lernte er bei Bekannten auch Hitler kennen. 


17 Ebda. 

18 "Tagebuch Escherisch, Eintrag v. 12. 2. 1923. 
19 Ebda, Eintrag v. 31.1. 1923. 
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„Bin noch mehr von ihm enttäuscht, als ich erwartet habe. Kleiner Demagoge, 
der nur mit Schlagworten arbeiten kann“, vermerkte er in seinem Tagebuch??. 

Bei einem Gespräch mit Besuchern im Forsthaus Isen, von denen einer 
ganz für Hitler eingestellt war, wurde die Ansicht geäußert, daß „vorüber- 
gehende Trennung vom Reich unerläßlich“ sei. Dazu bemerkte Escherich kri- 
tisch: „Alles Folgen der Kahr-Hitler-Atmosphäre in München?®!“ Escherich 
verzeichnete in seinem gewissenhaft geführten Tagebuch auch sorgfältig die 
wachsende Katastrophenstimmung infolge der uferlosen Geldentwertung. 
Als unmittelbar Betroffener war er besonders erbost über die ständige Teue- 
rung der Bahn; am 24. Februar 1923 trug er ein: Telegrafische Verständigung, 
er solle am Dienstag wieder dringend in Berlin sein. „Da es der Schieber hal- 
ber nur mehr Schlafwagen I. Classe gibt, bleibt uns nichts anderes übrig, als 
am Tage zu fahren. Muß also Montag früh mit Auto nach München ... . Was 
aber, wenn ich der Teuerung halber nun auch das Auto aufgeben muß?!“ Und 
am besagten Reise-Montag vermerkte er zorngeladen: 

„Wir sind wieder in den gleichen Verkehrsverhältnissen wie 1920, wo es 
nur Schlafwagen I. Cl. gab! Das würde bedeuten, daß die einfache Fahrt 
nach Berlin zwischen 40000 und 50000 Mark kosten würde. Bezeichnend 
für die ‚Republik‘, daß nur mehr ‚Schieber‘ und Großkapitalisten Schlaf- 
wagen fahren können. Die Fahrt II. Cl. von München nach Berlin kostet 
17000 Mark, ab ersten März das Doppelte. Die wahnsinnigste Verkehrs- 
politik, die es geben kann. 

Abends 7.56 Ankunft in Berlin. Hotel Kaiserhof. Zimmer kostet jetzt, 
obwohl für mich Ausnahmepreise berechnet werden, rund 17000 Mark! 
Man kann bald nicht mehr reisen und damit hört unsere Sache von selbst auf.“ 

In seinem Rückblick über den Monat Februar 1923 faßte Escherich seine 
Ansichten über die Gesamtlage mit den knappen Worten zusammen: „Poli- 
tisch steht der Monat im Zeichen der Ruhrbesetzung. Der Übermut der Fran- 
zosen kennt keine Grenzen mehr und treibt zur Katastrophe**.“ 

Zu dieser Zeit entschloß sich der Reichstagsabgeordnete Gustav Strese- 
mann zu einer Reise in das Industriegebiet. Er hielt am 21. Februar in Dort- 
mund, einen Tag bevor die Franzosen die Nachbarstadt Bochum besetzten, 
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den Oberbürgermeister und die Stadträte verhafteten, die Handelskammer 
plünderten und den verschärften Belagerungszustand verhängten, eine Rede, 
in derer u. a. ausführte®5: 

„Im Weltkrieg wurden Flugblätter abgeworfen, in denen den deutschen 
Soldaten klargemacht werden sollte, daß sie für eine ungerechte Sache kämp- 
fen. Das haben viele geglaubt. Sie schenkten den falschen Vorspiegelungen 
Gehör, daß die Feinde nicht gegen das deutsche Volk kämpfen, sondern für 
die Demokratie, die uns von unerträglichem Druck befreien solle. Sie glaubten 
der Versicherung, daß die Feinde, nachdem wir unsere Staatsform geändert, 
uns die Hand reichen würden, ohne daß es, nach Wilson, Sieger und Besiegte 
geben würde. Die Feinde sprachen von Gewährung des Selbstbestimmungs- 
rechts, von einer gerechten Entscheidung über die Kolonien. Die ganze Welt, 
so behaupteten sie, sei in Unruhe und Gärung, weil der Alpdruck des deut- 
schen Militarismus auf ihr laste. Jetzt werde eine neue Kultur die Herrschaft 
antreten. In Millionen von Ohren drangen diese Worte und wurden geglaubt. 
Konnte man doch in einer Stadt beim Empfang der heimkehrenden Krieger 
folgende Begrüßung lesen: Seid willkommen, wackere Streiter, Gott und 
Wilson helfen weiter! 

Was aber ist geworden? Ist die Welt vom Alpdruck des Militarismus be- 
freit, nachdem es keine deutsche Armee mehr gibt? Ist abgerüstet worden, 
nachdem Deutschland seine Waffen ausgeliefert hat? Viele haben gesagt, daß 
es unrecht war, U-Boote zu bauen, um damit feindliche Schiffe in den Grund 
zu bohren. Bauen aber nicht andere U-Boote, nachdem sie uns deren Bau ver- 
boten? Rühmen sich die anderen nicht, daß sie ihre Luftflotte ins Ungemessene 
vermehren und unübertrefflich wirkungsvolle Explosivstoffe herstellen? Nicht 
zur kulturellen Heranbildung der Menschheit ist all das fürwahr geschaffen. 
All dessen, was sie uns vorwarfen, es sei gegen die Menschheit gerichtet, be- 
dienen sie sich heute. Alles war Lug und Trug, was sie uns vorgeredet haben. 
Wir waren Toren, daß wir uns nicht die Ohren mit Wachs verstopften, son- 
dern auf die Sirenenklänge hörten und die Waffen niederlegten, bevor der 
Frieden geschlossen war. Wer unser Recht und unsere Freiheit nicht antastete, 
hatte Deutschland nicht zu fürchten und wird es in alle Zukunft nicht zu fürch- 
ten brauchen. Diejenigen Mächte, die den Frieden von Versailles unterschrie- 
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ben und uns veranlaßt haben, unsere Waffen niederzulegen, sind daher mo- 
ralisch verantwortlich für die heutigen Zustände in Deutschland. 

Wir haben nicht zu betteln und zu bitten um ihre Intervention. Wir for- 
dern sie, wenn es noch einen Sinn haben soll, was damals vorgegangen ist. Wir 
haben die Waffen nicht bedingungslos niedergelegt. Erst nachdem eine De- 
pesche Lansings eingegangen war, in der alle Einzelheiten des Friedens nieder- 
gelegt waren, haben wir es getan. In jenen Präliminarien des Friedens war 
ganz genau begrenzt, was wir zu entschädigen hätten. Kein Wort von dem 
Wahnsinn stand darin, daß wir auch alle Pensionen für die Kriegsteilnehmer 
zu zahlen hätten. Erst nachträglich, als wir entwaffnet waren, ist es in die 
Friedensbedingungen hineingeschrieben worden. 

Wie damals der Krieg nicht gegen das deutsche Volk gerichtet sein sollte, 
nur gegen die Hohenzollern, für die Demokratie und für die Republik, so 
heißt es jetzt, nachdem Deutschland eine Republik geworden, wir führen 
nicht Krieg gegen das deutsche Volk, sondern nur gegen die Industriema- 
gnaten. Wir wissen, so sagen sie jetzt, daß das Volk die Entschädigungen nicht 
zahlen kann, die Magnaten sollen Zahlungen leisten. Zu dir, deutsches Volk, 
kommen wir als Freunde. Mit Wallenstein könnte man ausrufen: ‚Wär’ der 
Gedank’ nicht so verwünscht gescheit, man wär’ versucht, ihn herzlich dumm 
zu nennen.‘ Aber der Gedanke ist verwünscht gescheit. Der Kampf, so ver- 
sucht man dem deutschen Volke einzureden, gelte dem schlechten Willen der 
deutschen Regierung, die sich den übernommenen Verpflichtungen zu entzie- 
hen trachte, jener bürgerlichen Regierung, die mit Cuno über Deutschland 
hänge und es verhindere, zu einer Verständigung mit Frankreich zu kommen. 
Die gegenwärtige Regierung hat sich, weiß Gott, bemüht, zu einer Verstän- 
digung mit Frankreich zu gelangen. Viele Deutsche meinen sogar, die Regie- 
rung sei dabei weit über das hinausgegangen, was wir wirtschaftlich ertragen 
können. Die Regierung hat es getan, um endlich Frieden zu bekommen, denn 
wir haben noch keinen Frieden gehabt. Man hat gesagt, die Deutschen be- 
trieben eine Art betrügerischen Bankerotts. Dabei weiß man genau, daß der 
Pariser Konferenz ein Vorschlag vorlag, in dem viel mehr angeboten wurde, 
als der unparteiische amerikanische Bankier Morgan als das Höchstmaß der 
deutschen Leistungsfähigkeit angesehen hatte. Die Regierung wollte bei Ge- 
währung eines Moratoriums die gesamte Summe der Kriegsentschädigung 
sofort verzinsen, auch wenn die internationale Anleihe nicht zustande kam. 
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Sie wollte die erste und zweite Rate selbst aufbringen, wenn nur die dritte 
Rate vom internationalen Markte aufgenommen würde. Wäre der Vorschlag 
so schlecht gewesen, wie man glauben zu müssen versucht ist, dann hätte Poin- 
care ihn sicher längst veröffentlicht und darauf hingewiesen. 

In der französischen Presse liest man, daß die deutsche Regierung das 
ruhige Volk im Ruhrgebiet zum Widerstand aufgereizt habe. Es wäre gut, 
wenn sich die Franzosen besser mit der Geschichte und Seele des deutschen 
Volkes befassen möchten, denn dann würden sie wissen, daß das deutsche 
Volk an der Ruhr das letzte wäre, das sich einen Willen aufzwingen ließe. Die 
Franzosen sagen, die deutsche Regierung treibe eine unerhörte Propaganda. 
Das Gegenteil ist der Fall. Frankreich ist es, das sich in der Propaganda selbst 
überbietet. Seine Taten sind die beste Propaganda für uns. Wenn Deutsch- 
land beim Einbruch der Franzosen sofort kapituliert hätte, wie es der Prä- 
sident Millerand erwartet hat, und mit den Franzosen über neue Bedingun- 
gen verhandelt hätte, dann hätte in Paris die Partei gesiegt, die behauptet, 
daß man von Deutschland alles verlangen könne, wenn man nur Gewalt an- 
wendet. Wer uns das Rheinland und Westfalen nehmen wollte, würde uns 
das Herz nehmen. Wehe dem, der nicht wüßte, daß es sich jetzt um die Zu- 
kunft Deutschlands handelt. Für diese leben und kämpfen wir, für eine Zu- 
kunft, auf die Deutschland nach seiner Geschichte und nach seinen gewaltigen 
Leistungen in Vergangenheit und Gegenwart ein Recht hat.“ 

Die Lage des deutschen Volkes war verzweifelt, die Reichsregierung völlig 
hilflos. Dies kam in erschütternder Weise anläßlich des Besuches des Reichs- 
wehrministers Geßlers in München Anfang März 1923 zum Ausdruck. Geßler 
sagte beim Abschied zu Ministerpräsident Knilling: 

„ Vielleicht fällt Ihnen, Exzellenz, etwas ein“, worauf Knilling erwiderte, 
es empfehle sich, vielleicht einen Preis für einen guten Einfall auszusetzen®®. 

Auch Kahr drückte Anfang März die Überzeugung aus, daß es zum Kriege 
kommen werde, aber vorher müsse mit den Marxisten aufgeräumt werden?”. 

Die geheimen Vorbereitungen für einen ins Auge gefaßten Übergang 
vom passiven zum aktiven Widerstand an der Ruhr zwangen die Reichswehr 


26 Schmelzle, UE. — Murphy, Diplomat unter Kriegern, S. 26, damals amerikanischer Konsul 
in München, berichtet: „Es war, als ob ganz Bayern in die Vereinigten Staaten auswan- 
dern wollte. Täglich wurden 400 Visa erteilt.“ 
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zu einer engen Zusammenarbeit mit den Wehrverbänden?®. Verhandlungen 

darüber wurden in Berlin von seiten der Reichswehr mit der Reichszentrale 

der Einwohnerwehren (Orgesch) und ihren Nachfolgeorganisationen in den 

Vaterländischen Verbänden geführt. Forstrat Escherich verhandelte Mitte 

Februar darüber auch mit Seeckt; es war von einem „Aufsaugen der Organisa- 

tionen durch die Reichswehr“ in der Führung der Vaterländischen Verbände 

die Rede?®. Escherich war vorsichtig und verlangte „weitgehende Sicherun- 
gen“, die von Seeckt über das preußische Innenministerium und über den 

Reichskanzler beigebracht werden sollten?®. 

Der französisch-belgische Überfall auf die wirtschaftliche Herzkammer 
des Reiches war der Bankrott der Erfüllungspolitik der Nachkriegsregierun- 
gen zwischen 1919—1923. Die Politik des ständigen Nachgebens „um Schlim- 
meres zu verhüten“, hatte damit völligen Schiffbruch erlitten. „Die Hilflosig- 
keit Deutschlands rühre nicht zuletzt von der Schwäche seiner Regierung 
her“ stellte der Amerikaner Logan fest. 

Da England und Italien die Ruhraktion als einseitigen Gewaltakt Frank- 
reichs ablehnten, hofften viele Deutsche auf Erfolg durch einen energischen 
Widerstand gegen die militärische Vergewaltigung des Reiches, die mit fünf 
französischen und einer belgischen Division durchgeführt wurde??. In der 
„Schwarzen Reichswehr“ spielte die außenpolitisch nicht ungünstig beurteilte 
Lage als Triebfeder für die Vorbereitungen des offenen militärischen Wider- 
standes eine entscheidende Rolle??. Deutschlands Lage war verzweifelt und 
die Mittel, sich gegen eine derart rechtswidrige und brutale Behandlung zu 
wehren, konnten nur verzweifelte sein. Die Reichsregierung hatte den Chef 
28 Carsten, Reichswehr und Politik 1918—1933, S. 174 ff. 
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32 Auch die Amerikaner neigten der Auffassung zu, daß die Ruhrbesetzung rechtswidrig sei. 

Während der amerikanische Staatssekretär des Auswärtigen eine Politik der strengen 
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I can determine it this represents the real temper of the German people today.“ 
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der Heeresleitung darüber angehört, „ob ein Widerstand mit der Waffe mög- 
lich sei“, was von ihm unter Zustimmung des Reichswehrministers verneint 
wurde. Der später aufgebrachte Gedanke eines aktiven Widerstandes aus der 
Bevölkerung heraus war nach den Erinnerungen Luthers, des damaligen 
Reichsernährungsministers und späteren Reichskanzlers, „kaum je Gegen- 
stand eines Kabinettsbeschlusses“#. Die Antwort des Generals Seeckt galt 
jedenfalls nur für den Augenblick. Die Reichswehrleitung traf umfassende, 
geheime Vorbereitungen, um den von der Reichsregierung verkündeten „Pas- 
siven Widerstand“ für den Fall weiteren Vordringens der Franzosen ins 
Reichsgebiet in einen aktiven Widerstand umwandeln zu können®s. Den ein- 
zelnen Wehrkreisen wurde für diese Aufrüstungsmaßnahmen weitgehende 
Selbständigkeit gelassen; „tatsächlich sind in allen Wehrkreisen Mobilma- 
chungsvorbereitungen im Gange gewesen“3s. General v. Seeckt weilte zu die- 
sem Zweck Ende Februar und Anfang März auch in München. Dabei kam am 
10. März 1923 auch ein Gespräch zwischen dem General und Hitler zu- 
stande?”. Dieser forderte die innenpolitische Bereinigung, das hieß die Aus- 
schaltung der Sozialdemokratie als Voraussetzung für den äußeren Kampf. 
Seeckt soll sich darüber geäußert haben: „Im Ziele waren wir uns einig, nur 
der Weg war verschieden.“ Aus den Aufzeichnungen des Adjutanten Seeckts 
ging hervor, „daß die Unterredung mit Hitler auf Seeckt einen ganz unge- 
wöhnlichen Eindruck gemacht“ habes. Hitler selbst war nach eigenem Ein- 
geständnis von dem Gespräch mit Seeckt enttäuscht®®, 

Am 3. Februar 1923 fand unter dem Vorsitz Kahrs eine Besprechung der 
Pläne der Reichsregierung wegen eines möglichen Überganges vom passiven 
zum aktiven Ruhrwiderstand statt. Teilnehmer der Konferenz waren Graf 
von der Schulenburg als Vertreter der „Orgesch“, General Stetten für „Bund 
Bayern und Reich“, ferner die Generale Epp und Lossow. Oberstleutnant 
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von Stülpnagel von der Reichswehrleitung berichtete über die Vorbereitun- 
gen eines Volkskrieges gegen Frankreich im Herbst 1923, wobei man in Ber- 
lin mit der wohlwollenden Neutralität von England und den USA rechnete, 
und hoffte, daß Rußland Polen in Schach halten werde. Nach Kahrs Erinne- 
rungen bestellte die Reichswehr im Frühjahr 1923 in Italien 500 Jagdflug- 
zeuge, Artillerie und Munition®®. 

Daß der Chef der Heeresleitung für den Fall eines weiteren Vormarsches 
der Franzosen zum aktiven Widerstand entschlossen war, darf man auch 
aus einer Äußerung von ihm gegenüber dem amerikanischen Botschafter in 
Berlin schließen: „Der Weg von Dortmund nach Berlin ist ja nicht weit, aber 
er führt durch Ströme von Blut*!.“ 

An General von Loßberg schrieb Seeckt am 16. Februar 1923, er sei 
„zur Abwehr bereit und entschlossen“. „Das sei selbstverständliche Pflicht 
und geschehe im Einvernehmen mit der Reichsregierung, ohne daß in die 
Entwicklung im Ruhrgebiet sonst aktiv eingegriffen werden könne#?.“ Die 
„Nationale Einheitsfront“, die den passiven Ruhrwiderstand tragen sollte, 
erwies sich jedoch von Anfang an brüchig, vor allem infolge der zwiespältigen 
Haltung der Sozialdemokratie. Die Partei stand auch in diesem Falle, wie 
schon öfter, gegen ihren Führer Ebert, der als Reichspräsident eine überpar- 
teiliche und nationale Haltung an den Tag legte. Sie wollte sich schon zu Be- 
ginn des Ruhrkampfes abseits stellen, indem sie sich der Teilnahme an einer 
vom Reichskanzler im Ruhrgebiet anberaumten Protestkundgebung zu ent- 
ziehen suchte. Der Reichskanzler veranlaßte durch Rücktrittsdrohung den 
Reichspräsidenten, „seine Parteigenossen zur Vernunft zu bringen“. „Cuno 
hat übrigens die Kampfansage der Sozialdemokraten nicht so ohne weiteres 
hingenommen. Als Seeckt es ihm gegenüber offen aussprach, daß er das Par- 
lament für den Krebsschaden dieser Zeit hielt, versuchte Cuno am 19. Januar 
geradezu eine Beseitigung des Parlamentarismus. Leider versandete alles in 
endlosen Besprechungen*?.“ 

Die sozialdemokratische Partei und die Gewerkschaften machten schon 
Anfang März 1923 den erfolglosen Versuch, „über die tschechoslowakische 
Regierung mit Poincar€ Geheimverhandlungen anzuknüpfen, wie aus den 
40 Nachlaß Kahr. 
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amerikanischen Akten ersichtlich ist. Man war dabei bereit, weitgehende Zu- 
geständnisse zu machen, wie etwa die Erweiterung der französischen Brücken- 
köpfe am Rhein und eine französische Mitwirkung bei der Verwaltung der 
Kohlengruben im Rheinland ““#. 

Da die wachsende außen- und innenpolitische Krise im Jahre 1923 der 
Reichswehrleitung eine steigende Bedeutung verlieh“, verschärften sich die 
Spannungen zwischen der Reichswehr und der sozialdemokratischen Partei. 
„Schon im Januar war die Situation so zugespitzt, daß Seeckt ein weiteres 
Zusammengehen mit der sozialdemokratischen Partei ablehnte.“ Die Span- 
nungen zwischen Reichswehr und Sozialdemokratie nahmen derart zu, „daß 
man in der näheren Umgebung Seeckts den Gedanken erwog, ein System 
direkt zu bekämpfen, das reichlich ungeeignete Persönlichkeiten in höhere 
Beamtenstellen brachte“. „Seeckt lehnte solche Gedankengänge ab, weil er mit 
feinem Gefühl erkannte, daß die Zeit noch nicht reif sei46,« 

Die schwankende Haltung der Sozialdemokraten verlieh den Kommu- 
nisten Auftrieb. Sie benutzten den Ruhrkampf skrupellos für ihre Umsturz- 
pläne und arbeiteten den Franzosen durch Verrat am nationalen Widerstand 
in die Hände*”. Im Ruhrgebiet, in Sachsen, in Lübeck kam es im Frühjahr 
bereits zu kommunistischen Unruhen. Diese innere Zerrissenheit des Volkes 
machte den Widerstand gegen den äußeren Feind aussichtslos. Die unsichere 
Haltung der sozialdemokratischen Partei, die antinationale Einstellung der 
Kommunisten peitschten auf der Gegenseite einen hemmungslosen Nationa- 
lismus in die Höhe. Hitlers Aufforderung zum Kampf gegen die „November- 
verbrecher“ erklärt sich daraus ebenso wie der wachsende Rechtsradikalismus 
überhaupt. Die Massenwirkung des Münchner „Trommlers“ des nationalen 
Gedankens nahm im unmittelbaren Verhältnis zum Anwachsen des Massen- 
elends durch die Inflation, zur Steigerung der innenpolitischen Erregung zu. 
Die Inflation, das Massenelend, die innenpolitische Erregung aber wurden 
durch die Besetzung des Ruhrgebietes auf einen nicht mehr zu überbietenden 


44 Gescher, $. 189, Anm. 445, führt als Quelle Brief und Telegramm des amerikanischen Bot- 
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Höhepunkt getrieben. Hitlers Erscheinen wurde so zum Fieberthermometer 
des kranken Deutschlands. In einer Versammlung in einem Pariser Arrondis- 
sement rief ein jüdischer elsäßischer Rechtsanwalt aus: „Hitler mag zur einen 
Hälfte eine Schöpfung der Deutschen sein, aber zur anderen Hälfte ist er 
ein Produkt der Politik Frankreichs*s.“ 

Die Inflation, die bewußte und systematische Geldentwertung, nahm seit 
dem Ruhreinbruch der Franzosen in rasendem Tempo zu“. Im Januar 1923 
kostete ein Dollar 18.000, im Februar 27.900, im Juni 1923 110.000 Papier- 
mark. Die Franzosen trieben die Geldentwertung absichtlich voran, indem 
sie in dem von ihnen besetzten Gebiet die Reichsbanktresors plünderten und 
auch Druckplatten für Geld wegnahmen’®. Nach Mitteilung der Reichsbank 
vom Anfang Mai waren seit Beginn der Ruhrbesetzung nahezu 30 Milliarden 
Mark Reichsbankgelder von den Franzosen geraubt worden®!, Ende Mai wa- 
ren es 127.5 Milliarden Mark?. 

Durch diese finanzielle Raubpolitik wurde die Kraft des Reiches zum 
Durchhalten im passiven Widerstand geschwächt und der Zusammenbruch der 
deutschen Währung und Wirtschaft beschleunigt. Dazu trugen außerdem die 
irrsinnig hohen Besatzungskosten bei: sie betrugen bis 31. 3. 1922 bereits 5.5 
Milliarden Goldmark, ohne die Kosten für die Besetzung des Sanktionsge- 
bietes und für die alliierten Militärkontrollkommissionen’®. In den letzten 
vier Vorkriegsjahren betrugen die Kosten für die gesamte Wehrmacht jähr- 


48 „L’occupation de la Ruhr a £t&, apr&s cing ans de combat contre P’esprit de la revolution, 
l’occasion pour la grande industrie, l’arm&e et les conservateurs, d’une Premi£re et capitale 
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restent A vivre ä la R£publique de Weimar. Ce n’est donc point forcer la verite que de 
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Reich devant l’occupation Franco-Belge de la Ruhr en 1923. Genf 1969, 5.372/3.— Ludwig 
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lich 3.75 Milliarden Mark5*. Im August 1922 hatte der damalige Reichskanz- 
ler Wirth vor ausländischen Journalisten erklärt, „Frankreich werde durch 
seine inhumane Retorsionspolitik Deutschland ruinieren und nichts dabei ge- 
winnen“®®. Diese „inhumane Retorsionspolitik“ gipfelte in der Ruhrbeset- 
zung mit dem klaren Ziel, die deutsche Wirtschaft zum Zusammenbruch zu 
treiben, damit die politische Auflösung des Reiches herbeizuführen und den 
Rhein als „natürliche Grenze“ Frankreichs zu gewinnen. 

Reichskanzler Cuno zählte am 6. März 1923 im Reichstag die deutschen 
Leistungen aufgrund des „Friedensvertrages“ auf®®: „Vom 11. November 
1918 bis zum 30. September 1922 hat Deutschland Reichs- und Staatseigen- 
tum in den abgetretenen Gebieten im Werte von 5.6 Gold-Milliarden, die 
Saar-Gruben im Werte von einer Gold-Milliarde übereignet, militärische 
Rücklaßgüter von 4.2 Milliarden übergeben, See- und Binnenschiffe im Werte 
von 6 Milliarden, Kohlen und Koks im Werte von 2.3 Milliarden. Es hat deut- 
sches Eigentum im Ausland blutenden Herzens aufgeben müssen im Werte 
von 11.7 Milliarden, hat die Forderungen an seine ehemaligen Kriegsver- 
bündeten abgetreten und so eine Gesamtleistung von 45.6 Milliarden Gold- 
mark erreicht. Gleichzeitig wurde die Abrüstung durchgeführt, die Kriegs- 
industrie ihrer Ausrüstung entblößt. Die deutschen Leistungen und staatlichen 
Verluste machen so bis zum 30. September 1922 einen Betrag von 56.6 Gold- 
Milliarden aus, eine Summe, die bei dem heutigen Dollarstand dem unauf- 
bringbaren Betrag von 285 Billionen Papiermark entspricht.“ 

Die Ruhraktion war von Frankreich mit langer Hand vorbereitet. „Schon 
auf der Konferenz von Spa im Jahre 1920 hatte die deutsche Regierung 
Kenntnis davon nehmen müssen, daß weiteres deutsches Gebiet in Pfand 
genommen werde, falls Deutschland mit der Erfüllung des Versailler Ver- 
trages in Verzug gerate. Hinter dieser Forderung stand der Wunsch des Co- 
mit£e des forges, den Ruhrkoks im Lothringer Minette-Gebiet selbst zur Stahl- 
erzeugung zu verwenden. 


54 SEG, S. 63; — Anfang 1920 beliefen sich die Kosten für die Kontrollkommissionen jähr- 
lich auf 500 Millionen Mark; die Kommissionen verließen Deutschland am 31. 1. 1927. 
Ploetz, Konferenzen, II, 1959, S. 44. 

55 SEG, 63, 1922, S. 103. 

56 SEG, 64, 1923, S. 47. 


34 


Auch militärisch war der Aufmarsch durch die Besetzung der Rhein- und 
Ruhrhäfen Duisburg, Düsseldorf und Ruhrort seit 1921 vorbereitet??.“ 

Als Rathenau im Frühjahr 1922 aus Genua zurückkam, sagte er zum 
Reichswehrminister Geßler: 

„Wir kommen um die Ruhrbesetzung nicht herum. Poincare wird sich 
durch nichts abhalten lassen. Wir müssen auch diese Zigarre rauchen, so übel 
uns dabei wird. Aber es ist wichtig, daß der offene Kampf erst im Winter be- 
ginnt und wir ihn in das Frühjahr und den Sommer hinein führen können. 
Einstweilen muß alles vorbereitet werden, daß wir auch diesen Kampf über- 
leben.“ „Die diplomatische Aktion“, so kommentierte Geßler diese Auße- 
rung Rathenaus, „hatte er schon vorbereitet durch das Abkommen mit den 
Russen in Rapallo. Von England oder USA erwarte er zunächst keine Hilfe 
mehr?®.“ 

Was verstand Rathenau unter „offenem Kampf“? Meinte er offenen mi- 
litärischen Widerstand oder dachte er schon an „Passiven Widerstand“? Und 
inwieweit waren die Vorbereitungen für diesen „offenen Kampf“ getroffen? 
War die bedingungslose Erfüllungspolitik besonders der Regierung Wirth 
1921/22, die ja dazu dienen sollte, das Schlimmste zu verhüten, nämlich die 
Ruhrbesetzung, dann nicht falsch? Rathenau hatte die Lage richtig beurteilt: 
sein Rußlandvertrag und die kühle Einschätzung der Haltung der angel- 
sächsischen Mächte bewiesen seinen staatsmännischen Blick. Hoffte Rathenau 
für diesen Ernstfall auf eine militärische Intervention Rußlands zugunsten 
Deutschlands? Den Militärs war es klar, daß ein Widerstand nur im Osten 
Deutschlands mit russischer Rückendeckung aufgebaut werden konnte. Rathe- 
nau und sein Nachfolger Rosenberg scheinen die Hoffnung gehegt zu haben, 
daß die Sowjets jedenfalls Polen, den Verbündeten Frankreichs, in Schach 
halten würden?®. „Bei seinen wiederholten Besuchen in Berlin hatte der rus- 
sische Außenminister Tschitscherin wohl genügend Hoffnung gemacht, daß 
Rußland alles tun werde, um Polen zu ‚beruhigen‘“. Der Reichswehrminister 
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stand den Hoffnungen auf russische Hilfe jedenfalls skeptisch gegenüber „im 
Hinblick auf unsere eigene Wehrlosigkeit und in Kenntnis des Standes der 
russischen Rüstung“®®, 


2. Die Arbeitsgemeinschaft der vaterländischen Kampfverbände 


Der Tag der Verkündigung der „Nationalen Einheitsfront“, der 14. Ja- 
nuar 1923, wurde in gewisser Hinsicht ein Wendepunkt in der Geschichte 
der frühen Hitlerbewegung. Hitler beendete im Einvernehmen mit seinem 
wichtigsten Gönner, dem Reichswehrhauptmann Ernst Röhm, sein kurzes 
Gastspiel als Mitglied der VVVB unter Führung von Dr. Pittinger und Profes- 
sor Hermann Bauer. Seinem Freunde Röhm dankte er dann den Erfolg mit 
dem Reichsparteitag Ende 1923; die erste, höchst waghalsige Machtprobe mit 
der Regierung hatte er mit Hilfe der Reichswehr erfolgreich bestanden!. Ohne 
die Reichswehrunterstützung wäre er gescheitert, wäre seine Laufbahn viel- 
leicht beendet gewesen, jedenfalls für eine bestimmte Zeit, um so mehr, als er 
sich von der Partnerschaft mit den VVVB vierzehn Tage vorher losgesagt 
hatte. Diese Lösung hatte ihm nicht die Freiheit des Handelns verschafft, sie 
hatte vielmehr seine Abhängigkeit von der Reichswehr erhöht. Er beraubte 
sich selbst der Möglichkeit, gestützt auf VVVB und Reichswehr, durch ge- 
schicktes Lavieren sich ein größeres Maß politischer Entscheidungsfreiheit zu 
sichern als durch die vollkommene Abhängigkeit von einem der beiden maß- 
geblichen Machtfaktoren in Bayern. Die enge Freundschaft mit Röhm, die 
Überschätzung von dessen Macht und Einfluß in der bayerischen Reichswehr, 
besonders nach dem Erfolg mit dem Reichsparteitag, mögen Hitler veranlaßt 
haben, alles auf eine Karte zu setzen, um zum Ziele zu gelangen: gewaltsame 
Machtergreifung mit Hilfe der bayerischen Reichswehr. 

Die weitere Entwicklung der Hitlerbewegung wurde im Jahre 1923 je- 
denfalls von der bewaffneten Macht bestimmt. 
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Röhm selbst mag ebenso Hitlers Macht als Massenführer überschätzt ha- 
ben wie Hitler Röhms Einfluß in der Reichswehr; gegen die Gefahr, dem 
Sinnenrausch der Massenversammlungen, der Massenaufmärsche mit Fahnen, 
Marschmusik, frenetischem Jubel hemmungslos aufgepeitschter Massenstim- 
mung zu erliegen, war auch der nüchterne Generalstäbler nicht völlig gefeit. 
Ohne Zweifel war der Volkstribun zu dieser Zeit nicht nur der interessan- 
teste, sondern auch der gefeiertste Mann in der bayerischen Landeshauptstadt; 
selbst die „Münchner Neuesten Nachrichten“, das größte bürgerliche Blatt 
Münchens, „traten“, wie Röhm triumphierend schrieb, „damals auf Hitlers 
Seite“; als Beweis dafür zitierte er folgende Stelle aus einem Artikel, die ihm 
selbst offensichtlich aus der Seele gesprochen war: 

„Wer Gefühl für Zukunft und werdendes Deutschland hat, der ist über- 
zeugt, daß die Zukunft Deutschlands und Bayerns bei den überparteilichen 
Organisationen und nicht bei den Parteien liegt. Die politischen Parteien, wie 
sie heute sind, sind ausnahmslos Überbleibsel aus dem kaiserlichen Deutsch- 
land. Ihre Führer, ihre Abgeordneten und deren Denken gehören zur Vergan- 
genheit und sind Vergangenheit. Das neue Deutschland wird nicht gebaut von 
Interessenvertretern, das neue Deutschland wird aufgerichtet von Nationalen 
und nichts als Nationalen?.“ 

Röhm entschloß sich im Laufe des Monats Januar 1923, mit dem Führer 
der bayerischen vaterländischen Bewegung, dem Sanitätsrat Dr. Pittinger, 
der den „Bund Bayern und Reich“ als Nachfolgeorganisation der Einwohner- 
wehren gegründet hatte, zu brechen, weil Pittinger gegen Hitler Stellung 
nahm. Röhm bat General von Epp, eine Aussprache mit Pittinger zu ver- 
mitteln. Diese erfolgte am 27. Januar in Röhms Geschäftszimmer. „Anwesend 
waren Dr. Pittinger und Dr. Müller, Hauptmann Heiß und ich“, so schilderte 
Röhm den Vorgang. „Am Ende einer erregten Aussprache zwischen mir und 
Dr. Pittinger bat ich diesen, mich von meiner Verpflichtung zur Mitarbeit, 
die ich seinerzeit ihm gegenüber eingegangen war, zu entbinden. Da er dies 
ablehnte, gab ich am 30. 1. die schriftliche Erklärung ab, daß ich meine Bin- 
dung als gelöst ansehe. Hauptmann Heiß schloß sich meinem Vorgehen an. 
In einer Denkschrift, die ich meinen nächsten politischen Freunden gab, recht- 
fertigte ich meinen Schritt der Anschuldigungen gegenüber, die Pittinger 
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daraufhin gegen mich erhob. Diese Denkschrift war später Anlaß zu einem 
Ehrenhandel, der erst im Juli 1923 durch Schiedsspruch des Generals von 
Lossow sein Ende fand?.“ 

In dieser Denkschrift bezichtigte Röhm den Sanitätsrat der Feigheit; 
Pittinger habe bei dem geplanten Unternehmen im Münchner Kindl-Kel- 
ler im August 1922 „an Händen und Füßen gezittert“ und sei zum Fassen 
eines Entschlusses nicht fähig gewesen. Er sei in den Chiemgau geflüchtet. 
Pittinger habe behauptet, er, Röhm, habe am 22. September 1922 zusam- 
men mit Hitler putschen wollen. „Diese Nachricht war via Pittinger und 
Oberstleutnant Adam dem Befehlshaber Möhl überbracht worden.“ Der 
eigentliche Grund für den Bruch Röhms mit Pittinger war eine reine Macht- 
frage. Der ebenso ehrgeizige wie schlaue Sanitätsrat forderte, wie Röhm 
behauptete, „daß nur der Bund Bayern und Reich militärisch anerkannt 
wird“; diese Forderung „ist unhaltbar“. „In gleicher Weise wollte er (Pittin- 
ger) sich die Verfügung über die gesamten Waffen Bayerns dadurch sichern, 
daß er die Feldzeugmeisterei als eine seinem Bunde unterstellte Einrichtung 
in Anspruch nahm.“ Pittinger habe auch sachlich versagt hinsichtlich der 
Erfüllung der Aufgaben der VVVB#. Er lehnte in einer ausführlichen Stel- 
lungnahme zu Röhms Denkschrift dessen Gründe für den Austritt aus 
der von ihm geführten Wehrorganisation ab, besonders die Entpflichtung 
Röhms?. Die Sonderbestrebungen der Gruppe Röhm, Heiß, Hofmann, so 
schrieb Pittinger, „machten der Leitung um so größere Sorge, je mehr sich 
die genannte Gruppe von der Oberleitung innerlich löste und fast willenlos 
in die Richtung Hitler hineintrat“. Über die seit langem vorhandenen Span- 
nungen ließ sich Pittinger weiter aus: „Anfang November (1922) gingen der 
Bundesleitung Nachrichten zu, Hitler beabsichtige mit Röhm usw. einen 
Putsch. Wir konnten die Dinge nicht auf sachlichen Wahrheitsgehalt prüfen, 
hielten es aber für unsere Pflicht, um jedwedem Unglück vorzubeugen, der 
vorgesetzten Dienststelle des Hauptmanns Röhm von dem Gerücht Kennt- 
nis zu geben. Hierzu wurde ganz offen und ohne jede Heimlichkeit Major 
Adam gebeten, den Wehrkreiskommandeur in Kenntnis zu setzen. Eine Be- 
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hauptung in bestimmter Form wurde von mir nicht aufgestellt, wohl aber 
Vorsicht empfohlen.“ Auch den Chef des Stabes der siebenten Division hatte 
Pittinger auf den „Überaktivismus Röhm und Konsorten“ aufmerksam ge- 
macht mit dem Beifügen, „daß diese Gruppe optima fide handle und nur in 
ihrer Einseitigkeit von Leuten wie Hitler in eine Gefahr hineingerissen wür- 
de“. „Daß Röhm und sein Anhang im Interesse des Vaterlandes das Beste 
wollten“, stritt Pittinger nicht ab. Dagegen stieß er sich an der eigentlichen 
Machtstellung Röhms als „Feldzeugmeister“. „Röhms Tätigkeit in der Waf- 
fenangelegenheit“, so schrieb Pittinger wörtlich und ließ damit die Katze 
aus dem Sack, „war allmählich mehr als bedenklich geworden. Er selbst war 
es, der sagte, die Waffen, die ich bewahre, gehören einer neutralen Stelle, und 
das bin ich. Sie gehören weder der Reichswehr noch den Organisationen.“ 
Pittinger erklärte dann, daß er trotz der sachlichen Meinungsverschiedenhei- 
ten sich „bei der seinerzeitigen Versetzung Röhms wärmstens für sein Ver- 
bleiben beim Infanterieführer eingesetzt“ habe, „weil ich damals noch an 
den guten Charakter des Hauptmanns Röhm glaubte ... .“ Den Oberstleut- 
nant Hofmann beurteilte Pittinger als „schweren Neurastheniker“. 

Eine große Rolle bei der Spaltung der VVVB spielte auch General Luden- 
dorff; an ihm schieden sich, wie an Hitler, die Geister. „Ludendorff hat sich“, 
wie Pittinger feststellte, „in der jetzigen Krise nicht zurückgehalten und nicht 
jede Einmischung abgelehnt. Es genügte nur der Hinweis auf die eigenen Wor- 
te Ludendorffs, die er bei seiner Osterreichfahrt nach Klagenfurt gebraucht 
hat, wo er einen Führer der österreichischen Heimwehren einlud, nach Mün- 
chen zu kommen, damit er ihn mit ‚seinen Unterführern‘ bekanntmachen 
könne. Außerdem habe ich Anhaltspunkte dafür, daß Hauptmann Röhm 
seine Gesinnung gegen mich gerade auf Einwirkung und Veranlassung Lu- 
dendorffs geändert hat.“ Ein noch stärkerer Stein des Anstoßes war für Pit- 
tinger der Oberst Bauer. „Viel schlimmer aber ist die Rolle des Oberst Bauer 
und die Tatsache, daß Hauptmann Röhm trotz aller Aufklärung und des 
direkten Verbotes, über Organisationsangelegenheiten, die Sache des Bundes 
sind, mit diesem zu verhandeln, den Verkehr mit Oberst Bauer fortgeführt 
har®.* 

Dann verteidigte sich Pittinger gegen die Anschuldigung, er habe im 
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August 1922 bei dem geplanten Putsch die Nerven verloren und sei in den 
Chiemgau geflüchtet. „Daß ich an Händen und Füßen gezittert habe, ist eine 
böswillige Entstellung. Ich habe bei aller Erregung, die damals herrschte (ich 
erwähne nur, daß z.B.Hitler weinte), keinen Augenblick mich von anderen als 
sachlichen Erwägungen leiten lassen.“ Von seiner Fahrt „ins Gebirge“ habe er 
den Minister Schweyer verständigen lassen. Zum Schluß bezeichnete Pittin- 
ger Röhms Denkschrift noch einmal, wie schon eingangs, als „Schmähschrift“”. 

Der persönliche Streit zwischen Pittinger und Röhm wurde im Juli 1923 
durch Vermittlung des Landeskommandanten geschlichtet; Pittinger nahm 
den Vorwurf des Treubruchs zurück, Röhm den der Feigheit®. 

Sachlich gab es freilich keine Brücke und keinen Kompromiß zwischen 
dem ehrgeizigen Führer der VVVB, der sich als Nachfolger Escherichs be- 
trachtete, ohne über dessen menschliche und sachliche Führereigenschaften zu 
verfügen, und dem radikalen Reichswehrhauptmann und „Feldzeugmeister“, 
dieser für die bayerischen Nachkriegsverhältnisse so eigentümlichen Mischung 
von weiß-blau-monarchistischer Anhänglichkeit als bayerischer Offizier, von 
schwarz-weiß-roter Gesinnung als deutscher Frontsoldat, von leidenschaft- 
lichem nationalrevolutionärem Pathos aus dem Fronterlebnis heraus. Das 
nationalrevolutionäre Pathos machte Röhm zum Wegbereiter Hitlers, zum 
Verfechter des großdeutschen, völkischen Gedankens, während bei Pittinger 
die weiß-blau-partikularistische Einstellung ausschlaggebend blieb. 

Unmittelbar nach der Aussprache mit Pittinger gab Hauptmann Heiß 
nach Rücksprache mit Oberstleutnant Hofmann folgende entscheidende Er- 
klärung abP: 

„Die Reichsflagge und die Organisation Niederbayern stehen ihrem Ver- 
bündeten Adolf Hitler in dem ihm aufgezwungenen Kampfe zur Seite. 

Sie sind mit Hitler der Überzeugung, daß trotz der schweren äußeren 
Lage der Kampf mit dem Marxismus auch nicht vorübergehend eingestellt 
werden kann, und daß die Abrechnung mit den Novemberverbrechern die 
erste nationale Forderung und die Voraussetzung für jede Aktion nach außen 
ıst. 
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Sie bedauern, daß die Leitung der vaterländischen Verbände durch die 
Art der Gestaltung des Trauertages den Eindruck erweckt hat, daß sie für die 
Einheitsfront — selbst unter Preisgabe Hitlers — eintritt. Sie hoffen, daß 
die vaterländischen Verbände diese Stellungnahme ändern und sich auf die 
von Hitler erklärte nationale Front gegen die internationale Front ausdrück- 
lich festlegen. 

Den Streit Pittinger—Zeller halten sie für eine persönliche Angelegenheit 
dieser Männer. Sie wünschen nicht, mit ihren Verbänden in diesen Streit mit 
hineingezogen zu werden. 

Um sich hierzu die notwendige Unabhängigkeit und die Freiheit des Ent- 
schlusses und des Handelns zu sichern, werden von den Verbänden, soweit 
nicht schon geschehen, die geeigneten Maßnahmen ergriffen werden.“ 

Der aktive Reichswehrhauptmann Heiß hatte in Nürnberg die „Reichs- 
flagge“ als den stärksten und besten Wehrverband Nordbayerns organisiert. 
Schon im Jahre 1919 war er, kaum von der Front zurückgekehrt, entschlos- 
sen gegen die Kommunisten aufgetreten und hatte in Nordbayern die Errich- 
tung einer Räterepublik verhindert!®. 

Am 31. Januar 1923 ernannte er Röhm zu seinem bevollmächtigten Ver- 
treter für die „Reichsflagge“ in München; Röhm gründete in München dar- 
aufhin eine Ortsgruppe der „Reichsflagge“!!. Gleichzeitig betonte Röhm die 
besonderen Aufgaben der Reichswehr infolge der Besetzung des Ruhrge- 
bietes durch die Franzosen. Er forderte von der Regierung nachdrücklich Maß- 
nahmen gegen die Presse, mit der Begründung, „daß die Feindstaaten ihre 
Nachrichten hauptsächlich aus der Presse der linksstehenden Parteien neh- 
men“!?, Mit den vorsichtigen Maßnahmen der Reichsregierung und der Hee- 
resleitung war er unzufrieden. „Mein Ziel wäre gewesen, das ganze Volk 
aufzurufen zum bewaffneten Widerstand gegen den Erbfeind, .. .“ Nach sei- 
ner Meinung wäre eine militärische Auseinandersetzung mit Frankreich „da- 
mals durchaus nicht aussichtslos gewesen“13. Die durch die Ruhrbesetzung ge- 
schaffene Lage beeinflußte entscheidend Röhms innenpolitische Auffassung 
wie auch seine Tätigkeit als Generalstabsoffizier für die Vorbereitung eines 


10 Röhm, 5. 110. 
11 Ebda, $. 153. 
12 Ebda, S. 158. 
13 Ebda, S. 158. 
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offenen militärischen Widerstandes gegen Frankreich. Seine unmittelbare Re- 
aktion war die Gründung der 
„Arbeitsgemeinschaft der vaterländischen Kampfverbände“. 
Sie war eine rein militärische Vereinigung unter Führung von Oberstleut- 


nant a. D. Hermann Kriebel. Folgende Verbände gehörten der „Arbeitsge- 
meinschaft“ an: 


Führer: Adolf Hitler Stellv.: 
1. SA der NSDAP Hptm. a. D. Göring 
2. Bund Oberland Führer: Dr.Friedr. Weber Stellv.: Lang 
3. Vaterländische Führer: Zeller Stellv.: 
Vereine Münchens Oberstlt. a. D. Kriebel 
4. Reichsflagge Führer: Hptm. Heiß Stellv.: Röder 
5. Kampfverband Führer: Stellv.: Hptm. Röhm 


Niederbayern Oberstlt. Hofmann 


Politischer Berater der Arbeitsgemeinschaft wurde der frühere deutschna- 
tionale Justizminister Dr. Christian Roth, der sich auch des Wohlwollens des 
Ministerpräsident Knilling erfreute; außerdem wirkten noch mit Hauptmann 
a. D. Weiß, der auf Bitten Röhms das Pressereferat übernahm, und Rechtsan- 
walt Hemmeter. Später schloß sich noch das Zeitfreiwilligenkorps unter Füh- 
rung von Oberst Ritter von Lenz an!*. 
| Der revolutionäre Flügel in der bayerischen Wehrorganisation, vertreten 

durch Röhm, Heiß, Hofmann, die als Nachfolgerin der Einwohnerwehren 
für die militärischen Machtmittel des Staates als Reservearmee gelten sollte, 
hatte sich nun nach dem Abgang von General Möhl infolge der wachsenden 
Einflußnahme Ludendorffs im radikalen Sinne und durch den Anschluß der 
Vaterländischen Vereine München (Führer Zeller) und des Zeitfreiwilligen- 
korps unter Oberst Lenz selbständig gemacht und die einheitliche Wehrorga- 
nisation gesprengt!3. 

Röhm bezeichnete sich selbst als den Vater und Gründer der Arbeitsge- 
14 Protokollbuch der Kampfverbände, nach: Niederschriften über die Sitzungen des Aus- 

schusses zur Untersuchung der Vorgänge vom 1. Mai 1923 und der gegen Reichs- und 
Landesverfassung gerichteten Bestrebungen vom 26. 9. bis 9. 11. 1923, 1. Sitzg. v. 5. 10. 
1927. Akten des Min.Äuß., Akt DRI D1—24, 1. Beiakt 23236, BGSTA, München; ferner 
wog - . Hitler und Kahr. Die bayerischen Napoleonsgrößen von 1923, München 


15 Bund Bayern und Reich, Bd. 2, Akt M, Denkscrift: Die Zukunft der bayerischen Wehr- 
organisation, undatiert, 1923/4. 
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meinschaft; mit dieser Schöpfung erreichte sein politischer Einfluß den Höhe- 
punkt. Er hielt sich verständlicherweise bezüglich der Führung im Hinter- 
grund, bemühte sich aber desto mehr, seinen Schützling Hitler in den Vorder- 
grund zu spielen und dessen politische Bedeutung zu mehren. Er vermittelte 
Hitler die Unterredung mit General Seeckt und im gleichen Monat März auch 
ein Gespräch mit dem Begleiter des in München zu Besuch weilenden Reichs- 
kanzlers Cuno!®. Der Generalstabsoffizier bemühte sich, Hitler ins große po- 
litische Spiel zu bringen. Der „Trommler“ des nationalen Gedankens war, 
nach Röhms Überzeugung, für die Reichswehr von unschätzbarem Wert. Die 
Frage war also nicht, wie Hitler die Ereignisse zu steuern oder wenigstens in 
seinem Sinne zu beeinflussen vermochte, sondern welches Gewicht man ihm 
und seiner Bewegung beimaß, und wie man ihn zum Nutzen der nationalen 
Sache am besten verwenden konnte!”. 

Innerhalb der Arbeitsgemeinschaft stand die SA nach Zahl und militäri- 
scher Qualität so ziemlich an letzter Stelle. Der stärkste und bestausgebildete 
Wehrverband war die „Reichsflagge“, ihr ebenbürtig der „Bund Oberland“. 
Der „Kampfverband Niederbayern“ unter Führung des aktiven Oberst- 
leutnants der Reichswehr, Hofmann, stand qualitativ den beiden erstgenann- 
ten Verbänden sicher nicht nach'®. Die Vaterländischen Vereine Münchens wa- 
ren zahlenmäßig und in der Bewaffnung als Erben der Münchner Einwohner- 
wehren der SA erheblich überlegen. Das Zeitfreiwilligenkorps unter Oberst 
Ritter von Lenz setzte sich überwiegend aus Studenten und ehemaligen Of- 
fizieren, die jetzt studierten, zusammen; es hatte militärisch in den Nach- 
kriegswirren eine erhebliche Rolle gespielt. Die SA der NSDAP, die zu die- 
sem Zeitpunkt etwa 1000 Mann umfaßte!?, konnte in der Arbeitsgemeinschaft 
daher nur eine untergeordnete Rolle spielen, denn die Vereinigung war eine 
militärische, und militärische Gesichtspunkte waren für ihre Bewertung aus- 
schlaggebend. 

Röhm, Heiß und Hofmann waren „politische“ Offiziere. Röhm, der ak- 
tivste und radikalste, wurde deshalb seit langem von der sozialdemokrati- 


16 Röhm, S. 158. 

17 S. a. Bennecke, Hitler und die SA, S. 52. 

18 Hofmann führte das Reichswehrbataillon in Passau, dann in Ingolstadt. Mit Spitznamen 
hieß er auch „Trotzki“-Hofmann, weil er eine gewisse Ähnlichkeit mit dem russischen 
Bolschewistenführer hatte. 

19 Bennecke, S. 45; UAL, 3. Sitzg. v. 7. 10. 1927, Memorandum Hitlers v. 16. 5. 1923. 
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schen Partei heftig angegriffen. Diese Angriffe blieben nicht ohne Wirkung; 
im Dezember 1922 wurde er aufgrund einer Verfügung des Reichswehrmini- 
steriums aus dem Stab des Infanterieführers General von Epp in den General- 
stab der VII. Division versetzt2, General Epp, dem Röhm seine einflußreiche 
Stellung als Ib verdankte, erwirkte aber beim Landeskommandanten?!, „daß 
Hauptmann Röhm auch in seiner Einteilung beim Wehrkreiskommando 
seine bisherige verdienstvolle Tätigkeit in vollem Umfang in seinen bisheri- 
gen Räumen und im engen Zusammenarbeiten mit General Epp fortsetzen 
sollte“?2. So war der erste Angriff der SPD in seinen Auswirkungen über das 
Reichswehrministerium zunächst noch einmal abgefangen worden; aber statt 
auf der Hut zu sein, setzte der ungebärdige und unvorsichtige Hauptmann 
unbekümmert seine politische Tätigkeit fort. 

In einer Denkschrift vom 1. Februar 1923 legte er in aller Offenheit dem 
neuen Landeskommandanten General von Lossow seine Anschauungen dar: 

„Meine Einstellung ist radikal national; ich will unter schroffer Ableh- 
nung jeder Politik der Erfüllung, der Verständigung, des Ausgleichs, den 
schärfsten Kampf mit allen Mitteln gegen den inneren und gegen den äußeren 
Feind ... Ich bin auch ein politischer Soldat und bin es bewußt mit Überzeu- 
gung. Ich bin der Ansicht, daß, wenn wir im November 1918 politische Of- 
fiziere gehabt hätten, der Umsturz nicht gesiegt hätte... . Ich habe meinem 
König den Eid immer gehalten und halte mich heute noch an ihn gebunden. 
Daß wir Offiziere an dem Gelingen der Revolution schuldig sind, steht für 
mich fest; wir müssen als erste diese Schuld wieder gutmachen ... Die vater- 
ländische Front hat in der jüngsten Zeit ihre wesentlichste Richtung und Stär- 
kung durch den Führer der Nationalsozialisten, Adolf Hitler, erhalten. Ich 
habe die Überzeugung, daß der Kampf, den wir um unsere nationale Exi- 


20 Denkschrift zur Waffenfrage in Bayern, Akten Bund Bayern und Reich, Bd. 2. — Röhm, 
S. 144 ff. 

21 General von Möhl war Ende 1922 versetzt und zum Befehlshaber des Reichswehr- 
gruppenkommandos II befördert worden, nicht „von seinem Posten“ enthoben, wie es 
fälschlicherweise bei Carsten, Reichswehr, S. 181, heißt. Zum Nachfolger Möhls in. 
München wurde Lossow ernannt. 

22 Röhm, S. 144. — „Oberst von Epp übertrug mir“, so schildert Röhm seine Tätigkeit seit 
1919, „die gesamte Bearbeitung aller mit der Einwohnerwehr zusammenhängenden Fra- 
gen, insbesondere die Ausstattung der Einwohnerwehrverbäinde mit Waffen, Munition 
und Gerät... Bewaffnung und Ausrüstung der erstehenden Reichswehrbrigade, oft- 
malige Umbewaffnung der Artillerieverbände und die Ausrüstung der Zeitfreiwilligen- 
verbände boten der Abt. Ib, die ich leitete, eine Menge Arbeit.“ Ebda, S. 100. 
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stenz führen müssen, nur gelingen kann, wenn wir den Arbeiter wieder na- 
tional gemacht haben. Da ich der Überzeugung bin, daß keine bürgerliche 
Partei oder nationale Bewegung dazu imstande ist, erscheint mir die Stärkung 
der nationalsozialistischen Bewegung eine wesentliche Voraussetzung und 
Kraftquelle der vaterländischen Kampffront zu sein...“ 

Mit solchen Ansichten stand Röhm nicht nur im vollständigen Gegensatz 
zur Politik der Weimarer Republik, sondern auch zur Reichswehrleitung un- 
ter Reichswehrminister Geßler und dem Chef der Heeresleitung, General von 
Seeckt. Zunächst setzte er sich jedoch mit seinen Anschauungen bei General 
von Lossow, der offensichtlich in seinem neuen Amte noch nicht eingearbeitet 
war, durch, so daß die Verfügung des Reichswehrministers, durch die den 
Reichswehrangehörigen die Zugehörigkeit zu den vaterländischen Verbänden 
verboten wurde, in Bayern nicht in Kraft gesetzt wurde**, 

Der Gewissenskonflikt der Offiziere drückte sich auch im Kampf um und 
in der Stellungnahme zur neuen Kokarde Schwarz-Rot-Gold aus. Viele Of- 
fiziere hielten an den Farben schwarz-weiß-rot, unter denen sie im Kriege 
gekämpft hatten, fest. So schied Hauptmann Hans Streck im Jahre 1922 frei- 
willig aus der Reichswehr aus, weil er unter den neuen Farben nicht dienen 
wollte®®. Die Kokardenfrage erregte heftig die Gemüter. „Ich habe einen Of- 
fizier, der am gestrigen Tag noch die alte Reichskokarde angelegt hatte, hier- 
über zur Rede gestellt und seinen Namen mit dem Ersuchen, den Offizier zur 
Verantwortung zu ziehen, der vorgesetzten Dienststelle mitteilen lassen. Ich 
bitte, daß von allen Dienststellen nunmehr mit aller Strenge darauf gehalten 
wird, daß die Bestimmungen in dieser Hinsicht ohne Verzug durchgeführt 
werden. Ich werde mit Bestrafungen nicht zögern.“ So lautete ein Schreiben 
des Reichswehrministers Geßler an den Chef der Heeresleitung vom 2. Fe- 
bruar 1921 in der Kokardenangelegenheit?®. Daß die Angelegenheit damit 
nicht erledigt war, zeigte der erwähnte Fall des Hauptmanns Streck im Jahre 
1922. Ein krasses Beispiel dafür, wie sehr sich die Geister an dieser Symbol- 
frage schieden, war die Haltung des Hauptmanns Dietl?”. Als Kompaniechef 


23 Ebda, $. 164—166. 

24 Ebda, S. 166; s. a. Carsten, S. 180 f. 

25 MM Streck; s. a. Röhm, $. 145. 

26 Abschrift Akt Zezschwitz. 

27 Im Zweiten Weltkrieg als Eroberer von Narvik bekannt geworden. 
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ließ er zum Sport seine Männer mit Sporthosen ausrücken, auf deren Hosen- 
boden die schwarz-rot-goldenen Farben angebracht waren®®. 

Die Gründung der „Arbeitsgemeinschaft der vaterländischen Kampfver- 
bände“ wurde der Öffentlichkeit mit folgenden Worten migeteilt?®: 


„Im Hinblick auf die unbedingte Notwendigkeit, die nationalen Macht- 
gruppen in Bayern zu einer stoßkräftigen Bewegung zusammenzufassen, 
schließen die unterzeichneten vaterländischen Verbände eine Arbeitsgemein- 
schaft auf folgender Grundlage: 

1. Zur Wahrung der gemeinschaftlichen nationalen Interessen nach außen 
und insbesondere gegenüber der Staatsregierung wird ein Ausschuß gebildet, 
zu dem jeder Verband einen Vertreter abordnet. 

Die Entscheidung des Ausschusses erfolgt mit Stimmenmehrheit. Dieser 
Ausschuß ist ausschließlich zur Vertretung der gemeinschaftlichen Interessen 
gegenüber der Staatsregierung ermächtigt. Er bestimmt die Vertreter, die mit 
der Staatsregierung gegebenenfalls zu verhandeln haben. 

Sonderverhandlungen einzelner Verbände mit der Staatsregierung in ge- 
meinschaftlichen nationalen Fragen sind ausgeschlossen. 

2. Verhandlungen über den Anschluß weiterer Verbände werden gemein- 
schaftlich durch die unterzeichneten Verbände geführt, die hierzu den Aus- 
schuß ermächtigen. 


N.S.D.A.P. Reichsflagge V.V. München 
gez. Adolf Hitler gez. Heiß gez. Zeller 
gez. Mulzer Kampfverband Niederbayern 
Oberland gez. Hofmann.“ 


Eine endgültige Vereinbarung zwischen den in der Arbeitsgemeinschaft 
zusammengeschlossenen Verbänden wurde am 13. März 1923 getroffen. 

Als Zweck der Arbeitsgemeinschaft wurde die Sicherung der Zusammen- 
arbeit „in allen nationalen Fragen“ herausgestellt bei völliger Wahrung der 
Selbständigkeit der einzelnen Verbände und ihrer Gleichberechtigung in der 
Arbeitsgemeinschaft. „Weder ein Spitzenverband noch ein gemeinsamer Füh- 
rer ist bestimmt?®.“ Für die Geschäftsführung wurden noch ein Geschäftsfüh- 
28 MM v. General Karl Kriebel v. 17. 6. 1952; s. a. Rabenau, $. 341. 


29 Röhm, S. 161. 
30 Protokollbuch nach UAL; ferner: Hitler und Kahr, I, S.9 ff. 
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rer, „der keinem Verband in führender Stellung angehören darf“, ein Schrift- 
führer und ein Schatzmeister bestimmt. 

Was die Arbeitsgemeinschaft unter „national“ verstand, legte Röhm fest: 

„Die bayerische Staatsregierung, die sich wohl deshalb für alle Zeiten 
national nennt, weil sie durch Nationalisten eingesetzt wurde, unterlag im- 
mer mehr dem Einfluß der Bayerischen Volkspartei; daraus geht allein hervor, 
warum die Kampfverbände in gleichem Maße mit dieser Regierung in Wi- 
derstreit geraten mußten. Nicht um Unruhe zu stiften oder Widerspruch zu 
führen um jeden Preis, sondern um den nationalen Interessen den Vorrang 
vor den Parteirücksichten zu erzwingen?!“ 

Sinngemäß enthielt der Punkt eins der oben zitierten Bekanntgabe der 
Gründung der Arbeitsgemeinschaft eine unverhüllte Drohung gegen die Re- 
gierung: „Zur Wahrung der gemeinschaftlichen nationalen Interessen nach 
außen und insbesondere gegenüber der Staatsregierung.“ Ministerpräsident 
Knilling wurde am 5. Februar 1923 von der Gründung der Arbeitsgemein- 
schaft mit der Erklärung unterrichtet: „Wir stehen nach wie vor hinter einer 
Staatsregierung, die entschlossen national ist und bleibt??.“ Dem Regierungs- 
chef wurde auf solche Weise zu verstehen gegeben, daß er mit einer Unter- 
stützung durch die Arbeitsgemeinschaft nur rechnen könne, wenn er sich ihr 
gefügig erwies und die Politik im Sinne der Kampfverbände machte. Die Be- 
mühungen der Gruppe Röhm, Kriebel, Hitler gingen dahin, den Minister- 
präsidenten so weit für sich zu gewinnen, daß er den ihnen lästigen Innen- 
minister Schweyer fallenlasse. Durch ihren radikalen Kurs und ihre anma- 
ßenden Forderungen verdarben sie es sich aber wieder mit dem Ministerprä- 
sidenten, der an sich bereit gewesen war, im Rahmen des ihm Möglichen ih- 
nen entgegenzukommen, nachdem er als Vertrauensmann der VVVB im No- 
vember 1922 die neue Regierung gebildet hatte. 

Knilling nahm im Landtag am 1. Februar 1923 daher in teilweise scharfer 
Form Stellung gegen die vaterländischen Verbände; er führte u. a. aus®®: 

„Ich lege großen Wert darauf, daß auch die vaterländischen Verbände, 
die Träger der nationalen Freiheitsbewegung sind, zur nationalen Gesinnung 
und Haltung der Staatsregierung rücksichtsloses Vertrauen haben. Ebenso 


31 Röhm, $. 161. 
32 Ebda, S. 160. 
33 SEG, 64, 1923, S. 23 f. 
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aber darf ich die Erwartung aussprechen, daß die vaterländischen Verbände 
ihrerseits der Staatsregierung bei ihrer pflichtmäßigen Sorge für Aufrecht- 
erhaltung der staatlichen Ordnung und der nationalen Geschlossenheit unter- 
stützend als zuverlässiger Helfer zur Seite stehen und zwar selbst dann, wenn 
die Bedrohung der staatlichen Ordnung und der nationalen Einheitsfront 
ausgeht von einer Bewegung, die an sich vaterländische Bestrebungen ver- 
folgt, daneben aber auch noch Sonderzwecke, die in sozialpolitischer und kul- 
turpolitischer Beziehung ebenso bedenklich sind wie vom Standpunkte der 
nationalistischen Staatsauffassung. Wer jetzt, wo das deutsche Volk um Sein 
oder Nichtsein ringt, sich um die Wahrung der nationalen Einheitsfront nicht 
kümmert, der handelt nicht vaterländisch, mag er auch Tag für Tag das 
Deutschlandlied singen. Mir ist erst gestern folgendes Wort berichtet worden, 
das ein französischer General im besetzten Gebiet kürzlich gesprochen haben 
soll: ‚Wer den Kampf im besetzten Gebiet gewinnt, der hat den Weltkrieg 
endgültig gewonnen.‘ Aber auch jeder von uns, der noch nicht unter dem 
Drucke der fremden Besetzung leidet, muß sein ganzes Verhalten ebenso ein- 
stellen, als wenn er im besetzten Gebiet leben würde. Fort mit der Zwietracht 
im Innern. Der Feind steht draußen am Rhein und im Ruhrgebiet, und wenn 
er uns nicht einig sieht, streckt er seine Fangarme noch weiter in das deutsche 
Land herein. Jeder wahre Deutsche darf jetzt nur eine Partei nehmen, die 
des gemeinsamen Vaterlandes.“ 


Röhms Bemühungen, die Gruppe der Kampfverbände und die Gruppe der 
vaterländischen Vereinigungen (unter Prof. Bauer, der durch seinen Einfluß 
Präsident der VVVB geworden war) wenigstens in lockerer Form zusammen- 
zufassen, mißlangen. Er tröstete sich damit, daß die Arbeitsgemeinschaft mit 
der Zeit an Geltung gewinne**. 

Pittinger verfolgte diese Entwicklung mit großer Sorge. In dem eigen- 
mächtigen Vorgehen der Gruppe Röhm, Heiß, Hofmann sah er eine schwere 
Gefährdung seiner partikularistischen Pläne, die zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht völlig ausgegoren waren. Sie hingen von der jeweiligen außen- und in- 
nenpolitischen Lage des Reiches und deren Entwicklung ab. Er äußerte diese 
Sorgen in einem Brief vom 9. Februar 1923. Dort sprach er die Überzeugung 
aus, daß General Ludendorff hinter den Röhmschen Quertreibereien stehe, 


34 Röhm, S. 163. 
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ohne dafür eindeutige Beweise erbringen zu können. Er schloß das aus der 
Verbindung Röhms und seiner Gesinnungsgenossen zu Ludendorff sowie aus 
Röhms Beziehungen zu der Ludendorff nahestehenden vaterländischen Ver- 
einigung in Norddeutschland unter General Watter und Major Steffani und 
zu Oberst Bauer, der in Österreich saß und dort die Ludendorffsche Richtung 
vertrat. Die Bildung der „Interessengemeinschaft“ Röhm, Heiß, Hofmann, 
Hitler sei „nach verschiedenen Äußerungen Ludendorffs selbst auf diesen zu- 
rückzuführen“®5, Seine Bedenken faßte Pittinger am Schluß des Briefes mit 
folgenden Worten zusammen: 

„Alle diese Quertreibereien gehen letzten Endes auf die Person Luden- 
dorffs zurück, der sich auf diese Weise eine persönliche Macht und einen Ein- 
fluß auf die deutschen Geschicke schaffen will. Die praktische Auswirkung 
hiervon wird die Zerschlagung der in engster Anlehnung an die Reichswehr 
getroffenen Mobilmachungsvorbereitungen sein.“ 

Aus diesem Brief Pittingers ist ersichtlich, daß die vaterländische Bewe- 
gung Bayerns sich in zwei Richtungen aufspaltete: in die weiß-blau-partiku- 
laristische Pittingers und in die schwarz-weiß-rote Ludendorffs, der sich seit 
1922 in München mehr und mehr als Kristallisationspunkt der nationalisti- 
schen Bestrebungen in den Vordergrund zu schieben begann®®. Der Hinweis 
im letzten Satz des Briefes, daß die „in engster Anlehnung an die Reichswehr 
getroffenen Mobilmachungsvorbereitungen“ zerschlagen würden?”, bezeugt die 
enge Zusammenarbeit zwischen den Wehrverbänden und der Reichswehr für 
den Übergang zum aktiven Widerstand an der Ruhr und läßt vermuten, daß 
Pittinger die Münchner Reichswehrführung, General Lossow, damit alarmie- 
ren und zu entsprechenden Maßnahmen gegen den politischen Solotanz der 
ihm unterstehenden Reichswehroffiziere Röhm, Heiß, Hofmann veranlassen 
wollte. Röhm nahm als „Feldzeugmeister“ machtmäßig eine Schlüsselstellung 
ein, weil er die geheimen Waffenbestände verwaltete. Die Reichswehr be- 


35 Brief Pittinger v. 9. 2.1923, Akten „Bund Bayern und Reich“, Bd. I, Akt: Röhm, Heiss, 
Hofmann. Durchschlag. — Der Briefkopf enthält keinen Adressaten; die Anrede ist 
„Euer Exzellenz“. Vermutlich an den Landeskommandanten General von Lossow, nach 
dem Inhalt zu schließen, gerichtet. Der Brief beginnt mit dem Satz: „Schwere Sorgen um 
die Erhaltung des Geschaffenen machen es mir zur Pflicht, auf folgende Tatsachen hin- 
zuweisen.” — 

36 Denkscrift: Die Zukunft der bayerischen Wehrorganisation, in: Akten „Bund Bayern und 
Reich“, Bd. 2. 

37 S.a. Harbeck, Kabinett Cuno, Nr. 113, S. 356 ff. 
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nötigte diese geheimen Bestände zur Aufrüstung und Bewaffnung von Re- 
serveeinheiten, die sich aus den Wehrverbänden rekrutierten. Da Röhm in 
seiner eigenwilligen Art daraus politisches Kapital für seine nationalrevolu- 
tionären Ansichten schlug, richtete sich die Spitze aller gegnerischen Bestre- 
bungen personalpolitisch in erster Linie gegen ihn, nicht nur von rechts, son- 
dern auch von links. Zwischen ihm und Pittinger fand auch ein jahrelanges 
Tauziehen um den stärkeren Einfluß beim Kronprinzen statt, der gegen seinen 
Willen zum Mittelpunkt der Restaurationspläne nicht nur der bayerischen 
Partikularisten und Legitimisten, sondern auch gewisser norddeutscher Pläne 
zur Wiederherstellung eines Kaiserreiches mit dem Wittelsbacher Thronfolger 
als Monarchen gemacht wurde. So wurde Kronprinz Rupprecht zum Anti- 
poden Ludendorffs in der vaterländischen Bewegung Bayerns, und die in die 
Kriegszeiten zurückreichende Kontroverse zwischen dem Generalquartier- 
meister des deutschen Feldheeres und dem Oberbefehlshaber der Heeresgruppe 
VI, Generalfeldmarschall Kronprinz Rupprecht, wurde nun in den frühen 
Nachkriegsjahren zu einem politischen Gegensatz, der im Offizierkorps der 
alten Armee zu einem tiefen Riß führte®®. Der bayerische Thronfolger, dessen 
deutsche nationale Gesinnung untadelig war?, wurde von ehrgeizigen Poli- 
tikern, wie es beispielsweise Pittinger war, und übereifrigen Monarchisten 
mißbraucht. Im Gegensatz zu dem sich politisch zurückhaltenden Kronprin- 
zen suchte General Ludendorff mit allen Mitteln eine politische Rolle zu spie- 
len, für die er überhaupt nicht geeignet war. Die Folge dieses höchst unglück- 
lichen politischen Ehrgeizes des verdienten Generals war, daß er zu schieben 
glaubte, aber mehr noch geschoben wurde, von allen, die seinen berühmten 
Namen als Feldherr zu lauteren oder mehr noch unlauteren Zwecken gerne 
benützten. 

Die bayerische Regierung versuchte ihrerseits nicht ohne Erfolg, die vater- 
ländischen Verbände gegeneinander auszuspielen, ihre Aktivität auf diese 
Weise teilweise zu lähmen und sie gefügiger zu machen, insbesondere die von 
Röhm gegründete Arbeitsgemeinschaft, die gegen den dem rechten Flügel der 
Bayerischen Volkspartei nahestehenden „Bund Bayern und Reich“ unter Dr. 
Pittinger offen Stellung nahm. Daneben gab es noch kleinere Gruppen, die 
ein Sonderdasein führten und ebenfalls auf eigene Faust Politik zu machen 


38 S. u. a. Kurt Sendtner, Rupprecht von Wittelsbach, Kronprinz von Bayern, S. 538. 
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suchten. Dazu gehörten der „Blücherbund“ und der „Wikingbund“. Beide 
Verbände wurden von der „Organisation Consul“ gesteuert*°. Der „Blücher- 
bund“ war eine Abspaltung des Bundes Oberland*!, der „Wikingbund“ 
eine Vereinigung von ehemaligen Angehörigen der Marinebrigade Ehrhardt. 
Diese Bünde verfügten auch über französische Gelder; der französische Mit- 
telsmann war Oberst Richert. Die maßgeblichen Führer, Regierungsbaumei- 
ster Schäfer vom „Blücherbund“ und Kapitänleutnant a. D. Kautter vom 
„Wikingbund“, suchten Röhm für einen Plan zu gewinnen, mit Hilfe ver- 
fügbarer französischer Gelder eine nationale Erhebung in Bayern und einen 
Kampf gegen die Reichsregierung vorzubereiten und durchzuführen“. Röhm 
hielt sich vorsichtig zurück und ließ die Geräte- und Waffentransporte der 
beiden Bünde, die zu dieser Zeit stattfanden, unter Bewachung stellen. „Schä- 
fer, Kautter und als Dritter im Bunde der damalige Nationalist und heutige 
‚Genosse‘ Major Mayr erstatteten bei der Polizei — zeitlich unmittelbar nach 
der Unterredung in meinem Geschäftszimmer — Anzeige über einen Anschlag 
gegen das Reich“, berichtete Röhm weiter über den Vorfall“. Daraus ent- 
stand der Fuchs-Machaus-Prozeß, der mit dem Selbstmord von Machaus und 
langjähriger Zuchthausstrafe für Professor Fuchs endete**. Der Prozeß hatte 
den Nachweis erbracht, daß erhebliche französische Geldmittel über den ge- 
nannten französischen Saarkohlenkommissar, Oberst Richert, in die bayeri- 
schen Rechtsverbände flossen®. Professor Fuchs wurde wegen Vorbereitung 
des Hochverrates mit dem Ziele, Bayern vom Reich zu trennen, zu zwölf 
Jahren Zuchthaus verurteilt. Außer Machaus hatten auch der dritte Haupt- 
angeklagte, Rechtsanwalt Kühles, Selbstmord begangen. „Die Kreise, die 
den Fuchs und Machaus in den Arm fielen, taten das nicht, weil sie Gegner 
des Putsches überhaupt waren, sondern weil sie diesen, den separatistischen 
Putsch nicht wollten.“ So beurteilte der „Vorwärts“ den Prozeß*®. 


40 Die „Organisation Consul“ war der innere Führungskreis der Marinebrigade Ehrhardt 
und deren politischer Nachfolgeorganisation „Wikingbund“. 

41 Kuron, Freikorps und Bund Oberland, S. 149. 

42 Röhm, S. 167. 

43 Ebda, 5. 167 £. 

44 Fuchs, Unv. Erinnerungen. — Machaus, von Beruf Kapellmeister, war eine Zeitlang 
Schriftleiter beim VB gewesen. 

45 „Vorwärts“, Morgenausgabe Nr. 283 v. 20. 6. 1923. Demnach empfingen Fuchs und 
Machaus „weit über 100 Millionen Mark, von denen ein großer Teil an die Organisation 
verteilt wurde“. 

46 Nr. 285 v. 21. 6. 1923: „Der nationale Morast“. Ferner Nr. 317 v. 10. 7. 1923, Art. v. 
Niekisch. 


51 


Hinter diesen französisch-bayerischen Querverbindungen standen die 
französischen Frontkämpferverbände, die im Gegensatz zu der antideutschen 
Politik von Clemenceau und Poincare ein starkes Deutschland als Bollwerk 
gegen den Bolschewismus wünschten. Damit hingen die Pläne eines Vorgehens 
gegen die beiden roten Zentren Mitteleuropas, Berlin und Wien, auch um den 
Preis einer vorübergehenden Trennung Bayerns und möglicherweise Süd- 
deutschlands vom Reich zusammen. Der Verdacht lag natürlich greifbar nahe, 
daß für die amtliche französische Politik diese im Zuge der gemeinsamen 
Abwehr des Bolschewismus erfolgende „vorübergehende Separation“ nicht 
nur ein angenehmes Nebenerzeugnis einer antibolschewistischen Aktion, son- 
dern das auf solch bequeme Weise erreichte Hauptziel war. Machaus und 
Fuchs hatten die französischen Gelder vermittelt, die Abtrennung Bayerns 
von Norddeutschland durch das geplante Zusammenwirken der Franzosen 
mit den Tschechen sollte durch eine Einigung der Rechtsbewegung mit den 
Ententestaaten verhindert werden. Rechtsanwalt Kühles hatte Verbindungen 
zu den Tschechen und nach Italien zu Mussolini. Die französischen Geldmittel 
wurden — laut Fuchs — auch zur Vorbereitung des Hitlerputsches im No- 
vember 1923 verwendet‘’. Major Karl Mayr hatte die Anzeige erstattet, um 
dadurch die „Rechtsverbände“ „hochgehen“ zu lassen und ihr Verbot vom 
Reich aus zu erwirken. Mayr galt als marxistischer Spitzel; er hatte sich der 
sozialdemokratischen Partei angeschlossen und wurde 1924 Stabschef der zu 
dieser Zeit gegründeten paramilitärischen Organisation der Sozialdemokra- 
tie, des „Reichsbanners“. Da in die Pläne einer Zusammenarbeit mit den fran- 
zösischen Frontkämpfern alle Rechtsverbände verwickelt waren und über 
Pöhner und Frick auch Fäden zum Thronfolger, zum Regierungspräsidenten 
von Kahr und zu General von Möhl liefen, wurde im Prozeß der genaue Sach- 
verhalt nicht aufgedeckt. Von den Verbänden war der „Blücherbund“ am 
stärksten belastet; sein Führer, Regierungsbaumeister Schäfer, hatte nach dem 
gescheiterten Versuch bei Röhm offensichtlich zusammen mit Mayr die An- 
zeige erstattet, um sich ein Alibi zu verschaffen. Die verhafteten Vorstandsmit- 
glieder des „Blücherbundes“, Berger und Ruge, wurden aus der Haft entlassen; 
außer Fuchs wurde wegen Beihilfe zum Hochverrat noch der Kohlenhändler 
Munck zu einem Jahr und drei Monaten Zuchthaus verurteilt“, 

47 Fuchs „Unv. Erinnerungen“; aufschlußreich besonders die Prozeßberichte der MP und 
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In der französischen Deputiertenkammer wurden von kommunistischen 
Abgeordneten Vorwürfe gegen die Generale der Besatzungstruppen erhoben, 
die chauvinistisch-monarchistische Reaktion in Deutschland gefördert und die 
Entwicklung militärischer Organisationen geduldet zu haben“?. 

Der Ehrgeiz Hauptmann Röhms, der in Bayern die Schlüsselfigur der 
Rechtsaktivisten war, ging dahin, im ganzen Reich einen Spitzenverband 
nach bayerischem Muster durch einen Zusammenschluß der süddeutschen und 
norddeutschen Wehrverbände zu erreichen. In diesem Punkte traf er sich 
mit General Ludendorff, ohne jedoch von diesem in dem Sinne abhängig zu 
sein, wie Pittinger in dem oben erwähnten Brief es angenommen hatte. Röhm 
war eine viel zu selbständige Natur und auch viel zu selbstbewußt, als daß er 
sich in Abhängigkeit von Ludendorff begeben hätte. Dazu kam noch seine 
starke Bindung an das bayerische Königshaus, die ihm eine einseitige Bin- 
dung an Ludendorff verbot. Das schloß nicht aus, daß die politischen Ziele 
des Reichswehrhauptmanns sich mit denen des Generals teilweise deckten. 
Ludendorff hatte den Versuch eines Zusammenschlusses der radikalen Wehr- 
verbände auf einer Tagung in Berlin am 26. Februar 1923 gemacht; dort wa- 
ren als Vertreter der norddeutschen Verbände General Watter, General von 
Oven, Roßbach, Mahraun (Jungdeutscher Orden) und für Röhms Arbeitsge- 
meinschaft Hauptmann Heiß erschienen. Auch Hitler war bei der Besprechung 
anwesend®®. Ludendorff forderte die Unterstützung der Verbände für Seeckt 
und die Regierung Cuno, scheiterte aber mit dieser Forderung am Widerstand 
Mahrauns, der ein entschiedener Gegner der bürgerlichen Regierung war®!. 
Alle anderen Verbände waren dazu bereit’?. 

Wie die meisten Führer der Wehrverbände und viele Reichswehrkomman- 
deure sah auch Ludendorff mit dem Ruhreinbruch der Franzosen die Stunde 
zur Wiederaufnahme des Krieges gegen Frankreich gekommen. Im Auftrag 
der Verbände verhandelte er auch mit Seeckt und bot die Mitarbeit der Ver- 
bände unter der Bedingung an, „daß die bisherigen Führer auch beim militäri- 


49 Sten.-Berichte der französischen Deputiertenkammer v. 30. 11. 1923; ferner: Pius Dirr, 
Französische Geheimpolitik am Rhein, München 1923; „Bayerisch-Deutsch oder Baye- 
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schen Einsatz den Verbündeten erhalten blieben“’®. Er gab auch die Anregung 
zur Aufstellung der „Schwarzen Reichswehr“4; sie kam außerdem auch von 
den Sowjetrussen®®. Seeckt verhielt sich vorsichtig zurückhaltend. Deshalb 
war Hitler von dem vierstündigen Gespräch, das er mit dem Chef der Heeres- 
leitung in München führte, sehr enttäuscht®, Seeckt war durch ein Abkommen 
mit dem preußischen Innenminister Severing bezüglich der Verbände in ge- 
wisser Hinsicht gebunden; deshalb hegten die Verbände auch Mißtrauen ge- 
gen ihn. Immerhin brauchte Seeckt die Verbände für die geheime Mobilma- 
chung, die mit steigender Energie in immer weniger geheimer Form betrieben 
wurde®?. Sie ließ sich bei dem Umfang und Ausmaß der damit zusammenhän- 
genden Maßnahmen auch kaum mehr geheimhalten, denn es waren nicht nur 
die Spitzen der Reichswehr, der Reichswehrminister und der Chef der Heeres- 
leitung damit befaßt, sondern auch die Ruhrkampfregierung Cuno. So ver- 
handelte Roßbach „im Auftrag der NSDAP“ mit Cuno im Februar 1923, 
nachdem er, Roßbach, von Reichswehrstellen aufgefordert worden war, sich 
„an der Bildung sogenannter Marschbataillone der Reichswehr (Schwarze 
Reichswehr) zu beteiligen“5®. Der Reichskanzler lud Roßbach zu einem wei- 
teren Gespräch ein, das aber nicht mehr stattfand, denn Roßbach wurde in der 
Zwischenzeit „wegen Verdachts des Hochverrates“ verhaftet (21. März 1923) 
und ins Untersuchungsgefängnis des Staatsgerichtshofes in Leipzig überführt. 
Die Verhaftung erfolgte auf Anordnung des Berliner Polizeipräsidiums. Nach 
sieben Monaten Untersuchungshaft wurde Roßbach ergebnislos entlassen (Ok- 
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tober)®®. Roßbach fuhr sofort nach Bayern, nachdem er erfahren hatte, daß 
der sächsische Ministerpräsident Zeigner erneut einen Haftbefehl gegen ihn 
erlassen hatte‘. In München ging er zu Hitler und nahm dann am Putsch im 
November teil. „Erbittert durch die Zwiespältigkeit der bevollmächtigten 
Disponenten des Weimarer Staates, den ich anfangs, wenn auch mit Vorbe- 
halten, bejaht hatte, meldete ich mich in München als ‚politisch Verfolgter‘ 
bei Herrn von Kahr. Der GSTK sicherte mir seinen Schutz zu und bat mich, 
bei Adolf Hitler die Beseitigung der Spannungen zwischen der bayerischen 
Regierung und der NSDAP zu erwirken®!.“ Der Wehrkreisbefehlshaber VII 
in München, General von Lossow, gehörte zu den entschiedenen Verfechtern 
des aktiven Widerstandes gegen Frankreich. Daher betrieb er die geheime 
Mobilmachung sehr offen, so daß er in Berlin bei der Reichswehrleitung im- 
mer wieder Anstoß erregte. Zu Hitler sagte er anläßlich des Ruhrkonfliktes, 
„es gebe eine Möglichkeit, das wäre die des absoluten Kampfes gegen Frank- 
reich. Das war mir aus dem Herzen gesprochen“, erklärte Hitler vor Gericht 
und führte weiter über sein damaliges Gespräch mit Lossow aus: „Der vertrat 
die Ansicht, wenn man in Berlin nicht kämpfen wolle, ein Verhalten ohne 
Kampf sei aussichtlos. Dann würde nichts übrig bleiben, als daß jeder deut- 
sche Staat nur auf sich schaue und künftighin sich durch die Geschichte hin- 
durchschlage®?.“ 

Der bayerische Landeskommandant hatte im Januar 1923 die militäri- 
sche Ausbildung der Verbände mit deren Führern festgelegt; mit dem Aus- 
bruch der offenen Feindseligkeiten mit Frankreich rechnete man laut Aussage 
Kriebel im April 1923. 

Der Februar 1923 brachte einen gewissen Höhepunkt fieberhafter Ver- 
handlungen zwischen der Reichswehr und den Verbänden in Berlin und in 
München®, wie die obigen Ausführungen zeigten. In diese Verhandlungen 
war nicht nur die Reichswehrleitung mit dem Reichswehrminister und dem 
Chef der Heeresleitung, sondern auch die politische Reichsleitung mit dem 
Reichspräsidenten, dem Reichskanzler, dem preußischen Ministerpräsidenten 
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und dem preußischen Innenminister eingeschaltet. Der Führer der Deutsch- 
völkischen Freiheitspartei, Graefe, fühlte sich mit Recht ebenso hintergangen 
und betrogen wie Roßbach. „Reichsregierung und Reichswehr schlossen mit 
ihm einen Pakt, seine Verbände und geheimen Organisationen der Reichs- 
wehr zur Verfügung zu stellen. Reichswehr und Reichsregierung schließen mit 
Herrn Severing einen Pakt, in dem dieser die Bildung der Schwarzen Reichs- 
wehr und die Heranziehung aller möglichen Organisationen zur Verstärkung 
der Reichswehr gutheißt. Und da kommt derselbe preußische Innenminister 
Severing und läßt frisch und munter die Deutschvölkische Freiheitspartei ver- 
bieten, strengt ein Verfahren wegen Geheimbündelei und Putschabsichten ge- 
gen sie an, während sie ‚ganz legal‘ der Reichswehr diente®.“ Graefe schrieb 
voller Empörung einen entsprechenden Brief an Seeckt®#; das Mißtrauen der 
Völkischen gegen den Chef der Heeresleitung hatte seine Wurzel in dieser 
zwiespältigen Politik der Reichs- und vor allem der preußischen Regierung, 
an der General Seeckt keine Schuld hatte. General von Oven, dem die Zu- 
sammenarbeit zwischen den Verbänden und der Reichswehr im Wehrkreis 
VI (Münster) oblag, bestätigte die Richtigkeit von Graefes Darstellung®”. 
General Watter arbeitete den Plan für den bewaffneten Widerstand gegen 
die Franzosen aus; der Freikorpsführer Hauptmann von Pfeffer-Salomon 
übernahm demnach die Organisation der Sabotage im Wehrkreis VI (Mün- 
ster) gegen die Franzosen®s. 

Hauptmann Heiß war aus ähnlichen Gründen wie Hauptmann Streck 
um die Jahreswende 1922/23 aus der Reichswehr ausgeschieden. Das Aus- 
scheiden beider Offiziere und die Versetzung Röhms war im Grunde die Folge 
der ständigen Angriffe der Sozialdemokratie gegen die politischen Offiziere, 
in erster Linie gegen Röhm. Die Angriffe der sozialdemokratischen Partei 
hatten ihren Niederschlag in einem Schreiben des Führers der bayerischen 
Sozialdemokraten, Erhard Auer, an den Reichswehrminister im Frühjahr 
1922 gefunden®®. Die sozialdemokratische Presse hatte den Schritt Auers durch 
ein gegen General Epp gerichtetes Trommelfeuer vorbereitet. Röhm hatte 
nach der Versetzung, wie schon erwähnt, seine Zusammenarbeit mit den 
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Wehrverbänden auch in der neuen Dienststellung fortsetzen können; Haupt- 
mann Heiß dagegen hatte es vorgezogen, die Versetzung mit dem Ausschei- 
den aus der Reichswehr zu beantworten. Der Reichswehrminister hatte der 
Versetzung von Heiß solches Gewicht beigelegt, daß er dem Chef des Hee- 
respersonalamtes angeblich die Weisung mit den Worten erteilt hatte: „Ent- 
weder er oder ich?®!“ Heiß war auch eigens nach Berlin beordert worden, um 
die Gründe seiner Versetzung zur Kenntnis zu nehmen’”!. 

„Ziel der Sozialdemokratie war, sich die Kontrolle über die Waffenbe- 
stände in Bayern zu verschaffen“, so kommentierte Röhm das Vorgehen der 
Partei und stellte schließlich fest: „Der Vorstoß und der Einbruch der Sozial- 
demokratie in die Vaterländische Front war geglückt.“ „Das Reichswehrmini- 
sterium hatte sich praktisch zum Steigbügelhalter der Roten gemacht??.“ Die 
sozialdemokratische Partei, in Bayern selbst zur Ohnmacht verurteilt, er- 
wirkte über ihre Machtstellung im Reich und in Preußen solche Maßnahmen 
in Bayern. Ihre Versuche, im bayerischen Landtag einen Einfluß geltend zu 
machen, scheiterten an der Haltung der Regierungspartei, der Bayerischen 
Volkspartei, die über eine sichere Mehrheit verfügte und außerdem noch auf 
die Stimmen der Koalitionspartei (Deutschnationale) zählen konnte. So wur- 
de im bayerischen Landtag der sozialdemokratische Antrag, alle Sturmtrupps 
und Sturmabteilungen sofort aufzulösen, am 20. März 1923 abgelehnt, da- 
gegen der Antrag der BVP, alle Selbstschutzorganisationen scharf zu über- 
wachen, angenommen’®. Das Zusammenspiel der bayerischen Sozialdemokra- 
ten mit ihren Berliner Parteifreunden verärgerte die bayerische Regierung und 
die hinter ihr stehenden parlamentarischen und außerparlamentarischen Kräf- 
te und verschärfte den Gegensatz zwischen Föderalisten und Unitaristen so 
stark, daß die Vertreter der bayerischen Eigenständigkeit trotz schwerer Be- 
denken immer wieder die äußerste Rechte zum gemeinsamen Kampf gegen 
die Roten, die unitarische Sozialdemokratie, als Bundesgenossen heranzogen. 
Hauptnutznießer dieser Entwicklung war Hitler. 

Während der Druck, den die sozialdemokratische Partei gegen Bayern 
über das Reich ausübte, in Bayern selbst die beherrschende föderalistische 
Richtung an die Seite der Rechtsbewegung drängte, verschlechterte er das 
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Verhältnis der Rechtsverbände zur Reichswehrleitung. Diese gewannen den 

falschen Eindruck einer Zusammenarbeit zwischen Reichswehrministerium 

und Heeresleitung auf der einen Seite mit der Sozialdemokratie auf der an- 
deren Seite’”*. Das dadurch genährte Mißtrauen entbehrte der sachlichen 

Grundlage. Die Rechte, besonders die bayerische, berücksichtigte nicht, oder 

jedenfalls zu wenig das Machtverhältnis im Reich und in Preußen in der 

gemeinsamen Hauptstadt Berlin”. Sie wollte nicht zur Kenntnis nehmen, daß 
die Reichswehrführung einmal der Tatsache, daß ihr Oberbefehlshaber, der 

Reichspräsident, der sozialdemokratischen Partei angehörte, Rechnung tra- 

gen mußte, und zum anderen, daß die Partei, die das Reichsoberhaupt und 

damit den Oberbefehlshaber der bewaffneten Macht stellte, die stärkste im 

Reich, die stärkste in Preußen, dem größten Land des Reiches, und noch in 

anderen Ländern war. An diesem falschen Mißtrauen gegen Seeckt scheiter- 

ten auch die Bemühungen Ludendorffs um eine Zusammenarbeit zwischen 

Wehrverbänden, Reichswehr und Regierung Cuno auf der genannten Ber- 

liner Tagung”®. Die Rechtsverbände trieben eine Politik des Irrealismus und 

verlangten in ihrer politischen Instinktlosigkeit von der Heeresleitung die- 
selbe Politik; die Entwicklung des Jahres 1923 rechtfertigte den Kurs des 

Generals Seeckt. 

Die Monate Februar, März „und teilweise auch der April“ waren mit 
Verhandlungen zwischen der Reichswehrleitung und den Selbstschutzverbän- 
den wegen der geheimen Mobilmachungsvorbereitungen ausgefüllt. Der baye- 
rische Wehrkreisbefehlshaber bemühte sich um eine Verpflichtung der Führer 
der Selbstschutzverbände, daß sie sich ihm „gegebenenfalls“ unterstellten. Da 
die Arbeitsgemeinschaft sich nur in ihrer Gesamtheit zur Verpflichtung be- 
reit erklärte, kam diese erst Mitte April zustande. Sie wurde von folgenden 
Verbänden unterzeichnet: 

Reichsflagge, NSDAP, Oberland, Unterland, VVM, Chiemgau, Zeit- 
74 Die Orgesch war gegen das Abkommen mit der SPD. NK, Erinnerungen; Rabenau, 
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freiwilligenkorps’”. Im ganzen waren es die Mitglieder der Arbeitsgemein- 

schaft, der seit Anfang April auch das Zeitfreiwilligenkorps angehörte; das 

Freikorps Chiemgau war ein selbständiger Verband. 

Röhm beurteilte in einer Denkschrift die Lage im März 1923 wie folgt: 
„Wir leben aber heute noch mitten in einer Revolution. Die Revolution ist 
keineswegs abgeschlossen, und gerade die Armee wird in der deutschen Re- 
volution, deren Wehen schon das Land durchzittern, eine führende Rolle zu 
spielen berufen sein?®,“ 

Die SA der NSDAP wurde nach der Gründung der Arbeitsgemeinschaft 
durch Röhm und in deren Rahmen unter der militärischen Leitung von 
Oberstleutnant a. D. Kriebel in einen Wehrverband umgewandelt”®; das war 
nicht im Sinne Hitlers, der sich aber fügen mußte®. Ein Oberkommando der 
SA wurde geschaffen; an seine Spitze trat Ende Januar 1923 Hauptmann a.D. 
Hermann Göring, Pour-le-merite-Flieger des Weltkrieges®!. Über die Um- 
stellung der SA auf einen Wehrverband äußerte sich Hitler ausführlich in 
seiner am 16. Mai 1923 an die Staatsanwaltschaft gerichtete Stellungnahme 
zum 1. Mai 1923: 

„Im Großen jedoch als Organisation war die Sturmabteilung der national- 

sozialistischen Deutschen Arbeiterpartei zum Unterschied aller anderen der 

Regierung wohlbekannten Organisationen bis zum Dezember 1922 unbe- 

waffnet. 

Eine Änderung dieses Zustandes trat ein, als mit der Besetzung des Ruhr- 
gebietes die Frage des Seins oder Nichtseins Deutschlands endgültig aufge- 
worfen wurde. 

Zwei Möglichkeiten blieben der Nation nun offen: Verhandlungen mit 
Erfolg, d. h. Räumung des Ruhrgebiets, oder Verhandlungen ohne Erfolg, 
77 Ebda, S. 170. 

78 Ebda, $. 155. 

79 Hitler, Mein Kampf, $. 619; Bennecke, Hitler und die SA, S. 53 ff. 

80 Hitlers Aussage im Prozeß: „Die Ausbildung der SA durch Reichswehr und Landes- 
polizei wurde infolge des Ruhrkonfliktes in Angriff genommen.“ Hitler-Prozeß, 3. Tag 
(28. 2. 1924); Hitler, Mein Kampf, S. 619. 

81 Charles Bewley, Hermann Göring and the Third Reich, New York 1962, S. 44 ff.; Ders. 
Hermann Göring, Göttingen 1957, S. 42 ff.; Putzi Hanfstaengl. Hitler. The missing years, 
London 1957, $. 71; Röhm schrieb über den neuen SA-Führer Göring: „In die ihm 
unterstellte SA brachte er einen frischen Zug, wenn er auch ihr Selbstbewußtsein viel- 
leicht allzusehr steigert“ (S. 162). Erich Gritzbach, Hermann Göring, Werk und Mensch, 


München 1938, S. 184. 
82 UAL, 3. Sitzg. v. 7. 10. 1927; s. a. Hitler und Kahr, I, S. 47 ft. 
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d. h. dauernder Verlust des Ruhrgebiets. Das erste ist nur möglich, wenn 
der Verhandelnde Macht besitzt und diese Macht, sie setzt in Deutschland 
voraus die grundsätzliche Lösung der Frage: 

National oder International? 

Die zweite Möglichkeit, der Verlust des Ruhrgebiets bedeutet Krieg. 

Infolge der Vorgänge beim Parteitag der Nationalsozialistischen Deut- 
schen Arbeiterpartei fand ein Zusammenschluß derjenigen Verbände statt, 
die grundsätzlich bereit waren, ihre Mitglieder, wenn notwendig gegen den 
Feind im Innern oder dem Feind nach außen zum Kampf antreten zu lassen. 

Diese Arbeitsgemeinschaft der vaterländischen Kampfverbände stand da- 
mit vor zwei Aufgaben: 

1.) Sicherung einer nationalen Regierung Deutschlands und dort, wo sie 
nicht gegeben ist, Herbeiführung einer solchen. 

2.) Sicherung einer evtl. Verteidigung Deutschlands gegen Frankreich. 

Das enge Bündnis der Kampfverbände ergab zunächst die Möglichkeit 
einer gemeinsamen Organisation und Leitung. Ihre politische Führung hat als 
Aufgabe die Wiederherstellung der Ehre des deutschen Namens, ihre militä- 
rische Führung, die Aufgabe der Wiederherstellung der Bereitwilligkeit, für 
diese Ehre, wenn notwendig, mit der Waffe einzutreten. 

Die Leitung dieser Arbeitsgemeinschaft trat in Verbindung mit Regierung 
und Reichswehr und sicherte dadurch 

1.) die Ausrüstung, 

2.) die Ausbildung, 

3.) die Organisation der Mobilmachung der in den vaterländischen 
Kampfverbänden zusammengeschlossenen Mitglieder. 

In der Folge dieser von der Arbeitsgemeinschaft nunmehr übernommenen 
Aufgabe ergab sich für die S.A. der N.S.D.A.P. die Notwendigkeit einer 
Neuorganisation der S.A. nunmehr nach militärischen Gesichtspunkten in Zu- 
sammenarbeit mit den Reichswehrbehörden, also Gliederung in kriegsbrauch- 
bare Formationen, weiter die Versorgung mit Waffen und endlich die Durch- 
führung einer militärischen Führerbesetzung. 

Wie aus einer Reihe von Abkommen, die teils mündlich, teils schriftlich 
sowohl mit der bayrischen Staatsregierung als auch mit der Leitung der bay- 
rischen Reichswehr getroffen wurden, zweifelsfrei und klar hervorgeht, ist 
die Bewaffnung der vaterländischen Verbände und damit auch der S.A. der 
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Regierung kein Geheimnis gewesen. Wie aus weiteren Vereinbarungen auch 
erwiesen wird, daß im Gegenteil staatliche Institutionen (Reichswehr) den 
einzelnen Verbänden gegenüber die Instandsetzung der Waffen übernommen 
haben. 

Die von der N.S.D.A.P. unter schweren Geldopfern zum Teil aus aus- 
ländischen Schieberbeständen dem Vaterlande geretteten Waffenbestände 
wurden auf Grund genauester Zusicherungen ebenfalls der Reichswehr mit 
der Bitte überstellt, sie in einen kriegsbrauchbaren Zustand zu versetzen. 
Ausdrücklich wurde festgelegt, daß die Organisation die alleinige Besitzerin 
des gesamten Materials ist und bleibt und berechtigt ist, jeden Tag die Waffen 
wieder an sich zu nehmen, und daß erst in der Stunde, in der Deutschland 
bzw. Bayern zum bitteren Kampf nach außen antreten muß, die Waffen 
Eigentum des bayrischen Staates sind. 

Die Kampfverbände haben ihre Mitglieder im Zusammenarbeiten mit 
den in Frage kommenden Staatsstellen an diesen Waffen ausbilden lassen. Sie 
haben zu diesem Zwecke auch Übungen veranstaltet, die zum Teil unter Waf- 
fen stattfanden. Der Aufruf erfolgte stets von der Leitung der Kampfver- 
bände.“ 

Das Durcheinander der politischen Lage der damaligen Zeit wird durch 
Hitlers Ausführungen gut beleuchtet. Die bayerische Staatsregierung und der 
Reichswehrbefehlshaber arbeiteten mit den rechtsrevolutionären Kräften an 
einer gegen den äußeren Feind gerichteten geheimen Aufrüstung zusammen. 
Das große Dilemma der Verantwortungsträger des Staates und der Reichs- 
wehr war, ob es ihnen gelang, die revolutionären, staatsfeindlichen Rechts- 
verbände an die Kandare zu nehmen und dem positiven Zweck der Kräfte- 
sammlung und Ausbildung zum Kampf gegen den Landesfeind zuzuführen. 
Das schien nicht unmöglich zu sein, in Anbetracht des innenpolitischen Kräfte- 
verhältnisses in Bayern, denn der „Bund Bayern und Reich“ und die VVB 
standen ohnehin treu auf seiten der Regierung. Die Arbeitsgemeinschaft wur- 
de schließlich von einem aktiven Reichswehrhauptmann gegründet und ge- 
steuert, der Bund Oberland und die VVM galten an sich als staatstreu und 
waren als „Notpolizei“ vorgesehen, Unterland unterstand ebenfalls einem 
aktiven Reichswehroffizier (Oberstlt. Hofmann), für die Reichsflagge galt 
im Grunde das gleiche, wenn auch Hauptmann Heiß das Ausscheiden der 
Versetzung vorgezogen hatte. Ungebärdig und gefährlich war im Grunde nur 
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Hitler, weniger aber wegen der tatsächlichen Machtmittel in seinen Händen, 
die erheblich geringer waren als die der anderen Kampfverbände, als viel- 
mehr wegen seines unberechenbaren Einflusses auf die Massen. Ihn versuchte 
man durch gutes Zureden zu gewinnen und durch Spaltungspolitik gleich- 
zeitig zu isolieren. Der bisherige Führer der SA, Leutnant z. S. a. D. Ulrich 
Klintzsch, wurde im Zuge der Neuorganisation der SA abgelöst, blieb jedoch 
bis Mai 1923 im Rahmen der NSDAP tätig. Er gründete im März auf Befehl 
des Oberkommandos die „Stabswache“; ihre Abzeichen waren „schwarze 
Schirmmütze mit Silbernem Totenkopf“®?, Chef des Stabes im Oberkomman- 
do der SA wurde Kapitänleutnant a. D. Alfred Hoffmann (1890—1933), 
der ebenfalls aus der Brigade Ehrhardt kam. Röhm bezeichnete Hoffmann, 
der vorher Stabschef der Brigade Ehrhardt war, als „einen entschlossenen 
und zielklaren Mann“®, Ulrich Graf, Hitlers ständiger Begleiter, schilderte 
den Wechesl in der SA-Führung mit den Worten: „Kplt. Hoffmann ist mit 
Göring gekommen und war damals der, der gearbeitet hat®®.“ 

Die SA, bisher ein Propagandamittel und Schutz der nationalsozialisti- 
schen Versammlungen, wurde jetzt zum Mittelpunkt der Hitlerbewegung. 
Die norddeutschen Offiziere, die nun hereinströmten, veränderten wesent- 
lich das Gepräge der bisherigen rein bayerischen Partei und ihrer Sturmab- 
teilung®”. Nach einer Dienstanweisung für den Stab des Oberkommandos der 


83 Aus einem Befehl des Oberkommandos der SA an das Regiment München, undatiert, dem 
Inhalt nach vom März 1923. Masch.-schriftl. Durchschlag, Privatbesitz; s. a. Volz, Daten, 
S. 120. — Der Totenkopf war als Abzeichen bei Freikorps aufgetaucht, so beim Freikorps 
Roßbach. — Klintzsch ging im Juni 1923 als Kaufmann nach Coburg und war dort im 
Jungdo und später im „Wiking“ tätig. Von Anfang Oktober bis Ende November war er 
Beamter der bayerischen Notpolizei an der Thüringer Grenze. In dieser Zeit hatte er 
keine Verbindung mehr zu Hitler und zur NSDAP. MGFA, DZ, IIM 65/12, Schreiben 
der Marinestation der Ostsee an Reichswehrministerium, Kiel, 5. 3. 1927, 

84 Hoffmann sagte bei seiner Vernehmung nach dem Putsch aus: „Seit Ende Mai 1923 bin 
ich der Leiter der SA-Organisation der Nationalsozialisten. Mein Büro befand sich in der 
Schellingstr. 39.“ — 14. Sitzg. d. UAL. 

85 Röhm, S. 109; Bennecke, Hitler und die SA, S. 29, vertritt die Ansicht, der Rücktritt 
Klintzschs sei „das äußere Zeichen des Endes der Zusammenarbeit zwischen Hitler und 
der Organisation Ehrhardt“. Das Verbleiben von Klintzsch bis Mai und die bedeutende 
Stellung des Kptlt. Hoffmann widerlegen diese Ansicht, die sich auch bei Volz, Daten, 
S. 120, findet: Demnach habe Ehrhardt seine Offiziere aus der SA zurückgezogen. Das 
war schon deshalb nicht möglich, weil Ehrhardt seit 30. November 1922 im Gefängnis in 
Leipzig saß, aus dem er am 13. Juli 1923 ins Ausland flüchtete. Erst im September 1923 
kehrte er nach Bayern zurück, erst in diesem Monat endete die Zusammenarbeit. 

86 Ungedruckte Erinnerungen v. Ulrich Graf. 

87 MM Dresse am 1. 6. 1952. 
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SA vom 20. Oktober 1923 war Hoffmann Chef des Organisationsstabes 
(IIa)®®. Ohne Zweifel war er in der SA-Führung die wichtigste Persönlichkeit; 
er machte die „Generalstabsarbeit“ und organisierte die SA als Wehrverband. 
Hoffmann erließ „Allgemeine Richtlinien bei Gründung einer SA“; sie sind 
von ihm als Chef des Stabes unterzeichnet®®. Die Richtlinien begannen mit 
den Sätzen: 

„Die SA soll der militärische Niederschlag der Partei sein. Ihre vornehm- 
ste Friedensaufgabe besteht darin, im engsten Einvernehmen mit der Orts- 
gruppenleitung der Partei zusammenzuarbeiten in allen Fragen betreffend 
den Schutz der Versammlungen und Veranstaltungen der Partei. Im übrigen 
ist die SA eine von der Ortsgruppen- und Parteileitung getrennt zu bearbei- 
tende Standesorganisation innerhalb der nationalsozialistischen Bewegung. 
Sie untersteht einer besonderen Befehlsstelle, dem Oberkommando der SA 
der NSDAP in München.“ Für die militärisch-organisatorische Seite wurden 
genaue Weisungen gegeben: Der SA-Führer sollte möglichst Feldzugsteilneh- 
mer sein, der SA-Mann müßte mindestens achtzehn Jahre alt sein, gesund 
und kräftig. Zwei Gruppen wurden gebildet: „a) die gedienten und ausge- 
bildeten Männer; b) die ungedienten.“ Die Gruppen wurden dann zu Zügen, 
die Züge zu vollen Hundertschaften ausgebaut. Eine Hundertschaft umfaßte 
neun Gruppen zu je acht Mann, dazu je einen Gruppenführer; je drei Grup- 
pen bildeten einen Zug, jeder mit einem Zugführer; an der Spitze der Hun- 
dertschaft stand der Hundertschaftsführer. Die Wahrung der völligen Selb- 
ständigkeit der SA „unter allen Umständen“ wurde am Schluß der Richt- 
linien betont. 

Am 1. März 1923 wurde das SA-Regiment München unter Führung von 
Oberleutnant a. D. Wilhelm Brückner aufgestellt. Dazu gehörten der Stoß- 
trupp Hitler, geführt von Josef Berchtold, 13 Kompanien, eine Wachkompa- 
nie B. Haidhausen, eine Artillerie-, eine technische Abteilung, ein Reiterkorps 
und folgende auswärtige Einheiten: Augsburg, Freising, Holzkirchen, Ingol- 
stadt, Niederbayern (7. Hundertschaft). Diese Gliederung galt für den 
Herbst 1923. Im März 1923 wurde die SA im Rahmen der Kampfverbände 


88 UAL, 15. Sitzg. 

89 Original mit eigenhändiger Unterschrift, undatiert. — Bennecke, a.a.O., S. 236 f., bringt 
als Dokument zwei dieser Richtlinien mit Datum vom 11. Juli 1923. 

90 Gliederung des SA-Regiments München nach einer undatierten Führerliste vom Herbst 
1923. Fotokopie, Privatbesitz. 
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mit kleineren und größeren Felddienstübungen geschult. An der großen 
Übung der Arbeitsgemeinschaft in der Fröttmaninger Heide am 25. März 
1923 nahmen rund 3000 Mann teil, darunter 1300 SA-Männer°!, Escherich 
wurde zufällig Augenzeuge des Aufmarsches; er notierte in sein Tagebuch 
am Palmsonntag (25. 3. 1923): „Hitlergarden mit römischen Insignien und 
Hakenkreuzfahnen marschieren in langen Zügen zu einer ‚Felddienstübung‘ 
an. Hakenkreuzarmbinden??.“ Mit den „römischen Insignien“ sprach Esche- 
rich die Standarten an. Auch der Hinweis auf Hakenkreuzfahnen und Arm- 
binden ist ein Zeichen auffallender Einheitlichkeit der Hitlergarden. Die SA 
wurde im Laufe des Jahres 1923 allmählich einheitlich eingekleidet: an die 
Stelle des „Räuberzivil* trat eine Art Uniform in Grau: Windjacke, Reit- 
hosen, Wickelgamaschen, Skimütze, Schnürschuhe, „Hackelstecken“, Arm- 
binde®®, 

Oberstlt. a. D. Kriebel hielt nach der Übung in der Fröttmaninger Heide 
eine Ansprache, in der er u. a. sagte: „Die Truppe, die sich am 25. März zu- 
sammengefunden hatte, ist der Machtfaktor für die politischen Ziele der Ar- 
beitsgemeinschaft; diese sind völkische. Luft und Licht der völkischen Frei- 
heitsbewegung zu erkämpfen, ist daher unsere vornehmste Arbeit. Im sieg- 
reichen Vorwärtstragen dieser Bewegung sehen wir die beste Gewähr für die 
erfolgreiche Aufnahme unseres Kampfes nach außen. Von diesem Geist muß 
die Truppe einheitlich durchdrungen sein®*.“ 

Kriebel hatte damit das Programm der Kampfverbände umrissen: innere 
Einigung als Voraussetzung für den erfolgreichen Kampf nach außen. 


Das Oberkommando der SA war im Herbst 1923 wie folgt gegliedert: 


Kommandeur der Sturmtruppen Hauptmann a. D. Göring 

Chef des Truppenstabes (Ia) Major Hühnlein 

Chef des Organisationsstabes (IIa) Kapitänleutnant a. D. Hoffmann 
Quartiermeister (Ib) Major a. D. Streck 

Sanitätswesen Dr. med. Schulze 

Adjutant Leutnant a. D. Baldenius 


91 Röhm, S. 170, gibt folgende Zahlen an: Reichsflagge München 150, Oberland 481, NSDAP 
1300, VVM 865, Lenz 132, zusammen 2928. Am Vorbeimarsch beteiligten sich nach 
Röhm „3228 völkische Kämpfer“. S. a. Bennecke, S. 58; Volz, S. 120. 

92 "TE, 235.3. 1923: 

93 Dokumente der Zeitgeschichte, Sammlung Rehse, 1938, S. 131 f. 

94 Röhm, $. 170. 
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Stabsfeldwebel Vizefeldwebel Schreck 
Transportabteilung Weber, Christian®. 


Die SA war nur ein Glied in der Kette der für die geheime Mobilmachung 
erfaßten Wehrverbände, und als solches ein schwaches, schwächer als die 
übrigen Glieder der Arbeitsgemeinschaft. Darüber konnte der schwülstige 
Titel „Oberkommando“ die nüchternen Militärs, zu denen Röhm zählte, 
nicht täuschen. Über den Wert der militärischen Übungen der Kampfver- 
bände gingen die Meinungen in der Reichswehr auseinander. „Der Landes- 
kommandant, insbesondere auch der Chef des Stabes, lehnten die Übungen 
ab. Daß ihre Ansicht vom rein militärischen Standpunkt aus richtig war, läßt 
sich nicht bestreiten“, bestätigte Röhm und rechtfertigte dann die Übungen 
mit politischen Gesichtspunkten: „Uns kam es aber bei den Übungen mehr 
darauf an, die Leute innerlich zusammenzuschweißen, und durch den Anblick 
der Masse zu stärken. In gleicher Weise wollten wir den Marxisten und den 
schlappen Spießern Achtung einflößen. Dieses gelang uns ganz bestimmt; die 
rote Presse spritzte Gift und Galle.“ Allem Anschein nach stand Röhm mit 
seinen massenpsychologischen Erwägungen unter dem Einfluß seines Freundes 
Hitler, der in diesem Punkte den sonst klarblickenden Generalstäbler um- 
nebelt hatte. 

Röhm hatte Hitler zu dem Erfolg mit dem Reichsparteitag verholfen; 
das war der Höhepunkt seines Einflusses auf die bayerische Innenpolitik. Mit 
der Gründung der Arbeitsgemeinschaft suchte er seine Machtstellung zu fe- 
stigen und weiter auszubauen. Hitler anerkannte diese Machtstellung seines 
Gönners und Freundes ohne Vorbehalt mit folgendem Befehl an seine Partei: 

„Hauptmann Röhm ist militärischer Leiter des Kampfbundes. Ich befehle 
hiermit, daß seinen Anordnungen von sämtlichen Mitgliedern und besonders 
Führern der SA der N.S.D.A.P. Folge zu leisten ist. Wer den Befehlen des 
Hptm. Röhm nicht unbedingt Folge leistet, gilt nicht mehr als zur SA gehörig. 

Adolf Hitler. 
München, den 1. April 192397,“ 
95 15. Sitzg. d. UAL. 
96 Röhm, $. 171. Auch General Epp äußerte sich abfällig über die Wehrverbände; er be- 
zeichnete sie als „Komitadschibanden“. Aussage Kriebel im Hitler-Prozeß, 3. Tag 


(28. 2. 1924). 
97 Handschriftlicher Befehl Hitlers, Fotokopie, Privatbesitz. 
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Trotz aller Freundschaft stand der Reichswehrhauptmann aber, damals 
sicher noch unbewußt, in einem inneren, sachlichen Gegensatz zu seinem 
Schützling. Dieser Gegensatz trat erst 1924 zutage und endete zehn Jahre 
später mit dem 30. Juni 1934. Röhm war gegen fremde Vorbilder; er schrieb 
über seine Haltung®: 


„Wir sind weder bürgerlich, noch rechts, noch, nach dem heutigen Sprach- 
gebrauch, national; wir sind radikal-völkisch-nationalistisch. 

Wir sind deutsche Nationalisten. 

Auch keine Faschisten. 

Deutsche Kämpfer brauchen keine fremden Vorbilder. Von den Welschen, 
die dem deutschen Soldaten die Bundestreue versagt haben, schon gar nicht. 
Das soll kein Werturteil über Mussolini sein... Aber wir brauchen in Deutsch- 
land keine Mussolinis 1:100 000. Wir haben in der eigenen Freiheitsgeschichte 
Vorbilder genug!“ i 


Die in der Arbeitsgemeinschaft zusammengeschlossenen Verbände hat- 
ten sich an dem festlichen Empfang des Reichskanzlers Cuno nicht beteiligt. 
Sie hatten dem Reichskanzler ihre Auffassung unterbreitet, daß sie die im Ja- 
nuar gebildete „Nationale Einheitsfront“ ablehnten, weil die sozialdemokra- 
tische Partei ihr angehörte; das Organ der Kampfverbände, „Heimatland“, 
sagte den Verlust des Ruhrkampfes voraus®. 

Im April 1923 kam es zwischen der Arbeitsgemeinschaft und der bayeri- 
schen Regierung zu einer Kraftprobe. Anlaß dazu bot das Vorgehen des 
Staatsgerichtshofes zum Schutze der Republik in Leipzig gegen die Schrift- 
leiter des „Miesbacher Anzeiger“, Weger und Dietrich Eckart, gegen Hermann 
Esser vom „Völkischen Beobachter“, gegen Adolf Hitler und gegen den Her- 
ausgeber des Sprachrohrs der Arbeitsgemeinschaft „Heimatland“, Hptm. a.D. 
Weiß. Weger, Eckart und Esser weigerten sich, vor dem Staatsgerichtshof zu 
erscheinen. Eckart entzog sich dem darauf gegen ihn erlassenen Haftbefehl 
durch Flucht ins Gebirge!. Nach Röhms Schilderung besprachen die Führer 
der Kampfverbände während einer Übung in der Fröttmaninger Heide eine 


98 In der ersten Auflage seines Buches, $. 264. Das Buch erschien 1928, wurde also spätestens 
um die Wende 1927/28 abgeschlossen. 

99 Röhm, S. 171. 

100 S.a. SEG, 64, 1923, S. 72; Volz, Daten, S. 11. 
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„Note“, die sie dann dem Ministerpräsidenten überreichten!®!, Die Führung 
der Verbände erklärte, „daß sie sich mit ihrer gesamten Macht vor die mit 
Haft bedrohten nationalen Männer stellt und gewillt ist, den Vollzug der 
Haftbefehle mit den ihr zur Verfügung stehenden Machtmitteln zu verhin- 
dern. Wir erklären aber gleichzeitig, daß die Angeklagten, ebenso wie wir 
alle, bereit sind, sich den ordentlichen bayerischen Gerichten zu stellen12,“ 

Nach dieser Kraftäußerung, die eine unverhüllte Drohung gegen die Re- 
gierung enthielt und ein Gradmesser für die Autorität des Staates war, folgte 
ein nachhaltiger Appell an das nationale Solidaritätsbewußtsein der bayeri- 
schen Regierung, die im einzelnen angeführten Forderungen der Kampfver- 
bände zu erfüllen: „Die Arbeitsgemeinschaft hat sich vorgestern der bayeri- 
schen Staatsregierung verpflichtet, sich mit allen ihren militärischen Teilen 
dem Landeskommandanten zum Schutze unseres Vaterlandes bedingungs- 
los zur Verfügung zu stellen. Wenn diese Verpflichtung nicht eine leere For- 
mel sein soll, dann müssen wir verlangen, daß auch die bayerische Regierung 
uns und unsere Leute vor der Vergewaltigung, die Severing den uns Gleich- 
gesinnten in Norddeutschland antut, hier in Bayern bedingungslos schützt.“ 
Die bayerische Staatsregierung wurde daher aufgefordert: 1. „den Vollzug 
von Haftbefehlen des Staatsgerichtshofes gegen die vaterländisch gesinnten 
Männer Bayerns ein für allemal“ abzulehnen; 2. beim Reichsrat die Aufhe- 
bung des Republikschutzgesetzes zu beantragen und im Falle der Ablehnung 
die Durchführung des Gesetzes zu verweigern; 3. wurde die Regierung ge- 
beten, in Anbetracht der „sehr erregten Stimmung unserer Leute“ ihre Ant- 
wort auf die Note der Arbeitsgemeinschaft noch am gleichen Tage zu geben. 

Das Schriftstück war von Kriebel unterzeichnet im Namen der Arbeitsge- 
meinschaft der „Reichsflagge“, der Bünde „Oberland“ und „Unterland“, der 
VVM, der NSDAP und des Zeitfreiwilligenkorps!%, 

Der Abordnung der Arbeitsgemeinschaft, die dem Ministerpräsidenten 
die Stellungnahme am 12. April überreichte, gehörten an: Kriebel und Lenz 
für die Arbeitsgemeinschaft, Kleinhenz und Moltke für die VVVB, die sich 
101 Röhm, $. 171: „Ich hielt mich als aktiver Offizier von diesen Besprechungen fern; was 

ich aber sah und hörte, war das wenig erfreuliche Bild eines „Kriegsrates“ unseligen 

Angedenkens“. Röhm irrte hier im Datum, die Vorsprache beim Min.Präs. fand laut 

Min.Ratsprot. v. 13./14. 4. am 13. statt, die Übung am 15. S. a. Högner, Der schwierige 

Außenseiter, S. 23. 


102 Röhm, S. 171 f. 
103 Röhm, S. 173. 
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dem Schritt der Arbeitsgemeinschaft bei der Regierung anschlossen!%, Knil- 
ling nahm das Schreiben mit unverbindlichen und beruhigenden Worten ent- 
gegen. Der Ministerrat vom 13./14. April vertagte jedoch die Entscheidung 
über das Ansinnen der Arbeitsgemeinschaft. Der Polizeipräsident erklärte, 
die Haftbefehle würden durchgeführt!®, „Der Landeskommandant verschloß 
sich den Forderungen der Kampfverbände überhaupt!®.“ Die Haltung des 
Generals von Lossow war von Berlin beeinflußt. Die von Seeckt pflichtge- 
mäß für den Fall eines Deutschland aufgezwungenen Krieges, den er bis Mai 
glaubte rüstungsmäßig vorbereiten zu können, betriebene Mobilmachungs- 
vorbereitungen waren in Bayern zu offen zutage getreten. Deshalb hatte 
der Wehrkreisbefehlshaber Ende März vom Reichswehrminister Geßler eine 
scharfe Beanstandung hinnehmen müssen!”, Am 7. April war Lossow zu 
einer Besprechung mit dem Chef der Heeresleitung nach Berlin befohlen. 
General Seeckt verlangte von Lossow klar und deutlich, „daß er als Soldat 
in keine Abhängigkeit von einer politischen Partei, und erst recht nicht in 
eine Abhängigkeit von bewaffneten Verbänden gerate“. Lossow hatte näm- 
lich Seeckt davon in Kenntnis gesetzt, „daß man in Bayern die zweifellos 
reichlich vielen vaterländischen Organisationen nicht entbehren könne, weil 
‚mindestens 51 Prozent der Waffen in deren Händen wären“!®, Damit be- 
gann die Spannung zwischen dem Chef der Heeresleitung und dem bayeri- 
schen Landeskommandanten, die sich dann im Herbst entlud. 

Die kühle Zurückhaltung des Wehrkreisbefehlshabers, die dilatorische 
Behandlung des Anliegens der Kampfverbände durch die Regierung waren 
Zeichen eines deutlich fühlbaren Wandels in der Einstellung der amtlichen 
Stellen und Verantwortungsträger gegenüber den Rechtsaktivisten. Es war 
ein schwacher Trost, daß der ihnen gegenüber besonders kritisch eingestellte 
Innenminister im Landtag mit ihnen in der Ablehnung des Republikschutz- 
gesetzes und des Leipziger Staatsgerichtshofes ausnahmsweise einig ging!®; 
das änderte nichts an der Verschlechterung der Gesamtlage. Röhm folgerte aus 
dem im Sande verlaufenen Vorstoß der Kampfverbände bei der Regierung 
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ganz richtig: „Der Karren war zweifellos gänzlich verfahren; praktisch hat- 
ten die Kampfverbände eine Schlacht verloren!!P,“ 

Der Schritt der Kampfverbände war übrigens nicht nur durch den Leip- 
ziger Haftbefehl ausgelöst worden; auch das Verbot der Deutschvölkischen 
Freiheitspartei in Preußen am 13. April hatte ihn beeinflußt, wie aus dem 
Inhalt des überreichten Schreibens hervorging. Die Verschärfung der innen- 
politischen Lage im Reich wie besonders in Preußen wirkte sich zwangsläufig 
auch auf Bayern aus. 

Der „Vorwärts“ stellte sich die Lage in Bayern Anfang April folgender- 
maßen dar!!!: Das Einschreiten Severings „gegen die Umsturz- und Ver- 
schwörerbande hat die bayerische Einheitsfront der Deutschvölkischen und 
Nationalsozialisten samt ihrem Anhängsel von Nationalaktiven und vater- 
ländischen Verbänden völlig ins Wanken gebracht.“ In Bayern „konnten die 
mit amerikanisch-jüdischen (Ford!) und bolschewistischen Millionen arbeiten- 
den Hitlerbanden verheißungsvolle Vorarbeit leisten .... zur Bekämpfung 
und Zerstörung der Reichseinheit“. „Nun, da der Ring, der die Weiß-Blauen 
und Schwarz-Weiß-Roten zusammenhält, gesprengt ist, werden zwar die Na- 
tionalsozialisten unter Führung des neuropathischen, politischen, unreifen 
Schwätzers Hitler ihr Geschäft wieder in gleicher Weise fortbetreiben — so- 
lange die Betriebsmittel ausreichen. Aber die Harmonie der Interessen von 
Separatisten, Föderalisten, Deutschvölkischen, Antisemiten und der unter 
der Ägide von Kahrs stehenden ‚vaterländischen Verbände‘ ist für einige 
Zeit zerstört. Dafür ist aber Ludendorff aus seiner politischen Kulisse an die 
politische Rampe getreten ...“ 

Die Führer der Arbeitsgemeinschaft hatten wohl geglaubt, die inneren 
Schwierigkeiten der Regierung weiterhin, wie bisher, zur Erpressung aus- 
‚nützen zu können. So war es ihnen Anfang März geglückt, das Verbot 
einer sozialdemokratischen Versammlung mit dem ehemaligen Hauptmann 
Schützinger als Redner zu erwirken!!?. Die Mitte April abgegebene Ver- 
pflichtungserklärung der Kampfverbände verstand sich nur für eine Mobil- 
machung gegen den äußeren Feind und bot keine Gewähr für den Weiter- 
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bestand der gegenwärtigen bayerischen Regierung!!3. Nach wie vor war das 
Hauptziel der Führung der Arbeitsgemeinschaft, den verhaßten Innenmini- 
ster Schweyer zu stürzen und durch eine ihnen genehme Persönlichkeit zu 
ersetzen. Sie versuchten, die Kluft in der Regierung in diesem Sinne ständig 
zu erweitern, um sie auf diese Weise allmählich ganz in die Hand zu bekom- 
men. Ihre Hoffnung stützte sich vor allem auf den ihnen wohlgesinnten 
Ministerpräsidenten und den deutschnationalen Justizminister Franz Gürt- 
ner; beide waren im Kabinett die Vertreter der „sogenannten Politik der 
Wiedergewinnung der guten Kräfte“!!4, Die Führer der Arbeitsgemeinschaft 
überschätzten aber ihre Stärke und unterschätzten die Gegenkräfte. Sie woll- 
ten auch nicht einsehen, daß dem Wohlwollen des Ministerpräsidenten un- 
übersteigbare Schranken durch seine Bindungen an die Regierungspartei, die 
BVP und das Gesamtkabinett gesetzt waren, nicht zu reden von der Abhän- 
gigkeit von der bewaffneten Macht, sowohl der Landespolizei wie vor allem 
von der Reichswehr. Durch die heftigen Angriffe auf den Innenminister, der 
den Nationalsozialisten wegen seines gescheiterten Versuches, Hitler auswei- 
sen zu lassen, ganz besonders ein Dorn im Auge war, wurde die Regierung 
als Ganzes geschwächt. Die eingeschränkte Verpflichtungserklärung erwies 
sich somit als eine halbe Demütigung der Regierung. Hitler hatte nämlich in 
der Sitzung der Kampfverbände am 7. April erklärt, man könne sich „nicht 
auf die Regierung mit Schweyer verpflichten, und auch nicht auf jeden Lan- 
deskommandanten“!115, 

Eine weitere Schwierigkeit, die die Handlungsfreiheit der Regierung 
lähmte, ergab sich aus der im Jahre 1922 geschaffenen „Notpolizei“. Die 
VVM, zu denen auch die Kreisstelle München des Bundes Oberland als selb- 
ständige Teilorganisation seit dem nicht durchgeführten Pittinger-Putsch 
vom August 1922 zählte, bildete die „Notpolizei“* zur Unterstützung der 
Landespolizei und der Reichswehr. „Mit Zustimmung des Innenministers 
wurde Oberland damit Notpolizei und erhielt die angeforderten 7000 Aus- 
weise von der Staatsregierung zu diesem Zwecke übermittelt!!%,“ Die chaoti- 
schen Zustände der bayerischen Politik spiegelten sich gerade in diesem Fall 
auf seltsame Weise wider. Da die VVM und der Bund Oberland der Arbeits- 
113 Ebda. 

114 Schweyer, zit. nach Schwend, Bayern, S. 206. 


115 Protokollbuch, Sitzg. v. 7. 4. 1923. 
116 UAL, 1. Sitzg., 13. Sitzg. 


70 


gemeinschaft beigetreten waren, gerieten die Mitglieder in eine ähnlich 
zwiespältige Lage wie die Regierung selbst. Als „Notpolizei“ waren sie auf 
die Regierung verpflichtet, als Kampfverbände setzten sie die gleiche Regie- 
rung unter Druck. Diese suchte sich dadurch aus der Klemme zu ziehen, daß 
sie alle Verbände auf sich verpflichten wollte. Diese Absicht aber war, wie 
die erwähnte Verpflichtungserklärung bewies, gescheitert, weil die Führer 
der Arbeitsgemeinschaften den Vorbehalt gemacht hatten, daß die Verpflich- 
tung nur für den Kampf gegen den äußeren Feind gelten dürfet!”. 

Die Regierung suchte sich einen Einfluß auf die Verbände dadurch zu 
sichern, daß sie deren innere Spannungen ausnutzte, indem sie die gemäßig- 
ten Gruppen an sich zog, die radikalen aber isolierte. Immerhin standen die 
VVVB mit Pittingers „Bund Bayern und Reich“ auf ihrer Seite; in der Ar- 
beitsgemeinschaft setzte die Regierungspartei den Hebel abwechselnd bei dem 
einen oder anderen Verband an, um ihn loszulösen. Diese Bemühungen muß- 
ten auf die Dauer wirksam werden; das bereitete begreiflicherweise dem 
„Vater“ der Arbeitsgemeinschaft, Hauptmann Röhm, schlaflose Nächte. 
„Die Sitzungen der Arbeitsgemeinschaft drohten in politische Diskussions- 
abende auszuarten“, und die Arbeitsgemeinschaft war damit auf dem Wege, 
„das zu werden, was wir bekämpften, nämlich ein Parlament“!18, Sein Sinnen 
und Trachten war daher darauf gerichtet, der „unbestrittenen Autorität 
Kriebels auf militärischem Gebiet“ eine ebenso unanfechtbare politische Lei- 
tung neben — oder besser noch, überzuordnen. Deshalb bemühte er sich, 
Hitler die diktatorische politische Führung der Kampfverbände zu ver- 
schaffen. 

Der 36jährige Reichswehrhauptmann wurde mit dieser Absicht der ei- 
gentliche Wegbereiter für Hitlers politische Laufbahn, und damit auch der 
gefährlichste Gegenspieler der bayerischen Regierung. Für seine revolutio- 
nären Bestrebungen, nämlich den Sturz der parlamentarisch-demokratischen 
Republik, für die Errichtung einer nationalen Diktatur und für den offenen 
Kampf gegen Frankreich, erschien ihm Hitler der geeignete Mann. „Da es 
so nicht weitergehen durfte — schließlich war ich der Hausherr und hatte 
meine Räume zur Verfügung gestellt — bat ich Hitler“, so schilderte er die 
Entwicklung, „in einer Denkschrift Zweck, Aufgabe und politische Ziele der 
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Arbeitsgemeinschaft festzulegen. Die Denkschrift Hitlers sollte die politische 
Marschrichtung der Gemeinschaft bestimmen, so daß die dauernden politi- 
schen Redeübungen eingestellt werden konnten. Hitler entledigte sich seiner 
Aufgabe in meisterhafter Weise!!9,“ 

Diese Denkschrift vom 19. April betrachtete Röhm als das bisher feh- 
lende politische Programm der Arbeitsgemeinschaft; in Hitlers Ausführungen 
spiegelten sich die Gedankengänge seines militärischen Mentors voll und 
ganz wider. Hitler schrieb u. a.: 

„Der neue Staat war so bar jedes Ideals, daß schon im Jahre 1918, noch 
mehr im Frühjahr 1919 niemand bereit war, für ihn das Leben einzusetzen.“ 
„Wenn die Wiedergeburt der deutschen Nation überhaupt noch einmal Tat 
werden soll, dann kann diese nur über den Weg einer inneren sittlichen Er- 
neuerung geschehen.“ 

„Die vaterländischen Kampfverbände haben die Pflicht, politisch zu 
denken und politisch zu handeln... mit dem Ziel der Befreiung Deutsch- 
lands vom inneren und äußeren Feinde, Zusammenschluß aller Deutschen 
in einem großen, gemeinsamen Vaterlande. Der Weg zu diesen Zielen aber 
heißt für diese Verbände nicht reden, sondern kämpfen.“ 

Die Kampfverbände „haben dafür Sorge zu tragen, daß mit unerbitt- 
licher Konsequenz Bayern zum Nationalstaat innerhalb der Grenzen des 
verseuchten Reiches gemacht wird. Zum Nationalstaat, der nicht zwischen 
Deutschen und Nichtdeutschen verhandeln will, sondern der den Deutschen 
alle Rechte gibt und dem nicht deutsch sein Wollenden höchstens den Tod 
übrig läßt.“ „Nationalinteresse ist die Säuberung der Nation; Regierungs- 
interesse ist Ruhe und Frieden; Parlamentsinteresse schafsköpfige Geduld.“ 

„Die vaterländischen Verbände haben vor allem die Aufgabe“, so lehrte 
Hitler weiter, „die innere Voraussetzung für die Durchführung des äu- 
ßeren Kampfes zu schaffen, d. h. die Kräfte zu brechen, die den äußeren Wi- 
derstand entweder nicht beginnen lassen oder später lähmen würden.“ 

„Die Kunst des wahren Staatsmanns“ bestehe darin, den Teil der Nation 
herauszufinden, der noch bereit ist, mit Leib und Leben für Deutschland ein- 
zutreten; diesem Teile aber die Kampfeslust aufs höchste zu steigern durch 
die Überzeugung, daß Regierung und Staatsleitung in der Gesinnung identisch 
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sind mit den Kämpfenden, d. h. also: ein von Nationalisten verteidigtes, aber 
auch von Nationalisten regiertes Land zu sein!20,“ 

Hitlers Denkschrift entsprach so vollkommen den Anschauungen Röhms, 
daß er sie „ohne Debatte zum politischen Programm der Arbeitsgemeinschaft 
erhoben“ sehen wollte!21. 

Dazu kam es aber nicht mehr, weil die Arbeitsgemeinschaft durch ihren 
undiplomatischen Vorstoß bei der Regierung eine Spannung erzeugt hatte, 
die zur Entladung in Gestalt einer offenen Machtprobe drängte. Der durch 
nervöse Überreizung gekennzeichnete hektische Tatendrang ließ keine Zeit zu 
organischem Wachstum und zur inneren Festigung. Die rastlose und hem- 
mungslose Energie Hitlers war die treibende Kraft, die zu einer verfrühten 
Machtprobe führte. In der Ausschußsitzung der Arbeitsgemeinschaft vom 19. 
April forderte er zum Kampf gegen die Bayerische Volkspartei auf, „denn 
auch sie pfeift aus dem letzten Loch“122. Was ihn zu dieser Außerung veran- 
laßte, ist nicht zu ermitteln; jedenfalls sprach daraus eine gefährliche Fehl- 
einschätzung der Kräfte und der Möglichkeiten der Regierungspartei. 

Tags darauf war Hitlers Geburtstag. An das SA-Regiment München er- 
ging deshalb am 18. April folgender Befehl: 

„1. Am Freitag, dem 20. April 1923, feiert unser Führer Hitler seinen 
35. Geburtstag. Das Regiment München beglückwünscht ihn dazu im Anschluß 
an die Versammlung im Zirkus Krone. Zu diesem Zweck stehen Abordnungen 
der Hundertschaften, bestehend aus dem Hundertschaftsführer, einem Fahnen- 
träger und zwei Mann ab 9.30 im Vorraum des Zirkus. Die Abordnungen 
treten bataillonsweise an in der Reihenfolge 1., 2., 3. Bataillon. Anzug: Stahl- 
helm, grauer Rock oder Windjacke, Kniehose, Koppel. Auf den Anzug ist 
größter Wert zu legen .. .1??“ 

Hitler wurde mit dem ganzen rauschhaften Zeremoniell, das er in seinen 
Versammlungen entwickelt hatte, vor aller Öffentlichkeit bereits als „Der Füh- 
rer“ gefeiert. Dieser Personenkult, der seit 1922 mit ihm und mit seiner Dul- 
dung getrieben wurde, war bereits für Pittinger eine seiner Triebfedern ge- 
wesen, sich von Hitler zu distanzieren. Bezeichnenderweise fand sich im Organ 
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des Bundes „Bayern und Reich“ in der Woche nach Hitlers Geburtstagsfeier 
eine Stellungnahme, gez. „Frundsberg“, zu dem Kult um und mit Hitler, die 
unter dem Titel „Geschmacklosigkeiten“ auf die damit heraufbeschworenen 
Gefahren hinwies!?*; 

„Zu den gefährlichsten Geschmacklosigkeiten zählt der Personenkultus. 
Personenkultus ist die Entartung des ehrlichen Gefühls der Verehrung für 
einen Führer. Er lenkt ab vom Kern der Bewegung, veräußerlicht sie, und, 
was das Schlimmste ist, es verflacht langsam und unmerklich die Seele des 
Führers, dem er gilt. 

Die nationalsozialistische Bewegung ist in den letzten Monaten mehr und 
mehr zu einer Partei Hitler geworden. 

Als die Lobhudeleien auf ‚unseren Hitler‘ anfıngen, da hatte ich stets ein 
leises Gefühl des Unbehagens und nur den Gedanken: Wie widerlich muß das 
einem so grade gewachsenen Menschen wie Hitler sein, so angebyzantinert zu 
werden. 

Wir wollen es uns nicht gestatten, den Deutschen Hitler mit dem Juden 
Eisner zu vergleichen, wie es der ‚Bayerische Kurier‘ tat, aber der ‚Völkische 
Beobachter‘ hat der nationalsozialistischen Bewegung einen schlechten Dienst 
erwiesen, als er Hitler mit — Lenin verglich. Es war eine Geschmacklosigkeit. 
Eine Geschmacklosigkeit wie die Paraden und andere Dinge. Die Wiederho- 
lung dieser Vorkommnisse müßte den Gedanken aufkommen lassen, daß Hit- 
ler die Beweihräucherung seiner Person nicht mehr unangenehm ist. Wir glau- 
ben dies nicht, aber es müßte ausgesprochen werden. 

Es wäre eine Geschmacklosigkeit von uns, wenn wir Hitler mit dem ehe- 
maligen Kaiser vergleichen würden. Aber das Beispiel Wilhelm II. ist lehr- 
reich, weil es zeigt, wie schädlich Weihrauch ist und wie gefährlich der Ring 
der Byzantiner von der Außenwelt abschließt. Nur ein Vergleich, der hinkt, 
wie gesagt. Und doch: Alles ist da. Der üble Weihrauch, der Ring der Nullen. 

Es ist fürwahr keine angenehme Aufgabe, unangenehme Dinge berühren 
zu müssen. Man kann uns sagen, was geht es euch an? Wir sehen die Zeichen 
beim Weggenossen und deuten sie. Vielleicht dringt diese Stimme durch den 
eisernen Ring und wird nicht als ‚Hetze‘ angesehen, sondern als ein ehrliches 
Wort von Mann zu Mann. Frundsberg.“ 
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Der erwähnte Regimentsbefehl ordnete auch eine „Gefechtsübung“ des 
1. Bataillons „nur bei gutem Wetter“ an. Ferner enthielt er folgende An- 
ordnung: 

„Die Sturmleute müssen Parteimitglieder sein. Die Bataillone sorgen um- 
gehend für Anmeldung, soweit es noch nicht geschehen ist.“ 

Röhm sah in der Hitlerbewegung den politischen Kristallisationspunkt 
seiner Arbeitsgemeinschaft und darüber hinaus der völkischen Bewegung. Sei- 
ne Bemühungen waren seit der Jahreswende 1922/23 darauf konzentriert, 
Hitler die politisch führende Rolle in der vaterländischen Bewegung Bayerns 
zu verschaffen. Er machte Hitlers Sache zu seiner eigenen und opferte dafür 
schließlich seine Stellung. Der Generalstabsoffizier, der den Gefreiten in die 
politische Laufbahn gesteuert und ihm die Wege geebnet hatte, wurde nun von 
ihm abhängig; ohne es zu wollen und ohne es zu wissen, geriet er in den Sog 
eines Schicksals, das Hitler hieß. 

Im Zusammenhang mit der großen Übung in der Fröttmaninger Heide 
am 15. April 1923 hatte Röhm als Führer der „Reichsflagge“* München einen 
Befehl erlassen, in dem namentlich Reichswehroffiziere als „Übungsleiter“ ge- 
nannt waren!?, 

Der Befehl fiel den Sozialdemokraten in die Hände; deren Organ, die 
„Münchner Post“, druckte ihn wörtlich ab mit der Bemerkung: „Woraus auch 
nebenbei bemerkt Geßlers General Seeckt ersehen kann, wie die Reichswehr 
in Bayern es mit seiner Erklärung über die politische Betätigung der Offiziere 
in der Praxis hält!?,“ 

Die Reichswehrleitung reagierte unmittelbar und scharf; der Reichswehr- 
minister ordnete am 25. April an: 

„Jede Beteiligung Reichswehrangehöriger an solchen Übungen muß daher 
unterbleiben. Insbesondere ersuche ich, dem Hauptmann Röhm die Bearbei- 
tung derartiger Sachen abzunehmen. Mit politischen Vereinigungen ist viel- 
fach zusammengearbeitet worden. Die Beziehungen müssen gelöst werden???.“ 

Daraufhin verbot der Befehlshaber des Wehrkreises VII den Reichswehr- 
angehörigen die Zugehörigkeit zu den vaterländischen Verbänden. Röhm 
übergab die Führung der „Reichsflagge“ München seinem bisherigen Stellver- 
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treter Hauptmann Seydel und hielt sich nun „von einer aktiven Beteiligung 
an der Arbeitsgemeinschaft“ fern!28, 

Seine Zurückhaltung kam zu spät; die Sozialdemokraten hatten ihn jetzt 
zum zweiten Male mit einem gezielten Schuß getroffen. Bald stellte sich her- 
aus, daß dieser zweite Schuß in seinen indirekten Folgen der beruflichen Lauf- 
bahn des Reichswehrhauptmanns ein Ende setzte. Die Ironie des Schicksals 
wollte es, daß ungefähr zu diesem Zeitpunkt seine Bemühungen um eine Zu- 
sammenarbeit seiner Arbeitsgemeinschaft mit den VVVB sich als aussichts- 
reich erwiesen. Jedenfalls berichtete das Blatt des Bundes „Bayern und Reich“ 
am 27. April 1923 in diesem Sinne unter dem Titel: „Freundschaftsverhältnis 
zwischen den Vereinigten Vaterländischen Verbänden Bayerns (VVVB)!2,« 

Die sozialdemokratische Partei stellte am 24./25. April im bayerischen 
Landtag erneut ihren Antrag, sämtliche Sturmabteilungen und Stoßtrupps 
aufzulösen, zur Diskussion. Innenminister Schweyer nahm dazu ausführlich 
Stellung. Er begrüßte die vaterländische Bewegung als gesund und natürlich, 
bezeichnete es jedoch als unverständlich, daß vaterländische Verbände eine 
nationale Landes- und Reichsregierung bekämpften. In der Ablehnung des 
Republikschutzgesetzes und des Leipziger Staatsgerichtshofes stimmte der 
Innenminister mit den Vaterländischen überein. Mit scharfen Worten griff er 
die NSDAP an und verurteilte das brutale Vorgehen der Sturmabteilungen. 
Gleichzeitig betonte er, daß die Gewalttätigkeit der Linksradikalen nicht 
minder verwerflich sei wie die der Rechtsradikalen. Ein Verbot der NSDAP 
betrachtete er als eine falsche Maßnahme; die Hitlerbewegung müßte mit Auf- 
klärung bekämpft werden. Der Antrag der Sozialdemokraten wurde wieder 
abgelehnt!?%. Tags darauf kam es zu einem schweren Zusammenstoß zwischen 
Nationalsozialisten und Kommunisten; es war ein Vorspiel zum 1. Mai. 

Escherich vermerkte in seinem Rückblick über den Monat April: „Die 
Rechtsradikalen in München suchen gierig nach jeder Gelegenheit zu ‚Taten‘ 
und werden zu einer großen Gefahr!®1,“ 
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3. Der 1. Mai 1923 und seine Folgen 


Die Kunde von der geplanten Maifeier der Linken rief den erregten Wi- 
derspruch der Rechten, vor allem der vaterländischen Verbände, hervor. Die 
Feier des Klassenkampftages wurde von den nationalgesinnten Schichten in 
Anbetracht der äußeren Bedrohung des Reiches durch die Ruhrbesetzung em- 
pört abgelehnt. Insbesondere, so wurde von der nationalen Presse hervor- 
gehoben, fühle sich die Münchner Bevölkerung um so mehr herausgefordert, 
als der 1. Mai der 'Tag der Befreiung der bayerischen Landeshauptstadt von 
der Räteherrschaft sei. 

Am 26. April hatte der schon erwähnte Zusammenstoß zwischen Kom- 
munisten und Nationalsozialisten stattgefunden, bei dem es vier Verletzte 
gegeben hatte. Anton Drexler, der Gründer der DAP und Ehrenvorsitzende 
der NSDAP, war in einer Werkstätte niedergeschlagen und schwer verletzt 
worden!. Am gleichen Tage fand eine Ministerratssitzung statt, die sich mit 
den voraussichtlichen Gegenkundgebungen der Kampfverbände befaßte. Der 
Justizminister vertrat die Ansicht, ein bewaffneter Aufmarsch der National- 
sozialisten sei nicht strafbar?. In der ebenfalls am 26. April stattfindenden 
Sitzung der Arbeitsgemeinschaft berichtete der Geschäftsführer Roth über 
eine Besprechung mit dem Landeskommandanten. Hitler forderte das An- 
treten der Verbände am 1. Mai; „das allein würde den Umzug der Roten 
verhindern“. Die Regierung solle verständigt werden, daß die Verbände ent- 
schlossen seien, den Umzug der Roten zu unterbinden?. 

Tags darauf, am 27. April, wurden die Kampfverbände im Verein mit 
den VVVB bei der Regierung vorstellig?; sie verlangten, die Regierung solle 
den Umzug der Roten verhindern, mit folgender Erklärung®: 

„Die Arbeitsgemeinschaft der vaterländischen Kampfverbände und die 
Vereinigten Vaterländischen Verbände Bayern gestatten sich, die Staatsregie- 
rung von folgendem in Kenntnis zu setzen: 

1 MM Frau Anna Drexler. 

2 MRP. 
Protokollbuch, Hitler und Kahr, I, 13; s. a. Högner, Der schwierige Außenseiter, S. 23 f. 
— Martin Dresse, der als Staatsanwalt die Untersuchung über den 1. Mai führte, teilte mir 
am 1. 6. 1952 mit, auf dieser Sitzung sei die Bildung einer autoritären Regierung beraten 
und beschlossen worden. 
„4 Uhr begegnen mir bei Knilling die vaterländischen Verbände mit Dr. Roth.“, TE, Eintr. 
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Die Arbeitsgemeinschaft und die V.V.V.B. haben in Erfahrung gebracht, 
daß die vereinigten proletarischen Selbstschutzverbände zusammen mit der 
sozialistischen und kommunistischen Partei am 1. Mai ihre Feier mit Umzügen 
Bewaffneter durch die innere Stadt in einer Art abzuhalten gedenken, die 
nicht anders aufgefaßt werden kann als eine bewußte und gewollte Heraus- 
forderung des gesamten Bürgertums. 

In der Erinnerung an die Auswirkungen der Umzüge und Versammlun- 
gen vom 7. November 1918 halten die A.G. und V.V.V.B. die dringende Ge- 
fahr für gegeben, daß aus der Feier am 1.5. 1923 vielleicht ungewollte schwere 
Schädigungen für die gesamte ordnungsliebende Bevölkerung sich ergeben. 
Die Staatsregierung hat bis jetzt anscheinend nicht nur keine Maßregeln zum 
Schutze des Bürgertums getroffen, sondern sogar die aufreizende und gefähr- 
liche Demonstration genehmigt, die mit Rücksicht auf den 1. 5. 1919, den Tag 
der Befreiungs Münchens von der Räteherrschaft, als ein Schlag in das Gesicht 
der bayerischen Bevölkerung empfunden werden muß. 

Deshalb haben sich A.G. und V.V.V.B. entschlossen, die von den soziali- 
stischen und proletarischen Kampfverbänden geplanten öffentlichen Aufzüge 
zu verhindern. Sollte die Regierung von sich aus die als Kampfansage wir- 
kende und gegen das nationale Empfinden weitester Kreise gerichtete sozia- 
listische Kundgebung unterdrücken, darf sie auf die rückhaltlose Unterstüt- 
zung der vaterländischen Verbände rechnen. 

München, den 27. April 1923. 

Die Arbeitsgemeinschaft der vaterländischen Kampfverbände 
V.V.V. Bayern.“ 


Unter dem Einfluß der Vorstellungen der vaterländischen Verbände be- 
schloß die Regierung am 28. April, das bereits genehmigte Programm der 
Linken auf die Kundgebung auf der Theresienwiese einzuschränken®. Trotz- 
dem nahm die Spannung weiter zu, genährt von nicht nachprüfbaren Gerüch- 
ten über einen geplanten Linksputsch. Die Verbände forderten daraufhin von 
der Regierung das Verbot der Maifeier und ließen keinen Zweifel darüber 
bestehen, daß sie zum gewaltsamen Vorgehen entschlossen seien”. Die Regie- 
rung blieb jedoch fest und zog von auswärts Reichswehr und Landespolizei zur 
Verstärkung heran. Sie war entschlossen, es hart auf hart gehen zu lassen und 


6 MRP; Schmelzle, UE. 
7 Schmelzle, UE. 


78 


lehnte die Forderung der Kampfverbände ab, den Ausnahmezustand zu er- 
klären und die Maifeier zu verbieten. 

In der Sitzung der Arbeitsgemeinschaft am 30. April verlangten Hitler, 
Göring und der Vertreter vom Bund Oberland bewaffnetes Vorgehen gegen 
den Umzug der Linken. Ein entsprechender Entschluß wurde gefaßt; General 
Lossow sollte verständigt werden. Hitler erklärte dabei, „daß sich die Aktion 
nicht gegen die Regierung richte, sondern nur eine Auseinandersetzung mit 
Rot sei“®. Am Nachmittag des gleichen Tages erklärte der militärische Führer 
der Arbeitsgemeinschaft, Oberstleutnant a. D. Kriebel, dem Polizeipräsiden- 
ten, daß die Kampfverbände die sozialistischen Umzüge mit Waffen angreifen 
würden?. 

Ein bezeichnender Maßstab für die wilde Gerüchtemacherei auf beiden 
Seiten, bei der Rechten und bei der Linken, war der Hilferuf des Nürnberger 
Oberbürgermeisters Luppe an die Reichsregierung um Unterstützung bei ei- 
nem möglichen Rechtsputsch in München. Die bayerische Regierung war dar- 
über nicht weniger erbost wie die vaterländischen Verbände!®. Die hemmungs- 
lose und wilde Agitation der Rechtsaktivisten erzeugte tiefe Unruhe in der 
Bevölkerung durch die planmäßig ausgestreuten Gerüchte über eine neue Re- 
volution von links. Alle Versuche der Regierung, durch entsprechende Erklä- 
rungen und Plakatanschläge die Bevölkerung zu beruhigen, blieben wirkungs- 
los. Am Abend des 30. April wurden aus Kraftfahrzeugen, die durch die Stra- 
ßen rasten, Flugblätter geworfen des Inhalts: „Frauen und Kinder werden 
aufgefordert, am 1. Mai nicht auf die Straße zu gehen, damit nicht „Unschul- 
dige durch die Arbeiter- und Volksverräter zu Schaden kämen“. Die Flug- 
blätter trugen die Aufschrift der vaterländischen Kampfverbände, was von 
diesen indessen als Fälschung bezeichnet wurde. In Wirklichkeit ging die Flug- 
blattverteilung von Mitgliedern des Bundes Oberland und Anhängern Hit- 
lers aust!, 

Die Würfel in der von den Kampfverbänden heraufbeschworenen Macht- 
probe mit dem Staat — die Haupttreiber waren Hitler, Göring, Kriebel, Zel- 


8 Protokollbuch. Sitzg. v. 30. 4. 1923, Hitler und Kahr, I, S. 14—17; Högner, Der schwie- 
rige Außenseiter, $. 24. 
9 Pol.Dir. München, Ber. v. 3. 5. 1923 über den 1. Mai in München, BHSTA, Min.Inn. 
71771. — Deuerlein, Dokumente, Nr. 284, 285. 
10 Schmelzle, UE; Hitler und Kahr, I, S. 25 f. 
11 Schmelzle, UE. 
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ler — fielen bereits am Nachmittag des 30. April in einer Aussprache des 
Generals Lossow mit Kriebel, Zeller, Hitler, Lenz im Beisein von Hauptmann 
Röhm!?. „Hitler hielt dem Wehrkreisbefehlshaber vor, daß eine Verweige- 
rung der Unterstützung der Verbände durch die Reichswehr einen Bruch ge- 
gebener Zusicherung bedeute. Der General erwiderte ihm, er wisse wohl, daß 
man ihn deshalb verurteilen werde, er sehe sich aber nicht in der Lage, hel- 
fend einzugreifen!?.“ Der Wehrkreisbefehlshaber hatte angesichts der eindeu- 
tigen Weisungen der Heeresleitung keine Möglichkeit mehr, zugunsten der 
Verbände etwas zu unternehmen. Mit seiner ablehnenden Haltung war die 
Entscheidung über das geplante Vorgehen der Kampfverbände gefallen. Hit- 
ler hatte seine Möglichkeiten überschätzt; der Glücksfall vom Januar wieder- 
holte sich nicht, denn Röhm konnte ihm nicht mehr helfen. Der Erfolg vom 
Januar hatte ihn verleitet, sich zu weit vorzuwagen. Jetzt zeigte sich wieder, 
und noch eindrucksvoller als im Januar, daß die Reichswehr sein Schicksal war; 
gegen sie konnte er nichts unternehmen. Seine Laufbahn hatte er nur mit ihrer 
Hilfe beschreiten können, nur mit ihrer wohlwollenden Unterstützung hatte 
er Erfolge erringen können!*. Jetzt versagte sich die Reichswehr; Hitler war 
wütend. Röhm schilderte die weitere Entwicklung: „Erst als auch die Unter- 
stützung durch den Befehlshaber der Reichswehr versagt und deshalb die 
Zuverlässigkeit einiger Verbände in Frage gestellt war, entschloß sich die Ar- 
beitsgemeinschaft im Laufe der Nacht, einen Teil der Verbände am nächsten 
Morgen, statt auf den anfangs vorgesehenen Plätzen, geschlossen auf Ober- 
wiesenfeld bereitzustellen!5.“ 

Aber nicht nur mit der Reichswehr, auch mit der Regierung hatte sich 
Hitler schwer verrechnet. Dem Polizeipräsidenten war es mit Hilfe der Re- 
gierung und des Rektors der Universität, Pfeilschifter, am Abend des 30. April 
noch gelungen, die Zeitfreiwilligen von der geplanten Aktion der Arbeitsge- 
meinschaft abspenstig zu machen und dadurch den Rücktritt ihres Führers, 
Oberst von Lenz, zu erwirken!®. Der Ministerrat lehnte am Abend des 30. 
April nochmals den Antrag der Arbeitsgemeinschaft, den Ausnahmezustand 
zu verhängen, ab. Der Polizeipräsident widerrief, nachdem er sich am späten 


12 Röhm, S. 180; Hitler und Kahr, I, S. 16 £. 

13 Röhm, S. 180. 

14 Heiden, Geschichte des NS, S. 81 ff.; 119 #. 

15 Röhm, $. 180. 

16 Ber.Pol.Dir.Mü v. 3. 5. 1923; ferner UAL, 2. Sitzg.; Hitler und Kahr, I, S. 20 ff. 
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Rechts: 

Als Reparationsleistung 

werden von französischem Militär 
im Rheinland deutsche Güterwagen 
beschlagnahmt 


Mitte: 
In Berlin werden Pferde 
zur Reparationsleistung gemustert 


Unten: 

Eine der vielen Reparationskonferenzen 
im französischen Außenministerium 

in Paris 1923. 

Vor dem mittleren Fenster stehend 
Winston Churchill 


Rheinlandbesetzung durch französische Truppen 


Zwei französische Posten auf der Höhe der Feste Ehrenbreitstein 
gegenüber dem Deutschen Eck in Koblenz 


Einmarsch 

der französischen 
Truppen in Essen 
während der 
Besetzung 

des Ruhrgebietes 
im Januar 1923 


Die Baracken 

der entwaffneten 
Schutzpolizei 

in Essen werden von 
französischen 
Soldaten 
übernommen 
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Anfang des Jahres 
1923 besetzten 
französische Truppen 
Frankfurt am Main 
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Französische Truppen vor der Matthias-Stinnes-Zeche am 3. Februar 1923 


ER 


Abend noch von dem rechtzeitigen Eintreffen der Truppen- und Polizeiver- 
stärkungen überzeugt hatte, den Aufruf der VVM zum Notpolizeidienst, ge- 
gen den Willen des Führers der VVM, Zeller”, 

Die Führer der Arbeitsgemeinschaft hielten jedoch trotz der ungünstigen 
Entwicklung an ihrem Entschluß zum bewaffneten Vorgehen fest. Sie zogen 
ebenfalls von auswärts Anhänger nach München, nicht nur aus Bayern, son- 
dern auch aus Württemberg. Der Zuzug traf bewaffnet mit Gewehren und 
Maschinengewehren, eine Gruppe sogar mit einem Geschütz, im Laufe der 
Nacht in München ein!®, Göring erklärte dem Kultusminister Matt am Abend 
des 30. April: „Die Kampfverbände können es unter keinen Umständen dul- 
den, daß die Sozialisten mit roten Fahnen dürch die Stadt ziehen, das wird 
unter allen Umständen verhindert, und wenn es nicht anders geht, mit Ge- 
walt. Es wird eben dann geschossen'®.“ 

Die von auswärts teilweise auf Lastkraftwagen eintreffenden Angehörigen 
der Kampfverbände wurden von der Polizei angehalten, die Waffen wurden, 
wie auch das aus Tölz mitgebrachte Geschütz, von der Polizei in Verwahrung 
genommen und der Reichswehr übergeben. Auf die Frage, warum und wozu 
sie bewaffnet nach München kämen, antworteten die Männer fast einhellig, 
„daß man sie zum Schutz der Regierung, deren Sturz am 1. Mai geplant sei, 
aufgerufen habe“?°. Das unbewiesene und wohl auch absichtlich ausgestreute 
Gerücht über einen beabsichtigten Linksputsch war die Grundlage für die An- 
sicht, die Regierung schützen zu müssen. Auch in der Parteigeschäftsstelle der 
NSDAP nahm man das Gerücht ernst. Aus Furcht vor einem Überfall wurden 
die wehrfähigen Parteigenossen aufgefordert, sich am 1. Mai vormittags 10.00 
Uhr vor der Geschäftsstelle einzufinden?!. Das Oberkommando der SA alar- 
mierte mit roten Zetteln am Abend des 30. April die Sturmabteilungen. Was 
das bedeuten sollte, ging aus einer Außerung Görings im Februar 1923 hervor: 
„Wird ‚Rot‘ alarmiert, dann können Sie ruhig Ihren Beruf aufgeben??!“ 

Am frühen Morgen des 1. Mai versammelten sich die Kampfverbände auf 
dem Oberwiesenfeld, und zwar 1300 Nationalsozialisten, 200 Mann Reichs- 
17 Ber.Pol.Dir.Mü v. 3. 5. 1923; UAL, 1. Sitzg. 

18 Högner, Die verratene Republik, S. 139. 

19 Högner, Der schwierige Außenseiter, S. 24. — Der VB erschien am 1. Mai mit der Schlag- 
zeile: „Ruhr- und Volksverrat am 1.5. 1923“ und brachte dazu ein Bild von Radek. 

20 Ber.Pol.Dir.Mü. v. 28. 5. 1923; Deuerlein, Dok.-Nr. 286. 


21 Röhm, S. 180. , 
22 Brief Lehncke an Hitler v. 7. 5. 1923, BHSTA, SA I, 1500 Nr. 2, Abschrift. 
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flagge München unter Hauptmann Seydel und etwa 400 Angehörige des Blü- 
cherbundes?®. Auch der Wikingbund gab eine kurze Gastrolle auf Oberwiesen- 
feld?*. Der Bund Oberland bezog mit 800 Mann Bereitschaft beim Maximilia- 
neum, etwa 2500 Mann der VVM unter Führung Zellers standen in ihren ein- 
zelnen Bezirksquartieren in der Stadt bereit. Das Aufgebot der Kampfver- 
bände wurde am Morgen des 1. Mai auf etwa 5000 bis 6000 Mann geschätzt?®. 
Dabei betrug die Gesamtstärke der VVM allein 30000 Mann. Sie waren 
zahlenmäßig weit stärker als die SA der NSDAP zusammen mit Bund Ober- 
land und Reichsflagge. Daß von den 30 000 Mann der VVM nur 2500 zu der 
geplanten Aktion angetreten waren, war ebenso ein Zeichen für die mangelnde 
Einigkeit der Kampfverbände wie auch das geschlossene Fernbleiben der Zeit- 
freiwilligen. Die auf Oberwiesenfeld versammelten Verbände faßten Waffen 
aus Reichswehr- und sonstigen Beständen und machten militärischeÜbungen®®. 
Die Zahl der Maschinengewehre wurde auf 18 bis 20 geschätzt. Hitler und 
Göring waren anwesend, Röhm hielt sich jedoch fern und blieb in seiner 
Dienststelle. „Das Wehrkreiskommando war auf das äußerste aufgebracht, 
daß ein Teil der Verbände auf OW bewaffnet war und maß Röhm ‚die Schuld 
daran‘ zu?”.“ Inzwischen sammelten sich die Anhänger der Linksparteien, 
Sozialdemokraten, Kommunisten, Freie Gewerkschaften an den für sie be- 
stimmten Plätzen und marschierten zur Theresienwiese. Die sozialdemokra- 
tischen Sicherheitsabteilungen — „Auergarde* — traten zum ersten Male 
einheitlich uniformiert und mit Musikkapellen auf. Etwa 25000 Personen 
nahmen an der Maifeier teil. Sie verlief ungestört und endete um die Mittags- 
zeit. 

Reichswehr und Landespolizei hatten, um Zusammenstöße zu verhin- 
dern, das Lager Oberwiesenfeld in weitem Kreise mit einem Sicherheitsgür- 
tel umgeben. Die tatkräftigen Maßnahmen der Polizeidirektion genügten, um 
die ungestörte Abwicklung der Maifeier auf der Theresienwiese zu sichern. 
Die Kampfverbände ließen es angesichts der entschlossenen Haltung der Po- 
lizei und der Reichswehr auf keine Kraftprobe ankommen, sondern befolgten 
kleinlaut die polizeilichen Anordnungen. Nach Beendigung der Maifeier „wur- 


23 Ber.Pol.Dir.Mü v. 28. 5. 1923; Hitler und Kahr, I, S. 31 ff. 

24 Röhm, S. 180. 

25 Ber.Pol.Dir.Mü v. 28. 5. 1923. 

26 Schmelzle, UE; Harbeck, S. 158; Högner, Die verratene Republik, S. 139 f. 
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de die Bereitschaft der Kampfverbände auf Oberwiesenfeld abgesagt, die 
Verbände sammelten sich und lieferten vollständig die erhaltenen Waffen 
wieder ab“. Die Waffen wurden „wieder dorthin gebracht, woher sie stamm- 
ten? =, 

Darauf marschierten die auf dem Oberwiesenfeld versammelten Verbände 
unter Hitlers Führung zum Bürgerbräukeller. Es kam zu einem Zusammen- 
stoß mit einem sozialistischen Zuge, der jedoch, wie auch andere kleinere Rei- 
bereien im Laufe des Nachmittags, belanglos war. Das große Maifest der Lin- 
ken im Hirschgarten am Nachmittag des 1. Mai mit rund 30 000 Teilnehmern 
verlief ohne Störung. Die Nationalsozialisten veranstalteten eine „deutsche 
Maifeier“ mit Hitler als Redner im Zirkus Krone, der wegen Überfüllung 
polizeilich gesperrt werden mußte. Der Versammlungsleiter, Hermann Esser, 
gab bei dieser Gelegenheit bekannt, der Justizminister Gürtner habe vor kur- 
zem eine Unterredung mit Reichskanzler Cuno gehabt. In dieser Unterredung 
habe der Reichskanzler gesagt, er setze seine ganze Hoffnung hinsichtlich des 
Widerstandes an der Ruhr auf Bayern. Die ganze Welt blicke auf Bayern und 
auf München. Daraus hätten die Nationalsozialisten die Folgerung gezogen, 
daß sich am 1. Mai in München nicht die Schande wiederholen dürfe, die man 
in anderen Ländern seit Jahren erlebe. Diese angebliche Unterredung zwi- 
schen dem bayerischen Justizminister und dem Reichskanzler wurde rasch 
amtlich dementiert. Hitler verlieh bei seiner Rede im Zirkus Krone der Freude 
Ausdruck, daß sich zwischen den Nationalsozialisten und den vaterländischen 
Vereinigungen „Blücherbund“, „Oberland“, „Reichsflagge“ und „Wiking“ 
ein Schutz- und Trutzbündnis gebildet habe; das sei das junge Deutschland®. 
Der Polizeibericht über den 1. Mai 1923 schloß mit den Worten: „Jedenfalls 
wird der 1. Mai 1923 ein Wendepunkt in der ganzen Entwicklung des Ge- 
dankens der Vaterländischen Verbände sein, wie er auch, und das sei eben- 
falls betont, die Bildung der sozialistischen Kampforganisationen wesentlich 
beeinflußt hat?®,“ 

Escherich fällte am gleichen Tag ein ebenso treffendes wie vernichtendes 
Urteil über die Münchner Ereignisse: „In München war das reinste Narren- 


28 Pol.Ber. v. 28. 5. 1923; Hitler und Kahr, I, S. 39 ff. 

29 Schmelzle, UE. 

30 Pol.Ber. v. 28. 5. 1923. — Der VB kommentierte die Ereignisse des 1. Mai Nr. 82 v. 2. 5, 
1923: Schlagzeile: „Der 1. Mai der internationalen Lüge“; Nr. 83 v. 3. 5. 1923: „Der jü- 
dische Sowjetstern unter Schutz von Dr. Schweyer.“ 
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haus. Die ‚vaterländischen Verbände‘ haben sich in ihrer Nervosität und Füh- 
rerlosigkeit bis auf die Knochen blamiert. Hitler hat keine klaren Ziele, ist 
verwirrt und von Hintermännern geschoben, die immer nach einer rettenden 
‚Tat‘ schreien®!,“ 

Die Arbeitsgemeinschaft der Kampfverbände hatte am 1. Mai 1923 eine 
doppelte Niederlage erlitten: 

1. sie hatte sich der staatlichen Gewalt beugen müssen; 

2. ihr Versuch, der Linken eine vernichtende Niederlage beizufügen, war 
infolgedessen gescheitert. 

Die Kraftprobe mit dem Staat war von Hitler in der ersten Runde — 
Januar 1923 — gewonnen, in der zweiten Runde — 1. Mai 1923 — verloren 
worden. Die Ursachen der Niederlage am 1. Mai waren die Fehleinschätzung 
der Stärke der staatlichen Gewalt und das Verkennen der Gründe des Erfol- 
ges vom Januar 1923. Hitler dankte diesen Erfolg der wohlwollenden Hal- 
tung der Reichswehr, den Mißerfolg vom 1. Mai 1923 der ablehnenden Hal- 
tung derselben. Der Wehrkreisbefehlshaber, General von Lossow, hatte zwar 
keine grundsätzliche Wendung gegen die vaterländischen Verbände vollzogen, 
aber unter dem Druck der Reichswehrleitung hatte er seine Hilfe versagen 
müssen. Die maßgeblichen Männer in der Leitung der Arbeitsgemeinschaft, 
Kriebel, Hitler, Göring, hatten diese Einflüsse der übergeordneten Stellen des 
Reiches nicht in Rechnung gestellt, ebensowenig wie die Möglichkeit, daß die 
bayerische Regierung, dank der Einstellung des Landeskommandanten, es 
wirklich auf eine Machtprobe ankommen lassen konnte und dazu entschlossen 
war. Der Berliner Druck auf den bayerischen Wehrkreisbefehlshaber mit dem 
Ziel, die Reichswehr zu entpolitisieren, wirkte sich besonders in der etappen- 
weisen Entmachtung des „Feldzeugmeisters“, Hauptmann Ernst Röhm, des 
eigentlichen Protektors Hitlers aus: der erste Schritt war die Versetzung 
Röhms zur siebenten Division gewesen; der zweite Schritt folgte unmittelbar 
auf den 1. Mai und war für Hitler die unangenehmste Auswirkung seiner 
Schlappe; er beendete Röhms Rolle und schließlich auch Stellung in der Reichs- 
wehr. Diese Entwicklung schilderte Röhm selbst: 

„Am 3. Mai 1923 eröffnete mir General von Lossow in Gegenwart der 
Generale von Epp, von Danner und Freiherr von Kreß und der Oberstleut- 
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nante von Berchem und Maier die Enthebung von meiner Dienststelle und 
meine von Berlin beantragte Versetzung als Kompaniechef nach Bayreuth??.“ 

Die Reichswehrleitung hatte also auf die Aktion der Kampfverbände am 
1. Mai rasch und energisch reagiert. Das ungewöhnliche Schauspiel mit dem 
Aufgebot von vier Generälen und zwei Stabsoffizieren bezeugte, daß es sich 
bei der Versetzung dieses Hauptmanns um keine „Routineangelegenheit“ 
handelte, sondern daß es ein hochpolitischer Akt war. 

Röhm beantwortete die Versetzung noch am gleichen Tage mit dem Ein- 
reichen seines Abschiedsgesuches; seine Mitarbeiter taten dasselbe. Dadurch 
gewann die Sache dramatische Züge, denn nun grenzte sie nahezu an eine Of- 
fiziersmeuterei. Nach einer Aussprache mit Röhm reichte General von Lossow 
demselben das Abschiedsgesuch zurück. Inzwischen hatte auch Reichswehr- 
minister Geßler Kenntnis davon erhalten und die Verabschiedung des unbe- 
quemen Offiziers angeordnet. Der bayerische Landeskommandant nahm da- 
gegen Stellung und erwirkte die Zurücknahme der Anordnung des Reichs- 
wehrministers. Röhm nahm einen Krankheitsurlaub und wurde dann auf sei- 
nen Wunsch zur Artillerie und zur Kavallerie kommandiert??. Ende Septem- 
ber 1923 schied er aus der Reichswehr endgültig aus?*. Die Ereignisse des 1. 
Mai hatten tatsächlich seiner politischen Tätigkeit in der Reichswehr ein Ende 
gesetzt; das war die folgenschwerste Auswirkung der Niederlage der Kampf- 
verbände, besonders für Hitler, der in der Reichswehr seinen wichtigsten Gön- 
ner verlor. Der 1. Mai endete somit zu guter Letzt mit einem Triumph der So- 
zialdemokraten. 

Die Ereignisse vom 1. Mai hatten außerdem auch ein gerichtliches Nach- 
spiel. Die Staatsanwaltschaft am Landgericht I unter Vorsitz von Dr. Martin 
Dresse leitete auf Anzeige des Innenministeriums gegen die Führer der Ar- 
beitsgemeinschaft ein Ermittlungsverfahren wegen unerlaubter Bildung be- 
waffneter Haufen und wegen Landfriedensbruches ein?®. Das Verfahren rich- 
tete sich nicht gegen Hitler allein, sondern gegen die Führung der Kampfver- 
bände. Hitler hatte im Führungsausschuß der Verbände wie alle anderen auch 
nur eine Stimme. Erwiesenermaßen war der militärische Führer der Arbeits- 


32 Röhm, S. 182. 

33 Röhm, S. 183 f. 

34 „Der von mir am 26. September 1923 erbetene Abschied aus dem Heeresdienst wurde mir 
am 16. Dezember 1923 mit Wirkung vom 16. November 1923 bewilligt“. Röhm, $. 243. 

35 MM Dresse v. 1. 6. 1952; Högner, Der schwierige Außenseiter, S. 25. 
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gemeinschaft, Oberstleutnant a. D. Kriebel, ebenso entschieden für das ge- 
waltsame Vorgehen am 1. Mai eingetreten wie Hitler; das gleiche galt für Gö- 
ring und den Führer der VVM, Zeller?®. 

Hitler nahm in der bereits zitierten Denkschrift vom 16. Mai 1923 an die 
Staatsanwaltschaft Stellung zu den Beschuldigungen; er führte u. a. wörtlich 
aus??; 

„Die Stellung der vaterländischen Kampfverbände zur Maifeier war 
durch zwei große Sorgen bestimmend beeinflußt. 

1.) Wenn auch viele Deutsche nicht, dann erkennt aber doch zumindest 
die ganze Welt, daß die tiefste Ursache unseres Unglücks in unserer interna- 
tionalen Verseuchung und Vergiftung liegt. Mit Wohlgefallen blicken die 
Feinde Deutschlands und mit Besorgnis seine wenigen Freunde auf eine Ent- 
wicklung, die auch heute noch diesem entsetzlichen Irrsinn huldigen. Ein ein- 
ziges Land schien sich für Freund und Feind aus diesem Verderben allmählich 
befreien zu wollen, Bayern. Die großen Hoffnungen, die von vielen der besten 
Deutschen heute auf Bayern gesetzt werden, sind gegründet auf dem Glauben, 
daß von hier aus die Befreiung des Vaterlandes aus den Händen seiner inter- 
nationalen Verderber erfolgen würde. 

Die Feier des ersten Mai, die in diesem Jahre in München in einem Um- 
fang stattfinden sollte, wie noch nie zuvor, mußte diesen Glauben gerade in 
einem Augenblick auf’s schwerste erschüttern, in dem das übrige Reich mehr 
denn je Stärkung nötig hat. Es mußte diese Feier aber niederdrückend für 
die überwältigende Menge einer Stadt wirken, die in der roten Fahne des 
1. Mai das Blut der Geiseln vom Jahre 1919 sehen und fühlen muß. Die Staats- 
regierung hätte nicht nur Rücksichten zu nehmen auf die Gefühle der den Mai 
meist unter unglaublichem Terror Feiernden, sondern doch mehr auf die, die 
in dieser Feier und in dieser Flagge die schmerzlichste Erinnerung an das zu- 
sammenbrechende Vaterland sehen. Hunderttausende der besten Deutschen, 
nämlich derjenigen, die vielleicht mit ihrem Blute gutzumachen haben, was die 
Verbrecher der roten Fahne einst verschuldeten, sehen in dieser Feier eine un- 
erhörte Provokation, sie empfinden es als schamlos, an der Waffe ausgebildet 
zu werden und vielleicht schon in wenigen Tagen wieder dem Tod für das 
Vaterland entgegenzusehen, während diese gleiche Regierung, die sich dafür 


36 S. a. Bennecke, $. 63; Högner, Die verratene Republik, S. 140 f. 
37 UAL, 3. Sitzg. v. 7. 10. 1927. 
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vertragsmäßig verpflichtet, die Vernichter des Vaterlandes unter ihren be- 
hördlichen Schutz nimmt. 

und 

2.) Bei der Spannung, in der sich Deutschland befindet und die nicht ewig 
aufrecht erhalten wird, sondern die so oder so zur Entladung drängt, konnte 
so wie an jedem Tag, besonders an diesem 1. Mai in Mitteldeutschland eine 
Entwicklung sich vervollständigen, für die die rote Fahne nicht mehr Partei-, 
sondern Staatsfahne sein wird. Die Ankündigungen der roten Presse reden 
hier eine zu drohende Sprache, als daß der, der nicht durch sträflichen Leicht- 
sinn einen 7. November 1918 heraufbeschwören sollte, gleichgültig zusehen 
könnte. Die Behauptung, daß die staatlichen Machtmittel genügten, um die 
Autorität der Regierung zu sichern, ist ein Irrsinn und wird durch die gewal- 
tigsten historischen Tatsachen widerlegt. Sie haben nicht genügt im Jahre 1918, 
sie haben nicht genügt in der ganzen Revolutionsperiode des Jahres 1919, 20 
und 21, sie haben nicht in Oberschlesien genügt und genügen jetzt nicht an der 
Ruhr und werden vielleicht schon morgen in der schwersten Katastrophe, die 
Deutschland je im Innern traf, genauso versagen. Immer noch mußte der Ap- 
pell an die Liebe zahlreicher junger Deutscher zum Vaterland gerichtet wer- 
den, die dann mit ihrem Blut gutzumachen hatten, was staatliche ‚Autorität‘ 
vorher versäumte. 

Aus diesen Erwägungen heraus haben die vaterländischen Kampfverbände 
den Entschluß gefaßt, einerseits an die Regierung mit der dringendsten Bitte 
heranzutreten, diese Feier des 1. Mai in einer Stadt zu verbieten, die diese 
Feier in ihrer überwältigenden Majorität als Provokation empfindet, anderer- 
seits an diesem Tage in vollster Bereitschaft dafür zu sorgen, daß München 
nicht ein zweites Mal den Sowjetstern über seinen Mauern aufgehen sehen 
wird. 

Als Deutscher, als ehemaliger Soldat und als Christ fühle ich keine Reue 
über die Haltung auch meiner Bewegung und meiner persönlichen Stellung- 
nahme an diesem Tage, sondern nur Scham über die Haltung eines Staates 
und einer Staatsregierung, die sich zur Schützerin jüdischer Sowjetfeste auf- 
raffte, die bereit war, zum Schutze der Vaterlandszerstörer mit der Waffe ge- 
gen die kommenden Vaterlandsverteidiger vorzugehen. Ich fühle weiter keine 
Reue darüber, weil ich weiß, daß eine spätere Nachwelt auch in dieser Frage 
gerechter urteilen wird. 
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Tatsächlich haben die Vaterländischen Kampfverbände für den 1. Mai ihre 
Mitglieder alarmiert und trafen dieselben denn auch zum Teil in der Nacht, 
zum Teil am frühen Morgen in ihren Bereitschaftsstellungen ein. 

Die Sturmabteilung der N.S.D.A.P. sammelte im Laufe des frühen Mor- 
gens auf Oberwiesenfeld, also außerhalb der Bannmeile, faßte dort einen Teil 
der Bewegung gehörigen Waffen und exerzierte. Es hat kein Mann mit Waffen 
das Oberwiesenfeld verlassen, bis nach Beendigung der roten Sowjetfeier die 
Bereitschaft aufgehoben, die Waffen wieder abgeliefert und die Mannschaften 
wieder abrückten. 

Aus diesem Vorfalle versuchte die Staatsanwaltschaft den $ 127 des R.Str.- 
G.B. in Anwendung zu bringen. Da ich seit Wochen in Presse und Land- 
tagen auf das ungeheuerlichste beschimpft werde, die Organisation als Scha- 
den des Vaterlandes, ja Verbrechen am deutschen Volk hingestellt wird, ohne 
daß mir infolge der Rücksicht, die ich dem Vaterlande schuldig bin, die Mög- 
lichkeit einer öffentlichen Verteidigung zur Verfügung steht, bin ich dem 
Schicksal nur dankbar, daß es mir nun gestattet, diese Verteidigung im Ge- 
richtssaale und damit frei von diesen Rücksichten führen zu können. 

Ich erkläre damit, daß ich die Anwendung des $ 127 R.St.G.B. als unzu- 
lässig finde aus folgenden Gründen: 

1.) Befand sich an diesem Tage auf Oberwiesenfeld nicht ein ‚Haufen‘, 
sondern eine im Einvernehmen mit der Staatsregierung sowohl als der Reichs- 
wehr wohldisziplinierte, nach militärischen Grundsätzen durchorganisierte 
Truppe. 

2.) Wurde diese Truppe nicht ‚unbefugt‘ bewaffnet, sondern es sind diese 
Waffen anerkanntes Eigentum dieser Organisation genau so wie die der an- 
deren Organisationen auch, können jederzeit in Empfang genommen werden 
und sind in Empfang genommen worden, nicht zum Schaden, sondern zum 
Schutze des Vaterlandes. 

Es ist mit ihnen kein Mißbrauch getrieben worden. 

3.) Die Ansammlung fand außerhalb der Bannmeile statt und hat diese 
nirgends berührt. Das Recht zum Aufruf zu dieser Ansammlung steht der Or- 
ganisation zu und stand ihr bis dorthin auch zu. 

Tatsache ist, daß die Organisationen bisher noch immer ihre Verbände 
selbst aufgerufen haben, zu allen Übungen, auch unter Waffen, und Tatsache 
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ist weiter, daß das auf dem Oberwiesenfeld aufgebotene Regiment ebenfalls 
übte, d.h. von 7 Uhr morgens bis 1 Uhr mittags exerzierte. 

Im übrigen füge ich noch bei, daß in einer Reihe anderer Orte die vater- 
ländischen Kampfverbände und darunter besonders die S.A. der N.S.D.A.P. 
an diesem Tage ebenfalls unter Waffen in engster Fühlung mit Behörden für 
die Sicherheit und Ordnung eingetreten sind. 

Als Angeklagter mache ich weitere Angaben nicht, bin jedoch entschlossen, 
durch meine Verteidiger einen umfangreichen Beweis für die Richtigkeit mei- 
ner Auffassung anzutreten. Weiter werde ich für die Wahrheit meiner tat- 
sächlichen Behauptungen durch Vorlage von schriftlichem Beweismaterial als 
auch durch Benennung mündlicher Zeugen zu Beweis erbringen. 

gez. Adolf Hitler.“ 


Hitler brauchte seine Ausführungen nicht vor Gericht zu beweisen. Justiz- 
minister Gürtner erteilte dem Staatsanwalt Dr. Dresse die Weisung, mit der 
Anklage, deren Erhebung vor dem Volksgericht zum 1. August bereits mög- 
lich gewesen wäre, zu warten, bis das Justizministerium die ausdrückliche An- 
ordnung dazu erlasse. Diese ist aber nie erfolgt; das Verfahren wurde nach 
dem Hitlerputsch-Prozeß eingestellt. Justizminister Gürtner begründete sein 
Verhalten vor dem Untersuchungsausschuß des Landtags damit, daß aus 
Furcht vor landesverräterischen Äußerungen der Führer der Kampfverbände 
über die geheime Zusammenarbeit mit der Reichswehr zur Vorbereitung 
eines Krieges gegen Frankreich die Gerichtsschranken gemieden wurden. Hit- 
ler hatte sogar mit der Veröffentlichung seiner Denkschrift gedroht. Hitlers 
Ansicht war, wie Gürtner mitteilte, folgende: „Ich habe aufgrund der Bespre- 
chung mit den Regierungsstellen mich für befugt erachtet, am 1. Mai bewaffnet 
aufzutreten?®.“ 

Nach dem für ihn kläglich verlaufenen Hitlerputsch-Prozeß schrieb Kahr 
an Innenminister Schweyer: wenn nach dem 1. Mai 1923 ein Strafverfahren 
gegen Hitler durchgeführt worden wäre, so wäre Bayern und dem Reich die 
Katastrophe vom November 1923 und die noch größere Katastrophe des 
Hitlerprozesses erspart geblieben?®. 

General von Lossow, der über den Verstoß gegen sein Verbot, aus den 
Reichswehrkasernen Waffen zu holen, sehr aufgebracht war, forderte den 


38 UAL, 3. Sitzung v. 7. 10. 1927; Högner, Der schwierige Außenseiter, S. 25. 
39 UAL, 6. Sitzg.; Hitler und Kahr, I, S. 51 ff. 
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Verbänden nach dem Vorfall vom 1. Mai eine schriftliche Verpflichtung ab, 

niemals gegen die bayerische Reichswehr und die Landespolizei Stellung zu 

nehmen. Beachtenswert ist bei Nennung der Reichswehr das Adjektiv „baye- 
risch“! „Nach einigem Sträuben übernahmen die Führer der Verbände ein- 
schließlich Hitler diese Verpflichtung.“ Laut ihrem Text mußte jeder einzelne 

Angehörige der Verbände persönlich die Verpflichtung mit folgendem Wort- 

laut unterzeichnen: 

„Dafür daß die Reichswehr es übernimmt, mich im Waffenhandwerk aus- 
zubilden, verpflichte ich mich, 

a) dem Aufruf des Landeskommandanten zum Dienst mit der Waffe ohne 
Vorbehalt zu folgen; 

b) nicht aufgerufen mich an keiner feindseligen oder gewalttätigen Handlung 
gegen die bayerische Reichswehr oder Landespolizei zu beteiligen; 

c) davon, daß ich von der Reichswehr (von dem Reichsheer) ausgebildet wer- 
de, nicht zu sprechen; 

d) in Ausbildungszwecken und während der Übungszeiten den Befehlen oder 
Anordnungen des Übungsleiters und seiner Vorgesetzten unbedingt zu 
gehorchen; 

e) als aufgerufener Soldat den geltenden militärischen Pflichten und Straf- 
gesetzen mich zu unterwerfen?®.“ 


Der bayerische Reichswehrbefehlshaber und die bayerische Staatsregierung 
waren in einer schwierigen Lage: auf der einen Seite mußten sie die Staats- 
autorität wahren, deren amtliche Träger und Hüter sie waren, auf der anderen 
Seite waren sie gezwungen, mit den unbotmäßigen Rechtsverbänden aus in- 
nen- und außenpolitischen Gründen zusammenzuarbeiten. Diese janusgesich- 
tige Stellung brachte sie nicht nur in dauernde Verlegenheit, sondern lieferte 
sie der Gefahr aus, von den Radikalen ständig erpreßt und schließlich aus dem 
Sattel gehoben zu werden. Vor allem zwang die Ruhrbesetzung und die da- 
mit heraufbeschworene Kriegsgefahr die Regierung immer wieder zum Nach- 
geben und zeitweise zum Zusammengehen mit den Wehrverbändentt, 

Bemerkenswert ist auch die Stellungnahme des Oberkommandos der SA 


40 Zit. n. Högner, Der schwierige Außenseiter, S. 26. 

41 Die Abrüstungsklauseln schufen die Voraussetzungen dafür, „daß sich eine große Anzahl 
Deutscher an der Schaffung von ständigen Unruhen innerhalb der Weimarer Republik 
beteiligten“, Gordon, Politischer Terror und Versailler Abrüstungsklausel in der Weimarer 
Republik, in: WR, 16, 1966, S. 54. 
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zu den Ereignissen des 1. Mai; es versuchte, die Niederlage in einen Erfolg 
umzufälschen: 

Der „Ring München der Vaterländischen Kampfverbände“ (BundOberland, 
Reichsflagge, SA) habe „erfolgreich mit allen Mitteln dahin gewirkt, daß den 
Roten der ursprünglich vom Polizeipräsidenten genehmigte Riesenumzug vom 
Friedensengel durch die Stadt zur Theresienwiese sowie das Mitführen und 
Entrollen von roten und insbesondere von Sowjetfahnen verboten wurde“. 
Ferner wurde hervorgehoben, „daß die Verbände aus eigenem Entschluß, ohne 
Befehl und ohne irgendeinen Druck von irgendeiner Seite in dem Augenblick 
selbständig die Waffen wieder niederlegten und abgaben, als nach der kläg- 
lich verlaufenen ‚Feier‘ der Roten keine Gefahr mehr bestand“. Bei jeder 
Rücksprache von Führern der Kampfverbände mit Mitgliedern der Staats- 
regierung sei betont worden, daß alle Maßnahmen der Kampfverbände „ledig- 
lich im Interesse dieser Staatsregierung geschähen“. Zum Schluß wurde der 
„Bund Bayern und Reich“ als eine Organisation bezeichnet, „die für die Par- 
lamentarier vom Schlage Held und Konsorten wirbt und wohl ihre Haupt- 
aufgabe darin sieht zu versuchen, möglichst viele deutsche Männer abzuhalten 
in die Verbände einzutreten, die gewillt sind, Gut und Blut einzusetzen für 
die kommende großdeutsche Freiheitsbewegung“*?. Mit dieser Schlußbemer- 
kung sollte offensichtlich eine klare und scharfe Trennungslinie zum „Bund 
Bayern und Reich“ gezogen werden, der an der Aktion des 1. Mai nicht teil- 
genommen hatte. 

Mit den Vorwürfen von seiten der Kampfverbände setzte sich der „Bund 
Bayern und Reich“ in seinem Sprachrohr „Neue Heimatlandbriefe“ schon am 
4. Mai auseinander. Die VVVB, zu denen der Bund gehörte, waren sich mit 
der Arbeitsgemeinschaft einig gewesen, „daß die Maifeier in dieser provoka- 
torischen Form nicht genehmigt wurde“. „Da sagte plötzlich die Arbeitsge- 
meinschaft der Kampfverbände am 30. April früh ohne Verständigung der 
V.V.V.B. Bereitschaft an und berief sich dabei auf das Einverständnis der 
Regierung und deren Machtfaktoren, wie sich später herausstellte, völlig zu 
Unrecht. Der B.B.u.R. ließ von Anfang keinen Zweifel, daß er zu jeder Unter- 
stützung bereit sei, falls die Linke den 1. Mai zu Unruhen mißbrauchen und die 
Regierung dagegen Unterstützung verlangen sollte. Der Bund war aber nicht 


42 „Verhalten der Kampfverbände am 1. Mai 1923.“ Rundschreiben des SA-Oberkomman- 
dos vom Juli 1923, Original, Privatbesitz. 
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dafür zu haben, aus eigenem Ermessen oder gegen den Willen der Staatsregie- 
rung etwas zu unternehmen. Er empfand außerdem die Ansage einer Bereit- 
schaft durch die vaterländischen Kampfverbände als eine brüskeVerletzung der 
erst vor acht Tagen getroffenen Vereinbarung zwischen den Kampfverbänden 
und den V.V.V.B., vor wichtigen Schritten sich gegenseitig rechtzeitig zu ver- 
ständigen. In diesem Zeitpunkt griff die Regierung von sich aus ein und verbot 
jede Bereitschaft, da sie mit ihren Machtmitteln vollkommen Herr der Lage sei. 
Als im Laufe des Abends drei verschiedene Flugblätter in München verteilt wur- 
den, von denen zwei von den vaterländischen Kampfverbänden unterschrie- 
ben waren, ergab sich bei der drohenden Sprache dieser Flugblätter im Zusam- 
menhang mit bekanntgewordenen Absichten das schöne Gesamtbild, daß für 
den 1. Mai in München zur Freude der Linken recht erbauliche Dinge bevor- 
standen, falls nicht im letzten Augenblick noch eingegriffen und auf diese Weise 
Dummbeiten verhindert würden. Dies geschah erfreulicherweise durch eine 
Erklärung der Regierung, die das Ergebnis eines späten Ministerrats war, und 
die wir im Wortlaut anführen: Die Staatsregierung gibt bekannt: Es besteht 
die Besorgnis, daß die Maifeier zu Ordnungsstörungen und Zusammenstößen 
führen könnte. Es wird behauptet, die bayerische Staatsregierung habe die 
Vaterländischen Kampfverbände zum Schutz der Ordnung aufgerufen. Das 
ist unwahr. Weder die Staatsregierung, noch der Landeskommandant, noch 
die Polizeidirektion haben irgendein Aufgebot an die Vaterländischen Kampf- 
verbände erlassen. Vor gesetzwidrigen Unternehmungen wird gewarnt#.“ 

Das Blatt des Bundes bezeichnete als „die Triebfeder aller Beunruhigungen“ 
den „politischen Vertreter der Kampfverbände, den Minister a.D. Dr. Roth“. 
„Damit machen wir uns nicht zum Verteidiger für das, was Hitler und Zeller, 
was Oberland und Reichsflagge für richtig gehalten haben.“ Die Verantwor- 
tung treffe Dr. Roth als den „geistig Überlegenen“ „doppelt, zumal er durch 
seine Bindungen zum Staat als dessen Beamter und parlamentarischer Ver- 
treter eine viel höhere Verpflichtung hat“**. 

An der berechtigten Kritik des Organs des Bundes „Bayern und Reich“ 
am Verhalten der Kampfverbände ist das bemerkenswerteste doch die Art, 
wie die Leitung des Bundes das Maß der Verantwortung für das Verhalten 
der Arbeitsgemeinschaft verteilte, sicher aus guter Sach- und Personenkennt- 


43 „Neue Heimatland-Briefe“, Nr. 3 v. 4.5. 1923, S. 2: „Der erste Mai in München.“ 
44 Ebda. 
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nis: der Hauptverantwortliche in politischer Hinsicht war demnach der Ge- 
schäftsführer Dr. Roth, dann werden, wohl ohne Absicht bezüglich der Rei- 
henfolge, willkürlich Hitler und Zeller, Oberland und Reichsflagge genannt. 
Kriebel wurde überhaupt nicht erwähnt, obwohl er einer der Haupttreiber 
bei dem unglücklichen Vorgehen der Kampfverbände am 1. Mai gewesen war. 
Ob das Blatt dem ehemaligen Justizminister absichtlich aus nicht mehr faß- 
baren Gründen eins auswischen wollte oder nur den tatsächlichen Sachver- 
halt aus der Warte des „Bundes Bayern und Reich“ schilderte, sicher ist nur, 
daß der politische Geschäftsführer der Arbeitsgemeinschaft, Dr. Roth, ein nicht 
geringeres Maß der Verantwortung für die Politik der Kampfverbände trug 
als die Führer der einzelnen in ihr zusammengeschlossenen Verbände, und der 
militärische Führer der Arbeitsgemeinschaft. Die Last der Gesamtverantwor- 
tung verteilte sich demnach mehr oder weniger gleichmäßig auf Roth, Kriebel, 
Hitler, Zeller und je nach Anwesenheit auf die Vertreter der anderen Ver- 
bände, Oberland, Reichsflagge, Unterland. 

In der gleichen Nummer setzte sich das Organ des „Bundes Bayern und 
Reich“ in einem Artikel, betitelt „Abwehr“, mit einem Angriff im Sprachrohr 
der Kampfverbände, dem „Heimatland“, auseinander. Schon die Namen der 
Blätter weisen auf einen Konkurrenzkampf zwischen feindlichen Brüdern hin, 
auf den Streit zwischen „Schwarz-Weiß-Rot“ und „Weiß-Blau“. Der „Bund 
Bayern und Reich“ bekannte sich zum Föderalismus der Bismarckschen Reichs- 
verfassung, während in den Kampfverbänden die Reichsidee auf der unita- 
risch-zentralistischen Ebene verfochten und jedes Betonen des föderalistischen 
Gedankens als Separatismus hingestellt wurde®. Das bayerische Element in 
den Kampfverbänden im Sinne des Bekenntnisses zum föderalistischen Reichs- 
gedanken wurde mehr und mehr vom nationalistischen verdrängt. Das hing 
damit zusammen, daß in steigendem Maße General Ludendorff Einfluß auf 
die Kampfverbände übte, daß in der Hitlerbewegung durch die Militarisie- 


45 „Solange der Selbstschutz und die ihm dienenden Bünde usw. im offenen Kampfe gegen die 
Linksbewegung standen, waren seine Ziele und Wege so offenkundig, daß hierüber Mei- 
nungsverschiedenheiten in den vaterländischen Kreisen nicht aufkamen. Als die Re- 
bellion der ‚Linken‘ niedergekämpft war und man sich in der vaterländischen Bewegung 
der positiven Seite, dem Wiederaufbau des eigenen staatlichen Heims, zuwandte, da 
gingen auf einmal die Ansichten auseinander. Man war sich zwar noch darüber einig, daß 
die Weimarer Reichsverfassung so ziemlich das schlechteste Gerüst für den deutschen 
Staatsaufbau darstellt, aber über ihren Ersatz trennten sich die Wege...“ „Neue Heimat- 
land-Briefe“, Nr. 3 v. 4. 5. 1923. 
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rung der Partei norddeutsche Offiziere in der SA (Göring, Hoffmann) und 
im Organ der NSDAP, dem VB, der Balte Alfred Rosenberg, immer stärke- 
ren Einfluß ausübten. Rosenberg war im März an Stelle Dietrich Eckarts 
Hauptschriftleiter der Zeitung geworden. Der Einfluß Ludendorffs in die Ar- 
beitsgemeinschaft hinein wirkte vor allem über den Bund Oberland, der von 
Anfang an unter allen Rechtsverbänden die engste Fühlung mit ihm hielt“, 
Den Beitritt zur Arbeitsgemeinschaft begründete das „Nachrichtenblatt für 
die Führer vom 3. Mai 1923“, offensichtlich zur Zurückweisung der Behaup- 
tung, der Bund Oberland identifiziere sich mit der Hitlerbewegung, wie folgt: 

„Die Arbeitsgemeinschaft der Vaterländischen Kampfverbände in Bayern 
ist für uns nicht Bindung an eine Partei, sondern Zusammenschluß der baye- 
rischen wehrhaften vaterländischen Verbände, die unbedingt willens sind, die 
Reichseinheit, komme was mag, unter allen Umständen zu bewahren. Hieraus 
geht klar hervor, daß der Vorwurf von Bedingungen an oder Aufgehen in 
der Nationalsozialistischen Partei ungerechtfertigt, unbegründet, haltlos 
ist... .7“ Mit aller Entschiedenheit wehrte sich der Bund gegen die Behaup- 
tung, am 1. Mai an staatsfeindlichen Aktionen sich beteiligt zu haben. Viel- 
mehr wurde betont, daß der Bund Oberland als Notpolizei für die Staats- 
autorität eingetreten sei und weiter eintrete. In diesem Sinne gab der Führer 
des Bundes Oberland, Dr. Weber, ein Rundschreiben heraus, in dem er die Hal- 
tung des Bundes am 1. Mai erläuterte: Die Vertreter der Arbeitsgemeinschaft 
hatten der Regierung erklärt, „daß ihre Verbände der Regierung zu Aufrecht- 
erhaltung der Ordnung zur Verfügung stünden“. Die am Montag in München 
verbreiteten Flugzettel mit der Unterschrift „Arbeitsgemeinschaft der Vater- 
ländischen Kampfverbände“ waren den Vertretern Oberlands weder zur Billi- 
gung vorgelegt worden noch ihnen überhaupt bekannt. 

„Montag abend 10 Uhr erhielt die Führung Oberlands München, das ja 
seit Ende vergangenen Jahres der Notpolizei München angehört, vom Leiter 
der Notpolizei die Weisung, daß die Notpolizei vom Polizeipräsidenten auf- 
geboten sei, und bezog daraufhin noch in der Nacht und am frühesten Morgen 
seinen Bereitschaftsplatz. Dort unterstellte sich der Führer der Notpolizei 
Oberland sofort dem Abschnittskommandeur der Landespolizei. Als nach 
7 Uhr die Mitteilung kam, der Aufruf der Notpolizei sei rückgängig gemacht, 


46 Ludendorff, Auf dem Weg zur Feldherrnhalle, S. 9 ff. 
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vereinbarte der Oberlandführer mit der Landespolizei, daß Oberland noch 
in Bereitschaft bleibt, bis die Feier auf der Theresienwiese vorüber sei. Um 
2 Uhr nachmittags entließ dann der Führer seine Leute. Während der ganzen 
Zeit der Bereitschaft hat kein Oberländer an diesem Tage den Alarmplatz 
verlassen, wie auch kein Oberländer an diesem Tage auf Oberwiesenfeld war. 
Nach eingehender Prüfung ... . kann ich nur feststellen, daß Oberland- 
München am 1. Mai nur seine Pflicht als Notpolizei erfüllt hat*®.“ 

Die Erklärung Webers entsprach der Wahrheit und warf ein Schlaglicht 
auf die Tragikomödie des Maifeiertages, in der die Rollen, die die Teilnehmer 
als Staatsdiener und als Staatsfeinde spielten, zu einem Satirespiel dämoni- 
scher Verwirrung verteilt waren. Es war ein Spiegelbild der völligen geistigen 
Verwirrung, des chaotischen Kampfes aller gegen alle im Deutschland des Jah- 
res 1923, ein Vorspiel der Ereignisse des Herbstes 1923. 

Zu der mehrfach zitierten Nummer 3 der „Neuen-Heimatland-Briefe“ 
schrieb Kahr als Ehrenpräsident ein Geleitwort: Die „Neuen Heimatland- 
Briefe“ „wollen getragen sein von dem deutschen Geiste, dem das Vaterland 
über alles geht, und wollen vor allem das eine große Ziel im Auge haben, wie 
kann jeder für sich und in seinem Verbande dazu beitragen, daß unser Volk 
wieder zu Ehren und zu Geltung komme im Rate der Völker... .*9“ 

Auch aus der SA heraus wurde heftige Kritik geübt. Der Führer der drit- 
ten SA-Hundertschaft richtete in einem Brief, den er am 7. Mai an „den Führer 
der deutschen Freiheitsbewegung Herrn Adolf Hitler“ schrieb, schwere Vor- 
würfe gegen das Oberkommando der SA. Dem Kommandeur, Hauptmann 
Göring, warf er Leichtsinn vor, Heß und Brückner bezichtigte er der Feigheit 
und Verantwortungslosigkeit, den Regimentsadjutanten Bennecke der völ- 
ligen Unfähigkeit. Allgemein beanstandete er, daß die leitenden Stellen mit 
unfähigen Personen besetzt seien, statt mit tüchtigen Offizieren. Ein Schlag- 
licht auf die Zustände in der SA und die Vorgänge in der Nacht vom 30. April 
zum 1. Mai wirft auch die Bemerkung des Briefschreibers über den „fast flucht- 


48 Kuron, Freikorps und Bund Oberland, S. 165. — Über die Ziele des Bundes Oberland 
sagte Dr. Weber im Hitlerprozeß: 
„1. Brechung des Versailler Vertrages; 
2. Mitarbeit an der Überbrückung der Klassengegensätze; 
3. Mitarbeit an der Schaffung eines neuen, großen deutschen Vaterlandes .. .“ 
Hitler-Prozeß, 2. Tag (27. 2. 1924). 
49 „Neue Heimatland-Briefe“ Nr. 3 v. 4. 5.1923, S.1. 
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artigen und plötzlichen Abzug nach Oberwiesenfeld“. Über Göring ließ sich 
der Hundertschaftsführer wörtlich aus: „Ein Leichtsinn ersten Ranges ist es 
gewesen, den Befehl zu erteilen, durch rote Alarmzettel zu alarmieren. Herr 
Hauptmann Göring hat bei einer Führerbesprechung im Februar erklärt: 
„Wird ‚Rot‘ alarmiert, dann können Sie ruhig Ihren Beruf aufgeben.“ Der 
Briefschreiber folgerte: „Demnach ist die rote Alarmierung vorgesehen ge- 
wesen für den Tag der Abrechnung. Hatte man nun Gewähr dafür, daß der 
erste Mai der Beginn der Abrechnungszeit sei und daß die Aktion von Erfolg 
begleitet sei?“ 

Aufgrund der angeführten Mißstände erklärte der Hundertschaftsführer, 
daß seine Hundertschaft „kein Vertrauen zur jetzigen militärischen Leitung 
der SA mehr haben“ könne. Den Verbleib in seiner Stellung als Führer machte 
er von der Erfüllung einer Anzahl Forderungen abhängig. Der Schluß des 
Briefes aber war ein begeistertes Bekenntnis zu Hitler: „Wie wir zur militä- 
rischen Leitung kein Vertrauen mehr haben können, so sprechen wir Ihnen 
aber erneut unser volles Vertrauen aus. Es liegt uns fern, uns von der Bewe- 
gung zu trennen. Unser Ideal ist der Nationalsozialismus, unser Führer heißt 
Hitler. Das Ihnen gegebene Versprechen, Treue zu halten, brechen wir nicht 
. . „ Ich schlage Ihnen daher bis zur Erledigung unserer Forderungen vor, die 
dritte Hundertschaft unter Ihren direkten Befehl als selbständige Formation 
zu stellen, damit der Kontakt bestehen bleibt... 50“ 

Der Untersuchungsausschuß des bayerischen Landtags befaßte sich aus- 
führlich mit den Vorgängen des 1. Mai und stellte dazu abschließend fest: 

„1. Ein Beweis dafür, daß am 1. Mai 1923 ein Staatsstreich geplant war, 
konnte nichterbracht werden (Abstimmung: 6:1 Stimme); 

2. Am 1. Mai 1923 war mit einem aktiven, über die Gesetze und den Wil- 
len der Staatsregierung sich hinwegsetzenden Vorgehen der Kampfverbände 
oder einzelner Teile von ihnen gegen die von der Staatsregierung genehmigten 
Maifeierumzüge zu rechnen. (Mit allen Stimmen) 

3. Gegen dieses Vorgehen hat die Staatsregierung unter Einsetzung der 
staatlichen Machtmittel die erforderlichen Maßnahmen getroffen, zumal von 
einzelnen Führern der Kampfverbände die Absicht ausgesprochen worden 
war, die Züge auch auf die Gefahr eines blutigen Zusammenstoßes hin zu ver- 
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hindern. Dank dieser Vorkehrungen ist der 1. Mai unblutig verlaufen. (Mit 
allen Stimmen); 

4. Wegen dieser Vorgänge hat die Polizei im Einverständnis mit dem 
damaligen Staatsminister des Innern, Dr. Schweyer, unter Vorlage der Akten 
bei der 1. Staatsanwaltschaft Anzeige erstattet. Diese hat sogleich ein Ermitt- 
lungsverfahren eingeleitet. (Mit allen Stimmen) 

5. Dieses Ermittlungsverfahren ging nach Art und Umfang unbeeinflußt 
vor sich und war am 1. August 1923 abgeschlossen. (Mit allen Stimmen) 

6. Die Stellung eines Sitzungsantrags zum Zwecke der Durchführung des 
volksgerichtlichen Verfahrens wurde aus Rücksichten auf die damalige Lage 
von der Justizverwaltung zeitlich verschoben und das Verfahren nach dem 
Hitlerputsch und Hitlerprozeß auf Grund des $ 154 der Strafprozeßordnung 
neuer Fassung eingestellt. 

Es ist nicht Aufgabe des U-Ausschusses, ein Urteil darüber abzugeben, ob 
diese Rücksichten sachlich berechtigt waren oder nicht. (4:3 Stimmen) 

Der U-A. ist aber der Auffassung, daß es für die Beurteilung der für oder 
gegen die Durchführung des gerichtlichen Strafprozesses sprechenden Gründe 
zweckmäßiger gewesen wäre, auch den damaligen für die Aufrechterhaltung 
von Ruhe, Ordnung und Sicherheit zunächst zuständigen und verantwort- 
lichen Staatsminister des Innern, gegebenenfalls das Gesamtministerium zu 
hören. (5:2 Stimmen) 

7. Es hat sich kein Anhaltspunkt dafür ergeben, daß die Justizverwaltung 
in der Absicht, die Angeklagten der gesetzlichen Strafe rechtswidrig zu ent- 
ziehen, das staatsanwaltschaftliche Verfahren beeinflußt oder eine solche Be- 
einflussung versucht hat. 

Das Gerücht, als ob der bayerische Justizminister die Staatsanwaltschaft 
zur Einstellung des Verfahrens gegen Hitler und Genossen wegen der Vor- 
fälle am 1. Mai 1923 vor Inkrafttreten der neuen Strafprozeßordnung in der 
Fassung der Verordnung vom 4. Januar angewiesen habe, ist erwiesen. (Mit 
allen Stimmen)?!“ 

Die Stellungnahme des Untersuchungsausschusses bedeutete eine Entla- 
stung des Justizministers, der aus außenpolitischen und militärischen Sicher- 


51 UAL, 10. Sitzg. v. 27. 10. 1927. — Dem Ausschuß gehörten an die Abgeordneten: Stang 
als Vorsitzender, Graf Pestalozza als Berichterstatter, Dr. Högner als Mitberichterstatter, 
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heitsgründen die strafrechtliche Verfolgung nach Abschluß des Ermittlungs- 
verfahrens verschoben hatte. 

Im bayerischen Landtag lösten die Vorgänge des 1. Mai begreiflicherweise 
ein starkes Echo aus. Die Linksparteien griffen die Regierung scharf an, weil 
sie den bewaffneten Rechtsverbänden den Umzug gestattet hatte. Der Innen- 
minister erwiderte mit Stolz, daß die Regierung mit Hilfe der Reichswehr und 
der Landespolizei die Ordnung aufrechterhalten habe. Den Sozialdemokraten 
warf er das Zusammengehen mit der „anationalen Bewegung“, das gemein- 
same Feiern mit den Kommunisten vor. Die Kommunisten hatten anläßlich 
des 1. Mai in ganz Deutschland die Weltrevolution verkündet und auch ein 
Plakat in deutscher und französischer Sprache veröffentlicht, von einem Fran- 
zosen mitunterschrieben, „ein Vorgang, der die nationalgesinnten Kreise ge- 
rade in der jetzigen Zeit, wo wir im Westen im schärfsten Abwehrkampf ste- 
hen, provozieren mußte“, erklärte Dr. Schweyer wörtlich. Da die Kommuni- 
sten „im Ruhrgebiet wiederholt dem Feind in die Hand gearbeitet haben“, 
fuhr der Minister in seiner Rede fort, „kann eine solche Bewegung wirklich 
keinen Anspruch erheben, in öffentlicher Kundgebung aufzumarschieren und 
infolgedessen sind schon am 18. April kommunistische Veranstaltungen ver- 
boten worden“32, ; 

Zu den Auswirkungen der Maifeier und der durch sie erfolgten Aufwüh- 
lung der politischen Leidenschaften gehörten auch der Aufruf der Regierung 
und die von ihr erlassene Notverordnung vom 11. Mai, die die politische Be- 
tätigung unter strenge Aufsicht stellte und schwere Strafen für Aufreizung 
zur Gewalttat und Widerstand gegen die Staatsgewalt ankündigte. 

Der Regierungsaufruf nannte zwei Gefahren, die dem Staate drohten: 
„Linksradikale Kreise treiben eine unerträgliche Hetze gegen Staat und Ge- 
sellschaft. Die Kommunisten unterstützen im besetzten Gebiet den Gegner. 
Durch Bildung ‚proletarischer Hundertschaften‘ werde zum gewaltsamen Um- 
sturz und zur Aufrichtung ‚der Diktatur des Proletariats‘ gerüstet. Ein ge- 
wisser Vorwand für ein derartiges Treiben wird durch jene Kreise geschaf- 
fen, die, statt ihre Aufgabe in der Unterstützung der ordnungsmäßigen va- 
terländischen Regierung zu sehen, wie es die frühere Einwohnerwehr getan 
hat, ihre eigenen, im Ziel recht unklaren, in den Methoden aber unmöglichen 
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Politik verfolgen, selbst im offenen Widerstand mit der fest auf nationalem 
Boden stehenden Staatsregierung??.“ Das war ein deutlicher Hinweis auf die 
Kampfverbände und besonders die Hitlerbewegung als ein staatsgefährden- 
des Element ähnlich den Kommunisten. Die lobende Erwähnung der Einwoh- 
nerwehr ließ die Absicht deutlich werden, jene Kräfte um die Regierung wie- 
der zu sammeln, die durch die Auflösung der Einwohnerwehren zersplittert 
worden waren. 

Der bayerische Ministerpräsident begründete am 15. Mai die am 11. Mai 
erlassene Notverordnung. Sie richte sich gegen den Landes- und Besatzungs- 
verrat in der Pfalz. Außerdem wurden einschränkende Bestimmungen für 
Versammlungen unter freiem Himmel und für Straßenumzüge erlassen. Wört- 
lich sagte Knilling: „Der unerträgliche Unfug muß aufhören, daß private Or- 
ganisationen es sich herausnehmen, Polizei und Staatsgewalt zu spielen®#.“ Die 
Regierung verschaffte sich außerdem durch die Notverordnung die Möglich- 
keit zu einem verschärften Vorgehen gegen den Mißbrauch der Pressefreiheit. 

So zog die Münchner Maifeier für den Staat und die Rechtsverbände tief- 
greifende Wirkungen nach sich. Für die Regierung war das Ereignis zu einem 
eindeutigen Erfolg geworden’; sie hatte nach links und nach rechts sich ohne 
Blutvergießen durchgesetzt. Die Arbeitsgemeinschaft der Kampfverbände 
hatte eine schwere Niederlage erlitten; die Verantwortung dafür trugen Krie- 
bel als militärischer Führer, Hitler und Göring für die NSDAP, Zeller für 
die VVM. Der Gründer der Arbeitsgemeinschaft, Hauptmann Ernst Röhm, 
bezahlte das Abenteuer mit dem Verlust seiner Stellung. Für die Staatsregie- 
rung war der Erfolg ein doppelter, denn die Ereignisse um den 1. Mai hatten 
die kurz vorher wieder angebahnte Zusammenarbeit zwischen den Kampfver- 
bänden und den VVVB für die Zukunft unmöglich gemacht. Die Arbeitsge- 
meinschaft selbst hatte eine schwere Einbuße an Anhängerschaft zu verzeich- 
nen: die Zeitfreiwilligen waren kurz vor dem 1. Mai ausgeschieden, die VVM 
bröckelten nach dem 1. Mai ab. So war die Arbeitsgemeinschaft auf vier Ver- 
bände zusammengeschrumpft: die NSDAP, Bünde Oberland, Unterland und 
die Reichsflagge. Die Unterstützung durch die Reichswehr war ihr verloren- 
gegangen durch die Politik der Reichswehrleitung in Berlin. Der Chef der 
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Heeresleitung, General von Seeckt, der mächtigste Mann in Deutschland, hatte 
den bayerischen Wehrkreisbefehlshaber zu dem Kurswechsel gegenüber den 
radikalen Rechtsverbänden gezwungen. Seeckt war sich voll bewußt, daß er 
die Hauptverantwortung für das Schicksal des Reiches, für die Wahrung der 
Reichseinheit trug; dies war der Leitgedanke seiner Tätigkeit an der Spitze 
der Reichswehr‘®. „Die Wehrmacht ist das sinnfälligste Symbol der Reichs- 
einheit.“ „Für die Aufrechterhaltung und Sicherung der beim Reich liegenden 
Staatsautorität verfügt dieses über die ihm allein und unbeschränkt unter- 
stehende Wehrmacht... Darüber, daß das Heer das letzte und stärkste Mittel 
des Reiches ist, um seine innere Aufgabe zu erfüllen, darf kein Zweifel be- 
stehen; aber das Vorhandensein des Heeres sollte genügen, die erforderliche 
Ordnung zu garantieren, eine army in being im innerpolitischen Sinn . . .”“ 

Nach dem Besuch des Generals Seeckt in München im März 1923 hatte 
der bayerische Landeskommandant daher seinen Sympathien gegenüber den 
Rechtsverbänden Schranken setzen, unbotmäßige Offiziere wie den Haupt- 
mann Röhm versetzen und schließlich gegen die Kampfverbände in der Ak- 
tion des 1. Mai Stellung nehmen müssen. 

Auf der Reichswehr beruhte nicht nur die Autorität des Reiches, sondern 
auch die der Länderregierungen, wie der Erfolg der bayerischen Staatsregie- 
rung bei der Maifeier bewiesen hatte. 


4. Von der Arbeitsgemeinschaft zum Kampfbund 


Die Kampfverbände zogen sich, nach Röhms Schilderung, „grollend von 
Regierung und Reichswehr zurück“. „In sich gefestigter konnte die Arbeits- 
gemeinschaft den hohen Aufgaben, die sie sich stellte, besser nachkommen. An 
die Stelle großerReden und schleppender Beratungen traten kurze, knappe Be- 
sprechungen, die meist der militärische Führer der Kampfverbände Oberst- 
leutnant Kriebel vornahm.“ „An der inneren Festigung der Verbände wurde 
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zielbewußt gearbeitet, auch rein zahlenmäßig nahmen die Kampfverbände 
nach dem 1. Mai überraschend zu. Mit führenden politischen Köpfen wurden 
neue Verbindungen angeknüpft. So entwickelte sich u. a. mit Justizrat Claß 
ein reger Gedankenaustausch. Dabei trat Pöhner mehr in den Vordergrund, 
Hitler hielt sich zurück. Gegenstand der Aussprachen waren vor allem die Vor- 
gänge im Ruhrgebiet!.“ 

Die zahlenmäßige Zunahme der Radikalen vollzog sich im Gleichschritt 
mit der durch Ruhrbesetzung und Inflation sich rasch verschlechternden Wirt- 
schaftslage und der wachsenden Verelendung breiter Schichten. Die Mitglieder- 
zahl der NSDAP und der SA wuchs im Laufe des Jahres 1923 sprunghaft an, 
besonders der Zustrom junger Leute zur SA war stark; ähnliches galt für 
Reichsflagge und Oberland. In der SA wurde ein neuer Verband als Elite- 
truppe gebildet, der „Stoßtrupp Hitler“ unter Führung von Josef Berchtold 
und Julius Schreck?; in den Stoßtrupp Hitler wurde die „Stabswache“ über- 
führt. Beide bildeten die Keimzelle der späteren „Schutzstaffel“ (SS)?. 

In den Kampfverbänden wurde die militärische Ausbildung vorangetrie- 
ben*. Auf der politischen Ebene ging das Bemühen dahin, ins große Spiel zu 
kommen. Dazu gehörte vor allem die Fühlung mit den führenden Persönlich- 
keiten der Rechtsbewegung in Norddeutschland, deren Schlüsselfigur der Vor- 
sitzende des Alldeutschen Verbandes, Justizrat Claß, war. Nach der Niederlage 
vom 1. Mai mußte Hitler sich zurückhalten; für Verhandlungen auf der höch- 
sten Ebene war er noch nicht hoffähig. Der Mittelsmann zu Claß war der 
Augsburger Fabrikant Grandel, ein alter bewährter Freund der Rechtsver- 
bände, der auch Hitler viel unterstützt hatte. Röhm war, ähnlich wie Hitler, 
von der „Deutschen Geschichte“, die Claß unter dem Pseudonym „Einhart“ 
veröffentlicht hatte, stark beeindruckt und dadurch auch zu einem Verehrer 
des Justizrates geworden. Die Verhandlungen, die nun im Frühsommer mit 
dem Führer des Alldeutschen Verbandes geführt wurden, enttäuschten den 
auf rasches Handeln drängenden Hauptmann jedoch stark, denn sie führten 
zu keinem Ergebnis. „Ich kann mich des Eindrucks nicht erwehren“, so schrieb 
Röhm darüber, daß Claß „damals, um sich unserer Bundesgenossenschaft zu 
versichern, übertriebene Hoffnungen in uns nährte, von denen er vielleicht 

1 Röhm, S. 188 f. 
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doch selbst nicht ganz überzeugt war. Denn das berühmte ‚Ruhrwunder‘, das 
er uns Hoffenden und Harrenden vorzauberte, stellte sich doch später als eine 
Fata Morgana heraus und versank in wesenlosen Nebel?.“ 

Das völlig in Ohnmacht versunkene Deutschland schien unter dem Druck 
der französischen Politik im Jahre 1923 zusammenzubrechen. Phantastische, 
verzweifelte Pläne wurde von allen möglichen, amtlichen und nichtamtlichen 
Persönlichkeiten erwogen, gewälzt, verworfen, wieder aufgegriffen, ohne daß 
man sich noch zu klaren Entschlüssen durchringen konnte, Hoffnungslosig- 
keit, Verzweiflung, Niedergeschlagenheit, Haß, Rachsucht, alle dunklen Ei- 
genschaften der menschlichen Seele, wurden entfesselt und zu wilder Leiden- 
schaft gesteigert. Die Politik der damaligen französischen Regierung Poincare& 
erzeugte bei dem besiegten, ohnmächtig am Boden liegenden deutschen Volk 
einen wilden Nationalismus des Hasses und der Rachsucht, dessen organisier- 
ter Ausdruck in erster Linie die Hitlerbewegung war. Die nationale Empö- 
rung erreichte im Mai 1923 einen Höhepunkt, als der von einem französischen 
Kriegsgericht wegen Sabotage und Spionage zum Tode verurteilte Leutnant 
a. D. Albert Leo Schlageter am 26. Mai in der Golzheimer Heide erschossen 
wurde®. 

Schlageter war nicht das erste Opfer der französischen Gewalttätigkeiten 
im Ruhrgebiet. Im März waren dreizehn Arbeiter der Kruppwerke durch Ma- 
schinengewehrfeuer getötet worden, in Dortmund waren dem Terror der Be- 
satzungsmacht sechs Zivilisten zum Opfer gefallen; es verging kaum ein Tag, 
an dem es nicht zu blutigen Ausschreitungen gegen die Zivilbevölkerung kam. 
Die deutschen Mädchen und Frauen waren das Freiwild der farbigen Besat- 
zungstruppen. Die äußere Bedrohung führte aber keine Einigung im Volke 
herbei, sondern förderte und steigerte die innere Zerfleischung. Die bewußt 
antinationale Haltung der Kommunisten, die internationale Einstellung der 
Sozialdemokraten, die pazifistische Gesinnung eines Teiles der bürgerlichen 
Parteien trugen Schuld an der Überhitzung des Nationalbewußtseins auf der 
Rechten, besonders bei Frontsoldaten und Jugendlichen. Diese Lage und diese 
Stimmung war der eigentliche Nährboden für Hitler, verlieh seinen Reden 
steigenden Widerhall, machte ihn zum Führer einer örtlich begrenzten Mas- 

5 Röhm, $. 189. 
6 Kap.: Parteientwicklung. — „Schlageter ist durch Steckbrief mit Lichtbild im Fahndungs- 
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senbewegung in der bayerischen Landeshauptstadt, einer Massenbewegung 
der vom Kriege und seinen Folgen am härtesten Betroffenen, der Aktivisten 
und der Nihilisten, all jener, die um jeden Preis zum Handeln bereit waren. 

Der außerordentliche Zulauf zur SA veranlaßte des öfteren organisatori- 
sche Veränderungen. Anfang Juli wurde das SA-Regiment München neu ge- 
gliedert, im Sinne der Militarisierung traten an die Stelle der Hundertschaften 
Kompanien. Das Regiment wurde eingeteilt in drei Bataillone mit je vier 
Kompanien. Führer des Regiments blieb Oberleutnant a. D. Wilhelm Brück- 
ner. Bataillonsführer wurden die Leutnante d. R. a. D. Beggel, Berchtold, Heß. 
Immer mehr technische Einheiten wurden aufgestellt: „Dem 3. Bataillon wer- 
den unterstellt die erste Radfahrkompanie, früher sechste Hundertschaft, die 
erste Batterie, früher Artillerieabteilung. Kraftfahrer, Pioniere, Fernsprecher 
etc. werden zu einer technischen Abteilung zusammengefaßt, die dem dritten 
Bataillon zugeteilt wird’?.“ 

Das Oberkommando beschäftigte sich auch mit der Frage einer einiger- 
maßen einheitlichen Ausrüstung der SA. Die fehlenden Mittel setzten dafür 
von vornherein enge Grenzen. Das Bemühen ging dahin, wenigstens alle SA- 
Männer mit Mützen, Windjacken, Wickelgamaschen und einer Hakenkreuz- 
binde auszustatten. Die Kosten für die Anschaffung der Armbinden übernahm 
das Oberkommando; die Binden blieben in seinem Besitz. Es bemühte sich um 
billige Bezugsquellen für Mützen, Windjacken und Wickelgamaschen, deren 
Anschaffung als gebräuchliche Bekleidungsstücke auch für das Zivilleben im 
Interesse des einzelnen SA-Mannes lagen®. 

Am 4. Juli schickte das Oberkommando der SA an alle SA-Bezirksführer 
ein mit dem Stempel „Geheim“ versehenes Schreiben zur Aufklärung über die 
Zusammenarbeit mit den Wehrverbänden?. Der Zweck war offensichtlich, be- 
stehende Unklarheiten auszuräumen; deshalb ist das Schriftstück von erheb- 
licher Bedeutung für die Erkenntnis der Beziehungen zwischen der SA und 
den anderen Verbänden im Sommer 1923. An erster Stelle wurden die „Va- 
terländischen Kampfverbände“ genannt, die am engsten zusammenarbei- 
teten; dazu gehörten: SA, Reichsflagge (Sitz Nürnberg), Bund Oberland, Un- 


7 Regimentsbefehl Nr. 29 v. 3. 7. 1923, BA, NS (Misch), $. 583. 

8 „Merkblatt: Betreff: Frage der Ausrüstung“, hsgb. v. „Sturmabteilung der NSDAP. 
Oberkommando.“ Ausgang. Stempel v. 8. Juli 1923. B.Nr. 363. F.d.R. gez. Baldenius. 
Ebda. 

9 Original-Durchschlag, Ebda. 
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terland (Sitz Ingolstadt). Es waren also die Verbände, die Röhm im Februar 
in der Arbeitsgemeinschaft zusammengeschlossen hatte. Innerhalb dieses Ver- 
bandszusammenschlusses gab es noch den „Ring München der Vaterländischen 
Kampfverbände Bayerns“, bestehend aus dem Oberkommando der SA, der 
Reichsflagge Oberbayerns und der Leitung des Bundes Oberland. 

Bei diesen Verbänden war jedes gegenseitige Abwerben streng verpönt; 
außerdem verpflichteten sie sich gegenseitig, keinen aus unehrenhaften oder 
disziplinären Gründen ausgeschlossenen Mann bei sich aufzunehmen. Ein lo- 
ses, freundnachbarliches Verhältnis bestand zu den VVM München und zum 
Zeitfreiwilligenkorps, auch „Hermannsbund“ genannt, also zu den beiden 
Vereinigungen, die wegen der 1.-Mai-Aktion sich von der Arbeitsgemeinschaft 
gelöst hatten. 

Kritisch waren die Beziehungen zum „Wikingbund“ und zum „Blücher- 
bund“, ausgesprochen feindselig zum „Bund Bayern und Reich“. Deshalb war 
es auch zulässig, in diesem Bund zu werben, „denn Aktivisten und völkisch ge- 
sinnte großdeutsche Männer gehören dort nicht hin“. Merkwürdig ist die Cha- 
rakterisierung des „Wikingbundes“: dieser „behauptet von sich, der militä- 
rische Niederschlag der NSDAP zu sein, das stimmt nicht. Der Wikingbund 
ist eine besondere in keinem Zusammenhang mit der SA der NSDAP stehende 
Organisation, die allerdings bislang in einem besonderen Kartellverhältnis zur 
SA gestanden hat. In letzter Zeit hat jedoch der Wikingbund, ohne auch 
nur im geringsten eine Lösung des Kartellverhältnisses anzukündigen, zum 
Kampf mit allen Mitteln gegen die Partei sowohl wie gegen die SA aufge- 
rufen“. 

Der „Wikingbund“ war die Nachfolgeorganisation der Brigade Ehrhardt; 
sein Führer war Kapitänleutnant a. D. Kautter. Der Anspruch des „Wiking- 
bundes“, „militärischer Niederschlag der NSDAP“ zu sein, hatte wohl seinen 
Ursprung darin, daß Ehrhardt für die Ausbildung der SA einige Offiziere zur 
Verfügung gestellt hatte. Die plötzliche Kampfstellung gegen die Hitlerpartei 
schien sich auch in dem Ausscheiden von Klintzsch aus der SA im Mai 1923 
widerzuspiegeln. Kapitän Ehrhardt hatte damit nichts zu tun, weil er seit No- 
vember 1922 im Gefängnis in Leipzig saß. Offensichtlich schlug der „Wiking- 
bund“ unter Kautters Führung einen anderen Weg ein als die NSDAP. In dem 
Aufklärungsschreiben wurde auch auf die fragwürdige Rolle der Führer von 
„Wikingbund“ und „Blücherbund“ beim Fuchs-Machaus-Prozeß hingewiesen. 
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Hitler hatte die Einflußnahme der Freikorpsführer auf seine Partei und 
auf die SA von Anfang an bekämpft. Daher lehnte er auch Roßbachs Vor- 
schlag, in Berlin eine SA zu gründen, ab!P. Außer Röhm vermochte kein Of- 
fizier in der Frühzeit wesentlichen Einfluß auf Hitler auszuüben. Während der 
Gründer und Führer der zweiten Marinebrigade, Kapitän Ehrhardt, eine un- 
politische Natur war, der nur als militärischer Führer wirkliche Geltung hatte, 
entfaltete Kautter eine starke politische Aktivität und nahm gegen Hitler 
eine mindestens kritische Haltung ein. 

Eine Aussprache zwischen Göring als Führer der SA und Kautter, dem 
Führer des „Wiking-Bundes“ ‚der zugleich auch im Namen des „Blücherbundes“ 
auftrat, fand in der zweiten Augusthälfte statt. Die Absicht, die bestehenden 
Differenzen zu beseitigen, scheiterte jedoch infolge eines Briefes des Führers 
des „Blücherbundes“, Rudolf Schäfer, an Hitler!!, „dessen Inhalt derartig an- 
maßend, verletzend und vollkommen unrichtig und unzutreffend ist, daß 
es für uns Nationalsozialisten nunmehr ein Ding der Unmöglichkeit ist, mit 
Herrn Schäfer überhaupt zu verhandeln“!?. Die Beziehungen zum „Blücher- 
bund“ wurden deshalb abgebrochen und allen Ortsgruppen und örtlichen SA- 
Führungen der Befehl erteilt, den Kampf gegen den „Blücherbund“ aufzuneh- 
men mit dem Bemühen, „die guten Teile des Blücherbundes, die außerdem 
zum größten Teil Nationalsozialisten sind, für die deutsche Freiheitsbewegung 
unter der Führung Adolf Hitlers zu retten. Es ist überall Klarheit zu schaf- 
fen, daß diejenigen, die Mitglieder und Anhänger unserer Bewegung sind, nach 
diesem Vorfall nicht mehr in den Blücherbund hineingehören, sondern einzig 
und allein in die SA unserer Bewegung. Wer weiterhin im Blücherbund bleibt 
und damit durch die Führung des Bundes sich in Gegnerschaft zu unserem 
Führer Adolf Hitler setzt, ... hat aufgehört, Nationalsozialist zu sein und 
wir sehen uns daher genötigt, diese Mitglieder aus unserer Bewegung auszu- 
schließen“13, 

Nach der Rückkehr Ehrhardts wurde auch zwischen der Brigade Ehrhardt 
und den Nationalsozialisten ein klarer Trennungsstrich gezogen. 


10 MM Roßbach v. 23. 3. 1963. 

11 Schäfer hatte in dem Brief gegen Görings Befehl vom 4. Juli (s. o.) Stellung genommen. 
BA, Nachlaß Hitler, Akt 3, Brief Nr. 3943. 

12 „Analle SA-Bezirksführer und SA-Führer“ gez. Göring v. 23. 8.1923. BA. 

13 Ebda. 
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Kautter schrieb am 15. September aus München folgenden Brief an Hit- 
ler!4: 

„Sehr geehrter Herr Hitler! 

Im Auftrag von Kapitän Ehrhardt beehre ich mich Ihnen mitzuteilen, daß 
Kapitänleutnant Hoffmann nicht mehr Angehöriger der Marinebrigade ist, 
ferner, daß er während der Gefangenschaft von Kapitän Ehrhardt nie befugt 
war, sich als Treuhänder von Kapitän Ehrhardt auszugeben. Da noch heute 
in den Bezirken von Elberfeld und Ruhrgebiet von Ihren Unterstellen ver- 
breitet wird, daß Kapitänleutnant Hoffmann der tatsächliche Vertreter von 
Kapitän Ehrhardt sei, bitte ich ergebenst, den tatsächlichen Sachverhalt wei- 
terzugeben. Bei dieser Gelegenheit möchte ich auf die schamlose Hetze hin- 
weisen, die gegen meine Person von Ihren Vertretern in diesen Bezirken ge- 
führt wird. Im Gegensatz möchte ich darauf hinweisen, daß von seiten un- 
serer Führung einzig und allein die sachlichen Gegensätze in bezug auf die 
bayerische Politik hervorgehoben worden sind und jede persönliche Verun- 
glimpfung oder ein Anzweifeln der Motive vermieden wurde. 

Ich bin heute noch der Ansicht, daß der Loslösungsprozeß der Nationa- 
listen-SA von der Brigade Ehrhardt ein organischer Vorgang ist, der bei gu- 
tem Willen der beiden Führungen sich in etwas vornehmerer Form abspielen 
könnte! 

Ich würde sehr bedauern, wenn ein weiteres Verharren Ihrer Unterver- 
bände bei der jetzigen Kampfesweise uns zwingen würde, aus der bisherigen 
Reserve herauszutreten. 

Mit vorzüglicher Hochachtung Ihr sehr ergebener 
Kautter 
Kapitänleutnanta. D.“ 


Die Leitung der Arbeitsgemeinschaft hatte aus der Niederlage vom 1. Mai 
in militärischer wie in politischer Hinsicht ihre Folgerungen gezogen: Mili- 
tärisch wurde die Ausbildung verstärkt, um die Schlagkraft zu erhöhen, poli- 
tisch bemühten sich die Führer der Arbeitsgemeinschaft, Bundesgenossen zu 
gewinnen und mit Norddeutschland zu einer Zusammenarbeit zu gelangen. 
Deshalb wurde mit Justizrat Claß verhandelt; in seiner Hand liefen die Fä- 
den der nationalen Bewegung ganz Deutschlands zusammen. Der geeignete 


14 BA, Nachlaß Hitler, Akt 12, Brief Nr. 3164. 
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Verhandlungspartner von bayerischer Seite war der Oberstlandesgerichtsrat 
Pöhner; er genoß nicht nur das Vertrauen der konservativen Rechten, sondern 
auch des bayerischen Thronfolgers. WieClaß vertrat auch Pöhner den Plan einer 
autoritären Regierung, eines „Direktoriums“ unter monarchischem Vorzeichen. 
Gerade in diesem Punkt waren beide Männer sich einig: einen wittelsbachi- 
schen Kaiser an die Spitze des Reiches zu stellen. Beide erwogen auch den Ge- 
danken, die nicht-sozialistischen Teile des Reiches und Österreichs zusammen- 
zufassen und unter dem Risiko einer vorübergehenden Trennung vom Reiche 
„die bolschewistischen Zellen Berlin, Wien, Sachsen ausbrennen zu lassen“. 
Bayern sollte den Mittelpunkt des „neuen Reiches“ bilden und von hier aus 
sollte auch wieder die Einigung erfolgen. Zu diesem Zwecke wurden auch 
Verhandlungen mit bestimmten französischen Stellen und Organisationen 
geführt; der Fuchs-Machaus-Prozeß hing mit diesen Plänen zusammen. Pöh- 
ner verhandelte auch im Einverständnis mit dem Regierungspräsidenten Kahr, 
der später als Generalstaatskommissar enge Beziehungen zu Claß unterhielt". 

Der Gegenpol der konservativen Rechten Bayerns mit Kahr an der Spitze 
war General Ludendorff. Um ihn sammelten sich die Rechtsaktivisten aller 
Schattierungen im ganzen Reich, alle jene, die sich eine Militärdiktatur erhoff- 
ten und einen Rachekrieg gegen Frankreich erträumten. Die letztere Absicht 
wurde freilich dem General von den Fanatikern weit mehr unterschoben, als 
daß er sie selbst gehegt hätte. Jedenfalls wurde er zum Idol der Völkischen, der 
Schwarz-Weiß-Roten mit Hakenkreuz-Vorzeichen. Mit dem „Mythos Luden- 
dorff“ verband sich der auf reinem Wunschdenken beruhende Glaube, die 
Reichswehr gewinnen zu können zum Kampf gegen die Reichsregierung und 
gegen den Chef der Heeresleitung, General Seeckt. Ludendorff selbst verfiel 
diesem Wunschdenken, so sehr überschätzte er sein Ansehen bei der Reichs- 
wehr. Dagegen blieben die Konservativen wie Kahr und Claß gegen diesen 
Wahnglauben gefeit. Sie waren nüchtern genug, sich vor allem um die Gunst 
Seeckts zu bemühen in der klaren Erkenntnis, daß ohne oder gar gegen ihn 
an keinen Staatsstreich zu denken sei. Auch die Rechtsaktivisten in Nord- 
deutschland schieden sich an der Person Ludendorffs: die Deutschvölkischen 
um Wulle, Graefe und Henning schwenkten in das Ludendorffsche Lager ein, 
während der Alldeutsche Verband als Zentrale aller sonstigen Rechtsverbände 


15 Denkschrift Wulle-Fahrenkrog, Sommer 1923, Privatbesitz; „Vorwärts“, Nr. 315 v. 8. 7. 
1923; Nr. 316 v. 9. 7. 1923. 
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gegen Ludendorff stand!®. Kreuz- und Querverbindungen zwischen den bei- 
den Hauptrichtungen waren immer vorhanden. Widerwärtige Vorrangstrei- 
tigkeiten, kleinliche Intrigen, gehässige Unterstellungen kennzeichneten das 
Auf und Ab, das Für und Wider, das Hin und Her in der Rechtsbewegung, 
brachten alle Einigungsbemühungen zum Scheitern, machten alle Staatsstreich- 
pläne und -versuche von vornherein sinnlos. Einigkeit nur in der Verneinung 
des Bestehenden war keine Grundlage für sinnvolle Änderungen der Staats- 
verfassung und des Regierungssystems. 

Dieses kopflose Durcheinander in der Rechtsbewegung war eine der ent- 
scheidenden Voraussetzungen für Hitlers Aufstieg vom Trommler zum Füh- 
rer der nationalen Bewegung. Der heillose Wirrwar in den Führungsschichten 
der Rechten spiegelte die Unfähigkeit, das Unvermögen der Bildungsschichten 
des ganzen Volkes wider, mit den Problemen, die der verlorene Krieg an sie 
gestellt hatte, fertig zu werden. Diese Führungsaufgaben überstiegen zwei- 
felsohne infolge der „Friedensbestimmungen“ jegliches menschliche Leistungs- 
vermögen; die Verantwortungsträger waren in jeder Beziehung überfordert, 
die Verzweiflung, geboren aus Not, Elend und Empörung machte den Weg 
frei für die Verantwortungslosen, die Radikalen, die mit allen Mitteln um 
jeden Preis eine Patentlösung erzwingen wollten. 

Die norddeutschen Einflüsse und Beziehungen in München fanden einen 
Kristallisationspunkt in den „Münchner Neuesten Nachrichten“, Bayerns 
größte Tageszeitung gehörte seit 1920 zu nahezu siebzig Prozent der rheini- 
schen Großindustrie; nur 32 Prozent der Aktien blieben in Bayern. Der Her- 
ausgeber der „Süddeutschen Monatshefte“, Professor Paul Coßmann, wurde 
zum Vertreter der Besitzer des Verlages Knorr & Hirth und zum politischen 
Berater ernannt. Auf seinen Vorschlag hin wurde der ehemalige Archivbe- 
amte Fritz Gerlich Hauptschriftleiter der MNN!?. Coßmann hatte mit seinen 
Mitarbeitern der „Süddeutschen Monatshefte“ während des Krieges einen na- 
tionalen Kreis gebildet. Nach dem Kriege bildete er einen „Gemeinsamen Aus- 
schuß“ (G. A., unter der Bezeichnung „GAA“ bekannt) zur Bekämpfung der 
Kriegsschuldlüge. Der „GAA“ gehörten „die Führer der größten deutschen In- 
dustriellen- wie der landwirtschaftlichen und Bauernverbände“ an; dort er- 
schienen aber auch Großadmiral Tirpitz, der spätere Berliner Kardinal Graf 


16 Denkschrift Wulle-Fahrenkrog. 
17 Müller, III, S. 102. 
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Preysing, General Lettow-Vorbeck, Abt Alban Schachleiter, der Kabinettschef 

des Kronprinzen u. a.1®. Persönlichkeiten wie Oswald Spengler, Professor 
Sauerbruch u. a. hielten dort Vorträge. Coßmann rief im Laufe des Jahres 
1922 in Anbetracht der katastrophalen Entwicklung „den einstigen politischen 
Ausschuß aus den späteren Nachkriegsjahren wieder zusammen“!. Ihm ge- 
hörten u. a. der Historiker K. A. von Müller, der Rassenhygieniker Professor 
Gruber, der Arzt Professor Kraepelin, der Geograph Drygalski, der Land- 
tagsabgeordnete Schlittenbauer (BVP), Bankdirektor Seitz, Geh. Kommer- 
zienrat Eugen Zentz, die Hauptschriftleiter der MNN, Gerlich, und der 
„Münchner Zeitung“, Schiedt, an. Im Juni 1923 erschien dort auch zu einer 
Aussprache über die weiteren Möglichkeiten des passiven Ruhrwiderstandes 
Großadmiral Tirpitz. Dieser hatte in den MNN einen Vertrauensmann sit- 
zen, den Konteradmiral Vollerthun?®, 

Das ebenso Merkwürdige, oder vielleicht besser gesagt, Charakteristische 
dieser Gruppen- und Zirkelbildung der führenden nationalen Schichten war, 
daß sie nebeneinander bestanden, über die gleichen Themen diskutierten, aus 
den gleichen Gründen entstanden waren, aber nicht zusammenarbeiteten, ja 
vielleicht voneinander entweder nichts oder nur Ungenaues wußten. So ist es 
auffallend, daß diese Kreise Coßmanns, die der Historiker von Müller aus 
eigenem Erleben schildert, anscheinend keinen Kontakt zum Alldeutschen 
Verband hielten, mit dem nun Kahr insgeheim verhandelte. Jedenfalls findet 
sich der Name des alldeutschen Führers Claß nicht einmal im Personenregister 
des so gewissenhaften Berichterstatters K. A. von Müller. Es ist auch auffal- 
lend, daß der Herausgeber des BVP-Pressedienstes der „BVC-Korrespon- 
denz“, Karl Schwend, den Namen Claß in seinem Buch „Bayern zwischen Mo- 
narchie und Diktatur“, 1954, nicht erwähnt. 

Die Uneinigkeit der bürgerlichen Welt, Eigenbrötelei und übersteigerter 
Individualismus als besondere Kennzeichen des Deutschen verhinderten eine 
klare Ausrichtung, Zielsetzung und straffe Zusammenfassung der an sich vor- 
handenen beträchtlichen Kräfte; sie zersplitterten und wurden dadurch lahm- 


gelegt. 


18 Ebda, $. 120 f. 

19 Ebda, III, S. 149 ff. 

20 Ebda, S. 159. — Vollerthun lud Hitler zu einer Zusammenkunft mit Großadmiral Tirpitz 
im September 1923. Ob das Treffen tatsächlich zustande kam, konnte nicht ermittelt 
werden. Hitler-Briefe, Akt 1, BA, Brief Vollerthun an Hitler v. 7.9. 1923. Brief Nr. 5231. 


109 


Die Zusammenarbeit der Kampfverbände mit der bayerischen Regierung 
und der Reichswehr wurde nach dem 1. Mai neu geregelt. Der militärische 
Führer der Arbeitsgemeinschaft, Oberstleutnant a. D. Kriebel, hatte im Bei- 
sein der Führer der Einzelverbände, Göring für die SA, Dr. Weber für „Bund 
Oberland“, Heiß für die „Reichsflagge“ eine Unterredung mit Oberregierungs- 
rat Stauffer vom Justizministerium über die Frage des Eintritts der der Ar- 
beitsgemeinschaft angehörenden Verbände in die Notpolizei. Oberland und 
Reichsflagge entschlossen sich, der Notpolizei beizutreten, die SA lehnte aus 
nicht erwähnten Gründen ab. „Die Besprechung hatte das erfreuliche Ergeb- 
nis“, so teilte Kriebel in seinem Bericht mit, „daß wir feststellen konnten, daß 
die Staatsregierung als solche den Eintritt der SA in die Notpolizei begrüßt 
hätte. Der bisherige ablehnende Standpunkt des Ministeriums des Innern war 
damit verlassen. Während Reichsflagge und Oberland entschlossen waren, 
sich bei Aufrechterhaltung des ablehnenden Verhaltens der Staatsregierung 
mit der SA solidarisch zu erklären, kam dies in dem Augenblick nicht mehr in 
Frage, als die Nichtbeteiligung an der Notpolizei dem freien Entschluß der 
SA entsprang?!.“ 

Kriebel selbst geriet in eine schwierige Lage, denn die Sonderinteressen der 
einzelnen Verbände machten ihm schwer zu schaffen. Wenn er in seinem Bericht 
betonte, „daß diese verschiedene Stellungnahme keinerlei Rückwirkung auf 
die innere Festigkeit der Arbeitsgemeinschaft hat“, so war diese Schönfärberei 
Selbstbetrug. Göring hatte sicherlich auf Weisung Hitlers ablehnenden Be- 
scheid gegeben; dieser wollte keine Bindung gegenüber dem Staat eingehen. 
Merkwürdig erschien auch die Haltung der Regierung; sie „hat ausdrücklich 
erklärt, daß trotz dieser offiziellen Stellungnahme des Oberkommandos der 
SA die einzelnen Nationalsozialisten jederzeit in die Notpolizei aufgenom- 
men werden können“. 

Darin kann man aber auch einen Schachzug der Regierung sehen, zu dem 
Zweck, eine Spaltung in die Reihen der SA hineinzutragen. Ihr Angebot, auch 
die SA in die Notpolizei aufzunehmen, mag der Absicht entsprungen sein, 
erstens einen Keil zwischen die SA und die Parteileitung zu treiben, zweitens 
auch Zwietracht zu säen zwischen der militärischen und politischen Leitung der 
Arbeitsgemeinschaft, zumindest aber, damit Schwierigkeiten zu bereiten. Wie 


21 Hitler und Kahr, II, S. 3 f. 
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die nahe Zukunft zeigte, war diese Taktik bis zu einem gewissen Grade erfolg- 
reich. 

Kriebel riet den Verbänden Oberland und Reichsflagge, „die aus inneren 
Gründen verständliche Stellungnahme des Oberkommandos der SA wenn 
nötig ihren Mitgliedern entsprechend klar zu legen und dabei zu betonen, daß 
dadurch im sonstigen Zusammenarbeiten kein Wandel eintritt“. Gleichzeitig 
und im engsten Zusammenhang mit der Absprache über die Notpolizei er- 
folgte eine Neuregelung der Beziehungen der Arbeitsgemeinschaft zur Reichs- 
wehr. Die beiden Kernpunkte waren die Verwaltung der geheimen Waffen- 
lager und die Ausbildungsverpflichtung der Angehörigen der Kampfverbände. 
Die diesbezügliche Besprechung mit dem bayerischen Landeskommandanten, 
General von Lossow, fand am 13. Juli 1923 statt. Anwesend waren die Ver- 
treter der Arbeitsgemeinschaft mit Ausnahme von Heiß (Reichsflagge), der 
wegen dringender Abreise bereits am Vormittag des gleichen Tages den Wehr- 
kreisbefehlshaber besucht hatte; ferner Vertreter vom „Bund Bayern und 
Reich“ und vom „Hermannsbund“. Im Auftrag der Regierung nahmen teil 
Oberregierungsrat Stauffer und Baron Freyberg, für die bayerische Landes- 
polizei Oberst Ritter von Seisser. 

„Es wurde zunächst die Verfügung besprochen über die Neuorganisation 
der Lagerung und Verwaltung der Waffen und der kommenden Umlagerung 
mit Rücksicht auf die Aufstellung bestimmter Formationen“, berichtete Krie- 
bel weiter. „Nach dieser Verfügung bleiben die Waffen wie bisher in Verwah- 
rung und Bewachung der vaterländischen Verbände. Die Umlagerung erfolgt 
mit deren Hilfe und Zustimmung. Bis 1. September ist dem Landeskomman- 
danten eine Liste der Organisationswaffenlager?” einzureichen ..., die in den 
Listen enthaltenen Waffenlager werden von der Regierung gedeckt, die übri- 
gen nach Entdeckung beschlagnahmt. Waffen für Notpolizei und die Forma- 
tionen. Obige Ausführungen sind streng vertraulich und nicht weiterzu- 
geben.“ 

In der Verfügung tauchte „zum ersten Mal“, wie Kriebel hervorhob, der 
neue Begriff „staatstreue vaterländische Verbände“ auf. Oberregierungsrat 
Stauffer legte ihn klar und eindeutig fest: 

„Staatstreu ist der Verband, der entweder die Verpflichtung zur Notpoli- 


22 Soll wohl heißen „Organisation der Waffenlager“ (Franz-Willing). 
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zei oder die Verpflichtung zur Ausbildung bei der Reichswehr unterschreibt. 
Wer keine von beiden Verpflichtungen unterschreibt, ist nicht staatstreu, seine 
Waffen werden von der Regierung nicht gedeckt, sondern beschlagnahmt.“ 
Auf Kriebels Veranlassung wurde dann noch festgestellt, daß die Verpflich- 
tung eines Verbandes, nur gegen den äußeren Feind zur Verfügung des Vater- 
landes sich zu stellen, „den Begriff der Staatstreue nicht erfüllt“, 

Die Reichswehr suchte sich gegen Vorfälle wie die vom 1. Mai dadurch 
zu sichern, daß den Verbänden die Forderung auferlegt wurde, niemals gegen 
Reichswehr und Landespolizei Front zu machen. In diesem Sinne wurden 
neue Richtlinien für die Ausbildung ausgearbeitet; dort hieß es unter Punkt 4: 

„Alle zur Ausbildung zugelassenen Personen müssen sich verpflichten, dem 
Rufe der Ausbildungstruppenteils oder einer anderen Truppe des Reichsheeres 
im Bedarfsfalle ohne Vorbehalt Folge zu leisten. Sie müssen unbedingt Gewähr 
dafür geben, daß sie niemals gegen die bayerische Reichswehr oder Landes- 
polizei Front machen .. .*“ 

Eine entsprechende Verpflichtungserklärung mußte von jedem, der sich 
bei der Reichswehr ausbilden ließ, unterzeichnet werden®5. Der Landeskom- 
mandant erläuterte diese Richtlinien mit Bezugnahme auf ein Schreiben des 
militärischen Führers der Arbeitsgemeinschaft, Kriebel, in einem Brief vom 
9. Juni 1923, der folgenden Wortlaut hatte: 


„Wehrkreiskommando VII Geheim! 
Ia Nr. 312/23 

An die Arbeitsgemeinschaft der Kampfverbände 

z. H. des Herrn Oberstleutnants a. D. Kriebel 

Hochwohlgeboren 

Vorgang: DortINr. 3 vom 28. Mai 1923 

Betreff: Ausbildung. 

Die ausgegebenen Richtlinien für die Ausbildung sind keine Vorschläge, wie 
die Arbeitsgemeinschaft der Kampfverbände annimmt, sondern Weisungen 
an die Standortältesten, nach denen sie ihre Ausbildung zu leiten haben. Selbst 
wenn die Auffassung der Kampfverbände zutreffend wäre, daß diese Richt- 
linien nicht im Einklang mit den früher getroffenen Abmachungen stehen, so 
23 Hitler und Kahr, II, S. 3. 


24 Ebda, II, 3 f. 
25 Ebda, II, 4. 
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wäre dem entgegenzuhalten, daß zwischen den seinerzeitigen Abmachungen 
und der Ausgabe der Richtlinien die Vorgänge des 1. Mai und der unmittelbar 
vorher liegenden Tage liegen. Gerade diese Vorgänge waren für mich bestim- 
mend, die Ausbildung von Freiwilligen auf eine rein militärische Grundlage 
zu stellen. Es liegt daher für mich kein Anlaß vor, den Gegenentwurf der 
Kampfverbände weiter zu verfolgen, oder über diesen Gegenstand mündliche 
Verhandlungen zu führen. 

München, den 9. Juni 1923. Der Befehlhaber: von Lossow?6.“ 


Die Sprache des Landeskommandanten ließ an Deutlichkeit nichts zu wün- 
schen übrig; er wies die Kampfverbände eindeutig in ihre Schranken zurück 
und setzte ihrer Überheblichkeit klare Grenzen. Unbeschadet dessen ging die 
militärische Ausbildung der SA und der übrigen Verbände der Arbeitsgemein- 
schaft weiter, wie aus den Regimentsbefehlen des „Sturmregiments München“ 
ersichtlich war??. 

Da die SA die Verpflichtung als Notpolizei abgelehnt hatte, entstand für 
den Führer der Arbeitsgemeinschaft eine kritische Lage bei den Verhandlungen 
über die Ausbildung und die einzugehenden Verpflichtungen gegenüber der 
Reichswehr. Lehnte die SA auch diese Verpflichtung ab, dann bekannte sie da- 
mit, daß sie nicht staatstreu war. „Die Verhandlungen wären für mich viel leich- 
ter zu führen gewesen“, berichtete Kriebel, „wenn diese Gefahr nicht bestanden 
hätte, denn wir wissen ja alle, daß die Absicht der bayerischen Volkspartei 
und des in ihrem Fahrwasser segelnden Ministeriums darauf ausging, die Na- 
tional-Sozialisten zu isolieren und dadurch nach seiner Ansicht leichter erle- 
digen zu können.“ Es gelang jedoch, die SA — genauer gesagt Hitler! — für 
die Ausbildungsverpflichtung zu gewinnen und damit die Gefahr einer Spren- 
gung der Arbeitsgemeinschaft und eines Alleingangs der Hitlerleute zu ver- 
hindern. Die Verpflichtung wurde nach zähen Verhandlungen angenommen, 
„nachdem General von Lossow dadurch unser Mißtrauen gegen ihn und seine 
Verfügung beseitigt hatte, daß er erklärte, der Grund für das Verlangen der 
Einzelverpflichtung liege lediglich darin, daß er nur auf diese Weise die Mit- 
glieder der Nationalsozialisten-SA bei seinen Truppen ausbilden lassen könne. 
Die Gründe eignen sich nicht zur schriftlichen Festlegung“28. Das Verhalten des 
Wehrkreisbefehlshabers gegenüber den Hitlerleuten zeugte jedenfalls von 


26 Hitler und Kahr, II, S. 5. 
27 BA,NS (Misch.), S. 583; Bennecke, Hitler und die SA, S. 66 ff. 
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ebensoviel Mißtrauen wie großer Vorsicht aufgrund der Erfahrungen im 
Januar und besonders im Mai mit Hitler. Dieser verfolgte offensichtlich ver- 
schiedene Taktiken gegenüber der Regierung und der Reichswehr: auf eine 
Verpflichtung gegenüber der Regierung ließ er sich nicht ein, um sich im re- 
volutionären Sinne die Hände frei zu halten, der Verpflichtung gegenüber der 
Reichswehr stimmte er in der Erkenntnis zu, daß ohne Reichswehr kein 
Staatsstreich gemacht werden könne. Die Quadratur des Kreises war für ihn, 
wie er die Reichswehr für sich und die Arbeitsgemeinschaft gegen Staat und 
Regierung gewinnen könne. 

Die bayerische Staatsregierung und die Reichswehr in Bayern hatten aus 
den Ereignissen des 1. Mai zweifelsohne klare Folgerungen gezogen. Sie hat- 
ten sich mit Erfolg bemüht, die Beziehungen zu der Arbeitsgemeinschaft der 
Kampfverbände auf eine neue Grundlage zu stellen, wobei sie aufgrund des 
Erfolges vom 1. Mai das Gesetz des Handelns diktieren und die Kampfver- 
bände durch klare Verpflichtungen binden konnten. Die Frage war nur, ob 
und wie lange diese Bindungen hielten. Ausgeschlossen von den Vereinbarun- 
gen waren lediglich der „Blücherbund“ und der „Wikingbund“; ihnen maß 
man nur geringes Gewicht bei. Die Dauerhaftigkeit der Bindungen zwischen 
Kampfverbänden, bayerischem Staat und Reichswehr aber hing von der sich 
täglich mehr überstürzenden Entwicklung der innen-außenpolitischen und 
wirtschaftlichen Lage des Reiches ab. Die Krise des Reiches erreichte mit dem 
Scheitern des Ruhrkampfes ihren Höhepunkt. Die inneren Spannungen des 
geistig verwirrten, seelisch erschütterten, klassenmäßig und parteipolitisch 
tief zerklüfteten deutschen Volkes drängten im Herbst 1923 zu einer Ent- 
ladung. 

Der staatsrechtliche Gegensatz zwischen Bayern und dem Reich verschärfte 
sich jetzt bedrohlich; in ihm spiegelte sich der weltanschauliche Konflikt zwi- 
schen der Linken und der Rechten, die gesellschaftliche Spannung zwischen den 
industriell-proletarischen und bäuerlich-bürgerlichen Schichten wider, geogra- 
phisch in dem Gegensatz zwischen Nord und Süd, zwischen Berlin und Mün- 
chen. Die oben erwähnten Reden von Professor Bauer und Ministerpräsident 
Knilling brachten dies klar zum Ausdruck. Wenn der Regierungspräsident 
von Oberbayern in seinem Bericht der zweiten Augusthälfte dringend vor 


28 Befehl Kriebels v. 14. 7. 1923, Abschrift. 


114 


„jeder weiteren künstlichen Industrialisierung“ warnte, wenn er mit eindring- 
lichen Worten mahnte, „den ursprünglichen Charakter des Landes als den 
eines Bauernstaates und die glückliche Struktur der Bevölkerung nicht einem 
unersättlichen landfremden Industrialismus zum Opfer zu bringen“, so hatte 
er den Kern des Übels damit richtig klargelegt?®. 

Im August 1923 wurde neuerdings versucht, zwischen der Gruppe Kahr- 
Pittinger und der Arbeitsgemeinschaft, der auch Pöhner nahestand, zu einer 
Einigung zu gelangen®®. Hinter diesen Bemühungen stand nicht nur die Regie- 
rung Knilling, sondern auch der bayerische Thronfolger. Sowohl Pittinger wie 
Pöhner zählten zu seinen Vertrauenspersonen, die häufig bei ihm ein- und 
ausgingen. 

Durch ihre ablehnende Haltung gegenüber der neuen Reichsregierung 
Stresemann geriet die bayerische Regierung in ein stärkeres Abhängigkeits- 
verhältnis von den Wehrverbänden. Die bayerischen Staatsregierungen hat- 
ten seit 1920 in Abwehr der linksradikalen Umsturzgefahr jede Gegenre- 
gung und Gegenbewegung bedenkenlos unterstützt; mit dieser Politik gerieten 
sie ab 1922 allmählich in die Lage des Zauberlehrlings. Sie vermochten die 
in Hitler verkörperten und von ihm entfesselten Kräfte nicht mehr zu mei- 
stern, besonders seit die Hitlerpartei in die vaterländischen Verbände aufge- 
nommen worden war. Die Verbände waren teilweise als „Notpolizei“ Stütze 
der Regierung; aber die Grenze zwischen den Gemäßigten, Vernünftigen, 
Staatsbejahenden, und den Radikalen war um so fließender, als die scharfe 
Ablehnung der Weimarer Verfassung, die Verurteilung der Revolution durch 
maßgebende Teile der Bayerischen Volkspartei als der eigentlichen Mehrheits- 
und Regierungspartei in Bayern zusammen mit der katastrophalen Verschlech- 
terung der wirtschaftlichen Lage durch die Inflation die rechtsradikalen Be- 
strebungen förderte und die bayerische Staatsregierung immer weiter nach 
rechts drängte, je mehr sich die feindselige Haltung gegen Berlin versteifte. 
Der Riß zwischen den Gemäßigten um Kahr und Pittinger und den Radikalen 
um Ludendorff-Hitler wirkte bis in die Regierung selbst hinein. Knilling und 
Gürtner suchten die radikalen Kräfte zu mäßigen, zu bändigen, zu gewinnen, 
Schweyer als Innenminister widersetzte sich der Hitlerbewegung energisch, 
29 Halbmonatsbericht d. Regierungspräsidiums Oberbayern v. 6. 9. 1923 für die Zeit v. 
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gestützt auf eine breite Strömung in der Bayerischen Volkspartei mit dem 
Parteiorgan, dem „Bayerischen Kurier“ an der Spitze, der seit dem immer 
stärkeren Hervortreten der kulturkämpferischen Note der Hitlerbewegung 
in steigendem Maße dagegen ankämpfte. 

Verhandlungen liefen den Sommer 1923 über mit dem Bemühen, ein Di- 
rektorium zu bilden, an dessen Spitze Kahr stehen sollte, dem aber auch Pöh- 
ner und Hitler angehören sollten. Endlose Besprechungen fanden statt, um 
die Gegensätze zu überwinden und zu einer Einigung zu gelangen®!. Dazu 
äußerte sich Kriebel im Hitlerprozeß: 

„Ende August hatte ich eine Besprechung mit Pittinger, der der stärkste 
Gegenexponent unserer völkischen Bewegung war, den ich als den führenden 
Kopf der rückwärtsschauenden vaterländischen Bewegung betrachte, um mit 
ihm eine gewisse Einigung herbeizuführen. Es war noch anwesend Major 
Fehn. Bei dieser Besprechung mit Pittinger kam schon die Idee des General- 
staatskommissariats ganz klar zum Ausdruck. Er hatte eine große Denkschrift 
für sich verfaßt und dabei für das Direktorium, das für Bayern unter dem 
Vorsitz von Kahr gebildet werden sollte, auch Pöhner eingesetzt, ebenso Hit- 
ler. Kahr sollte an der Spitze stehen. Außerdem sollte sofort der allgemeine 
bayerische Steuerstreik erklärt werden, während gleichzeitig eine bayerische 
Währung einzuführen gewesen wäre. Dieser Generalstreik, der eine Voraus- 
setzung für den Zusammenschluß gewesen wäre, wurde vom Kampfbund 
abgelehnt. Damit war der Zusammenschluß erledigt. Die Sache war aufge- 
baut auf einer rein bayerischen Rettungsaktion. Ich habe mit Pittinger auch 
über die Person Kahrs gesprochen. Er hatte über ihn die gleiche Meinung wie 
ich. Pittinger hatte die Idee, daß man durch Beigabe energischer Männer den 
Mangel an Entschlußkraft ausgleichen sollte?.“ 

Die Termine aus dem täglichen Notizbuch mit den Einträgen Kriebels und 
seines Adjutanten, Oberleutnant Greiner, vom Juni bis September 1923 ließen 
erkennen, daß Hitler bei all diesen Besprechungen nicht beteiligt war. Er selbst 
erscheint erst in dem Augenblick, als er politischer Führer des Kampfbundes 
im September 1923 wurde. 

In diese Pläne war der Kronprinz eingeweiht?®. 

31 Ebda. 
32 Aussage Kriebel in der Geheimsitzung des Hitlerprozesses am 3. Tag (28. 2. 1924); ferner: 
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Beide Richtungen bemühten sich unabhängig voneinander um Verbin- 
dungen nach Norddeutschland. Kahr pflegte besonders den Draht zu Claß3%. 
Die Direktoriumspläne wurden nicht nur auf bayerischer Ebene, sondern mehr 
noch auf Reichsebene erörtert. Hindenburgs Vermittlung wurde beansprucht, 
um die Kluft zwischen Ludendorff und dem bayerischen Thronfolger zu über- 
brücken. 

Am 25. August fand eine Zusammenkunft bei Ludendorff statt, an der 
Hindenburg, Hugo Stinnes, Forstrat Escherich, Hauptmann Heiß (Reichs- 
flagge), der Nürnberger Oberbürgermeister Luppe und Kriebel teilnahmen®. 

An einer weiteren Unterredung bei Ludendorff, dessen Rolle und Be- 
deutung in dem hektischen Planen und Treiben der aktivistischen Rechten 
kaum überschätzt werden kann, nahmen neben Hitler und Scheubner-Richter 
Vertreter der „Schwarzen Reichswehr“ aus Norddeutschland teil: Jahnke, der 
im Auftrag der Reichswehr die Sabotage im Ruhrwiderstand leitete, Major 
Buchrucker und Hauptmann Stennes. Gesprächsstoff war das Vorgehen zur 
Errichtung einer nationalen Diktatur im Falle des Zusammenbruchs des Ruhr- 
widerstandes, der sich zu diesem Zeitpunkt (zweite Septemberhälfte) bereits 
deutlich als unmittelbar bevorstehend abzeichnete. Während Hitler die Vor- 
hand zum Losschlagen für die Rechtsverbände in Bayern beanspruchte, vertrat 
Ludendorff den Standpunkt, daß in Norddeutschland dank der Schlagfertig- 
keit der „Schwarzen Reichswehr“ die besseren Bedingungen gegeben seien. Er 
setzte gegen Hitlers anfänglichen Widerstand auch seine Ansicht durch’®. Das 
Mitmachen der Reichswehr mit General Seeckt an der Spitze galt als selbst- 
verständliche Voraussetzung für den gefaßten Entschluß. 

Oswald Spengler war ebenfalls in die Direktoriumsgespräche eingeschal- 
tet; er bemühte sich um die Zusammenarbeit mit Norddeutschland”. Speng- 
ler, der in München lebte, hatte engen Kontakt mit Escherich, bei dem er ver- 
kehrte?®. Für den Fall der Errichtung eines Reichsdirektoriums war er als 
Kultusminister in Preußen vorgesehen?®. Auch der bayerische Kronprinz zog 
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den Philosophen zu Ratef®. Eine gewisse Klärung in den Dschungel der baye- 
rischen Politik brachte der „Deutsche Tag“ in Nürnberg am 1./2. September 
1923, der unter dem Eindruck des zusammenbrechenden Ruhrwiderstandes 
zum Höhepunkt der nationalsozialistischen Kundgebungen im Nachkriegs- 
bayern wurde. Die Erinnerung an den Sedanstag, den großen Sieg Moltkes am 
2. September 1870, war der Anlaß dieser vaterländischen Massenkundgebung. 
Offiziersbünde, Kriegervereine und Wehrverbände beteiligten sich in starker 
Zahl. Die Polizei schätzte die Teilnehmer auf rund Hunderttausend. Unter 
den Ehrengästen waren Prinz Ludwig Ferdinand, General Ludendorff, Ad- 
miral Scheer, zahlreiche bayerische Generale, der Führer der Oberschlesien- 
kämpfer, General Höfer. Die Führer der vaterländischen Verbände waren 
vollzählig erschienen: Pittinger (Bund Bayern und Reich), Hauptmann Heiß 
(Reichsflagge), Hitler (NSDAP), Dr. Weber (Oberland), Schäfer (Blücher- 
bund), Kautter (Wikingbund), Pfarrer Johnson (Jungdeutscher Orden)". 

Das sozialdemokratische Nürnberg feierte den Tag mit „einer Begeiste- 
rung, wie sie Nürnberg seit dem Jahre 1914 nicht mehr erlebt hat“*?. „Die alte 
deutsche Stadt wogte in einem Fahnenmeer; die Aufnahme durch die gesamte 
Bevölkerung, gerade auch in den Arbeitervierteln, war überwältigend*?.“ Der 
Vorabend wurde mit Einzelveranstaltungen der verschiedenen Verbände ge- 
feiert. Der Regierungspräsident von Mittelfranken überbrachte die Grüße des 
Staatsministeriums und betonte die Notwendigkeit der Förderung des Wehr- 
gedankens. Am 2. September fand nach dem Feldgottesdienst der große Vor- 
beimarsch statt, der von General Ludendorff, Prinz Ludwig Ferdinand, Hitler 
und Oberstleutnant Kriebel abgenommen wurde. Die Fahnen der alten Armee 
wurden vorangetragen; Kriegervereine, Offiziersverbände und vaterländi- 
sche Verbände folgten, begeistert begrüßt von der jubelnden Bevölkerung. Der 
Polizeibericht schildert die Stimmung mit den Sätzen: „Es war ein freudiger 
Aufschrei hunderttausender Verzagter, Verschüchterter, Getretener, Verzwei- 
felnder, denen sich ein Hoffnungsstrahl auf Befreiung aus Knechtschaft und 
Not offenbarte. Viele Männer und Frauen standen und weinten, überwäl- 
tigt von seeelischer Erregung**.“ „Am stärksten vertreten waren Nationalisten 
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und Reichsflagge, überraschend stark auch in Anbetracht der weiten Entfer- 
nung seines hauptsächlichsten Wirkungskreises (Thüringen) der Jungdeutsche 
Orden®5.“ Röhm selbst führte beim Vorbeimarsch die Reichsflagge Südbay- 
ern‘®, Versuche der Linken, die Kundgebung zu stören, scheiterten. Es kam 
jedoch gegen einzelne Teilnehmer des „Deutschen Tages“ in den Betrieben, in 
denen sie arbeiteten, mehrfach zu Ausschreitungen und Mißhandlungen. Ge- 
gen diese Reaktion der Gewerkschaften und der marxistischen Parteien nahm 
das Staatspolizeiamt Stellung?”. 

Der „Deutsche Tag“ in Nürnberg wäre verklungen wie jede andere der- 
artige Kundgebung, hätte er nicht folgenschwere politische Wirkungen ge- 
habt. Er wurde nämlich „der Geburtstag des ‚Deutschen Kampfbundes‘“#8, 

Die Sturmabteilung der NSDAP, der Bund Oberland und die Reichsflagge 
schlossen sich zur Kampfgemeinschaft Bayern zusammen. „Der Kampfbund“ 
erließ eine leidenschaftliche, von Hauptmann Weiß und Gottfried Feder ent- 
worfene, von Hitler, Weber und Heiß unterzeichnete „Kundgebung“®. 

Am Sedanstag, der in Nürnberg gefeiert wurde, hatte Reichskanzler Stre- 
semann Frankreich für eine Räumung des Ruhrgebietes „produktive Pfänder“ 
angeboten; am 26. September stellte die Reichsregierung den Ruhrwiderstand 
endgültig ein. In ihrem Aufruf wies sie auf die großen Opfer hin, die der 
passive Widerstand gefordert hatte: „Über 180 000 deutsche Männer, Frauen, 
Greise und Kinder sind von Haus und Hof vertrieben worden .... Gewalt- 
taten ohne Zahl haben den Weg der Okkupation begleitet, mehr als hundert 
Volksgenossen haben ihr Leben dahingeben müssen, Hunderte schmachten 
noch in Gefängnissen . . .“ Über die Gründe der Aufgabe des Widerstandes 
äußerte sich die Reichsregierung: 

„In der abgelaufenen Woche erreichten die Unterstützungen für Rhein und 
Ruhr die Summen von 3500 Billionen Mark .... Mit furchtbarem Ernst droht 
die Gefahr, daß bei Festhalten an dem bisherigen Verfahren die Schaffung 
einer geordneten Währung, die Aufrechterhaltung des Wirtschaftslebens und 
damit die Sicherung der nackten Existenz für unser Volk unmöglich wird. 
45 Polizeibericht; ferner Röhm, $. 191. 
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Diese Gefahr muß im Interesse der Zukunft Deutschlands ebenso wie im In- 
teresse von Rhein und Ruhr abgewendet werden. Um das Leben von Volk 
und Staat zu erhalten, stehen wir heute vor der bitteren Notwendigkeit, den 
Kampf abzubrechen .. .50“ 

Der Fehlschlag des passiven Widerstandes, den Hitler von Anfang an vor- 
ausgesagt hatte, verlieh seiner Agitation neuen Aufschwung; das Eingeständnis 
des Mißerfolges durch die Regierung und der völlige Zusammenbruch der 
Währung förderten die Radikalisierung der Massen. Die Führer des deut- 
schen Kampfbundes traten unter dem Eindruck der Kapitulation der Reichs- 
regierung vor dem französischen Gewaltakt an der Ruhr am 25.September zu- 
sammen, „um zur Lage Stellung zu nehmen“. Anwesend waren Kriebel, Hitler, 
Heiß, Weber, Göring, Seydel, Röhm?!. Hitler hielt eine zweieinhalbstündige 
„prachtvolle Rede, und bat zum Schlusse die anwesenden Führer, ihm die 
gesamte politische Leitung zu übertragen. Einem inneren Zwange folgend, 
mit Tränen in den Augen, streckte ihm Heiß die Hand entgegen und verpflich- 
tete sich seiner politischen Führung. Nicht minder von der Bedeutung der 
Stunde durchdrungen, folgte Weber seinem Beispiel. Auch mir traten Tränen 
in die Augen, als ich, vor innerer Erregung bebend, das Gestalt werden sah, 
was ich solange ersehnt hatte“ 52. 

Mit diesen Worten schilderte Röhm den dramatischen Vorgang der Wahl 
Hitlers — auf dessen eigene Bitte! — zum politischen Leiter des Kampfbun- 
des. Die emotionale Kraft, die von ihm ausstrahlte, rührte harte Männer zu 
Tränen, der magische Zwang, den er mit seiner dämonischen Redegewalt aus- 
zuüben vermochte, bestimmte die Führer der Verbände Oberland und Reichs- 
flagge, sich ihm zu unterstellen. Der ganze Vorgang beleuchtet die tiefe see- 
lische Erschütterung der Frontsoldatengeneration, den Durchbruch der irra- 
tionalen Mächte, die sich in Hitler verkörperten. 

Erstaunlich ist auch, daß ein sonst so nüchterner Generalstäbler wie Röhm 
glauben konnte, „daß die Stunde der Befreiung näher gerückt war, und daß 
nun endlich die Voraussetzungen für die erlösende Tat geschaffen war. Unter 
dem großen Eindruck dieses Ereignisses“, so fuhr Röhm weiter, „faßte ich 
nunmehr endgültig den Entschluß, dem aktiven Heeresdienst zu entsagen und 
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meine ganze Kraft der Sache zu widmen, von der ich mir die Rettung meines 
Vaterlandes versprach. Am nächsten Morgen reichte ich mein Abschiedsge- 
such ein“33, Es war der 26. September 1923. 

Zu diesem Zeitpunkt wurde auch Röhms „Schutzengel“, General Ritter 
von Epp, verabschiedet. Die Reichswehrleitung hatte nach zweijährigem Be- 
mühen das Ausscheiden der beiden Offiziere erreicht. Die sozialdemokratische 
Partei Bayerns hatte dazu maßgeblich beigetragen; für sie war die Verabschie- 
dung der beiden Offiziere ein politischer Erfolg. Von der Reichswehr her ge- 
sehen, war die vom Chef der Heeresleitung eingeschlagene Politik, die Truppe 
überparteilich zu erziehen, zweifelsohne die einzige Möglichkeit, die Reichs- 
wehr zu einem schlagkräftigen Werkzeug für die Wahrung der Reichseinheit 
zu schmieden. Eine taktische Frage war es allerdings, ob die Entlassung Epps 
in diesem Augenblick der Spannung zwischen Bayern und Reich klug war®*. 
Der Erfolg der durchstandenen Krise 1923/24 machte aber nachträglich auch 
diese taktische Erwägung hinfällig. 

Die Ernennung Hitlers zum politischen Leiter des Kampfbundes wurde 
der Öffentlichkeit mit folgenden Worten mitgeteilt: „Angesichts des Ernstes 
der politischen Lage empfinden wir die Notwendigkeit einer politischen Lei- 
tung. In voller Übereinstimmung in Weg und Ziel übertragen wir Führer 
der Kampfverbände, bei voller Wahrung deren innerer Geschlossenheit, diese 
politische Leitung Herrn Adolf Hitler5?.“ 

An demselben Tag, an dem Hitler die Kampfbundleitung übertragen wur- 
de, am 25. September, fand in Berlin eine Sitzung der Ministerpräsidenten der 
Länder mit der Reichsregierung statt. Der Abbruch des passiven Widerstandes 
an der Ruhr wurde vorbehaltlos „aus innenpolitischen, vor allem finanziel- 
len Gründen“ gebilligt, und ein Bekenntnis zur Wahrung der Reichseinheit 
abgelegt’®. 

Der „Völkische Beobachter“ erschien am 26. September 1923 mit einem 
Bild Hitlers und der Schlagzeile: 

„Die Folge der Berliner Kapitulation: Adolf Hitler erhält die gesamte 
politische Leitung der Kampfverbände übertragen’”?.“ 


53 Röhm, $. 196. 

54 Kap.: Bayern und Reich. 

55 VB,Nr. 198 v. 26.9. 1923, S. 1; Röhm, S. 197. 
56 BStZ, Nr. 122 v. 25.9, 1923. 

57 VB, Nr. 198 v. 26. 9. 1923, S.1. 
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5. Die Parteiorganisation und ihre Tätigkeit 


Der Reichsparteitag im Januar 1923 hatte die Macht der Hitlerbewegung, 
aber auch deutlich ihre Grenzen gezeigt. Ohne die tatkräftige Unterstützung 
der Reichswehr hätte sie eine kaum verwindbare Niederlage erlitten. Sie war 
in München eine örtliche Größe, nicht mehr und nicht weniger. Auf dem 
Schachbrett der bayerischen Innenpolitik spielte sie im Kräfteverhältnis die 
Rolle eines Springers, einer potentiell gefährlichen Figur, auf dem Schach- 
brett der Innenpolitik des Reiches war sie nicht mehr als ein Bauer in einer 
durch die Umstände unerfreulichen Stellung. 

Die Reichspolitik war bestimmt durch den Ruhrkampf; dieser Gegeben- 
heit war die Hitlerbewegung ebenso wie alle anderen innenpolitischen Kräfte 
völlig unterworfen; Hitler konnte lediglich versuchen, die außenpolitische 
Zwangslage zu seinen Gunsten auszunutzen, so gut es ging. Sie kam ihm in- 
sofern zugute, als die durch den Ruhrkampf rasch sich überschlagende Infla- 
tion und das dadurch wachsende Massenelend die Zahl seiner Anhänger 
sprunghaft vermehrte und seine Gefolgschaft zu einer auf München und Süd- 
bayern beschränkten Massenbewegung aufschwemmte. Das hektische Wachs- 
tum der NSDAP war ebenso Maßstab für die in der Not verzweifelnden Be- 
völkerungsschichten wie Gradmesser eines ansteigenden leidenschaftlichen 
Nationalhasses gegen den brutalen Landesfeind. 

Der Gang der großen Ereignisse zwang jedoch die NSDAP so sehr in ihre 
Bahn, daß Hitlers Bewegungs- und Entschlußfreiheit trotz wachsender per- 
sönlicher Geltung nicht zu-, sondern abnahm. Diese Bahn, auf die gegen seinen 
Willen die Bewegung gedrängt wurde, war vorgezeichnet von den mehr oder 
weniger geheimen Vorbereitungen der Reichswehr für den Übergang vom 
passiven zum aktiven Widerstand. 

Gleichzeitig mit dem Parteitag hatte die Generalmitgliederversammlung 
stattgefunden; darüber berichtete der „Völkische Beobachter“: „Adolf Hitler 
als erster Vorsitzender einstimmig gewählt und ermächtigt, sich seine Mitar- 
beiter selbst zu wählen. Er dankt seinen bisherigen Mitarbeitern für ihre auf- 
opferungsvolle Arbeit und schlägt als zweiten Vorsitzenden Herrn Jacob 
(Sektion Haidhausen) vor, als ersten Kassierer Herrn Singer, als zweiten 
Herrn Tripps, als ersten Schriftführer Herrn Briemann, als zweiten Herrn 
Schwaiger. Für den Propaganda-Ausschuß wird Herr Körner vorgeschlagen. 
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Alle Herren werden einstimmig gewählt...“ In den Richtlinien für den par- 
teipolitischen Kampf wurde gefordert: „Die Einstellung der Lieferungen an 
Frankreich, die Währungsgesundung, Kampf gegen die Vaterlandsverräter, 
Verstaatlichung der Banken, Befreiung der Vaterlandsverteidiger, Kampf ge- 
gen Schieber und Wucherer!.“ 

Hitler erntete vollen Triumph, seine Führerstellung war unbestritten. Die 
Richtlinien spiegelten die tagespolitische Lage wider und enthielten nichts 
wesentlich Neues. Die Partei führte einen Zweifrontenkrieg: im Laufe des 
Jahres 1922 war es ihr gelungen, den Hauptgegner, die Linke — SPD, KPD, 
Gewerkschaften — in München in die Verteidigung zu drängen; im Januar 
1923 hatte sie der Regierung eine schwere Schlappe beigebracht. Nach beiden 
Seiten, gegen die Linke und gegen die Staatsgewalt, ging sie nun im Jahre 1923 
gleichzeitig angriffsweise vor; das bestimmte ihr Schicksal. 

„Die Bewegung hat zwei Instrumente“, erklärte Hitler im Prozeß, „die 
Propagandamaschine und daneben die SA?.“ Die Propagandamaschine war 
die Partei, Hitlers persönlichstes Instrument, das er mit unvergleichlicher Mei- 
sterschaft zu handhaben verstand. Die SA, „daneben“, entglitt ihm 1923 völ- 
lig, weil sie im Zuge der geheimen Aufrüstung militarisiert und den übrigen 
Wehrverbänden gleichgestellt wurde. 

Der „Völkische Beobachter“ konnte laufend über Neugründungen von 
Ortsgruppen und eine rege Tätigkeit der auswärtigen Ortsgruppen berichten?. 
Wie schwer jedoch Hitler außerhalb seines unmittelbaren Geltungsbereiches 
München und Oberbayern zu kämpfen hatte, wie beschränkt seine Möglich- 
keiten noch waren, zeigte sich an verschiedenen Orten in augenfälliger Weise®. 
Die Kommunisten verhinderten beispielsweise in Immenstadt (Allgäu) mit 
Gewalt einen nationalsozialistischen Sprechabend?. Da die Polizei sich zu 
schwach zeigte, um die Versammlung zu schützen, wurde für die nächste Ver- 
sammlung Schutz aus München abgeordnet*. 

Die Linke verschaffte Hitler durch ihr gewalttätiges Vorgehen eine Publi- 


1 VB, Nr. 9 v. 31. 1. 1923. 

2 Hitler-Prozeß, 1. Tag (26. 2. 1924). 

3 VB, Nr. 3 v. 10. 1. 1923; Nr. 11 v. 8. 2. 1923; Nr. 28 v. 28. 2, 1923; Nr. 34 v. 7.93. 
1923; Nr. 41 v. 15. 3. 1923; Nr, 119 v. 19. 6. 1923 usw. — S. a. Tagebuch der Orts- 
gruppe Ansbach 22. 1. 1923 — 6. 12. 1924, Fotokopie. BA, NS 26. 

4 BHSTA, Min.Inn.Akt N: 73722. 

5 Ebda. 

6 VB, Nr. 42 v. 16. 3. 1923, 5.5. 
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zität, die er mit den begrenzten Mitteln seiner Propaganda niemals hätte er- 
reichen können. Die Gegner machten für ihn eine wirksamere Propaganda 
und zwar so gründlich, daß seine Macht erheblich überschätzt wurde. Diese 
falsche Einschätzung seiner Bedeutung durch die Feinde erzeugte auch bei ihm 
selbst ein übersteigertes Kraftgefühl und ein falsches Machtbewußtsein. Im 
Grunde aber war Hitler auch im Jahre 1923 nur eine südbayerische „Größe“; 
lediglich in der bayerischen Landeshauptstadt wirkte er tatsächlich als „unge- 
krönter König“. Der Zirkus Krone mit einem Fassungsvermögen von nahezu 
siebentausend Menschen war sein Forum. Keine andere Partei wagte, den 
Raum zu mieten; nur Hitler konnte ihn füllen. Zu diesem Zeitpunkt hatte 
er seinen Propagandastil bereits voll entwickelt: in den Versammlungen, in 
denen er als Redner auftrat, wurde die Stimmung mit entsprechenden op- 
tischen und akustischen Mitteln vorbereitet, große Transparente mit Riesen- 
schlagzeilen, Fahnenschmuck mit Hakenkreuz- und Schwarz-Weiß-Rot-Em- 
blemen, schwungvolle Marschmusik, wiederholte Ankündigungen seines meist 
verspäteten Eintreffens. Seine Unpünktlichkeit war ein chronisches Übel, das 
geschickt benutzt wurde, um die Spannung weiter zu steigern. Wenn er dann 
mit größerem oder kleinerem Gefolge erschien, rückten unmittelbar vor ihm 
Standarten und Fahnen ein. Niemand verübelte ihm die Verspätung; im 
Handumdrehen verstand er wie kein zweiter Redner, die Massen der Zu- 
hörer von der Gefühlsseite her so zu packen, daß jeder sich von ihm per- 
sönlich angesprochen fühlte. Dieser unmittelbare Kontakt zwischen ihm und 
seinen Zuhörern war sein Geheimnis. Er sprach frei, ohne an einen geschrie- 
benen Vortragstext gebunden zu sein; höchstens einige Stichworte hatte er auf 
einem Schmierzettel notiert. Er hatte die Gabe, die allgemeinen Empfindun- 
gen mit einfachen Worten auszusprechen und sich so zum Sprachrohr der All- 
gemeinheit zu machen. Er vermochte die Angehörigen aller Schichten zu pak- 
ken, zu begeistern, mitzureißen, vor allem die Jugend. Seine Worte waren 
nicht an Verstand und Vernunft, sondern an Gefühl und Gemüt gerichtet. Wie 
ein Magier konnte er Liebe und Haß, Leidenschaft und Glaube wecken, schü- 
ren, zur Raserei steigern. Der eigentümliche Klang seiner Stimme wirkte nar- 
kotisierend. Seine einmalige rednerische Begabung wurde beflügelt von einem 
fanatischen Glauben an Deutschland und unentwegt angefeuert von einer 
grenzenlosen Willenskraft. All das zusammen verlieh ihm eine rational nicht 
erklärbare Macht über die Seelen; er glich einem Vulkan, aus dessen uner- 
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gründlichen Tiefen ein nie erlöschendes, verzehrendes Feuer lohte. Magische 
Gewalten, die die Vernunft nicht bändigen und lenken konnte, waren in die- 
sem Manne verkörpert; sie kamen aus Lebensbereichen, die der schärfste Ver- 
stand nicht zuergründen vermochte’. 

Dem bürgerlichen bayerischen Staat drohte zu Beginn des Jahres 1923 
die Hauptgefahr nicht mehr von links, sondern von rechts; für die Regierung 
lautete die Frage, ob sie noch in der Lage war, die von Hitler entfesselten, in 
ihm verkörperten Kräfte in Schach zu halten oder nicht. 

Neben der unermüdlichen Kleinarbeit der Partei, mit der sich keine an- 
dere an Eifer und Wirksamkeit messen konnte, ließ Hitler keine Gelegenheit 
vorübergehen, irgendein besonderes Glanzstück seiner hemmungslosen Agi- 
tation zu bieten, ließ er keine Gelegenheit ungenutzt, um seine eingeschüch- 
terten Gegner auf der Linken in Angst und Furcht, seine ihn teils mit Ehr- 
furcht, teils mit leichtem Gruseln bewundernden Anhänger und Gönner auf 
der Rechten in neue Aufregung zu versetzen. Das Hitlersche Furioso des Jah- 
res 1923 begann mit dem Reichsparteitag; es steigerte sich fortlaufend bis zum 
dramatischen Höhepunkt im November des Jahres. 

Der 1. Mai war wohl eine Niederlage gegenüber der Regierungsgewalt 
gewesen, aber Hitler verstand es, sie propagandistisch in einen Erfolg umzu- 
münzen®. Auf dem Gebiet der Propaganda war er nicht nur unschlagbarer 
Meister, da war er auch dialektischer Praktiker. Er schlachtete das Verhalten 
der Regierung als nationale Würdelosigkeit, als feiges Zurückweichen vor 
der Linken in Presse und Versammlungen weidlich aus und schritt zum näch- 
sten Propagandaschaustück, zum ersten Reichsparteitag der nationalsozialisti- 
schen Jugend. Eines großen Erfolges gerade bei der Jugend konnte er sicher 
sein. 

Niemand erkannte damals, daß diese grenzenlose Glaubenskraft nicht von 
sittlicher Überzeugung gelenkt, daß diese schrankenlose Willenskraft nicht 
von kühler Vernunft gesteuert wurde. Absolute Maßlosigkeit in Methode und 
Ziel war in diesem Mann verkörpert; er war ein Gleichnis des Zeitgeistes. 


7 1923 erschien im Deutschen Volksverlag (E. Boepple) in München das erste Buch über 
Hitler von Adolf Viktor von Koerber: „Adolf Hitler, sein Leben, seine Reden.“ 1924 
veröffentlichte Boepple selbst: „Adolf Hitlers Reden.“ Im gleichen Jahr erschien von 
Georg Schott: „Das Volksbuch von Hitler.“ — Über die individuelle Wirkung Hitlers 
s.K. A. von Müller, III, S. 129 ff., 144 ff. 

8 Rede am 1. Mai 1923, s. Hitlers Reden, S. 63 f. 
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Der Ruhrkampf und die Inflation blähten die Segel der Hitlerschen Agi- 
tation und trieben die Empörten und Entrüsteten, die Verzweifelten und die 
Rachsüchtigen, die Idealisten und die Desperados in seine Arme. Mit rastloser 
Energie und unermüdlicher Ausdauer peitschte er die Massen zum Haß gegen 
die „Novemberverbrecher“, zur Rache gegen Frankreich auf, mit seinem fana- 
tischen Glauben versetzte er Frontsoldaten und Offiziere, Arbeitslose und Aben- 
teuerlustige, wehrfreudige Jugendliche und verbitterte Mittelständler in Begei- 
sterung für den nationalen Wiederaufstieg, mit dem Pathos des Sendungsbe- 
wußten überzeugte er viele Gebildete und Besitzende von der Notwendigkeit 
der Überwindung der Klassenspaltung, mit bestechenden Worten verstand er 
es, die vermögenden Schichten, auch Angehörige der „Großen Welt“, zu groß- 
zügigen Spenden zu veranlassen, mit seinem schüchternen, bescheiden wir- 
kenden Auftreten im Privatleben gewann er das Mitleid der Frauen der gro- 
ßen und kleinen Welt; viele Frauen lieferten wie zur Zeit der Freiheitskriege 
ihre Eheringe und sonstige Wertgegenstände in der Parteidienststelle ab, nicht 
wenige vermachten der Partei testamentarisch Besitz und Vermögen. 

Hitler stand mit Wort und Schrift an der Spitze der Werbetätigkeit. So 
hatte er im VB zum Parteitag eine ganze Seite gefüllt. In einem Artikel, 
betitelt „Gegen die neuen Schweyereien“, hatte er sich über die Verhand- 
lungen mit der Regierung über den Parteitag ausgelassen!®, Ende Februar 1923 
sprach er vor dem Nationalverband deutscher Offiziere!!. Seine Leistung als 
Redner hob ihn schon in der Frühzeit weit über die Ebene eines gewöhnlichen 
Demagogen hinaus, so daß er als Vortragender auch in den Führungsschichten, 
bei Offizieren, Wirtschaftsführern, Akademikern Zugkraft hatte und An- 
sehen gewann. Es gehörte zu seiner Taktik, jeweils für die Abwesenden zu 
sprechen. So wies er vor rot gesinnten Arbeitern auf die Notwendigkeit eines 
gesunden Bauernstandes hin und verteidigte den deutschen Offizier. Vor Of- 
fizieren und gebildeten Zuhörern kritisierte er jene bürgerlichen Schichten, 
die sich um den Arbeiter nicht gekümmert, ihn seinem Schicksal preisgegeben 
hatten und zur Beute des intellektuellen Proletariats werden ließen!?. 


9 VB, Nr. 8 v. 27. 1. 1923. — Diese Nummer enthielt auch folgende Anzeige: „Deutsche 
Hochschulzeitung. Kampfblatt der deutschen Akademiker. Größte und älteste deutsch- 
völkische Zeitschrift. Deutscher Akademie-Verlag München. 

10 VB, Nr. 10 v. 3. 2. 1923. 
11 VB,Nr. 23 v. 22. 2. 1923. 
12 Rosenberg. Letzte Aufzeichnungen, $. 93. 
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Wenige Tage später sprach er wieder in einer Massenversammlung im Bür- 
gerbräukeller über das Thema „Deutscher Student und deutscher Arbeiter 
als Träger der deutschen Zukunft!?.“ Bei den Studenten gewann Hitler star- 
ken Anhang; das zeigte besonders auch die Aufstellung eigener SA-Hundert- 
schaften aus Studenten. 

In einem Aufsatz, betitelt „Novemberverbrecher“, antwortete Hitler in 
heftiger Weise auf einem Artikel der sozialdemokratischen „Münchner Post“ 
über seine Person!*. Er reagierte auf alle Versuche, sein Privatleben zu durch- 
leuchten, seine Herkunft und seinen Lebenslauf zu erhellen mit so krankhaf- 
ter Empfindlichkeit,daß er dadurch den Verdacht eines zwielichtigen Vorlebens 
selbst nährte®®. 

Unbeschadet dessen galt er seit der Jahreswende 1922/23 als „Der Führer“, 
den seine Anhänger wie einen Halbgott verehrten, dem sie in bedingungs- 
losem Gehorsam unter bewußter Selbstaufopferung dienten. Die nahezu kul- 
tische Verehrung, die er zu diesem Zeitpunkt bereits genoß, wurde besonders 
von Frauen gepflegt. Der eigentliche Schöpfer dieses Kults aber war Dietrich 
Eckart, und über das Sprachrohr der Partei, den „Völkischen Beobachter“, 
wurde die Führer-Verehrung seit dem 7. Dezember 1921 ebenso nachhaltig 
wie erfolgreich gezüchtet und verbreitet!®. Im Frühjahr 1922 wurde er im VB 
als „unser Führer Adolf Hitler“ hervorgehoben'”. Als er am 28. Juli 1922 nach 
Rückkehr aus dem Gefängnis zum ersten Male im Bürgerbräukeller sprach, 
berichtete darüber das Parteiorgan: „Dann erschien Hitler. Er wurde ergriffen 
und auf den Händen unter nicht endenwollendem Jubel zum Rednerpult ge- 
tragen ...18“ 

Der „starke Mann“, der „nationale Diktator“, der. „deutsche Mussolini“!P, 
der „vaterländische Messias“ wurde zu seinem Geburtstag am 20. April 1923 


13 VB, Nr. 25 v. 24. 2. 1923. 

14 VB, Nr. 31 v. 27.3. 1923. 

15 Franz-Willing, S. 173 ff., VB, Nr. 28 v. 28. 2. 1923. 

16 VB, Nr. 92 v. 7. 12. 1921; Volz, Daten, S. 10. 

17 VB, Nr. 38 v. 13. 5. 1929, S. 3. 

18 VB,Nr. 61 v. 2.8.1922, 5.2. 

19 Am 8. 8. 1923 erschien in der amerikanischen Zeitschrift „Outlook“ ein Artikel „Anti- 
semitism in Central Europe“, in dem Hitler als „deutscher Mussolini“ bezeichnet wurde. 
Reuben P. Lang, Die Meinung in den USA über Deutschland im Jahr des Ruhrkampfes 
und des Hitlerputsches, in: Saeculum, XVII, 1966, S. 402—416. — Akt 7, Hitlerbriefe, 
BA, enthält ein Gedicht zum Geburtstag Hitlers 1923: „Zugeeignet dem Vaterländischen 
Messias Adolf Hitler“. 
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— Hitler wurde 34 Jahre alt — entsprechend gefeiert. Aus diesem Anlaß 
rief der VB zu einer „Hitlerspende“ für den Kampfschatz der Partei auf mit 
dem bezeichnenden Satz: „Am kommenden Freitag feiert unser verehrter 
Führer Adolf Hitler seinen 35. Geburtstag .. .?°“ Alfred Rosenberg brachte 
am Geburtstag Hitlers einen Leitartikel mit der Schlagzeile des Titelblattes: 
„Deutschlands Führer“; Dietrich Eckart veröffentlichte dazu ein Gedicht?!. 
Die Schlagzeile des Titelblattes der übernächsten Nummer, die über die Ge- 
burtstagsfeier berichtete, lautete: „Hitlers Ehrentag“??. 

Für Hitlers persönliche Einstellung zu seiner Verherrlichung ist es be- 
zeichnend, daß er im Jahre 1923 selbst das von ihm ausgehende Verbot, ihn 
zu fotografieren, stillschweigend fallen ließ. Sicher war dieses Verbot auf die 
Dauer nicht mehr aufrechtzuerhalten; daraus kann man ihm keinen Vorwurf 
machen. Aber dem Kult, der mit ihm bereits zu diesem Zeitpunkt getrieben 
wurde, setzte er keine Schranken. Er, der sich selbst lediglich als den „Johan- 
nes der Bewegung“, als ihren „Trommler“ bezeichnet hatte, ließ sich die Ver- 
götzung gerne gefallen und steigerte sich in die Rolle des nationalen „Er- 
lösers“, des „National-Heros“ hinein??. 

Der VB berichtete vom „Deutschen Tag“ in Nürnberg (2. 9. 1923), daß 
die besten Bilder „von der bekannten photographischen Berichterstattung 
Heinrich Hoffmann, München, Schellingstr. 50“, gemacht worden seien. 
„Herrn Hoffmann gelang es auch, was wir bisher bei allen Veranstaltungen 
verhindern konnten, einige, wie nicht zu leugnen ist, ganz hervorragende 
Aufnahmen unseres Führers Adolf Hitler zu machen. Eine Publikation dieser 
ersten Aufnahmen konnten wir nicht mehr verhindern ... Vom deutschen Tag, 


20 VB, Nr. 70 v. 18.4. 1923. 

21 VB, Nr.72 v. 20.4.1923. 

22 VB, Nr. 74 v. 22./23.4. 1923. 

23 Hitler „war ein anspruchsloser, sympathischer Mann, solange ihn der Größenwahn noch 
nicht ergriffen hatte“, urteilt Kahr in seinen Erinnerungen. „Ich wertete ihn als ein na- 
tionales Kapital, wie schade, daß dieses Kapital in so wilde, falsche Spekulationen 
geriet...“ NK. — S. ferner: Hanfstaengl, The missing years, S. 83, Äußerung Diet- 
rich Eckarts; Plümer, Die Wahrheit über Adolf Hitler und seinen Kreis, S. 14 ff. 
Auch in Norddeutschland wurde Hitler verschiedentlich schon als der ersehnte Führer 
und nationale „Erlöser“ gefeiert. Vgl. Nachlaß Hitler, BA, Hitlerbriefe, Akt 15. Ebda, 
Akt 3, Hitlerbriefe, enthält eine ganze Anzahl von Denkschriften, Reformvorschlägen 
und Plänen zur Rettung Deutschlands, alle an Hitler gerichtet. Nr. 3880—3904 eine 
Denkschrift aus Plauen (Hans Hertel). „Idealistische und materialistische Weltanschau- 
ung und ihre Auswirkungen auf Volk, Staat und Wirtschaft. Betrachtungen, Wege und 
Ziele.“ 
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besonders vom Vorbeimarsch unserer Sturmabteilung an General Ludendorff 
und unserem Führer Hitler, ist außerdem von der Firma Kopp eine tadel- 
lose Filmaufnahme gemacht worden, die bei der Mittwoch-Massenkundge- 
bung im Zirkus Krone vorgeführt wird?*.“ 

Die SA der Ortsgruppe Neu-Ulm veranstaltete eine Sedansfeier, zu der 
alle vaterländischen Verbände eingeladen wurden. Zwischen den einzelnen 
Ansprachen verschiedener Redner wurden vaterländische Lieder gesungen 
und Rezitationen vorgetraten, „was dazu beitrug, dem Abend ein außeror- 
dentliches feierliches Gepräge zu verleihen. Nur allzu rasch verrannen die 
Stunden und mit einem Heil auf unseren verehrten Führer Hitler fand die 
Feier ihren Abschluß“. 

„Postkarten vom Deutschen Tag in Nürnberg und von unserem Führer 
Adolf Hitler zum Preise von Mark 750 000.—“ bot eine deutsch-völkische 
Buchhandlung in München im September 1923 an?®, 

„Die offiziellen Porträts von Adolf Hitler erscheinen ab Samstag, dem 
22. September 1923, in Größe: 18—24 zu M. 1.—, 13:18 zu 0.50, Postkarte 
M.0.15... Quirin Distl-München, Karlstr. 1.“ 

Der Verlag „Völkischer Beobachter“, München, Thierschstr., Propaganda- 
Abteilung, bot Hitler-Bilder an: 

„Adolf Hitler im Bilde. Wir versenden bis einschließlich 30. September 
zu folgenden Preisen: 

Porträt-Postkarten... 7500000M 
Porträt... 13:18cm 15000000M 
Porträt... 25:18cm 35.000 000 M??.“ 

Die publizistische Wirksamkeit wurde im Jahre 1923 durch den systema- 
tischen Ausbau des Pressewesens beträchtlich verstärkt. 

Der „Völkische Beobachter“ erschien ab 8. Februar 1923 als Tagesaus- 
gabe. Dietrich Eckart legte die Schriftleitung nieder; Anfang März 1923 wurde 
Alfred Rosenberg sein Nachfolger als Hauptschriftleiter?®. Das bedeutete im 
Zusammenhang mit anderen Personalveränderungen einen tiefgreifenden 
Wandel im Gepräge der Führungsschicht der Hitlerbewegung. Das altbaye- 


24 VB, Nr. 180 v. 5.9.1923, S.5; Nr. 181 v. 6.9. 1923. 

25 VB,Nr. 183 v. 8.9. 1923, Beilage „Der Nationalsozialist“, Nr. 2. 
26 VB, Nr. 189 v. 15. 9. 1923, S. 6. 

27 VB, Nr. 199 v. 27.9. 1923, $.6 Großanzeige. 

28 Volz, Daten, S$. 11. 
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rische Element wurde allmählich in den Hintergrund gedrängt, das nord- 
deutsche und das auslandsdeutsche Element gewann die Überhand. Neben 
dem Balten Rosenberg trat besonders in der zweiten Jahreshälfte Scheubner- 
Richter als maßgeblicher Mann in den Vordergrund, der zwar sächsischer Ab- 
kunft, aber mit einer Baltendeutschen verheiratet war und eine maßgebende 
Rolle in der in München lebenden östlichen Emigration spielte (zaristische 
Russen, Balten). Außerdem war die SA-Führung mit Göring, Kapitänleutnant 
Hoffmann, Baldenius, Wegelin und Bennecke in norddeutsche Hände überge- 
gangen. 

Am 29. August 1923 erschien der „Völkische Beobachter“ auf Anregung 
und mit tatkräftiger finanzieller Unterstützung von Ernst Hanfstängl erstmals 
im Großformat amerikanischen Zeitungsstils®. Rosenberg schrieb dazu einen 
Leitartikel: „Der ‚Völkische Beobachter‘. Unser Wille, unser Weg, unser Ziel.“ 

Ab September 1923 brachte der VB eine neue, wöchentliche Beilage mit 
dem Titel „Der Nationalsozialist“. Diese Beilage, so kündigte das Sprachrohr 
Hitlers an, „wird neben Berichten aus der Gesamtbewegung, also auch unserer 
österreichischen und sudetendeutschen Bruderpartei, grundsätzliche aufklä- 
rende Artikel über unser Programm und vor allem auch polemische Ausein- 
andersetzungen mit unseren Feinden von rechts und links bringen. Sie soll 
ein Spiegelbild der Arbeit unserer Partei sein und jeden Parteigenossen in 
der so wichtigen agitatorischen Kleinarbeit unterstützen“®?°, Auch eine „Unter- 
haltungsbeilage“ führte der VB seit September 1923. Im gleichen Monat wur- 
de eine Werbewoche abgehalten, zu der das Blatt folgenden Aufruf brachte: 

„Vom 20. bis 30. September findet eine Propagandawoche für unser 
Kampfblatt statt. Gebt gelesene Zeitungen weiter! Werbe für Oktober jeder 
einen neuen Leser! Bestelle für Deinen Bekannten, der unserer Bewegung noch 
ferne steht, den ‚Völkischen Beobachter‘ für Oktober oder sende uns Mittel, 
damit wir an noch abseits stehende Volksgenossen Freiexemplare versenden 
können. In letzter Stunde sollst Du mithelfen, unsere verführten Brüder von 
dem marxistischen Sklavenjoch zu befreien, und sie der großen deutschen 
Freiheitsbewegung zuzuführen zum Kampf gegen internationale Börsengau- 
ner und Verbrecher und das Schmarotzer- und Drohnentum der jüdisch-asia- 
tischen Fremdrasse. Unterstützt unsere völkische Propagandawoche durch 


29 VB, Nr. 174 v. 29. 8. 1923; Hanfstängl, The Missing years, $. 53 f. 
30 VB, Nr. 176 v. 31. 8. 1923. 
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weitgehendste Bestellung und Verbreitung von Werbemarken ... Stärkt den 
Kampffond unserer Presse!?!1“ 

Die Zahl der Abonnenten betrug, wenn man der eigenen Angabe der Zei- 
tung Glauben schenken darf, Anfang September 1923 mehr als 100 000°®. 
Nach Sperlings Adreßbuch für 1923 hatte der VB allerdings nur 15 000 Ab- 
nehmer?®. Lauböck, Hitlers alter Gönner, gab in einer graphischen Statistik 
die Auflagenhöhe für Juli 1923 mit 25 000 Abonnenten an®*. Die von Lau- 
böck angegebene Zahl dürfte der Wahrheit wohl am nächsten kommen, auch 
wenn man annimmt, daß bis zum September die Abonnenten noch um meh- 


rere Tausend zugenommen haben. 


Als weitere Parteiorgane zählte der VB im September 1923 auf: 


„Amberger Volksblatt“, Amberg 
„Regensburger Tagblatt“, Regensburg 
„Weiße Fahne“ (früher unter dem 
Namen „Deutscher Volkswille“), 
Nürnberg 

„Sturmglocke“, Augsburg 

„Der Schanzer“, Ingolstadt 

„St. Georg“, Staffelstein 


Erscheinungsweise: 4mal wöchentlich 
Erscheinungsweise: 3mal wöchentlich 
Erscheinungsweise: 2mal wöchentlich 


Erscheinungsweise: imal wöchentlich 
Erscheinungsweise: 1mal wöchentlich 
Erscheinungsweise: Imal wöchentlich 


„Mit einer Reihe von Verlagen steht die Partei noch in Verhandlungen“, 


31 VB, Nr. 194 v, 21. 9. 1923, $. 2. „Eine Nummer des VB kostet zwei Semmeln oder 1/5 


Liter Bier“. VB, Nr. 189 v. 15.9, 1923. 
32 VB, Nr. 180 v. 5.9.1923. 


33 Der gewaltige Unterschied in den Angaben des VB und des Sperlingschen Adreßbuches 
mag sich teilweise daraus erklären, daß das Adreßbuch die Unterlagen nur von den 
ersten Monaten des Jahres 1923 zur Verfügung hatte. Insofern stimmt die Zahl mit der 
Statistik Lauböcks für Januar—Februar 1923 ungefähr überein, Sicher ist die Auflagen- 
höhe, die der VB selbst angab, aus propagandistischen Gründen stark übertrieben. Sper- 
lings Adreßbuch bietet folgende Vergleichszahlen von anderen Zeitungen: 


„Münchner Neueste Nachrichten“ 
„Münchner Zeitung“ 

„Vorwärts“ 

„Berliner Tageblatt“ 

„Deutsche Zeitung“ 

„EV 


120.000 
100.000 
100.000 
250.000 
53.000 
60.000 


34 Nachlaß Hitler, Akt 19, VB-Auflage-Statistik v. Lauböck sen., BA.; s. a. Charles F. Sid- 
man, Die Auflagen-Kurve des Völkischen Beobachters 1920—1923. Dokumentation in: 


VjZG, Jg. 13, S. 112—118. 
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wurde weiter angekündigt, „so daß in nächster Zeit rund zehn Zeitungen in 
Bayern rein nationalsozialistische Kampfblätter sind®®.“ 

Bei den aufgezählten Zeitungen handelte es sich um reine Parteiorgane; 
nicht aufgeführt sind parteiunabhängige, aber mit der Hitlerbewegung sym- 
pathisierende Organe; davon seien beispielsweise genannt: der „Miesbacher 
Anzeiger“. Er war kein nationalsozialistisches Blatt, stand aber der Hitler- 
bewegung durch seinen radikalen Antisemitismus in den Jahren 1920, 1921, 
1922 nahe. In der kurzen Zeit des Mitwirkens von Ludwig Thoma (} 1921) 
hatte er einen weit über Bayern hinausreichenden Ruf. Das Blatt war ausge- 
sprochen altbayerisch und vertrat die Interessen des bodenständigen Bayern- 
tums gegen das zugewanderte fremde Element, das besonders in Gestalt der 
Ostjuden auffiel. 

Auch der „Starnberger Seebote“ zählte einige Jahre zu diesen Blättern; 
dort veröffentlichte Friedrich Krohn in den ersten Nachkriegsjahren häufig 
Artikel, die inhaltlich den nationalsozialistischen und antisemitischen Gedan- 
kengängen nahestanden®®. 

Julius Streichers später berüchtigtes Organ „Der Stürmer“ stand nicht auf 
der oben angeführten Liste der NS-Zeitungen, war also vermutlich Privat- 
besitz. 

Außerhalb Bayerns gab es vereinzelt Organe, die der Hitlerbewegung na- 
hestanden, der NSDAP aber nicht gehörten, so daß die Münchner Zentrale 
keinen Einfluß auf sie ausüben konnte. Völkisch eingestellte Zeitungen dür- 
fen nicht der nationalsozialistischen Publizistik Hitlerscher Prägung zuge- 
rechnet werden. 

In Hannover gab der Gründer der Ortsgruppe, Seiffert, den „Nieder- 
sächsischen Beobachter“ heraus mit dem Untertitel „Kampfblatt für deutsches 
Volkstum und soziale Politik “37. 

Zeitungen wie die „Mecklenburger Volkswarte“ und die „Schlesische 
Volkstimme“, Breslau, waren völkische Blätter, Sprachrohr der Deutschvölki- 
schen Freiheitspartei. Da die Trennungslinie zwischen den Völkischen und den 


35 VB, Nr. 177 v. 1.9. 1923, Beilage „Der Nationalsozialist* Nr. 1, Notiz: „Unsere Presse“. 
Ende September 1923 berichtete der VB, Nr. 196 v. 23./24. 9. 1923, Beilage „Der Na- 
tionalsozialist“ von zwei weiteren Zeitungen in Schwaben, die der Partei gehörten: „Völ- 
kische Notzeitung“, Günzburg; „Schwäbische Volksstimme“, Neuburg a.D. 

36 MM v. Friedrich Krohn. 

37 Ludolf Haase, Aufstand. 
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Hitlerschen Nationalsozialisten vor 1925 nicht scharf gezogen war und auch 
eine taktische Zusammenarbeit zwischen den Völkischen und den National- 
sozialisten vor 1925 bestand, haben diese Zeitungen allgemein im Sinne der 
äußersten Rechten geschrieben. 

Hitlers Sprachrohr, der „Völkische Beobachter“, geriet wegen des hem- 
mungslos-leidenschaftlichen Tones seiner Kampfführung häufig mit der Staats- 
gewalt in Konflikt?®; im Herbst 1923 bot er sogar den äußeren Anlaß für den 
großen staatsrechtlichen Konflikt zwischen Bayern und Reich. — 

Der erste Reichsjugendtag der nationalsozialistischen Jugendbewegung 
fand im München am 13. Mai 1923 statt. Hitler hatte von Beginn seiner poli- 
tischen Tätigkeit an den größten Wert auf die Erfassung der Jugend gelegt. 
Als der dreißigjährige Frontsoldat im Jahre 1919 in die politische Laufbahn 
eintrat, begann er als Sprecher der Jugend, die als Frontgeneration von der 
seelischen Umwälzung des Kriegserlebnisses getrieben, die nationalrevolutio- 
näre Neugestaltung des Lebens anstrebte. Bereits die ersten Parteisatzungen 
vom September 1920 bestimmten: „Jugendliche Personen gehören von der 
Schulentlassung bis zur Erlangung der Wahlberechtigung der Jugendabteilung 
an?®.“ Diesem Passus ist um so mehr Bedeutung zuzumessen, als es zu der 
Zeit, da er schriftlich festgelegt wurde, in der Partei noch keine Jugendabtei- 
lung gab. Sie entstand erst eineinhalb Jahre später, im März 1922. 

Der Gründer des Jugendbundes der NSDAP, Gustav Adolf Lenk, stieß 
im Alter von 17 Jahren im Jahre 1920 zusammen mit seinem Vater zu Hit- 
ler“. Er gründete dann den Jugendbund; am 8. März 1922 erschien der von 
ihm verfaßte und von Hitler unterzeichnete Gründungsaufruf im VBt!: 

„An die deutsche Jugend! Durch unsere Partei ist ein ‚Jugendbund der 
NSDAP‘ ins Leben gerufen worden, der alle jungen Anhänger unserer Sache 
sammeln und organisieren soll, die infolge ihres Alters nicht der Sturmab- 
teilung als einer politischen Organisation angehören dürfen. Der Bund besitzt 
eigene Satzungen; er wird seine Mitglieder in dem Geiste erziehen, wie er der 
Partei zu eigen ist. Wir glauben, daß allein der Name des Bundes schon Ge- 
38 Der „Propagandaleiter“ des VB, Otto May, brachte in der Zeitung einen von ihm an den 

Reichswehrminister Geßler, den preußischen Innenminister Severing und den Leiter der 
politischen Abteilung Ia, Weiß, des Berliner Polizeipräsidiums gerichteten „Offenen Brief“ 

zum Abdruck: VB, Nr. 225 v. 4./5. 11.1923, S. 2. 

39 Franz-Willing, S. 145. 


40 MM G. A. Lenk v. 13. 1. 1963. 
41 VB, Nr. 19 v. 8.3. 1922, S. 2, 
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währ genug dafür bietet, daß in ihm unsere Jugend die beste Vorbereitung 
für ihren schweren künftigen Beruf findet. Auf ihren Schultern ruht die Zu- 
kunft des Vaterlandes. Der ‚Jugendbund der NSDAP‘ wird dafür sorgen, daß 
ihre Schultern stark genug werden, um diese Riesenlast einst tragen zu kön- 
nen. Wir fordern die nationalsozialistische Jugend, aber auch alle anderen 
jungen Deutschen ohne Unterschied des Standes oder Berufes im Alter von 
14—18 Jahren, denen die Not und das Elend unseres Vaterlandes am Herzen 
frißt, und die später einmal als Kämpfer gegen den jüdischen Feind, den ein- 
zigen Schöpfer der heutigen Schmach und des Elends, in die Reihen unserer 
Partei und der Sturmabteilung eintreten wollen, auf, sich dem ‚Jugendbund 
der NSDAP‘ zur Verfügung zu stellen. An die Jugendorganisationen, die noch 
keiner großen politischen Bewegung angegliedert sind, treten wir mit der Auf- 
forderung heran, die deutsche Einheitsfront gegen den gemeinsamen Feind 
durch ihren Anschluß zu verstärken und zu einem gewaltigen Sturmblock zu 
machen. Um auch dem ärmsten jungen Deutschen den Eintritt in den Jugend- 
bund zu ermöglichen, verzichtet dieser darauf, einen Mitgliedsbeitrag zu er- 
heben. Er erwartet und erhofft jedoch ein tätiges Wohlwollen von seiten der 
besser bemittelten Parteigenossen! ...“ 

Die Gründungsversamlung wurde am 13. Mai 1922 mit einer Ansprache 
Hitlers abgehalten“. 

Die Satzungen des „Jugendbundes der NSDAP“ vom März 1922 be- 
stimmten u.a.: 

„Als Mitglieder werden nur Deutsche (Arier) im Alter von 14—18 Jahren 
aufgenommen. Ausländer und Juden können nicht Mitglieder sein . . .“ 
Zweck des Jugendbundes ist, „in unserer Jugend wieder die Eigenschaften zu 
wecken und zu pflegen, die in dem germanischen Blute ihren Ursprung haben, 
nämlich: Liebe zur Heimat, Liebe zum eigenen Volke, Freude an ehrlichem, 
offenem Kampfe und an gesunder körperlicher Betätigung, Hochschätzungaller 
sittlichen und geisten Güter, Verachtung der jüdisch-mammonistischen Ideale. 
Daraus folgt, daß der Bund Klassen-, Standes- oder Berufsunterschiede nicht 
kennt, da diese dem germanischen Wesen nicht entsprechen und den alten 
Auffassungen von der Zusammengehörigkeit und Blutsgemeinschaft aller 
deutschen Volksgenossen zuwiderlaufen. Es heißt im ‚Jugendbund der 


42 Franz-Willing, S. 214, VB, Nr. 38 v. 13. 5. 1922, S. 3; VB, Nr. 39 v. 17. 5. 1922, 5. 3. 
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NSDAP‘ also nicht: Hie Lehrlinge, hie Mittelschüler oder Hochschüler, son- 
dern es heißt klar und deutlich: Hie Deutsch — Hie Nichtdeutsch*3.“ 

Nach vollendetem 18. Lebensjahr erfolgte der Übertritt in die SA. Der 
Jugendbund gründete im Jahre 1922 Ortsgruppen in Nürnberg, Zeitz (8. 7. 
1922), Dresden (10.9. 1922), Hanau (12. 10. 1922). Am Aufmarsch in Koburg 
im Oktober 1922 nahm der Jugendbund ebenfalls teil, genauso am ersten Reichs- 
parteitag 1923. Der Jugendbund marschierte mit eigenem Feldzeichen, einem 
weißen Wimpel mit goldenem Adler. Der Tätigkeitsbericht über den Zeitraum 
vom Mai 1922 bis Januar 1923 führte die Gründung von neun Landesverbän- 
den mit 39 Ortsgruppen und rund 1200 Jungens auf. Die Landesverbände 
waren: Bayern, Franken, Hessen, Sachsen, Thüringen, Preußen, Hannover, 
Schlesien, Württemberg*. Die Jugendbewegung breitete sich im gesamtdeut- 
schen Raum aus, auch in den Sudetenländern und in Österreich; im Jahre 1923 
kamen folgende Landesverbände hinzu: Sudetenland, Kärnten, Wien/Donau- 
land, Tirol, Schwaben, Nordsee, Danzig, Oberpfalz, Baden, Pommern/Ost- 
see, Ostpreußen, Rheinpfalz, Unterfranken, Rheinland. Im Mai 1923 betrug 
die Mitgliederzahl 5000, die in 70 Ortsgruppen zusammengefaßt waren®°. 
Beim Parteiverbot im November 1923 umfaßte der Jugendbund 23 Landes- 
verbände und 120 Ortsgruppen. 

Am 13. Mai 1923 wurde der erste Jahrestag der Gründung des Jugend- 
bundes als erster Reichsjugendtag gefeiert. Die Veranstaltung dauerte vier 
Tage; es wurde eine grundlegende Neuorganisation beschlossen und durchge- 
führt. Die Gliederung erfolgte nach dem Alter: 

1. Die Jungen von 12—16 Jahren bildeten den eigentlichen Jugendbund. 

2. Ein Jungsturm „Adolf Hitler“ wurde schon im Jahre 1922 aus den 16- 
bis 18jährigen gebildet. Nach vollendetem 18. Lebensjahr wurden die Jungen 
in die SA überführt. „Sie waren somit die eigentlichen Rekrutendepots der 
nationalsozialistischen Bewegung.“ 

3. Eine Mädchengruppe wurde aufgestellt und ebenfalls nach Altersklassen 
eingeteilt. 

Der erste Reichsjugendtag wurde auch aus den deutschen Gebieten jenseits 


43 Original, Akte Lenk. 
44 Bericht Lenk, Privatbesitz. 
45 Brief Lenk an Hitler v. 23. Mai 1923, Durchschlag, Privatbesitz. 
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der Altreichsgrenzen beschickt, aus Österreich, aus den Sudetenländern, aus 
Oberschlesien. 

Zur Ausbildung gehörten Sport, Wandern und Singen, Unterricht in der 
deutschen Geschichte. Es bestand eine gewisse Ähnlichkeit mit der Wander- 
vogelbewegung, besonders was das Erwandern der deutschen Heimat anbe- 
langte. Beim Jungsturm stand die Wehrertüchtigung im Vordergrund, doch 
wurde er auch propagandistisch sowie zum Saalschutz verwendet®®. 

Der erste Reichsjugendtag gab dem Jugendbund Programm und Organi- 
sation. Die Satzung von 1923 gab als Zweck an, „eine auf rein völkischer 
Grundlage stehende Jugend zu sammeln bzw. zu schaffen .... Sie hat die Ver- 
pflichtung, sich für die völkische Idee nach den Gesichtspunkten des Pro- 
gramms der NSDAP restlos einzusetzen“ ?”. 

Auch eine Art Uniform erhielt der Jugendbund: Windjacke, weißes Hemd, 
blaue Skimütze, der Jungsturm blaue Schirmmütze, Stiefelhose mit Wickel- 
gamaschen, im Sommer kurze Hose mit langen Sportstrümpfen. Die Mütze 
war mit schwarz-weiß-roter Kokarde und silbernem Hakenkreuz geschmückt. 
Außerdem wurde die Hakenkreuzarmbinde getragen, auf der auch die Dienst- 
gradabzeichen angebracht waren. Der Jugendbund war außerhalb Bayerns 
in den verschiedenen Ländern trotz Parteiverbots tätig, besonders auch in 
Berlin. Er machte sich auch publizistisch bemerkbar; zum ersten Jahrestag der 
Gründung erschien „Der nationale Jungsturm“ als erste nationalsozialistische 
Jugendzeitung. Das Blatt brachte zum Deutschen Turnerfest in München im 
Jahre 1923 einen langen Aufruf Lenks unter dem Titel: „Jahngeist und un- 
sere Tage! Ein Aufruf an die deutsche Turnerschaft!“ Der „Völkische Beob- 
achter“ gab eine Wochenbeilage „Nationalsozialistische Jugend“ mit heraus, 
zum erstenmal am 12. August 1923. 

Der Jungsturm marschierte am 2. September 1923 beim Deutschen Tag 
in Nürnberg in einer Stärke von 900 Mann unter Führung Lenks an Hitler 
vorbei; an Lenks Seite als sein Adjutant Julius Schaub, der ab 1925 Hitlers 
Adjutant wurde®®. 

Lenks Stellung als Führer des Jugendbundes wurde von Hitler mit folgen- 
dem Erlaß vom 25. September 1923 bestätigt: 


46 Bericht Lenk, Original, Privatbesitz. 
47 Original, Privatbesitz; ferner: VB, Nr. 70 v. 18.4. 1923, S. 5. 
48 Bericht Lenk, Privatbesitz. 
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„Als Führer der Nationalsozialistischen Deutschen Freiheitsbewegung be- 
stätige ich die Führung der Nationalsozialistischen Jugendbewegung, die 
aus folgenden Personen besteht: 

Führer derselben: Adolf Lenk, München, Jahnstr. 20; 
Führer des Jungsturms: Sengmüller, München, Solln. 
Für die gesamte Verwaltungsabteilung: Joseph Balthasar, München. 

Ich überlasse es dieser Führung, sich die geeigneten Persönlichkeiten für die 
weitere Bearbeitung der Jugendbewegung heranzuziehen. Desgleichen gebe 
ich hiermit meine Vollmacht, alle Angelegenheiten, die die Jugendbewegung 
betreffen, zu ordnen, wie es im Interesse der Gesamtbewegung liegt. 

München, den 25. September 1923 Adolf Hitler*.“ 


Lenk gab kurz darauf einen „Arbeitsplan“ heraus, den er als „Reichsleiter“ 
unterzeichnete®". 

Als Muster für die rührige Werbung, die der Jugendbund trieb, seien zwei 
Beispiele angeführt: Der VB kündigte einen Elternabend an mit Dr. Georg 
Schott als Redner über das Thema: „Deutschland, unser Kinder- und Vater- 
land. Eine Idee, entfaltet in Wort, Ton und Bild®!.“ Ferner brachte der VB 
folgende Bekanntmachung für die Vorbereitung des Einsatzes des Jungsturms 
bei einem Staatsstreich: 

„Jungsturm: Samstag Abend 6.30 

Wehramt: Ende gegen 10.00 

Ortsgruppe Hof: Befehlsempfang Samstag, abend 7.00 

Alle Ortsgruppen haben schnellstens Fragebögen, Berichte und Kassen- 
rechnungen einzusenden ...G. A. Lenk>?.“ 

Der Jungsturm nahm unter Lenks Führung am 9. November am Marsch 
zur Feldherrnhalle teil; an der Seite Lenks fiel, tödlich von einer Kugel getrof- 
fen, als Führer der dem Jungsturm angeschlossenen Roßbach-Jugend der 
Diener Ludendorffs, Kurt Neubauer. Zwei Jungsturmzüge waren im Wehr- 
kreiskommando im Verbande der „Reichskriegsflagge“ eingesetzt?®. Der VB 
hatte noch am 9. November einen Aufruf Lenks an die deutsche Jugend ver- 


49 Original, Akte Lenk. 

50 Original, Akte Lenk; Dok.-Anhang. 
51 VB, Nr. 187 v. 13.9. 1923, S. 5. 

52 VB, Nr. 213 v. 21./22. 10. 1923, S. 5. 
53 Brief Lenk v. 20. 8. 1962. 
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öffentlicht; am gleichen Tage wurde die Partei und mit ihr der Jugendbund 
verboten. 

Nach der Schlappe des 1. Mai war der erste Reichsjugendtag für Hitler 
ein Lichtblick. Auf niemand vermochte er faszinierender zu wirken als auf 
eine begeisterungsfähige, nach Idealen, Vorbildern und Symbolen hungrige 
Jugend, der der Weimarer Staat nichts zu bieten hatte. 

Ende Mai und Anfang Juli wurde in München eine zwischenstaatliche Ta- 
gung der NSDAP abgehalten5*. Dr. Walter Riehl war für die österreichischen 
Nationalsozialisten erschienen, die Sudetendeutschen wurden von Knirsch 
und Jung vertreten. Diese Tagung war der Höhepunkt der Zusammenarbeit 
zwischen der Münchner Hitlerbewegung und den Nationalsozialisten der ehe- 
maligen Habsburger Monarchie. Die Fühlung zwischen den bayerischen, 
österreichischen und sudetendeutschen Nationalsozialisten war in der Frühzeit 
viel enger als zwischen der Hitlerbewegung und den Völkischen in Nord- 
deutschland. Zwar waren die Nationalsozialisten Österreichs und der Sude- 
tenländer zu diesem Zeitpunkt selbständig, aber Ansehen und Einfluß Hitlers 
wuchsen seit der Salzburger Tagung im August 1920 von Tag zu Tag. So 
hatte Riehl im Jahre 1922 nach dem Münchner Muster eine Ordnertruppe 
(SA) gegründet, die von Ludendorff Anfang 1923 besichtigt wurde’. Der ge- 
genseitige Redneraustausch war sehr rege. Auch am Münchner Parteitag im 
Januar 1923 waren die Österreicher und Sudetendeutschen vertreten. Eine 
Massenversammlung in Wien Anfang 1923 mit Hermann Esser als Redner 
schloß bezeichnenderweise mit den Rufen „Heil Hitler“ und „Heil Mün- 
chen“3$, 

Die zwischenstaatliche Tagung in München schloß Anfang Juni 1923 mit 
einer Massenkundgebung im Zirkus Krone”. Vor 6000 Zuhörern sprachen 
Dr. Riehl, Knirsch, Jung und Hitler. Riehl sprach im Juli noch auf Kundge- 
bungen in Augsburg, Nürnberg und Bayreuth. Über seinen Besuch in Nürn- 
berg wurde von reichsdeutscher Seite berichtet: 

„Die schon eine Stunde vor Beginn erschienenen Zuhörer begrüßten Dr. 
Riehl, der von unserem Nürnberger Hitler, Parteigenossen Streicher, in den 
Saal geleitet wurde, mit stürmischem Beifall.“ Gleichzeitig wurde ein Gegen- 
54 Schilling, Dr. W. Riehl ..., S. 326 f. 

55 Ebda, S. 318. 
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besuch Streichers, „eines der besten Redner Deutschlands“, in Österreich an- 
gekündigt#. 

Im Juni 1923 fanden in ganz Deutschland die Trauerfeiern für den von 
den Franzosen am 26. Mai 1923 in der Golzheimer Heide bei Düsseldorf er- 
schossenen Leutnant a. D. Leo Schlageter statt. Sein Schicksal war ein Gleich- 
nis für die Lage Deutschlands in diesem dunklen Jahr, besonders aber auch 
für die Generation, der Schlageter angehörte. Schlageter stammte aus einer 
streng katholischen Familie und gehörte als Student auch einer katholischen 
Verbindung an. Am Weltkrieg nahm er als Freiwilliger teil, wurde Offizier 
und kämpfte nach dem Kriege in Freikorps gegen die bolschewistische Gefahr. 
Dann nahm er als Mitglied des Freikorps Roßbach an den Kämpfen um Ober- 
schlesien teil. Er wirkte ferner bei dem Versuch mit, in Berlin eine national- 
sozialistische Ortsgruppe zu errichten. Als Mitglied der „Organisation Heinz“ 
beteiligte er sich am geheimen, aktiven Ruhrwiderstand’®. Er fiel mit anderen 
Kameraden durch Verrat in die Hände der Franzosen, wurde zum Tode ver- 
urteilt und erschossen. Das Gnadengesuch, das von der Kurie eingereicht und 
dem stattgegeben worden war, konnte sein junges Leben nicht mehr retten”. 
Eine neue Welle der Empörung ging durch Deutschland. 

Die Nationalsozialisten veranstalteten zusammen mit den Kampfverbän- 
den in München große Trauerfeierlichkeiten. Die Hauptkundgebung fand in 
München am Königsplatz am 10. Juni 1923 statt. Die Gedächtnisrede für 
Schlageter hielt Abt Alban Schachleiter vom Benediktinerkloster St. Em- 
maus, Prag®!. 

Der „Fall Schlageter“* wurde vom Kreml unter dem Einfluß seines Deutsch- 
landexperten, des wendigen Karl Radek, der ein glühender Bewunderer deut- 
scher Kultur war, benützt, um die Kommunistische Partei Deutschlands aus 
ihrer starren internationalen und antinationalen Haltung, der sie großenteils 
ihre Mißerfolge in Deutschland verdankte, zu lösen und ihr Einflußmöglich- 
keiten auf die nationalbewußten Schichten Deutschlands zu bieten. 
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Im Auftrag der Moskauer Parteileitung betrieb Karl Radek die „Schlage- 
terpolitik“#2. Radek pflegte die Beziehungen zu deutschen Nationalisten; sein 
Ziel war die Einheitsfront der deutschen Nationalisten, der deutschen Armee 
und der Kommunistischen Partei. Zu den federführenden Männern des 
„Nationalbolschewismus“ gehörten vor allem Graf Reventlow®: und Moeller 
van den Bruck®. Das gemeinsame Ziel war eine deutsch-russische Verbrüde- 
rung unter kommunistischer Führung gegen die angelsächsischen Seemächte®®. 
„Schlageter, der mutige Soldat der Konterrevolution, verdient es, von uns, 
den Soldaten der Revolution, aufrichtig verehrt zu werden.“ „Der Sozialde- 
mokrat Winnig und General von der Goltz, der Kommandeur der Baltikumer, 
wußten, was sie taten. Sie wollten das Wohlwollen der Entente erwerben, in- 
dem sie ihren Söldnerdienst gegen das russische Volk verrichteten ... Schla- 
geters Vorgesetzer Medem hat später zugegeben, daß die Baltikumer ‚Wan- 
derer ins Nichts‘ waren. Haben das alle deutschen Nationalisten eingesehen?“ 
„Wenn die patriotischen Kreise Deutschlands sich nicht entschließen, die Sache 
der Mehrheit des Volkes zu ihrer eigenen zu machen und so eine einzige Front 
gegen das Entente-Kapital ebenso wie gegen das deutsche Kapital zu schaffen, 
dann war der Weg Schlageters ein Weg ins Nichts ... .“ Radek wies dann auf 
das deutschrussische Bündnis in den Freiheitskriegen 1809—1815 hin®”. Be- 
zeichnenderweise vertrat auch Julius Streicher (Nürnberg) ähnliche Gedan- 
kengänge. 
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Schlageter war nicht der erste Tote der Bewegung; am 26. Februar 1923 
war der SA-Führer Dr. Karl Winter in Höllstein (Baden) den schweren Ver- 
letzungen erlegen, die ihm von Angehörigen der Linken am 24. d. M. beige- 
bracht worden waren. Er galt als der erste Tote der Hitlerbewegung. Am 
1. Mai des gleichen Jahres wurde der SA-Führer Daniel Sauer in Kitzingen 
(Main) „an der Spitze seiner Sturmabteilung von Marxisten erschossen (zwei- 
ter Toter der Bewegung)“6®. Diese beiden ersten Toten waren im Kampf ge- 
gen den innenpolitischen Gegner gefallen. Ihr Tod war ein trauriges Zeichen 
der weltanschaulichen und parteilichen Zerklüftung des deutschen Volkes, der 
zügellosen Leidenschaft der bis zur Selbstzerfleischung gesteigerten inneren Aus- 
einandersetzungen, zu einem Zeitpunkt, da der Landesfeind zum Todesstoß 
gegen Deutschland angesetzt hatte. Schlageter, der dritte Tote der Bewegung, 
war im Kampf gegen den auswärtigen Feind gefallen. 

Das deutsche Turnerfest in München im Juli 1923 war als großdeutsche 
Veranstaltung eine besonders günstige Gelegenheit für die nationalsozialisti- 
sche Propaganda. Ursprünglich lehnten die Nationalsozialisten wegen der 
angekündigten Beteiligung jüdischer Turner das Fest ab. Die österreichi- 
schen Turnvereine verzichteten aus diesem Grunde auf die Teilnahme. Am 
17. Juni erschien jedoch im VB ein Aufruf an sämtliche Gliederungen der 
NSDAP Großdeutschlands, der die Kundmachung des Festausschusses unter- 
strich, das 13. deutsche Turnerfest solle eine „einzigartige, vaterländische 
Kundgebung für deutsches Volkstum, deutsche Ehre und Freiheit“ werden. 
Der Aufruf wandte sich scharf gegen die Teilnahme von „jüdischen, anglo- 
amerikanischen, womöglich schweizerisch-französischen Organisationen an 
dem Fest in München, der Hochburg des völkischen Befreiungsgedankens“. 
Wörtlich hieß es dann: 

„Wir Nationalsozialisten können uns auch nicht auf den von einigen völ- 
kischen Verbänden eingenommenen Standpunkt stellen, die das 13. deutsche 
Turnerfest wegen der angekündigten Teilnahme nichtdeutscher Verbände 
meiden wollen, sondern wir wollen durch eine Massenbeteiligung und Auf- 
bietung aller Kräfte versuchen, dem Fest den Stempel aufzudrücken, den eine 
Kundgebung für deutsche Freiheit und völkische Erneuerung braucht.“ 

Sämtliche Organisationen der NSDAP Großdeutschlands wurden daher 
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angewiesen, „den größtmöglichen Einfluß auf alle völkischen Turnvereine 
zur Beteiligung auszuüben und alle Vorbereitungen zu einem großen national- 
sozialistischen Kongreß zu treffen.“ 

Der Aufruf war unterzeichnet: 

„Die Führung der nationalsozialistischen Partei Großdeutschlands: 

Für Reichsdeutschland: Für Deutschösterreih: Für Deutschböhmen: 

Adolf Hitler Dr. Riehl Hans Knirsch®®.“ 

‘ Nach Stil und Inhalt war der Aufruf sicherlich ein Erzeugnis Hitlers; er 
ließ keinen Zweifel daran, daß das Turnerfest propagandistisch auf äußerste 
ausgenützt werden sollte. 

Das Sprachrohr des nationalsozialistischen Jugendbundes, der „Nationale 
Jungsturm“, brachte einen langen Aufruf zum Turnerfest aus der Feder von 
Lenk unter dem Titel „Jahngeist und unsere Tage! Ein Aufruf an die deutsche 
Turnerschaft“?0, 

Die Polizei erließ, um den unpolitischen Charakter des Turnerfestes zu 
sichern, ein Verbot für das Tragen von Uniformen und untersagte auch politi- 
sche Kundgebungen auf Straßen und Plätzen für die Dauer des Festes. 

Am 12. Juli veranstaltete die NSDAP im Bürgerbräukeller einen Begrü- 
Rungsabend für die Turner in Gestalt eines großdeutschen Festes. 

Am 14. Juli folgte eine Massenkundgebung im Zirkus Krone mit Hitler 
als Redner über das Thema: „Fluch der Novemberrevolution, internationale 
Sklavenkolonie oder deutscher Freiheitsstaat.“ Die Versammlung mußte we- 
gen Überfüllung eine halbe Stunde vor Beginn polizeilich gesperrt werden. 
Als die Polizei die Entfernung der Standarte und der Hakenkreuzfahnen ver- 
langte, lehnte Hitler ab mit der Erklärung, er habe den Zirkus Krone ge- 
mietet und könne in ihm machen, was er wolle. Die Polizei fand sich damit 
ab. Als sich aber nach Schluß der Kundgebung die Versammlungsteilnehmer 
zu einem Zug in die Stadt formierten, entgegen dem polizeilichen Verbot die 
Fahnen entrollten und die Standarte auf der Straße mitführten, kam es zu 
schweren Zusammenstößen mit der Polizei. Diese machte von der blanken 
Waffe und vom Gummiknüppel Gebrauch, beschlagnahmte die Standarte und 
zwei Fahnen. Einige Kundgebungsteilnehmer wurden verletzt, eine Anzahl 
Personen festgenommen. Der Polizeibericht zitierte als Zeugnis für die radi- 
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kale Gesinnung der Versammlungsteilnehmer im Zirkus Krone folgende Äu- 
Rerung eines als Redner auftretenden sudetendeutschen Turners: 

„Wir wollen das 13. deutsche Turnerfest derart gestalten, daß es den 
Auftakt zum Wiederaufstieg des deutschen Volkes bildet. Morgen muß es 
heißen: Hakennase herunter und Hakenkreuz voran! Die Fahnen müssen mit 
schwarz-weiß-roten Bändern geschmückt, den jüdischen Turnern muß ‚Pfui 
Teufel‘ zugerufen werden?!!“ 

Das energische Eingreifen der Polizei rief bei den Hitlerleuten große Em- 
pörung hervor; wie am 1. Mai so zeigten auch jetzt der Innenminister und der 
Polizeipräsident, daß sie entschlossen waren, die staatliche Autorität gegen 
den Terror zu wahren. 

Das Gesicht der NSDAP veränderte sich im Laufe des Jahres 1923 rasch 
und grundlegend durch ihre Militarisierung. Sie „degenerierte zur Militär- 
partei“?2; ihre Entwicklung stand unter dem Gesetz der teils geheimen, teils 
offenen Vorbereitungen der Reichswehrleitung für einen Übergang zum offe- 
nen militärischen Widerstand gegen die französische Ruhrbesetzung. Die Mi- 
litarisierung des Apparates erfolgte gegen den Willen Hitlers, der sich dem 
Zwang der allgemeinen Entwicklung ebenso beugen mußte wie alle anderen 
politischen Kräfte. Was auf der einen Seite seiner Agitation zugute kam, die 
Vergewaltigung Deutschlands durch Frankreich, gereichte auf der anderen 
Seite ihm zum Nachteil. Der militärische Apparat wurde rasch und übermäßig 
aufgebläht. Das Oberkommando der SA schob sich in der Parteiführung mehr 
und mehr in den Vordergrund. Der Apparat war kostspielig; die SA-Führer 
wurden im Jahre 1923 meist mit Schweizer Franken bezahlt. Die Finanzie- 
rungsprobleme belasteten Hitler nicht wenig; von seiner Redekunst und sei- 
nen persönlichen Beziehungen im In- und Ausland hing es ab, ob und wie 
angesichts der völligen Geldentwertung die Devisen aufgebracht werden 
konnten”, 

Im Laufe des Jahres 1923 wurden vier SA-Regimenter gebildet; ihre Füh- 
rer waren Oberleutnant a. D. Wilhelm Brückner; Major a. D. Walter Buch, 
71 Pol.Dir. München an Staatsmin.d.Innern, 26. 7. 1923. BGSTA, MA, 1943, I.V. Nr. 425. 
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Hauptmann a. D. Steger, Leutnant a. D. Stockinger. Insgesamt umfaßte der 
Führungs- und Verwaltungsapparat etwa 50 Angestellte”; den größeren An- 
teil daran hatte der sich aufblähende Apparat des Oberkommandos der SA. 

Hitlers bohemienhafte Lebensweise war die wesentliche Ursache der man- 
gelnden straffen Organisation und der fehlenden rationellen Arbeitsweise 
einer gut durchgegliederten Führungsspitze”5. Diese Mängel machten sich im 
Jahre 1923 in bedenklichem Maße bemerkbar. Eine Anzahl von persönlichen 
Freunden, Gönnern und Mitarbeitern Hitlers sahen mit Sorge diese Entwick- 
lung und bemühten sich um Abhilfe. Sie trafen sich einige Male in der Woh- 
nung von Hitlers persönlichem Freund, dem Eisenbahn-Oberregierungsrat 
Lauböck, zu Besprechungen. An diesen Zusammenkünften nahmen teil”; der 
zweite Parteivorsitzende Jacob, Gottfried Feder, Graf Treuberg, Oskar Kör- 
ner, Max Weber, Theodor Lauböck, Max Sesselmann, Alfred Rosenberg. Sie 
arbeiteten folgende Richtlinien aus: 

1. Verlegung des Schwergewichts in der Partei von der militärischen auf 
die politische Seite; 

2. Reinigung der Partei von Bonzen und Schädlingen und Schaffung einer 
straffen Parteiorganisation; 

3. Entfernung derjenigen Personen aus der Umgebung Hitlers, die ihn 
ungünstig und schädigend beeinflußten, und Festlegung eines organisatori- 
schen Planes zur Ergreifung der Macht im Staate. 

Punkt 2 richtete sich vor allem gegen Amann und Esser, gegen die aus 
Parteikreisen die schwersten Anschuldigungen wegen persönlicher Bereiche- 
rung erhoben wurden’. 

Punkt 3 richtete sich gegen Scheubner-Richter, vor allem aber gegen Ernst 
Hanfstängl, die beide im Jahre 1923 zu Hitlers engsten Beratern gehörten’; 
Hanfstängl übte großen Einfluß auf den „Völkischen Beobachter“ aus und war 
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ein heftiger Gegner Rosenbergs. Hanfstängl galt laut Kahr „als der böse Geist 
Hitlers“, 

Hitler selbst nahm anfangs an den Besprechungen teil, blieb aber später 
weg; die Zusammenkünfte hörten schließlich Ende September 1923 auf®®. Die 
Sorgen und Ansichten dieses „Reformkreises“ fanden ihren Niederschlag in 
folgendem Brief Feders an Hitler vom 10. August 19239; 


„München-Murnau 10. 8.23. 

Lieber Herr Hitler! 

Irgendein Dichter hat das sehr ernste Wort ausgesprochen über einen gro- 
ßen und bedeutenden Mann, der sich aber ‚nicht beherrschen konnte, und so 
zerrann ihm sein Werk wie sein Leben‘. 

Ernste Sorge um unser Werk — die deutsche Freiheitsbewegung des Na- 
tionalsozialismus —, als dessen begeisterten Führer wir Sie alle neidlos an- 
erkennen, veranlaßt mich Ihnen in freimütiger Weise einiges zu sagen, was 
ich Ihnen teilweise schon mündlich gesagt habe. 

Sie wissen selbst, daß unsere Bewegung so gewaltig und rasch gewachsen 
ist, daß der Ausbau der inneren Organisation damit nicht Schritt gehalten hat. 
Sie selbst klagten mir gegenüber über den verderblichen Mangel an Raum für 
die Unterbringung der einzelnen Abteilungen, die eben notwendigerweise da 
sein müssen, wenn man auch nur entfernt daran denkt, einen todkranken 
Staat und Wirtschaft zu erneuern. Gewiß, die Raumfrage ist schwierig, aber 
doch leichter zu überwinden als die zweite Frage — die Personenfrage. Ein 
wirklich befähigter Kreis von Mitarbeitern an den kommenden Staatsauf- 
gaben ist schlechthin überhaupt noch nicht vorhanden. Wohl besitzen wir in 
Rosenberg eine erstklassige Kraft für unsere Zeitung. — Kapitänleutnant 
Hoffmann macht ebenfalls einen ganz hervorragenden Eindruck. Wenn ich 
sonst weiter keine Personen nenne, so soll dies keineswegs ein abfälliges Urteil 
über unsere weiteren Mitarbeiter sein, von denen ich die meisten sehr wohl 
für ihre Plätze geeignet halte, soweit ich es beurteilen kann. Eine andere Frage 
ist die, ob der bedeutende Aufgabenkreis unserer Bewegung nicht da und dort 
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einen Personenwechsel angezeigt erscheinen läßt. Dies liegt aber nicht an den 
Leuten, sondern an dem Aufgabenkreis, der eben die Eignung der einzelnen 
übersteigt. Ich denke da besonders an den braven Chr. Weber. 

Ganz allgemein ist ja wohl ein ziemlicher Niveauunterschied festzustellen 
zwischen Ihnen selbst, der Sie mit Ihren größeren Zwecken kongenial gewach- 
sen sind, und den Männern Ihres früheren nächsten Kreises. Sie empfinden 
das selbst, weshalb Sie sich gerne von Mr. Hanfstängl in die ‚Gesellschaft‘ ein- 
führen lassen. Ich möchte nun gleich vorwegnehmen, daß ich keineswegs — 
wie dies von vielen Seiten geschieht — in Hanfstängl eine ‚Gefahr‘ oder eine 
Kamarilla sehe, dazu schätze ich vielzusehr Hanfstängls hingebungsvolle Be- 
geisterung, seine Ehrlichkeit und Grundanständigkeit. Etwas anders ist, daß 
auch ich mich nicht des mangelnden Gefühls entschlagen kann, ob Sie selbst 
sich da etwas in der Richtung irren würden. Die ‚Gesellschaft‘ ist so ein Ding 
oder so ein Ungeheuer, das eigentlich mit Ihrer jetzigen Mission gar nichts zu 
tun hat. Sie haben keine gesellschaftlichen Verpflichtungen, sondern eine 
furchtbare Verantwortung gegenüber Staat und Volk. Gewiß können Sie da 
und dort ‚in Gesellschaft‘ einmal einen wertvollen Menschen finden — wahr- 
scheinlich ist dies allerdings im allgemeinen nicht. Ich gönne Ihnen auch in 
Ihrer aufreibenden Arbeit gerne Ausspannung in Künstlerkreisen und im 
Kreise schöner Frauen. Aber was jetzt vor allem nottut, ist die schleunigste 
Ausfüllung der Lücke zwischen Ihnen als Führer und all denen, die Ihnen nur 
folgen wollen in die deutsche Freiheit. 

Diese Lücke muß ausgefüllt werden durch den Ausbau der Organisation, 
an dessen Spitze ein sog. geistiger Generalstab stehen muß. Wie man diese 
Körperschaft nennt, ist ganz belanglos, jedenfalls paßt dieser Ausdruck vor- 
züglich, um das klar zu machen, was ich meine. 

Die Personenfrage ist freilich hier auch nicht leicht zu lösen, aber es gibt 
so viele vorzügliche Männer, die sich gerne Ihnen zur Verfügung stellen, sei 
es im Rahmen der Partei selbst, sei es außerhalb desselben, daß zum mindesten 
viele berufen werden können. 


Sie kennen die Herren, die mit mir zusammen den sog. Verfassungsent- 
wurf in vielen und eingehenden Beratungen verfaßt haben. Sie kennen die 
Herren, die den Aufruf der vaterländischen Kampfverbände mit mir eben- 
falls in eingehenden und langen Beratungen formuliert haben. Im Beobachter 
hat sich kürzlich ein ‚Ausschuß für Volksernährung‘ zum Wort gemeldet, und 
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in unseren ‚Führerbesprechungen‘ der auswärtigen Redner für Partei ist eben- 
falls ein Kreis von maßgebenden Parteimitgliedern zusammengeschlossen. 
Also es fehlt durchaus nicht an Willen und nicht an Leistungen — aber all das 
sind doch nur lose nebeneinander herlaufende Kreise, die gegenseitig vonein- 
ander wenig oder gar nichts wissen. 

Einen Hauptteil der Schuld daran trägt — und nun kommen Sie selbst 
an die Reihe —, daß man Sie selbst bei diesen Beratungen und Besprechun- 
gen nie sieht. Es ist wirklich nicht leicht für Ihre Mitarbeiter an diesen ver- 
schiedenen Aufgaben, dadurch ihre Arbeit nicht genügend gewürdigt zu sehen. 
Nicht etwa aus persönlichen Gesichtspunkten, sondern um der Sache willen, 
ist dies unbedingt ein großer Schaden. Erstens würde die Arbeit ja viel schnel- 
ler vor sich gehen und zweitens gerade durch Ihre Teilnahme — wenigstens 
an abschließenden Sitzungen — auch wirklich vollendet und in den Rahmen 
der Gesamtarbeit eingestellt werden können. Ich sagte Ihnen einmal, daß ich 
die Anarchie in Ihrer Zeiteinteilung wirklich für sehr mißlich für die ganze 
Bewegung halte. Sie müssen einfach Zeit haben für alle wichtigen Dinge, ge- 
rade das ist ja die Kunst eines großen Mannes, daß er Zeit hat für Jeden, und 
daß er mit seiner hervorragenden Menschenkenntnis sofort das Wichtige vom 
Unwichtigen zu scheiden weiß, und dadurch ungeheuer viel Zeit spart. (Mar- 
ginal Interpolation: Haben Sie nicht im ‚Hammer‘ den Aufsatz über Henry 
Ford gelesen?) Sie müssen stets zu erreichen sein, und wenn Sie nicht da sind, 
dann muß eine ganz ausgezeichnete Vertretung für Sie da sein. Ich denke da 
an eine Persönlichkeit wie Herr Kapitänleutnant Hoffmann, etwa so einen 
Generalstäbler wie Hauptmann Gobsch, oder den mir von diesem benannten 
Oberstleutnant Hasse, der strenge Disziplin und Zeiteinteilung hat, der auch 
Ihnen Ihren Tageszettel vorschreibt und Sie an alles erinnert und sorgt, daß 
Sie überall rechtzeitig hinkommen, der repräsentabel in jeder Beziehung ist, 
der die ‚Gesellschaft‘ auch in all ihren Nücken und Tücken kennt, der von Ih- 
nen fern hält, was unwichtig ist, und der mit den verschiedenen Abteilungen 
in dauernder Fühlung steht. 

Lieber Hitler! Ich bitte Sie inständigst, sorgen Sie dafür, daß diese organi- 
satorischen Mängel schleunigst verschwinden, dann aber nur dann werden 
auch die bösen Klagen und Verstimmungen verschwinden, die auch Ihre treue- 
sten Anhänger bekümmern. Sie dürfen nicht übersehen, daß wirklich starke 
Gärung herrscht, daß manche geringfügigen Vorkommnisse von der Fama 
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maßlos übertrieben und aufgebauscht in den immer unzufriedenen und unge- 
duldigen Massen teils Verzweiflung, teils Abkehr hervorrufen. 

Sie wissen ja doch selbst, wie schwankend die Masse ist und wie bös sie 
Männern mitspielt, die im Brennspiegel der Öffentlichkeit stehen, und zu 
Gerüchten Anlaß geben. Sie wissen aber ebensogut, daß eine Armee nicht 
marschieren kann, wenn kein Generalstab vorhanden ist, bei dem alle Fäden 
zusammenlaufen. 

Die Zeit der Condbttieri ist vorbei. Wir stehen vor einer riesenhaften Auf- 
gabe, daß einem schon der bloße Anblick und der Überblick über die feind- 
lichen Machtmittel und Hilfsmittel den Atem rauben könnte — wenn man 
nicht wüßte, daß die Macht des Feindes auf Lug und Trug aufgebaut ist, und 
daß alles, was gesund und vernünftig, alles was schöpferisch aufbauend ist, 
alles was kraftvoll und entschlossen ist — im Grunde ja in unserem Lager 
steht. 

Sehen Sie, ich habe jetzt in monatelanger Arbeit mein neues Buch vollen- 
det — ohne Sie — ich habe Sie oft genug eingeladen und gebeten zu einer 
Aussprache — Sie fanden keine Zeit — und Sie hätten sehr wohl einmal nach 
Murnau statt nach Berchtesgaden fahren können. Ein Buch, das den gesamten 
Staatsaufbau des kommenden nationalsozialistischen Staates zu schildern un- 
ternimmt, will von Ihnen gelesen sein. Ich habe das Manuskript Herrn Obregt 
Lauböck gelassen, der es gerne lesen möchte. Von Amann ging auch der Vor- 
schlag aus, daß Sie ein Vorwort zu dem Buch schreiben möchten, das nach sei- 
nem Erscheinen doch als maßgebende Veröffentlichung der Gesamtpartei gel- 
ten wird. Von unseren Rednern wird die Veröffentlichung schon sehr erwartet. 
Ich bitte Sie, das Manuskript durchzusehen und dann eine Besprechung anzu- 
setzen. Wenn Sie keine Zeit finden, hierher nach Murnau zu kommen, dann 
können wir auch abends in München in meiner Wohnung in der Sternwart- 
straße 20 zusammenkommen. Jedenfalls bitte ich um Nachricht unter Tel. 
256 88. Höre ich nichts, so gebe ich auf alle Fälle das Manuskript im Laufe 
der nächsten Woche in Druck. 


Noch eine Angelegenheit halte ich dringend der gemeinsamen Besprechung 
notwendig. Die Frage der Beteiligung oder Nichtbeteiligung an den Wahlen. 
Es hat dies mit unserer grundsätzlichen Stellungnahme zum Parlamentarismus 
nichts zu tun, es ist mehr eine taktische Frage, ob wir auf diesen hervorragen- 
den Resonanzboden verzichten sollen oder nicht. Stellen Sie sich vor, daß 
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Sie im Parlament täglich oder wann sich eben eine Gelegenheit gibt, diesen 
Leuten immer wieder unsere Verachtung ob ihrer parlamentarischen Unfähig- 
keit, der Verhältnisse Herr zu werden, aussprechen können, daß dies in der 
gesamten Presse des Landes zu lesen steht, denken Sie, welche peinlichen Fra- 
gen wir in den Parlamenten sowohl den Volksvertretungen als auch der Re- 
gierung immer wieder stellen können. Schließlich haben auch wir nicht das 
Recht, von unseren Parteigenossen Wahlenthaltung zu verlangen, und so wür- 
den wir natürlich nur die Geschäfte des Gegners bzw. des uns nahestehenden 
Rechtsblocks betreiben. Dies sind alles Fragen, über die wir uns mit Ihnen 
aussprechen wollen. Wenn wir Ihnen gerne die Ehre einräumen, der Erste zu 
sein, so doch nur der Erste unter sonst Gleichen und Freien, wie es alte beste 
germanische Sitte war. 

Wir vermissen bei Ihnen etwas das Bedürfnis nach einem engeren Kontakt 
mit Ihren Mitarbeitern und den Männern, die sonst in der gleichen Richtung 
arbeiten. Gerade den Menschen, die wirklich was zu sagen haben, und die 
ihren Wert kennen, liegt es nicht, sich öfters anzubieten oder gar sich aufzu- 
drängen, und wenn dies einer einmal im Namen vieler tut, so tut er dies nur um 
der Sache willen, denn mit solcher Arbeit ist weder Geld noch Ehre zu gewin- 
nen. Wir wollen alle im Geiste Friedrichs des Großen Diener des Staates sein, 
wir räumen Ihnen gerne die erste Stelle ein, aber für tyrannische Neigungen 
haben wir kein Verständnis. 

Glauben Sie mir, wir wollen Ihnen nur helfen im Dienste unseres Vol- 
kes, weil wir sehen, wie schwer dieser Kampf ist, wie sehr Sie sich selbst über- 
anstrengen. Sie müssen all die vielen Kleinigkeiten von sich halten und mehr 
für die wichtigeren Dinge Zeit finden. 


Mit herzlichem Heilgruß und in fester Zuversicht 
Ihr Gottfried Feder.“ 


Der Brief Feders enthielt die Grundprobleme der Hitlerbewegung, den 
Hinweis auf alle entscheidenden „wunden Punkte“. Es ist notwendig, deshalb 
auf sie näher einzugehen: 

Feder hob den Unterschied zwischen dem mit den wachsenden Aufgaben 
„kongenial* wachsenden Führer Hitler und dessen Mitarbeitern des „frühe- 
ren nächsten Kreises“ hervor. Hitler bemühte sich, durch Hanfstängls Ver- 
mittlung Anschluß an die „Gesellschaft“ zu finden, ein Begriff, dem Feder 
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mit Recht skeptisch gegenüberstand, ohne seines Skepsis näher zu begründen. 
Gemeint waren mit „Gesellschaft“ die Führungsschichten, wie sie im monar- 
chischen Staat Geltung gehabt hatten. Die Umschichtung im sozialen Gefüge 
durch die Revolution und die Inflation aber entmachtete weitgehend die bis- 
her herrschenden Schichten des Adels, des Offizierskorps, des Beamtentums, 
des gebildeten akademischen Mittelstandes zugunsten der „Neureichen“, der 
Parteien, der Gewerkschaften und ihrer Funktionäre. Hitler selbst kam aus 
kleinbürgerlichen Verhältnissen, seine mangelnde schulische und berufliche 
Bildung hatte ihn an den Rand der „Gesellschaft“ gedrängt, sein Leben in 
Wien und München vor dem Kriege sozial auf die unterste Stufe gedrückt. 
Der Krieg hatte ihm das entscheidende Erlebnis als Frontsoldat gegeben, ihn, 
das namenlose „Frontschwein“, den unbekannten Gefreiten, zum Sprecher 
der durch Revolution und Inflation Entmachteten und Entrechteten werden 
lassen. Er fand zu wenig Verständnis bei und keine Steuerung von den Ge- 
bildeten; so wurde er binnen weniger Jahre zum Abgott des radikalen Klein- 
bürgertums und von diesem zum nationalen Messias gestempelt. 

Feder forderte einen „geistigen Generalstab“, mit vollem Recht. Aber zu 
diesem Zeitpunkt war es schon zu spät, denn die Entwicklung hatte sich zeit- 
lich zu überstürzend seit 1919 vollzogen, so daß der „Mythos Hitler“ im Jahre 
1923 bereits ein unüberwindliches Hindernis für die Schaffung und das Ar- 
beiten eines „geistigen Generalstabs“ geworden war. 

Feder erwähnte dann einige Gruppen von Männern, die verschiedene 
Pläne ausgearbeitet hatten, so einen Verfassungsentwurf. Ein Verfassungs- 
entwurf stammte von dem an der Feldherrnhalle gefallenen Oberstlandesge- 
richtsrat von der Pfordten. Theodor von der Pfordten (1873—1923), Oberst- 
landesgerichtsrat in München, einer der bedeutendsten bayerischen Juristen 
seiner Zeit, Gründer und Leiter der „Zeitschrift für Rechtspflege in Bayern“, 
gehörte zu den frühen Anhängern der Hitlerbewegung. Er arbeitete im Som- 
mer 1923 einen Entwurf für eine neue Reichsverfassung aus, den man bei sei- 
nem Tod an der Feldherrnhalle in seiner Tasche fand®?. Zur Beratung des Ent- 
wurfes fanden in seinem Schriftleiterzimmer im Sommer 1923 einige Zusam- 
menkünfte mit ihm nahestehenden Persönlichkeiten statt. Dazu gehörten Frei- 
herr von Fürstenberg aus Westfalen, der in Niederbayern ein Gut hatte, Gott- 
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fried Feder, K. A. von Müller, Karl August Fischer vom bayerischen Kultus- 
ministerium und Adolf Hitler®®. K. A. von Müller war ein jüngerer Jugend- 
freund von der Pfordtens. Als Müller ihn bei einem Spaziergang fragte, was 
ihn, Pfordten, eigentlich zur Hitlerbewegung ziehe, antwortete er*: 

„Die leidenschaftliche, unbedingte Liebe zu dem gedemütigten Deutschtum 
— wo findest du sie denn sonst? Die Opferbereitschaft, der bewußte Einsatz 
bis zum letzten, die Einfachheit ihrer Grundgedanken? ..... Hier wird Glau- 
ben gefordert, in einer glaubensleeren Zeit. Hier wird Opfer und Hingabe ge- 
fordert, in einer Zeit des habsüchtigen Egoismus. Müssen wir uns nicht schä- 
men vor diesen einfachen Männern, die fertigbringen, was wir nicht zustande 
gebracht haben? Mitarbeiten mit allem, was wir vermögen, das ist unsere ver- 
dammte Pflicht! Die verfluchten Grenzen zwischen den sogenannten Gebil- 
deten und den sogenannten Ungebildeten von uns aus überwinden! Wie soll 
denn unsere Bildung lebendig bleiben, wenn die Grundlagen unseres Volks- 
tums und unserer Sittlichkeit abgetragen werden®°?“ 

Solchen Gedanken, so bemerkte Müller zu den Äußerungen Pfordtens, 
konnte man auch sonst bei Gebildeten begegnen. Als Beispiel führte er Karl 
Escherich, den Forstzoologen, an, der ebenfalls in der Frühzeit Mitglied der 
NSDAP war — später ging er andere Wege — und alle Versammlungen 
Hitlers mit dem ganzen Mitarbeiterstab seines Instituts besuchte®®. 

Auch der Aufruf der vaterländischen Verbände war als Gemeinschafts- 
arbeitentstanden. 

Der „Ausschuß für Volksernährung“ hing mit den Reformbestrebungen 
für eine bessere Volksernährung zusammen. Der führende Kopf auf diesem 
Gebiet war in München „Germanus Agricola“, ein Pseudonym, hinter dem 
sich ein Volkswirt namens Dr. Maier verbarg. Enger Mitarbeiter von ihm 
und begeisterter Anhänger seiner Ideen für eine Reform der Volksernährung 
war Max Sesselmann (1898— 1968). 


83 Müller, III, S. 152; MM K. A. Fischer, der die Ausführungen Müllers mir bestätigte. 
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Außerdem gab es „Führerbesprechungen“ „der auswärtigen Redner für 
die Partei“. 


Feder hob den entscheidenden Mangel dieser Gruppenarbeiten, die eine 
gute Voraussetzung für die Bildung des „geistigen Generalstabs“ gewesen wä- 
“ren, hervor: es fehlte der innere Zusammenhang dieser Gruppen, die neben- 
einander herliefen, der höheren Leitung und Führung entbehrten. Feder mach- 
te Hitler ganz offen den Vorwurf, daß er durch sein Fehlen bei dieser Grup- 
penarbeit „einen Hauptteil der Schuld“ daran trug, daß die Beratungen und 
Besprechungen im Sande verliefen. Hitler aber war von Natur aus für eine 
kollegiale Zusammenarbeit nicht geeignet; seine diktatorischen Neigungen 
waren durch seine politischen Erfahrungen seit 1919, durch die Rolle, die ihm 
in der Partei eingeräumt worden war (seit 1921) bereits so stark entwickelt, 
daß er für Mitarbeit im Kreise gleichgesinnter und gleichberechtigter Männer 
nicht mehr zu gewinnen war. 


Die „Anarchie“ in der Zeiteinteilung, die ihm Feder vorhielt, war Aus- 
druck der Bohemiennatur Hitlers, der mangelnden Selbstzucht eines künst- 
lerisch veranlagten Menschen, der regelmäßiges Arbeiten mit strenger Tages- 
einteilung nie gelernt hatte. Feders inständiges Bitten und Flehen, sich an 
eine streng geregelte Tageseinteilung zu halten — „das ist ja die Kunst eines 
großen Mannes, daß er Zeit hat für Jeden...“ —, ist ein erstaunliches Zeug- 
nis für die Abhängigkeit, in die er selbst innerlich schon von Hitler geraten 
war, ein Mann, der aus einer bedeutenden Gelehrtenfamilie stammte, selbst 
als Ingenieur einen Ruf genoß und welterfahren war. Sein dringender Wunsch, 
Hitler solle sein — Feders — Buchmanuskript „Der deutsche Staat auf natio- 
naler und sozialer Grundlage“ lesen, zeugt davon, daß er Hitler durchaus als 
Führer anerkannte. Hitler schrieb schließlich für Feders Buch ein Vorwort; ob 
er es gelesen hat, ist zweifelhaft. 


Dann redete Feder der Wahlbeteiligung und dem Eintritt in die Parla- 
mente das Wort, ein Weg, den Hitler nach der Katastrophe im Herbst 1923 
schließlich doch beschreiten mußte. 


Seine Schlußsätze sind ein prophetischer Appell an Hitler zur kollegialen 
Zusammenarbeit, zum Kampf gegen tyrannische Neigungen. In all dem, was 
Feder beanstandete, kritisierte, zu ändern wünschte an Hitler, war das We- 
sentliche der tödlichen Gefahren, die aus Hitlers Veranlagung, Neigung und 
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Entwicklung im Jahre 1923 zu erkennen waren, klar ausgedrückt — und das 
Unabänderliche! 

„Wenn wir Ihnen gerne die Ehre einräumen, der Erste zu sein, so doch 
nur der Erste unter sonst Gleichen und Freien, wie es beste alte germanische 
Sitte war... Wir alle wollen im Geiste Friedrichs des Großen Diener des 
Staates sein, wir räumen Ihnen gerne die erste Stelle ein, aber für tyrannische 
Neigungen haben wir kein Verständnis...“ 

Der Appell Feders an Hitler verhallte ins Leere, die Zusammenkünfte des 
„Reformkreises“ hörten, wie schon erwähnt, Ende September auf, weil Hitler 
konsequent fernblieb. Es siegte die militärische Richtung einerseits, die Rich- 
tung Amann-Esser andererseits, wie das Blatt der BVP feststellte”. 

Die Lücke zwischen Hitler „als Führer und all denen“, die ihm nur folgen 
wollten „in die deutsche Freiheit“, blieb unausgefüllt. 

Feders Ruf nach einer Reformation an „Haupt und Gliedern“ war nicht 
die einzige, vielleicht aber die gewichtigste Stimme positiver Kritik aus den 
Reihen maßgeblicher Anhänger Hitlers®®. 

Am 30. Juli 1923, also wenige Tage vor Feders Brief, hatte Graf Treuberg 
in einem an Hitler gerichteten Brief heftige Kritik an Esser und an Hanfstängl 
geübt. Letzteren bezeichnete Graf Treuberg als „Hanswurst“ wegen seiner 
amerikanischen Allüren. Hanfstängl würde in der Öffentlichkeit als Hitlers 
„Kabinettschef“ bezeichnet. Graf Treuberg forderte, daß Abteilungen für 
Verwaltung, Justiz, Wirtschaft, militärische Angelegenheiten im Parteiapparat 
mit geeigneten Persönlichkeiten geschaffen werden sollten. Ferner schrieb er, 


87 „Bayerischer Kurier“, Nr. 299 v. 29. 10. 1924, Artikel „Aus der völkischen Bewegung“. 
Dort wird auch ein Zitat aus einem Brief Feders vom August 1923 an Hitler gebracht: 
„Mit wachsender Sorge sehen wir diesen unhaltbaren Zuständen zu. Wir verkennen nicht, 
daß es dem Führer, dessen ganze Kraft in der Bewegung aufgeht, und der als künst- 
lerische Natur nicht mit kleinlichem Maßstab gemessen werden darf, vergönnt sein muß, 
im Kreise schöner Frauen Erholung zu finden, um neuen geistigen Auftrieb zu schöpfen, 
aber wir sehen mit berechtigter Sorge, daß der Führer, dem wir als Gleichberechtigte, 
nicht Untergebene, freudig dienen, in einen Kreis von Menschen hineingeraten ist, der 
alles andere denn fördernd und günstig für die Bewegung bezeichnet werden kann...“ 
Leider gibt das Blatt kein genaues Datum dieses zitierten Briefes an, so daß man ver- 
muten kann, daß das Zitat ein selbständiges Erzeugnis der Schriftleitung ist, die von dem 
oben angeführten Brief Feders vom 10. August 1923 inhaltlich Kenntnis hattz. 

88 Gottfried Feder war in der Frühzeit zweifelsohne der bedeutendste Kopf, den die Hitler- 
bewegung hatte. — Im Jahre 1923 verfaßte er auch eine Denkschrift, „Grundsätzliches 
zur deutschen Frage“. 
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er habe das Gefühl, daß sich um Hitler eine „wilhelminische Hofkamarilla“ 
gebildet habe®®. 

Fürst Wrede hatte schon im Frühsommer (30. 6.) an Hitler geschrieben 
und in manchen Punkten Feders Kritik vorweggenommen. Gleichzeitig kün- 
digte er mit diesem Brief einen Besuch bei Hitler an und sprach die Hoffnung 
aus, daß Hitler sich zu einem ausführlichen Gespräch auch Zeit nehmen wer- 
de". Zweck seines angekündigten Besuches war offensichtlich, Hitler seine 
Kritik an den Zuständen in der Partei vorzutragen und Verbesserungsvor- 
schläge zu machen. 

Friedrich Plümer, seit 1923 Parteimitglied und 1924 Gründer und Leiter 
der völkischen Rednerschule in Solln unter Ludendorffs Protektorat, übte in 
seiner 1925 erschienenen Broschüre eine mit den Beanstandungen Feders, des 
Grafen Treuberg und des Fürsten Wrede übereinstimmende Kritik. „Es 
herrschten organisatorisch unmögliche Zustände?!.“ Das Kassenwesen der 
Partei hatte Hitler einem aus Linz stammenden Museumsdiener anvertraut. 
Plümer nahm auch gegen Hanfstängl Stellung: er benütze seinen Einfluß, „um 
zu allem Überfluß noch den ganzen Betrieb zu veramerikanisieren“®?, „So 
wurde Hitler aus einem schlichten Volksführer zu einem Abgott, aus einem 
Apostel zu einem selbstherrlichen Diktator®®.“ „... der Erfolg, die Masse, 
begann ihm den Blick zu trüben. Zu der Unterschätzung der BVP nach außen 
trat in logischer Kongruenz eine Laxheit in der Auffassung organisatorischer 
Fragen nach innen ein. Das Wichtigste, was ihm fehlte und er sich nicht schuf, 
war ein zusammengeschworener Stab gereifter, fachkundiger, stiller Mitar- 
beiter auf den verschiedensten Gebieten staatspolitischen und wirtschaftlichen 
Lebens neben den unentbehrlichen militärischen Beratern und den bloßen 
Parteiagitatoren®*.“ 

Während die genannten Freunde und Gönner Hitlers sich um eine Reform 
an Haupt und Gliedern bemühten, lief Hitlers Propagandamaschine mit voller 
Kraft weiter, spie der Vulkan Hitler ohne Unterlaß sein verzehrendes Feuer 
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gegen den Weimarer Staat aus. Im gleichen Monat, in dem Gottfried Feder 
seinen Mahnbrief an Hitler richtete, hielt dieser im Zirkus Krone eine Rede 
gegen die gestürzte Regierung Cuno®. 

Am 5. September sprach er über das Thema: „Deutscher Leidensweg von 
Wirth bis Hilfferding“ und erklärte dabei u. a.: „Nicht für eine Wahl sind 
wir gegründet worden, sondern um als letzte Hilfe in der größten Not einzu- 
springen, wenn dieses Volk angstvoll und verzweifelt das rote Ungeheuer 
herankommen sieht. Die Aufgabe unserer Bewegung liegt damit heute nicht 
darin, uns vorzubereiten für eine kommende Wahl, sondern vorzubereiten für 
den kommenden Zusammenbruch des Reiches, auf daß, wenn der alte Stamm 
fällt, die junge Tanne schon dasteht. Wir wollen Träger werden der Diktatur 
der nationalen Vernunft, der nationalen Energie, der nationalen Brutalität 
und Entschlossenheit. Es gibt nur zwei Möglichkeiten: Entweder marschiert 
Berlin und endet in München, oder München marschiert und endet in Ber- 
lin! An uns Bayern liegt es heute, zur Wiedergenesungszelle zu werden des 
anderen Reiches®...“ 

Eine Woche später behandelte er das Thema: „Der Zusammenbruch der 
Novemberrepublik und die Mission unserer Bewegung.“ Der Zirkus Krone 
mußte wegen Überfüllung polizeilich gesperrt werden; etwa 10 000 Zuhörer 
füllten in drangvoller Ende das weite Rund. „Durch die Mitwirkung zweier 
Musikkapellen gestaltete sich diese Versammlung besonders eindrucksvoll. 
Brausender Jubel erscholl, als unter dem Voranmarsch der Fahnenkompanie 
Adolf Hitler erschien und durch das Spalier, das unsere SA-Abteilungen ge- 
bildet hatten, zur Rednertribüne schritt. Symbolisch war damit angedeutet, 
daß der Zeiger der Weltenuhr der Stunde bereits zueilt, in der die Zeit reif 
sein wird zur errettenden, erlösenden Tat?”.“ So war die Stimmung in der 
Versammlung bereits vorbereitet bei Hitlers Erscheinen. Dieser führte u. a. 
aus: 

„Die Novemberrevolution beruht fast einzig und allein auf der Absicht, 
den nationalen Widerstand zu schwächen, die Nation wehrlos zu machen ... 
Und das Kind dieser Revolution, die Republik .... ist gegründet worden, um 
eine Melkkuh zu werden für die Begründer selber. Sie sollte nicht ein Staat 
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für das deutsche Volk werden, sondern möglichst eine Kolonie für das ganze 
parlamentarische Gesindel ..... Was diese Revolution am schärfsten charak- 
terisiert, ist die Tatsache, daß sie im großen und ganzen ein einziger Diebstahl 
war... Wer sind eigentlich die Führer dieser neuen Republik? Trübe Existen- 
zen, Beamte der marzistischen Bewegung. Wen nimmt die marxistische Be- 
wegung zu Beamten? Entweder Strohköpfe oder Lumpen. Es gibt zwei Dinge, 
die die Menschen zu einer Gemeinschaft zusammenzuschließen geeignet sind. 
Das eine ist Idealismus, das zweite gemeinsame Lumperei. Die marxistische 
Lehre als eine Lehre des vollendeten Menschenbetrugs kann nur aufgebaut sein 
auf der letzten Grundlage. Sie kennt nicht den Idealismus, den kennen nur 
die Massen. Die marxistischen Organisationen kennen nur die gemeinsame 
Lumperei ... Die Novemberrepublik geht zu Ende... Die Pazifistenrepublik 
wird versinken... Wir wissen, daß das Schicksal uns mit Recht zerschlägt, 
wenn nicht die Kraft aus uns herauswächst, dem Widerstand entgegenzusetzen, 
und das ist die Mission unserer Bewegung, in einer Zeit, in der alles zusam- 
menbricht. Entweder internationale Weltdespotien oder ein deutsches natio- 
nales Reich... ein neues Deutschland wird geschmiedet werden von solchen, 
die nicht bürgerlich, die nicht proletarisch, sondern nur deutsch sein wollen. 
So sind wir eine Bewegung, die den Überschwang nationalistischer Gefühle 
in sich trägt, eine Bewegung, die noch jugendfrisch ist, die nicht objektiv ur- 
teilt, sondern subjektiv nur eines kennt: Deutschland, das Vaterland! .... Der 
Sieg muß unser sein! Wir haben nur einen Wunsch, wir wollen den Herrgott 
aber nicht bitten, daß er uns helfe, sondern nur um eines: Hilf unserem 
Feinde nicht! Und dann wollen wir Deutschland retten.“ Mit diesen pathe- 
tischen Sätzen schloß Hitler seine Rede. „Tief ergriffen“, so schilderte der VB 
die Stimmung, „stimmte die tausendköpfige Menge das Deutschlandlied an?®.“ 

In diesen Reden Hitlers, in dem zum Strom anschwellenden Massenzulauf 
zu seiner Bewegung spiegelte sich die Lage Deutschlands im Sommer und 
Herbst 1923 wider, gekennzeichnet durch den Zusammenbruch der Währung 
und den Zusammenbruch des passiven Ruhrwiderstands. In der Hitlerbewe- 
gung war der „Überschwang nationalistischer Gefühle“ organisiert, wie Hitler 
selbst sagte, „eine Bewegung .. . die nicht objektiv urteilt, sondern subjektiv 
nur eines kennt: Deutschland, das Vaterland“®. Aber dieser Überschwang 
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machte blind für die harten Tatsachen der großen Politik und mußte eines Ta- 
ges in den Abgrund führen. Diese Art von Nationalismus war der Altersbrand 
Europas, der alle Nationen ergriffen hatte und sie sich gegenseitig zerfleischen 
ließ zum Nutzen und Vorteil Rußlands und Amerikas. 

Der Sturz der Mark ins Bodenlose, vor allem durch die Ruhrbesetzung 
und den passiven Widerstand vorangetrieben, trieb das Volk in eine nie ge- 
kannte Massenverelendung hinein, die wachsende Verzweiflung breitester 
Volksschichten verlieh der radikalen Agitation geradezu Flügel und verschaff- 
te ihr märchenhafte Erfolge, auf der äußersten Linken wie auf der äußersten 
Rechten. Die Tätigkeit der NSDAP, die sich außerhalb Münchens im wesent- 
lichen auf Ober- und Niederbayern sowie auf Franken beschränkte, nahm 
in den Halbmonatsberichten der bayerischen Regierungspräsidenten im Som- 
mer 1923 einen zunehmend breiten Raum ein. Für die bayerische Innenpolitik 
war das rasende Anwachsen der NSDAP die größte Sorge geworden!®, 

Hitlers Sprachrohr kommentierte den Sturz der Mark in den Abgrund 
mit seiner Sprache: „Der Dollar 350 Millionen Sowjetmark und 300 Millionen 
Sowjetrubel“; mit dieser Schlagzeile berichtete der VB im September über 
die Auflösung der deutschen Währung!"!. 

Das Chaos im Geldwesen veranlaßte die Herausgeber des VB zu folgenden 
Bestimmungen: 

„Bei Einsendung von Bargeld bitten wir zu beachten, daß wir von nicht- 
bayerischen Noten- und Staatsbanken ausgegebene Scheine sowie auswärtiges 
Städtenotgeld und Gutscheine auswärtiger Reichsbahn- und Oberpostdirek- 
tionen nicht in Zahlung nehmen können!“ 

Für das atemberaubende Tempo des Währungszerfalls seien als Beispiel 
die Preise für den „Völkischen Beobachter“ in den Monaten August bis No- 
vember angeführt: 


99 Ebda. — S.a. Hitlers Unterredung mit einem US-Journalisten, erwähnt im „Vorwärts“, 
Morgenausgabe, Nr. 387 v. 21. 8. 1923, S. 2, Artikel „Schmussolini*: „Die Maßnahmen 
einer aufbauenden deutschen Regierung müssen und werden herbe sein ... Es kann nicht 
unsere Aufgabe sein, heute schon zu sagen, welche Maßnahmen innenpolitischer und 
außenpolitischer Natur diese Regierung durchführen will und durchführen kann. Unsere 
Aufgabe ist, das Instrument zu schaffen, auf das gestützt eine nationale Regierung die 
Arbeit des nationalen Wiederaufbaus zu beginnen vermag.“ Dazu bemerkte der „Vor- 
wärts“: „Wir fürchten, Herrn Hitler wird es ähnlich gehen wie Herrn Kapp ...“ 

100 BA, Nachlaß Hitler 3. 

101 VB, Nr. 192 v. 19. 9. 1923, S. 1. 

102 VB, Nr. 198 v. 26.9. 1923, S. 4. 
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Preis für Einzelnummer als Tageszeitung: 


29. August 1923 60000M auswärts: 80000 M 
25. September 2000000 M 2500000M 
31. Oktober 1500 000000 M 2000000000 M 

9. November 5 000 000000 M 6 000 000 000 M 


(Datum der letzten Nummer vor dem Verbot) 


Obwohl Hitler die Organisation immer vernachlässigt hatte, im Grunde 
aus einer Mißachtung bürokratischer und routinemäßiger Kleinarbeit, die 
seiner Künstlernatur entsprang, wuchs der Parteiapparat zwangsläufig mit 
dem Massenzustrom an. Die Neuanmeldungen zur Partei und vor allem zur 
SA — alle SA-Mitglieder mußten der Partei beitreten — nahmen seit der 
Jahreswende 1922/23 so sprunghaft zu, daß die Parteigeschäftsstelle mit ih- 
ren drei kleinen Räumen die bürokratische Arbeit nicht mehr bewältigen 
konnte. Freiwillige Helfer und Helferinnen nahmen die Karteikarten zum 
Ausfüllen mit nach Hause!®, 

Die Militarisierung und die damit verbundene Aufblähung des militä- 
rischen Apparates zeigte sich auch in der ständigen Neugründung von militä- 
rischen Spezialabteilungen. So wurden im Mai eine Kampfgruppe deutsch- 
völkischer Flieger und Kraftfahrer aufgestellt sowie ein Spielmannszug der 
SA mit eigener Marschmusik!%. Die SA-Regimenter hatten auch eigene Sa- 
nitätsabteilungen!®; ferner bestand eine eigene Nachrichtenabteilung!®%, Für 
die Propaganda war die schon längere Zeit bestehende Transportabteilung 
der NSDAP am wichtigsten; ihre Anfänge reichten in das Jahr 1921 zurück. 
Darüber sagte Christian Weber, der Gründer und Führer dieser Abteilung, 
aus: 

„Ich habe anfänglich für auswärtige Versammlungszwecke einige Last- 
kraftwagen von der uns wegen ihrer gleichfalls nationalen Gesinnung befreun- 
deten Firma Faber gemietet. Dieser wurde kein Tarif bezahlt, sondern es 
wurde lediglich der Betriebsstoff entschädigt. Die Firma hatte glaublich vom 
Standpunkt der Versicherung aus einige ihrer Lastkraftwagen zum Zwecke 


103 MM-en. 

104 Franz-Willing, S. 62 f. 

105 VB, Nr. 51 v. 1.5. 1923; Nr. 87 v. 8. 5. 1923, 

106 „Fernsprecher-Funker! Seid ihr schon in der Nachrichtenabteilung der N.S.D.A.P.? Alle 
technisch vorgebildeten Leute werden im Nachrichtenwesen ausgebildet... .“, VB, Nr. 227 
2.11.1923, 8:5, 
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von Personentransporten angemeldet. Als im Herbst 1922 diese Firma daran- 
gehen mußte, Lastkraftwagen zu verkaufen, habe ich im Benehmen mit Hitler 
zwei solche für die Partei gekauft. Die Summe der Auszahlung wurde mir 
damals leihweise von Dietrich Eckart gegeben .... Im Herbst 1923 wurde uns 
von dem Verleger Müller an der Schellingstr., in dessen Druckerei der Völki- 
sche Beobachter hergestellt wurde, ein großer roter Personenwagen überlassen, 
und zwar speziell für Herrn Hitler. Der Vater des Gedankens der Schaffung 
einer eigenen Verkehrsabteilung innerhalb der Partei war ich. Im August/ 
September 1923 gründete ich neben der Transportabteilung eine Autostaffel, 
die sich aus freiwilligen Mitgliedern rekrutierte. Die Mitgliederzahl der Ver- 
kehrsabteilung war etwa fünfzig. In dieser Abteilung waren Lastkraft-, Per- 
sonenwagen und Krafträder miteinbegriffen. Die Autostaffel war auf Grund 
bereits erfolgter Durchbesprechung vom Reichswehrgruppenkommando dazu 
bestimmt, im Mobilmachungsfall verwendet zu werden. Die Listen der Last- 
wagen mit Massivbereifung usw. sind mir bekannt und meines Erachtens vom 
Reichswehrgruppenkommando für den Fall der Mobilmachung erstellt wor- 
den. In der Zeppelingarage war für unsere Zwecke ein für sich abgeschlosse- 
ner Raum gemietet, wo unsere Fahrzeuge hinterstellt waren!”.“ 


Der „Stoßtrupp Hitler“ warb eifrig Mitglieder; im VB erschienen immer 
wieder Aufrufe zum Beitritt. Der Text einer solchen Werbung lautete!%: 

„Frontsoldaten! Kameraden, die ihr mit uns über vier Jahre lang Schulter 
an Schulter gegen übermächtige Feinde siegreich gekämpft habt, durch den 
Verrat der Novemberverbrecher aber um den Sieg unserer Waffen gebracht 
wurdet, tretet ein in unsere Reihen zur Pflege alter Kameradschaft. Was wir 
von Euch erwarten, ist grenzenlose Liebe zu unserem unterjochten Vaterlande, 
deshalb grenzenloser Haß gegenüber unseren Feinden im innern und außen. 
Was wir von Euch fordern, ist freiwillige Unterordnung unter die Führung 
und Eintreten für unsere Ziele und unsere Bewegung selbst unter Einsatz des 
Lebens. Was wir Euch bieten, ist die Hoffnung auf ein freies Leben in einem 
freien Großdeutschland nach Erledigung unserer Ziele für Euch und Euere 
Kinder. Anmeldungen täglich von 10—12 Uhr vormittags und 4—6 Uhr 


107 Aussage Chr. Weber am 10.1. 1924. Hitler und Kahr, II, S. 107. 
108 VB, Nr. 187 v. 13.9. 1923, $.5; Nr. 196 v. 23./24. 9. 1923, $. 4. 
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nachmittags Schellingstr. 39/I, bei der Sturmabteilung der N.S.D.A.P. Mili- 
tärpapiere und Ausweise sind mitzubringen. Stoßtrupp Hitler.“ 
Dieser Aufruf wurde im VB in den Herbstmonaten 1923 mehrfach wie- 
derholt, manchmal mit abgeändertem Text!®. 
Für die Ausrüstung seiner Leute wandte sich der Stoßtrupp im VB an die 
Spendefreudigkeit der Anhänger: 


„Parteigenossen! Freunde unserer völkischen großdeutschen Bewegung! 
Wir benötigen dringend zum Einkleiden unserer Leute gegen angemessene Be- 
zahlung Uniformstücke wie Hosen, Feldblusen, Mäntel usw. Der Stoßtrupp 
Hitler!!0,“ 


Das Parteiorgan brachte mit dem fortschreitenden Jahr 1923, besonders 
ab September, immer häufiger Werbeaufrufe zum Eintritt in die militärischen 
Organisationen und ihre Spezialabteilungen!!!, die Militarisierung der Partei 
spiegelte sich darin ebenso wider wie die verzweifelte Hoffnung auf eine ge- 
waltsame Lösung aller Probleme durch Ludendorff und Hitler. Inhalt, Ton 
und Häufigkeit dieser Aufrufe lassen auch wie ein Fieberthermometer das 
Steigen der politischen Erhitzung ablesen. Alle Schichten, alle Stände, alle Be- 
rufe, alle Offiziere und Studenten wurden „aufgerufen“: Arbeiter, Bürger, 
„Turner und Sportler“, „Bergsteiger und Skiläufer“!!?, „Deutsche Reiter“!13, 
„Deutsche Lehrende an allen Schulen“!!#, „Kapitulanten“!!5, „Motorradfah- 
rer und Automobilisten“!16 usw. wurden zum Eintritt in die SA aufgefordert. 
Roßbachs Entlassung aus dem Leipziger Gefängnis im Oktober 1923 bot 
Anlaß zu einer großaufgezogenen Feier, mit Roßbach selbst, Göring und 
Hitler als Rednern. Zu der Wiedersehensfeier wurden alle Angehörigen des 
Kampfbundes eingeladen. Nach den Ansprachen der genannten Redner wa- 
ren als „vaterländische Darbietungen“ angekündigt u. a. ein Film vom Deut- 
schen Tag in Nürnberg, ein Schlageterfilm und musikalische Darbietungen der 


109 So brachte der VB Nr. 202 v. 30. 9. 1923 einen Aufruf des „Stoßtrupp Hitler“. 
110 VB, Nr. 204 v. 2.10. 1923, S. 4. 

111 VB, Nr. 195 v. 22. 9. 1923, S. 5, und Nr. 206 v. 4.10. 1923, S. 4 u. 6. 

112 VB, Nr.497 v.25.9. 1923, S.5. 

113 VB, Nr. 198 v. 26. 9. 1923, S. 5. 

114 VB, Nr. 208 v. 16. 10. 1923, $. 5. 

115 VB, ebda. 

116 VB, Nr. 199 v. 27.9. 1923, S. 4. 
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Prozeß der Franzosen gegen Fritz Thyssen und fünf Direktoren des Ruhrgebietes in Mainz, 
im Februar 1923 


Ausgewiesene deutsche Eisenbahnbeamte aus Krefeld durch die Franzosen 
auf dem Marsch ins unbesetzte Gebiet 


Hodhinflation: 


Die Betriebe 

holten in Säcken 
und Waschkörben 
von der Reichsbank 
und von 
Privatbanken 


die Lohngelder ab 


In den letzten 
Wochen gab die 
Reichsdruckerei 
Banknoten über 
eine Billion Mark 
aus 


General von Seeckt Reichspräsident Ebert 


Reichsfinanzminister Luther Reichsbankpräsident Hjalmar Schacht 


ur 


Gottfried Feder Kronprinz Rupprecht von Bayern 


l 


Ludendorff, Dr. Friedrich Weber und Göring bei einer Zusammenkunft in Tegernsee 
im Jahre 1923 


Einweihung des Ehrenmals „Oberland“ in Schliersee im September 1923 
in Anwesenheit von General Ludendorff 


" 


Kapelle des SA-Regiments München. Veranstalter der Feier war die „Abtei- 
lung Roßbach“ München der SA der NSDAP!", 

Die Notwendigkeit eines sorgfältigen Auf- und Ausbaues der Parteiorga- 
nisation wurde unter dem wachsenden Druck des Massenstroms von neuen 
Mitgliedern im Jahre 1923 in der Münchner Parteizentrale klar erkannt!!$, 
Über dieses Thema brachte „Der Nationalsozialist“ — die Beilage zum „Völ- 
kischen Beobachter“ seit 1. September — einen langen Artikel unter dem be- 
zeichnenden Titel: „Strohfeuer oder Organisation“!!19, „Vielfach waren unsere 
Gegner und aber auch Anhänger der Bewegung in der letzten Zeit der An- 
schauung“, so begann der Artikel, „daß in der Entwicklung der nationalsozia- 
listischen Partei nunmehr ein Stillstand eingetreten sei, was sich auch dadurch 
nach außen dokumentierte, daß in München viel weniger große öffentliche Ver- 
sammlungen abgehalten worden sind als früher. Zur Beruhigung der einen 
und zum Ärger der anderen möchten wir darauf hinweisen: Auch wir Natio- 
nalsozialisten, die man uns bisher als ‚politische Kinder“ bezeichnet hat, deren 
stürmische Bewegung sich in absehbarer Zeit ‚schon wegen des Mangels an 
Organisationskraft‘ im ‚Sande verlaufen‘ werde, haben erkannt, daß es nicht 
allein genügt, in großen Versammlungen die breiten Schichten der Bevölke- 
rung innerlich für den nationalsozialistischen Gedanken zu gewinnen, son- 
dern daß es für den Bestand der Bewegung und für ihr sieghaftes Fortschreiten 
dringend notwendig ist, die gewonnenen Freunde und Anhänger straff in 
einer Organisation zusammenzufassen, die erst die Gewähr für die notwen- 
dige Stoßkraft der Bewegung bei politischen Aktionen gibt. 

Es war deshalb notwendig, die Bewegung zu gliedern, und zwar in zwei 
Gruppen: Agitationsgebiete und Verwaltung. Als Agitationsgebiete wurden 
zunächst Bayern und Württemberg bestimmt, da das Verbot der Partei in den 
übrigen deutschen Ländern eine offene Arbeit dort unmöglich macht. Würt- 
temberg wird in Hinkunft einen eigenen Landesvorsitzenden, dem ein Lan- 
desausschuß sowie ein Delegierter der Parteileitung München zur Seite steht, 
besitzen, der für alle verwaltungstechnischen Maßnahmen und für die ge- 


117 VB, Nr. 211 v. 18. 10. 1923, S. 5. — Bericht über die Feier in VB, Nr. 213 v. 21./22. 10. 
1923, 5. 2. 

118 Franz-Willing, S. 258; s. a. Dietrich ©. Orlow, The organizational history and structure 
of the NSDAP 1919—1923, in: „The Journal of Modern History“. vol. 37, 1965, 
p-p- 208—226. 

119 VB, Nr. 177 v. 1.9. 1923, Beilage „Der Nationalsozialist“, Nr. 1. 
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samte Propaganda dem Führer der Gesamtbewegung gegenüber verantwort- 
lich ist. 

Bayern wird zunächst in drei Propagandagebiete zerlegt: Oberbayern 
und Schwaben (München), Oberpfalz, Mittelfranken und Unterfranken (Ge- 
schäftsstelle Nürnberg), Oberfranken (Geschäftsstelle Hof). Von den drei Ge- 
schäftsstellen aus wird in Zukunft die Propagandatätigkeit durchgeführt wer- 
den. An dem Sitz jeder Geschäftsstelle befindet sich außerdem je ein Organ 
der Bewegung, das besonders zur Aufklärung derjenigen Kreise der Bevöl- 
kerung dient, die aus irgendeinem Grunde nicht Leser des ‚Völkischen Beob- 
obachters‘ sind.“ 

Im zweiten Teil des Artikels wurden dann die Erfolge vor allem in Fran- 
ken, im Allgäu und in Württemberg hervorgehoben. Der Artikel schloß mit 
den Worten: „So geht der Nationalsozialismus nicht nur mit Riesenschritten 
vorwärts, er bearbeitet auch das gewonnene Gelände und sorgt dafür, daß 
die Freiheitsbewegung des deutschen Volkes nicht nur ein aufflackerndes Stroh- 
feuer bleibt, sondern eine in sich selbst gefestigte, von unbändigem Vertrauen 
auf den Sieg getragene Willenskundgebung zum großen, sozialen Alldeutsch- 
land ist.“ 

Der monatliche Mitgliedsbeitrag wurde im August 1923 auf mindestens 
200000 Papiermark für Minderbemittelte festgesetzt. „Pflicht eines jeden 
Mitglieds ist es daher, die finanziellen Verpflichtungen der Partei gegenüber 
seinem Einkommen entsprechend freiwillig anzupassen, denn Nationalso- 
zialist kann nur sein, wer bereit ist, Opfer zu bringen!?0,“ 

Über die Opferfreudigkeit der Parteimitglieder berichtete „Der National- 
sozialist“ am 23./24. September triumphierend: „Während bekanntlich das 
Kreissekretariat der nicht bayerischen Volkspartei in Augsburg wegen der 
Opferfreudigkeit der Mitglieder, wie der ehemalige Kreissekretär zugab, ein- 
gestellt werden mußte, sind wir dank der Opferfreudigkeit unserer Partei- 
genossen, die wissen, was sie wollen, in der Lage, die Geschäftsstelle der Orts- 
gruppe Augsburg zu einer Kreisgeschäftsstelle Schwaben auszubauen. In 
Schwaben geht die Bewegung zur Zeit ungeheuer vorwärts. Außer der Augs- 
burger ‚Sturmglocke‘ besitzt die Partei in Schwaben nunmehr noch zwei neue 
Zeitungen, die ‚Völkische Notzeitung‘ in Günzburg sowie die ‚Schwäbische 


120 VB, Nr. 174 v. 29. 8. 1923, S. 4: Bekanntmachung des Finanzausschusses der Partei- 
leitung, gez. Singer. 
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Volksstimme‘ in Neuburg a. D. Dies dem p. t. gegnerischen Publikum zur gefl. 
Kenntnisnahme als Beweis für die ‚steigende Bedeutungslosigkeit der Hitler- 
bewegung in Bayern‘121,“ 

Eine wichtige organisatorische Neuerung war die Einführung von Mit- 
gliedsbüchern an Stelle von Mitgliedskarten. Der Umtausch der Mitglieds- 
karten gegen Mitgliedsbücher begann im September 1923. „Um die hohen 
Anschaffungskosten zu decken“, so verständigte der Finanzausschuß die Par- 
teimitglieder, „sind wir leider nicht in der Lage, die Bücher kostenlos abzu- 
geben, und stellt sich der Preis auf 10 Goldpfennige, zur Zeit Schlüsselzahl 
drei Millionen, ist rund 300000 M. Wir ersuchen alle Mitglieder, Sektions- 
und Ortsgruppenleiter, den Betrag im voraus einsenden zu wollen, um dop- 
pelte Portokosten und Schreibarbeiten zu vermeiden. Für den Finanzaus- 
schuß: J. Singer!2.“ 

Besondere Aufmerksamkeit widmete die Parteileitung, wie schon hervor- 
gehoben, der Gewinnung der Jugend, vor allem auch der Studenten. Ende 
Oktober konnte der VB über die Gründung einer Studentengruppe in Erlan- 
gen berichten!23, 

Ebenso wurde viel Aufmerksamkeit den Erwerbslosen geschenkt. Der 
Zuwachs im Jahre 1923 kam vielfach aus den Reihen beschäftigungsloser Ju- 
gendlicher. Neben umstürzlerischer Gesinnung trieb die Hoffnung auf unmit- 
telbare Hilfe durch die Parteiorganisationen die jungen Arbeitslosen in die 
Arme Hitlers. Angesichts der geheimen Mobilmachungsvorbereitungen, die 
weitgehend nur noch dem Namen nach geheim waren, winkte die Aussicht, 
Bekleidung (Uniform), regelmäßige Verpflegung, Unterkunft und auch ent- 
sprechende Beschäftigung zu erhalten. Das Oberkommando der SA antwor- 
tete am 30. August 1923 auf ein Gesuch eines österreichischen Nationalsozia- 
listen vom 11. August 1923 um Einstellung in die Münchner SA folgendes: 

„Eine Einstellung in die hiesige Truppe, so wie Sie es sich denken, kommt 
nicht in Frage. Die $.A. besteht aus Leuten, die ihre freie Zeit der Bewegung 
in der S.A. zur Verfügung stellen, im übrigen aber alle im Berufsleben stehen. 
Von einer Truppe, ähnlich des Selbstschutzes O.S. ist hier nicht die Rede. Da 


121 Nr. 196 v. 23./24. 9. 1923, Beilage „Der Nationalsozialist“, Nr. 4. 
122 VB, Nr. 189 v. 15.9. 1923, S. 5. 
123 VB, Nr. 225 v. 4. 11. 1923, Beilage „Der Nationalsozialist“, Nr. 9. 
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Sie in Deutschland keine Arbeit finden, müssen Sie sich schon, wenn Sie der 
Bewegung dienen wollen, einer örtlichen, österreichischen S.A. anschließen!?4.“ 

Die Parteizentrale sammelte Spenden für die Arbeitslosen und verteilte 
sie; ein eigener Erwerbslosenausschuß der NSDAP wurde gegründet!25, Für 
das enorme Wachstum der Parteimitgliedschaft im Jahre 1923 war folgender 
Aufruf zur Mitgliederversammlung bezeichnend. Der Zeitpunkt (30. 10.) 
deutete offensichtlich einen letzten Generalappell vor dem Staatsstreich an: 

„Unser Standpunkt: Nationalsozialistischer Massenaufmarsch. Am 30. 
Oktober 1923 fand im Zirkus Krone eine Mitgliederversammlung statt, die 
die vier geplanten Mitgliederversammlungen zusammenfaßte, weil der Ge- 
neralstaatskommissar nur eine genehmigt hatte. Es sprachen: Max Weber; 
Julius Streicher; Hermann Esser; Dietrich Eckart; Adolf Hitler. Seine Aus- 
führungen waren vor allem gegen das parlamentarische Regierungssystem 
gerichter!26,“ 

Die Propaganda, Hitlers persönlichstes Steckenpferd, wurde mit den mo- 
dernsten Mitteln betrieben. Hitler selbst war dabei die entscheidende Trieb- 
feder. Neben Plakat, Klebe- und Flugzettel, Zeitungen, Werbung von Mund 
zu Mund wurden die neuesten technischen Mittel eingesetzt. Auf die Verwen- 
dung des Kraftfahrzeugs seit 1921 für Propagandafahrten wurde schon hinge- 
wiesen; seit Frühjahr 1923 wurden auch Lichtbild und Film für propagandi- 
stische Zwecke verwendet, ebenso auch das Theater!?”. Das Hauptorgan der 
NSDAP kündigte beispielsweise an: „Am Sonntag, dem 7. Oktober 1923, 
vormittags 10 Uhr, Morgenaufführung im Gärtnerplatz-Theater des soz. nat. 
Dramas ‚Ein Schicksal der Zeit‘ in drei Akten und zwei Zwischenszenen, ver- 
anstaltet von der Gruppe Bühne und Film in der Nationalsozialistischen Deut- 
schen Arbeiterpartei. Spielleitung und Darstellung von den Mitgliedern der 
Gruppe Bühne und Film ... Der Ertrag fließt der Bewegung zu... An alle 
Parteiangehörigen sowie an die vaterländischen Kampfverbände ergeht hier- 
mit Einladung. Karten werden nur gegen Vorzeigung der Mitgliedskarte 
abgegeben!?®.“ 


124 Abschrift, Privatbesitz. 

125 VB, Nr. 218 v. 26. 10. 1923, S. 5: Dok.-Anhang. 
126 VB, Nr. 223 v.1. 11. 1923, S. 1 f. 
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„Sonntag, den 14. Oktober 1923, vormittags 10 Uhr, Morgenaufführung 
im Gärtnerplatztheater des soz. nat. Dramas ‚Heilig Land“ in drei Akten und 
zwei Zwischenszenen, veranstaltet von der Gruppe Bühne und Film in der 
NSDAP!?®,“ Der Partei war eine Gruppe „Nationalsozialistischer Bühnen- 
künstler“ sowie eine Filmabteilung angegliedert: „Gruppe Bühne und Film 
in der NSDAP*“!#°, „Die Gruppe Bühne und Film in der N.S.D.A.P. sucht 
umgehend Parteigenossen, welche in der Filmtechnik und Filmvorführung be- 
wandert!31,“ 

Im Zuge der Erfassung auch des kulturellen Lebens wurden auf allen er- 
denklichen Gebieten völkische und nationalsozialistische Vereinigungen ge- 
bildet: so gab es einen deutsch-völkischen Alpenverein!??, einen Männerchor, 
eine Fahrtenzunft!3®, einen Bund nationalsozialistischer Künstler!3* usw. Die 
Parteizentrale bemühte sich auch, verschiedentlich unlautere Elemente aus ih- 
ren Reihen fernzuhalten bzw. wieder zu entfernen. So wurden Parteiaus- 
schlüsse im VB mit Namensnennung der Ausgeschlossenen verkündet!3°. Die 
Landesleitung Württemberg warnte beispielsweise vor der Tätigkeit eines 
aus der Partei „wegen schwerer Schädigung“ ausgeschlossenen Mitgliedes. 

Der rote Terror machte den Nationalsozialisten in den Industriebezirken 
Bayerns und Württembergs schwer zu schaffen. So hatte die Linke in Weiden 
(Oberpfalz) dreimal nationalsozialistische Versammlungen verhindert; erst 
im September 1923 gelang es der dortigen nationalsozialistischen Ortsgruppe, 
die erste große Versammlung abzuhalten!?*. Der Überfall auf einen in Zivil 
gehenden Oberleutnant der Landespolizei durch Angehörige der „Auergarde“, 
d.h. der sozialdemokratischen Sicherheitsabteilung in München, wurde im VB 
als Beispiel roten Terrors groß herausgestellt!?7. Der Geschäftsführer des 
Kampfbundes, Scheubner-Richter, benützte den Vorfall in seinem Brief vom 
22.9.1923 an Ministerpräsident Knilling, um ein energisches Vorgehen gegen 
die Linke zu verlangen!?®. „Der Nationalsozialist“ berichtete auch über die 
129 VB, Nr. 204 v. 2. 10. 1923. 

130 VB, Nr. 180 v. 5. 9. 1923, S. 5. 
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Tätigkeit der NSDAP und der Völkischen in anderen Ländern als Bayern und 
Württemberg. So brachte er Beiträge über die Entwicklung in Österreich, den 
Sudetenländern, Bremen, „Sowjetsachsen“, im Erzgebirge. In einem „Aufruf 
an die Träger des erwachenden Deutschtums im Erzgebirge“ wurde der „Zu- 
sammenschluß aller erwachenden Deutschen im Erzgebirge zu einem Ernst- 
Moritz-Arndt-Bund unter strengem Ausschluß alles jüdischen Blutes gefor- 
dert“!3%. Der „Bund völkischer Lehrer“ brachte folgenden Aufruf im VB: 
„Lehrende an allen Schulen, wisset, daß ihr nicht um eurer selbst willen 
in eurem Berufe steht, sondern um des Volkes und des Staates willen. Ihr habt 
das Heiligtum der Nation in Händen, die deutsche Jugend. Ihr seid die Grals- 
ritter dieses Heiligtums und ihr habt dafür zu streiten. Besucht die Versamm- 
lung völkischer Lehrer Deutschlands am Mittwoch, dem 7. November .. . Es 
spricht Herr Dr. Leopold Weber über: Die Mythen unserer Ahnen. Heil!4 ,, ‚“ 
Für die nationalsozialistische Propaganda waren die „Deutschen Tage“ 
eine ausgezeichnete Gelegenheit erfolgreicher Betätigung. Die „Deutschen 
Tage“ waren Veranstaltungen aller vaterländischen Vereinigungen, der Ver- 
einigten Vaterländischen Verbände, der Krieger-, Offizier-, Veteranenvereine, 
der Soldatenbünde und Wehrverbände. Das durch den verlorenen Krieg, 
durch die Revolution und die international-pazifistische-wehrfeindliche Be- 
wegung verletzte Nationalbewußtsein fand in diesem Stil von Kundgebungen 
seinen Ausdruck. Seit die Nationalsozialisten in die vaterländischen Verbände 
aufgenommen und damit auf der Rechten „hoffähig“ geworden waren, konn- 
ten sie sich diese Kundgebungen zunutze machen. Die „Deutschen Tage“ wur- 
den nie von einem Einzelverband veranstaltet, sondern beruhten immer auf 
einer Vereinbarung aller oder der Mehrzahl der oben genannten nationalen 
Vereinigungen, teils auf örtlicher, teils auf regionaler, teils auf Landesebene. 
Zum erstenmal waren die Hitleranhänger im Oktober 1922 zum „Deutschen 
Tag“ in Koburg eingeladen'*!, Seitdem fehlten sie kaum bei derartigen patrio- 
tischen Kundgebungen. Für die Veranstaltung der „Deutschen Tage“ gaben 
nationale Gedenktage und Erinnerungsfeiern an militärische Siege den An- 
laß. Die enge Verzahnung der NSDAP mit den Wehrverbänden und auch 
der Reichswehr wirkte sich zugunsten Hitlers aus. Auch bei rein militärischen 
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Kameradschaftsveranstaltungen einzelner Frontsoldatenverbände, bei Regi- 
mentsfeiern der verschiedensten Waffengattungen konnten die Nationalsozia- 
listen das Hakenkreuzbanner entfalten, ihre Sturmtrupps marschierten bei 
den Aufmärschen und Paraden mit, Hitler hielt zündende Ansprachen. 

Umgekehrt waren auch zahlreiche Kriegervereine vertreten, als zum Bei- 
spiel die älteste Ortsgruppe der NSDAP in Franken, Scheinfeld-Markt Bi- 
bart, Ende August 1923 eine Standartenweihe veranstaltete!*2. 

Von den „Deutschen Tagen“ im Sommer und Herbst 1923 spielte der in 
Nürnberg am 2. September 1923, dem Sedanstag, eine besondere Rolle in der 
Geschichte der Hitlerbewegung und der Kampfverbände!#. Der Ablauf der 
„Deutschen Tage“ erfolgte nach einem ziemlich einheitlichen Schema. Meist 
fanden sie an Wochenenden (Samstag/Sonntag) statt. Am Samstag erfolgte 
die Eröffnung mit einem Begrüßungsabend, auf dem die führenden Persön- 
lichkeiten der vertretenen Vereinigungen Ansprachen hielten. Die „Spitzen- 
größen“ waren gewöhnlich Ludendorff und eine oder mehrere Persönlich- 
keiten des bayerischen Königshauses. Am Sonntagvormittag wurden Feld- 
gottesdienste der beiden großen Konfessionen abgehalten, am Nachmittag 
fand als Höhepunkt und Abschluß ein Vorbeimarsch vor den anwesenden 
Führern der beteiligten Vereinigungen und Verbände und den Gästen statt. 

Die „Reichsflagge“ und die NSDAP veranstalteten am 15./16. September 
1923 einen „Deutschen Tag“ in Hof. Der Aufmarsch von angeblich 80 000 
Angehörigen von Wehrverbänden wurde von Admiral Scheer und Adolf 
Hitler abgenommen!*. Außer den beiden genannten Organisationen waren 
beteiligt: der Jungdeutsche Orden, Bund Bayern und Reich, Blücherbund, 
Wikingbund, Bund Oberland, Stahlhelm und verschiedene Militärvereine. An- 
sprachen hielten Admiral Scheer und Adolf Hitler!*. Auch in Kleinstädten, 
wie Bad Kissingen, Vilsbiburg, Lichtenfels, wurden „Deutsche Tage“ gefeiert. 
Veranstalter waren die VVVB; dabei arbeiteten Bund Bayern und Reich, der 
Kampfbund und sonstige Verbände zusammen. 

Die „Reichsflagge“ veranstaltete im September 1923 einen „Deutschen 
Abend“ in Augsburg; als Gäste waren anwesend: Ludendorff, Kriebel, Pöh- 
ner, Roth und viele Offiziere der alten Armee. Hauptmann Heiß erklärte in 
142 VB, Nr. 177 v. 1. 9. 1923, Beilage „Der Nationalsozialist“, Nr. 1. 
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seiner Rede, „die deutsche Frage wird in Berlin von bayerischen Fäusten gelöst 
werden“!4, Besonders eindrucksvoll verlief der „Deutsche Tag“ in Bayreuth 
am 30. September 1923. Er fand statt „unter ungeheurer Beteiligung der 
städtischen und ländlichen Bevölkerung“. „Die vaterländische Begeisterung 
war sehr groß, ganz besonders erfreulich war die Beteiligung der Landbe- 
völkerung, es war eine herzerquickende Feier!#.“ Weiter hieß es in dem 
amtlichen Bericht: Hitler sprach „gleichfalls in vaterländischer Weise, er be- 
tonte insbesondere die Notwendigkeit, die dreizehn Millionen noch dem Mar- 
xismus huldigenden Arbeiter auf vaterländischen Boden zu bringen“!#, Am 
Aufmarsch beteiligten sich 4000 SA-Männer, nach nationalsozialistischen An- 
gaben!#, Hitler nahm bei dieser Gelegenheit die Fühlung mit dem Hause 
Wagner und dem Schwiegersohn Richard Wagners, H. St. Chamberlain, auf. 

Auch die Zusammenkünfte, geselligen Veranstaltungen und Feiern der Sol- 
datenverbände waren für die Hitlerbewegung ein fruchtbares Betätigungs- 
feld. Da die Beziehungen zwischen den Offiziersverbänden und Kriegerver- 
einen der alten Armee, der Reichswehr, den Freikorps und den Wehrverbän- 
den sehr eng waren, konnte Hitler, der selbst aus der Fronttruppe kam und 
von der Reichswehr mit allen Mitteln in seiner Anfangszeit als Politiker ge- 
fördert worden war, eine fast unbegrenzte Breiten- und Tiefenwirkung bei 
allen Soldaten des alten Heeres und auch bei der Reichswehr erzielen. Die 
Frontkämpfergeneration seiner und der jüngeren Altersklassen war seinem 
leidenschaftlichen Appell an das nationale Gewissen zugänglich; dies galt be- 
sonders für die Subaltern-Offiziere vom Leutnant bis zum Hauptmann und 
für die Freikorpsführer, die alters- und rangmäßig dieser Gruppe angehörten. 
Auch wenn Hitler bei derartigen Veranstaltungen nicht sprach und auch kei- 
ner der anderen Parteiredner auftrat, so nahmen an den militärischen Feiern 
und Aufmärschen seit 1922 doch auch nationalsozialistische Sturmtrupps mit 
ihren Hakenkreuzfahnen und Abzeichen teil. Zum ersten Male hatte Hitler 
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aus dem Schutz durch die vaterländischen Verbände und Vereinigungen sicht- 
bar Nutzen gezogen, als die bayerische Regierung im Frühjahr 1922 seine 
Ausweisung erwogen und unter dem Druck der VVV davon Abstand hatte 
nehmen müssen. Von diesem Zeitpunkt an fehlten die Hitlerleute kaum mehr 
bei vaterländischen Kundgebungen und militärischen Gedenkfeiern jeglicher 
Art. Die persönlichen Querverbindungen waren stark, da viele Angehörige 
der Reichswehr wie der Wehrverbände und Offizierbünde der Partei beitra- 
ten. Hitler übte gerade auf die Soldaten eine unwiderstehliche Anziehungs- 
kraft aus; er zeigte ein klares Ziel, er rüttelte die Zaghaften auf, er kämpfte 
entschlossen gegen den roten Terror, er strahlte einen grenzenlosen Glauben 
an den nationalen Wiederaufstieg aus. Veranstaltungen der nahverwandten 
Verbände wie „Reichsflagge“ und „Bund Oberland“ kamen indirekt immer 
der Sache Hitlers zugute, besonders wenn Röhm oder sonstige der NSDAP 
angehörende Reichswehroffiziere zugegen waren. So veranstaltete Röhms 
enger Freund, Hauptmann Seydel, am 4. Juli 1923 einen „Reichsflaggen“- 
Abend im Bürgerbräukeller; anwesend waren Hauptmann Heiß und als be- 
sonders gefeierter Gast Ludendorff. „Der Abend darauf vereinte neben Krie- 
bel und Heiß vor allem zahlreiche befreundete Reichswehroffiziere im gast- 
lichen Hause des Hauptmanns Göring!“ 

Die Erfolge der Hitlerbewegung bei den Soldaten des Weltkrieges, den 
Traditionsverbänden der alten Armee waren nicht allein auf die Aktivität 
und die programmatische Zielsetzung, das unbedingte Bekenntnis zum Wehr- 
gedanken und das Streben nach Wiedereinführung der allgemeinen Wehr- 
pflicht zurückzuführen. Die Offiziere und Soldaten der alten Armee, soweit 
sie politisch interessiert waren, fanden auf ihrer Suche nach einem politischen 
Leitbild, nach einem Weg zu Deutschlands Wiederaufstieg, nichts Klareres und 
Zielbewußteres als Hitler. So trafen sich hitlertreue Nationalsozialisten und 
Soldaten der alten Armee auf halbem Wege. Ein Gleichnis für die Aufgeschlos- 
senheit von Offizieren und Soldaten des Weltkrieges für Hitlers Gedanken- 
gänge war die Haltung des Landesverbandes der bayerischen Schweren Ar- 
tilleriet51, 

Am 21./22. Juli 1923 fand der Waffentag der Pioniere in Ingolstadt statt. 
Daran beteiligten sich die Hitleranhänger mit mehreren Sturmtrupps und un- 
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ter Röhms Führung auch die Reichsflagge München mit einer Abteilung. Als 
führende Vertreter der alten Armee erschienen „Seine Majestät der König, 
General Ludendorff und General Epp. Die Art und Weise, wie König Rup- 
precht bei diesem festlichen Anlaß dem General Ludendorff gegenübertrat, 
hat unser vaterländisches Empfinden schmerzlich berührt“. So schilderte Röhm 
seinen Eindruckt5?, Oberleutnant a. D. Brückner, Führer des SA-Regiments 
München, war am „Deutschen Tag“ in Ingolstadt eingeladen worden zu einer 
Übung des Pionierbataillons VII. „Ich hatte dabei den Eindruck“, so erklärte 
Brückner im Prozeß, „daß eine Hitlerversammlung und die Pioniere am Deut- 
schen Tag dasselbe sind. Die Pioniere hatten die Hakenkreuzfahne!?? . . .“ 

Brückners Aussage darf als Zeugnis für die weitverbreitete hitlerfreund- 
liche Stimmung in der Truppe, aber auch darüber hinaus gewertet werden. 
Die Zahl der eingeschriebenen Parteimitglieder gibt kaum einen Maßstab 
für die Zahl der Anhänger der „Bewegung“; sie ging, nach der Stimmung 
gewertet, damals schon in die Millionen. 

Das Verhältnis zur Reichswehrführung aber war, trotz vieler Sympathien 
bei Unteroffizieren und Mannschaften sowie bei einem Teil der Truppenofhi- 
ziere, trotz der Tatsache, daß die SA von der Reichswehr ausgebildet wurde, 
gespannt. Vor allem herrschte zwischen dem Oberkommando der SA und der 
bayerischen Reichswehrführung ein Mißtrauen, das unüberbrückbar war. Ein 
Befehl des SA-Kommandeurs Göring vom 5. September 1923 brachte dies 
klar zum Ausdruck!5#4, Görings Befehl war ein Zeugnis dafür, daß die SA- 
Führung trotz der Verpflichtung gegenüber der Reichswehr, die alle Wehr- 
verbände, einschließlich der SA hatten eingehen müssen, versuchte, der SA 
eine möglichst weitgehende Unabhängigkeit von Reichswehr und Landes- 
polizei zu sichern. Görings Befehl ging sicher auf Hitlers Initiative zurück. 
Dieser war seit 1922 entschlossen, nach der bitteren Enttäuschung mit dem 
geplanten Putsch vom 25. August 1922, seinen Weg allein zu gehen. Dabei 
stieß sein Wille auf das unüberwindliche Hindernis seiner Schwäche. Sein 
Wollen stand im Widerspruch zur Wirklichkeit, zu den Möglichkeiten, die 
ihm zur Verfügung standen. Hitler glaubte, durch fanatischen Willen die 
Wirklichkeit bezwingen zu können. Das Unvermögen aber, zwischen dem 


152 Röhm, $. 190 f. 
153 Brückner im Hitler-Prozeß, 3. Tag (28. 2. 1924). 
154 Ursachen und Folgen, V, S. 431. 


170 


Möglichen und Unmöglichen zu unterscheiden, ist die gefährlichste Form des 
Wahnsinns; Hitler zeigte schon in seiner Frühzeit Spuren dieses Wahnsinns. 
Das Oberkommando der SA setzte sich mit diesem Befehl auch in Wider- 
spruch zur militärischen Führung (Oberstleutnant Kriebel), denn dieser be- 
mühte sich, in engster Zusammenarbeit mit der Münchner Reichswehrleitung 
die völlige Eingliederung der Verbände in den geheimen Mobilmachungsplan 
durchzuführen. 

Die Jugendlichkeit der Mitglieder spiegelte auch diejenige der Führung 
wider; die NSDAP war eine Partei, die von ihr organisierte Hitlerbewegung 
eine Bewegung der Jugend. Sieht man von Dietrich Eckart ab, der 1923 sich 
aus Gesundheitsgründen aus der Führung, der er nur indirekt mitangehört 
hatte, zurückzog, so war der Durchschnitt der Parteiführung, mit Hitler an 
der Spitze, unter 40 Jahre alt: Hitler war 1923 34 Jahre alt, Göring 30 Jahre, 
Rosenberg 30 Jahre, Esser 23 Jahre, Heß 29 Jahre, Amann 32 Jahre, Scheub- 
ner-Richter 39 Jahre, Röhm 36 Jahre, Gottfried Feder 40 Jahre. Die Mit- 
glieder, die der SA angehörten, waren im Durchschnitt unter 30 Jahren. 

Der Charakter der „Mittelstandsbewegung“ verstärkte sich durch die 
Inflation; dazu trug aber auch besonders die Anziehungskraft Hitlers auf die 
Studenten und den akademischen Mittelstand bei. Es wäre falsch zu glauben, 
daß Hitler nur ein gerissener „Zirkus-Krone“-Demagoge gewesen sei, der 
mit Schlagworten den „kleinen Mann“ fing. Er verstand es, auch die Gebil- 
deten anzusprechen, zu fesseln, zu begeistern. Im Jahre 1923 galt er über 
Bayerns Grenzen hinaus in ganz Deutschland bei vielen Gebildeten bereits 
als der mutigste und wirksamste Sprecher des nationalen Erneuerungswillens 
des deutschen Volkes. Der Eindruck, den Hitler anläßlich seines Besuches im 
Haus Wagner in Bayreuth Anfang Oktober hinterließ!55, war kein Einzelfall. 
Bereits Mitte Mai 1923 hatte der Nobelpreisträger für Physik, Prof. Johannes 
Stark, ihm geschrieben und ihn um eine Unterredung gebeten!?®,. Im Septem- 
ber 1923 vermittelte Prof. Stark einen Brief des Physik-Nobelpreisträgers 
Prof. Lenard an Hitler, „weil ich wünsche, daß Sie die Wertschätzung von 
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Seite eines so großen Mannes als Ermutigung empfinden mögen“!57. Hitler 
selbst war in diesem Jahre in die Rolle des „nationalen Messias“, des „Erlösers“ 
voll hineingewachsen. Aus dem „Trommler“, dem „Johannes der Bewegung“, 
wie er sich ein Jahr zuvor noch bescheiden bezeichnete, war bereits „Der Füh- 
rer“ geworden, weniger durch ihn selbst als durch die Zeitumstände, durch 
seine Umgebung, durch die Erbärmlichkeit seiner Gegner. „Der tobende 
Wahnsinn der Zahlen“ hatte ihn fortgerissen!5s; der Begeisterungsrausch der 
vieltausendköpfigen Menge der Zirkus-Krone-Versammlungen hatte ihn be- 
rauscht. Hitler war sich bewußt, daß das Wachstum der Mitgliederzahl der 
Partei nur prozentual die tatsächliche Stimmung der national bewußten 
Schichten ausdrückte, als deren berufenster Sprecher er sich 1923 bereits fühlte. 
Der Zustrom zur Partei war imponierend; von Januar bis Juli 1923 ver- 
doppelte sich die Zahl der Mitglieder!5%; von November 1922 bis November 
1923 wuchs sie um das Sechsfache, von Januar 1922 bis November 1923 um 
das Neunfache an. Als die Partei nach dem Putsch im November 1923 ver- 
boten und aufgelöst wurde, zählte sie 55 787 eingeschriebene Mitglieder, der 
Verwaltungsapparat — ohne die SA — insgesamt 20 hauptamtliche Ange- 
stellte!®°, Die nicht organisierte Anhängerschaft, die stimmungsmäßig für 
Hitler eingestellt war, ihn mehr oder weniger als ihren Wortführer betrachtete 
und ihn teils offen, teils auch heimlich unterstützte, mag auf das Zwanzigfache 
der eingeschriebenen Mitglieder oder noch höher geschätzt werden. Sie machte 
die „Bewegung“ aus. Zu ihr zählten nicht nur kleine Leute, die von einem 
gewöhnlichen Demagogen „eingefangen“ worden waren, sondern Angehörige 
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aller Stände und Berufsschichten, auch Adelige!®!, Professoren, Generale, In- 
dustrielle, Bankiers, Fabrikbesitzer usw. Im Jahre 1923 wurde die Ortsgruppe 
Würzburg vorübergehend von einem Universitätsprofessor geleitet!°?; diese 
Tatsache, wie beispielsweise auch die Anerkennung und Verehrung, die er im 
Hause Richard Wagners, besonders bei H. St. Chamberlain, fand, mußten 
sein Selbstbewußtsein als nationaler „Messias“ ins Ungemessene steigern, um 
so mehr als er Zuspruch und Ermutigung aus den überlieferten Führungs- 
schichten auch außerhalb Bayerns und Württembergs, wo die Partei überall 
verboten war, erfuhr!#3. 


6. Das Verhältnis zum Ausland 


In den ersten drei Jahren ihrer Entstehung und Entwicklung konnte die 
Hitlerbewegung begreiflicherweise kein Verhältnis zu Auslandsfragen und 
zur Außenpolitik haben. Erst ab der zweiten Jahreshälfte 1922 begannen in 
der nationalsozialistischen Agitation außenpolitische Gesichtspunkte eine 
Rolle zu spielen; vor allem die Machtergreifung der Faschisten in Italien Ende 
Oktober 1922 wurde als vorbildlich für einen nationalsozialistischen Staats- 
streich von der Propaganda ausgenützt!. Ähnliches, wenn auch bei weitem 
nicht in dem gleichen Maße, galt für die Vorgänge in der Türkei. Doch wur- 
den alle Beobachtungen dieser Art und Überlegungen über solche Vorgänge 
im Ausland ausschließlich unter dem innenpolitischen Gesichtswinkel des Bei- 
spiels für die gewaltsame Machtergreifung angestellt. Auch die „ideologischen“ 
Gesichtspunkte, soweit man von solchen in der frühen Hitlerbewegung über- 
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haupt sprechen kann, waren völlig der Agitation und Propaganda untergeord- 
net, denn Hitlers Ziel war die möglichst baldige, gewaltsame Machtergreifung, 
und die Voraussetzung dafür war eine schnell wirkende Propaganda zur Ge- 
winnung breiter Bevölkerungsschichten. Da die Bewegung seit Herbst 1922 
auf Bayern und Württemberg beschränkt war, blieb auch der Gesichtskreis der 
Münchner Parteizentrale beschränkt. Gottfried Feder, Ernst Hanfstängl?, 
Scheubner-Richter und Alfred Rosenberg waren in gewisser Beziehung aus- 
landskundig, Hitler selbst aber und der engere Kreis seiner fanatischen An- 
hänger hatten keine Kenntnis von der großen Welt. Eine Randfigur mit Aus- 
lands- und Sprachkenntnissen war Kurt Lüdecke, der sich eifrig bemühte, 
Hitler für außenpolitische Fragen aufzuschließen?. Er suchte Fühlung mit den 
italienischen Faschisten und den ungarischen Pfeilkreuzlern aufzunehmen, mit 
unterschiedlichen Erfolgen®. Im September 1922 erwirkte er im Auftrag Hit- 
lers eine Zusammenkunft mit Mussolini in Mailand, dem der Name Hitler 
noch nicht bekannt war, obwohl er im Frühjahr 1922 eine Reise durch Deutsch- 
land unternommen hatte’. Auch glückte es Luedecke, italienische Journalisten 
für Hitler und seine Bewegung zu interessieren, so daß einige italienische Zei- 
tungen Korrespondenten nach München entsandten®. Als Luedecke jedoch im 
Herbst 1923 mit einem Beglaubigungsschreiben Hitlers eine Unterredung mit 
dem faschistischen Regierungschef zu erreichen suchte, hatte er kein Glück. 
Mussolini verfolgte aber mit großer Aufmerksamkeit die innenpolitische Ent- 
wicklung in Deutschland, besonders der Rechtsbewegung, und ließ sich nicht 
nur von den amtlichen Vertretern Italiens in Deutschland, sondern auch von 
Vertrauensleuten darüber berichten”. Die Kontakte zu Ungarn beruhten weit- 
gehend auf der früheren Zusammenarbeit zwischen den Einwohnerwehren, 
besonders der „Orka“ (Organisation Kanzler) zur Zeit der Regierung Kahr 

2 Hanfstaengl, The missing years, London 1957. 

3 Luedecke, I knew Hitler, London 1938; Akten d. Bayer. Staatsmin. d. Äußeren DR L 
D I, Hitlerputsch 1923, Rep.Reg. d. B. Staatskanzlei Nr. 2032 z. 101, München 12.9.1925, 

4 Walter W. Pese, in VjZG, III, 1955, $. 113—136; ferner: Edgar R. Rosen, in VjZG, V, 
1957, S.17 ff. 

5 BGSTA, PSt., Nr. 996, Abschr, einer Mitt. d. AA Berlin v. 21. 12. 1923; Luedecke, 
S. 70 fl. — Renzo De Felice: I rapporti tra fascismo e nazionalsocialismo fino all’ andata 
al potere di Hitler (1922—1933). Appunti e documenti. Napoli 1971, S. 10 ff., 19 ff. 

6 Nach Luedecke, S. 140 ff., entsandte der „Corriere d’Italia“ auf seinen Einfluß hin einen 
Korrespondenten nach München. Auch sonst wirkte Luedecke auf die italienische Presse 
ein. Er hatte von Hitler ein „Beglaubigungsschreiben“, datiert vom 21. 8. 1923, als Ver- 


treter der NSDAP in Italien. De Felice, S. 34 ff. 
7 Ebda, S. 34 ff. 
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mit der „Weißen Garde“ in Ungarn®. Der Balte Alfred Rosenberg hatte den 
bolschewistischen Umsturz in Rußland, teilweise in Moskau, selbst miterlebt 
und war durch dieses Erlebnis ideologisch geprägt worden als Antibolschewist 
und Judenhasser. Sein Einfluß auf Hitler als Nachfolger Eckarts in der Schrift- 
leitung des VB war verhältnismäßig stark. Den stärksten Einfluß auf Hitler 
übte von den vier genannten Männern aber sicherlich Scheubner-Richter aus°. 
Er und Rosenberg haben nach Dietrich Eckart die antibolschewistische, anti- 
jüdische Ausrichtung Hitlers maßgeblich bestimmt. Hanfstängls Abneigung 
gegen Rosenberg hatte darin ihre Wurzelt®. Gottfried Feder vermochte kaum 
einen Einfluß auf Hitler auszuüben; darunter litt er zeitlebenst!. 

Die Machtergreifung der Faschisten in Italien am 28. Oktober 1922 übte 
auf Hitler und seine Anhänger eine faszinierende Wirkung aus. Hitler wurde 
als „deutscher Mussolini“ mit entsprechenden Vorschußlorbeeren bereits ge- 


8 Franz-Willing, S. 305. — Über amtliche Kontakte zwischen der bayerischen Regierung 

Kahr und Ungarn s. BGSTA, MA 103090: Deutsch-ungarische Beziehungen 1919—1928. 
Nach einem Bericht der deutschen Gesandtschaft in Budapest v. 28. 12. 1920 statteten der 
ungarische Abg. Huber, der ehemalige Minister für nationale Minderheiten und bekannte 
ungarländische Deutschtumsführer Jakob Bleyer dem Ministerpräsidenten Kahr, verschie- 
denen Persönlichkeiten der BVP und dem Kronprinz Rupprecht einen Besuch ab. — Die 
ungarische Faschistenbewegung wurde im Herbst 1922 verboten. 
Der Versuch der „Erwachenden Ungarn“ mit ihrem Führer Ulain einen Kontakt mit 
München für ihre Umsturzpläne aufzunehmen, die auf ein Kabinett Ulain abzielten mit 
Gömbös, dem späteren Ministerpräsidenten als Regierungsmitglied, scheiterte 1923 kläg- 
lich. Der Agent Döhmel, der die Verbindung zu Hitler-Ludendorff herstellen sollte, 
wurde im Ulain-Prozeß als Hauptbelastungszeuge nicht anerkannt, weil er als „Lock- 
spitzel“ galt. BGSTA, MA 103474, Abschrift. Deutsche Gesandtschaft Budapest, Ber. v. 
26. 1. 1924 über den Ulain-Prozeß. Ber. v. 29. 12. 1924 über Teilnahme Lüdeckes am 
Kongreß des „Erwachenden Ungarn“ an Weihnachten 1923 in Budapest als Vertreter 
Hitlers mit spanischem Paß. Die sozialdemokratische „Münchner Post“ berichtete sorg- 
fältig über die Beziehungen Bayern—Ungarn, ebenso die USPD-Zeitung „Der Kampf“. 
S. dazu: Franz-Willing, S. 305. Die MP brachte am 17. 9. 1924, Nr. 216, einen Artikel: 
„Zur Aushebung von Hakenkreuzlern in Budapest“. Laut Aussage Döhmel, der in Sachen 
Hitlerputsch einvernommen wurde, gaben die „Erwachenden Ungarn“ Hitler eine hohe 
Geldspende in ungarischer Valuta. Gömbös war „das eigentliche Haupt der Rassen- 
schützlerpartei“, Pol.Dir. München, Abt. VIaF. v. 30. 1. 1924. Luedecke, S. 123 ff., stellte 
im Herbst 1922 den Kontakt zu den „Erwachenden Ungarn“ her; er hatte eine Zu- 
sammenkunft mit Gömbös und Tibor von Eckardt. Auch 1923 reiste er im Herbst noch 
einmal nach Budapest; S. 140 ff. — Döhmel wurde im Prozeß als Lügner entlarvt; es gab 
keine Verbindung zwischen Hitler und den „Erwachenden Ungarn“; dazu auch „Groß- 
deutsche Zeitung“, Nr. 3 v. 31.1. 1924, $. 1: „Der Ulain-Prozeß“. 

9 5.3. Bd., Kap. Kampfbund. 

10 Hanfstaengl, The missing years, 8, 80 ff. — Hanfstängl bemühte sich, die amerikanische 
Presse für die Hitlerbewegung zu interessieren. 
11 MM Prof. K. A. von Müller, Schwager Gottfried Feders. 
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feiert!?. Mussolini wurde für Hitler das große Vorbild; er sah in ihm sein 
lebendes Ideal, so wie Cromwell sein geschichtliches Ideal war. Hitler blieb 
dem faschistischen Diktator zeit seines Lebens verbunden, ja er blieb inner- 
lich irgendwie immer abhängig von Mussolini, auch nachdem sich der Schwer- 
punktder „Achse“ aufgrund von Hitlers großen Erfolgen nach Deutschland ver- 
schoben hatte. Selbst nach dem Versagen des italienischen Bündnispartners im 
Zweiten Weltkrieg hieltHitler in fataler Weise an Mussolini als seinem einzigen 
kongenialen Freund bis zum Tode fest. So wie Hitlers künstlerische Neigun- 
gen einseitig dem Klassizismus gehörten, war die antik-heidnische Welt, das 
römische Cäsarenreich, sein großes geschichtliches Ideal, das nach seiner Über- 
zeugung unter Mussolini nun wiedererstand. Die erste spontane Reaktion Hit- 
lers auf Mussolinis Machtergreifung war die Wahl der römischen Legions- 
adler als Feldzeichen für seine SA3. Der italienische Delegierte beim inter- 
alliierten Amt in Bad Ems, Tebaldi, sah in der Hitlerbewegung eine Nach- 
ahmung des Faschismus*. 

Die Zielsetzung der Hitlerbewegung wurde im VB in Artikeln über die 
Entwicklung in der Türkei und in Italien angedeutet. Ausführlich behandelte 
Hitlers Leiborgan die Themen „Angora“'® und „Der Faszistenstaat“!®. Die 
erfolgreiche Auflehnung der Türken gegen die Siegermächte und gegen das 
Friedensdiktat von Sevres unter Führung Kemal Paschas wurde angesichts 
der Ruhrbesetzung als Vorbild empfohlen, die Machtergreifung der Faschisten 
in Italien wurde für die Beseitigung des parlamentarischen Regierungssystems 


12 Franz-Willing, S. 342 f. — Dagegen Röhm, $. 264. 

13 Franz-Willing, S. 126 f. 

14 De Felice, S. 39 ff.: 
In dem Bericht Tebaldis heißt es u. a.: „.... . Hittler, il capo dei fascisti. — E un giovane. 
Nel temperamento, nella voce e nel gesto ha piü del latino che del tedesco. Parla bene 
quantunque con foga un po’ tribunizia, e si comprende come possa trascinare le folle. 
Il suo programma, come il nome, & in gran parte ripreso dal Fascio italiano. Restituire 
Pautoritä allo Stato; abolir gli scioperi, la corruzione, lo sperpero, ridurre la burocrazia, 
in una parola rimetter l’ordina: ecco il programma. Quanto ai mezzi: la propaganda 
pi attiva per marciare alla conquista ideale e morale dello Stato se basta; ma esser 
pronti, ove occorra, alla conquista materiale. Hittler desidera se & possibile, prender 
contatto diretto coi fascisti italiani per averne delle direttive e delle indicazioni sul 
metodo da seguire.“ 
In der Außenpolitik hat er klare Ideen. Vor allen Führern der Gruppe Münchner Zeitung 
sagte er: „La Germania deve persuadersi che, avendo perduto la guerra, deve pagare 
quanto & nelle sue forze di fare.“ 

15 VB, Nr. 22 v. 21. 2.1923. 

16 VB Nr. 38 v. 11./12. 3. 1923. 
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und für die Ausschaltung der marxistischen Parteien als nachahmenswert ge- 
priesen. Dies blieben die zentralen Themen aller Betrachtungen über Außen- 
politik in Hitlers Sprachrohr bis zum Verbot der Partei und des VB im No- 
vember 1923. Über das Thema „Deutschland und Italien“ schrieb der VB 
wieder im Juni 1923'7; „Aus der neuen Türkei“ war ein Leitartikel von An- 
fang September betitelt!®. 

Über die Schließung des spanischen Parlaments berichtete die Zeitung 
voller Genugtuung unter dem Titel: „Wie Spanien gesäubert wird!9,“ In den 
Monaten unmittelbar vor dem Putsch, besonders September und Oktober 
1923, häuften sich die Abhandlungen in der führenden Hitlerzeitung über das 
faschistische Italien und den neuen türkischen Nationalstaat. Auch eine Un- 
terredung des GSTK Kahr und des bayerischen Ministerpräsidenten Knilling 
mit einem italienischen Korrespondenten wurde ausführlich gebracht. Dem- 
nach hatte Kahr dem italienischen Korrespondenten auf dessen Frage nach 
seinem Verhältnis zu Hitler erklärt: 

„Wir sind durchaus keine Feinde; wir haben beide dasselbe Ziel, nur sind 
unsere Methoden verschieden. Hitler ist ein Demagoge im besten Sinne des 
Wortes, der absolut das Gute will. Aber ich meine, daß nicht immer außer- 
ordentliche Methoden notwendig sind, auch in außergewöhnlichen Zeiten 
können wir oft normale Maßnahmen gebrauchen. Meine Politik ist energisch, 
aber ruhig, ich will mit Ruhe vorgehen, ohne Hysterie.“ 

Und Knilling antwortete auf die gleiche Frage desselben Korrespondenten 
am 18. Oktober: 

„Man muß machen, was man kann, nicht was man will. Sehen Sie, die 
nationalsozialistische Bewegung hat einen explosiven Charakter. Und wie 
alle Bewegungen dieser Art löst sich ihre innere Fähigkeit mit der Zeit in 
Nichts auf. Die Nationalsozialisten berauschen sich zu sehr an Phrasen, aber 
auch diese wissen wohl, daß man heute achtgeben muß. Im übrigen sind un- 
sere Ziele dieselben. Die große Differenz liegt in den Methoden . . . Meine 
höchste Aufgabe ist jetzt, den Bürgerkrieg zu vermeiden. Wenn die Reichs- 


17 VB,Nr. 118 v. 17./18. 6.1923. — 

Das gleiche Thema wieder im VB, Nr. 222 v. 31. 10. 1923. 
18 VB, Nr. 178 v. 2.3. 1923. 
19 VB, Nr. 217 v. 25. 10. 1923, 


177 


wehr und die Polizei gegen die Nationalsozialisten geschickt werden müßte, 
sowären die Sozialdemokraten die einzigsten, die eineFreude daran hätten?®.“ 

Unter dem Titel: „Die italienische Presse und die Nationalsozialisten“ be- 
faßte sich der VB mit dem Widerhall der Hitlerbewegung im faschistischen 
Italien?!. 

Im „Brief aus Mailand“ zitierte das Hauptorgan der NSDAP einen Ar- 
tikel der italienischen Zeitung „Fiamma Nera“ über die Aufgabe des Ruhr- 
widerstandes unter dem Titel „Zusammenbruch der Sozialdemokratie“: 
„Frankreichs Sieg über Deutschland ist ein endgültiger Sieg des nationalen 
Gedankens über die sozialdemokratische Korruption??.“ In der gleichen Num- 
mer berichtete das Blatt über „Deutschenhetze in Spanien“. 

„Die Neuorganisation der Fascisten“ war Gegenstand einer Betrachtung 
anläßlich des ersten Jahrestages der faschistischen Machtergreifung®. 

Wurden die Türkei und Italien als die großen Vorbilder des nationalen, 
autoritären Staates gefeiert und verherrlicht, so versäumte man anderseits 
nicht, sorgfältig alle positiven Äußerungen über die Hitlerbewegung in der 
sonstigen Auslandspresse zu registrieren?*. Leo Negrelli brachte einen loben- 
den Artikel über Hitler im „Corriere Italiano“ am 26. 10. 1923 aufgrund 


20 VB,Nr. 222 v. 31. 10. 1923. 

21 VB, Nr. 213 v. 21./22. 10. 1923, S. 2. — Frühzeitig nachweisbar ist ein allgemeines In- 
teresse der faschistischen Führung an der deutschen Rechten und die Herstellung erster 
Kontakte im Jahre 1922 zur deutschnationalen Volkspartei (Helfferich, Graf Westarp, 
Hergt) ferner zu Ludendorff. Der italienische Botschafter in Berlin zeigte sich über die 
Unentschlossenheit der deutschen Rechten enttäuscht. S. Jens Petersen: Hitler und Mus- 
solini, Die Entstehung der Achse Berlin—Rom 1933—1936, Tübingen 1973, S. 11 ff. Nach 
Petersen, ebda, S. 16 ff., wurde Mussolinis wichtigster Verbindungsmann zur Rechten in 
Deutschland Major Renzetti. — Bereits im Frühjahr 1922 ließ Mussolini ein Gerücht de- 
mentieren, er komme nach Deutschland anläßlich der Gründung einer deutschvölkischen 
Partei nach faschistischem Muster durch Wulle. Der VB, Nr. 38 v. 13. 5. 1922, S. 2, der 
diese Meldung unter dem Titel „Wulle—Mussolini* brachte, nahm gegen Mussolini Stel- 
lung weil er nicht antisemitisch sei. Auch nahm das Blatt Nr. 61 v. 2. 8. 1922 zum 
Faschismus Stellung in einem Artikel „Faschismus und Nationalsozialismus“ und hob alt 
entscheidenden Unterschied die Einstellung zur Judenfrage hervor. 

22 VB,Nr. 215 v. 23.10. 1923, S. 2. 

23 VB, Nr. 218 v. 26. 10. 1923. 

24 Auch die MNN, Nr. 108 v. 22. 4. 1923, verzeichnete ausländische Stimmen über die 
Hitlerbewegung. Dr. Riehl hatte schon 1922 Hitler auf das Auslandsecho seiner Bewe- 
gung hingewiesen. Im Brief vom 22. 12. 1922 an Hitler wies Riehl auf einen langen Ar- 
tikel in der „New York Times“ über die Hitlerbewegung hin. $. Schilling, Dr. W. Riehl, 
S. 301 f. — Deuerleins Behauptung, „die außerbayerische Presse erwähnte Hitler kaum“, 
(in: Der Hitlerputsch, S. 65) kann nur der Unkenntnis der außerbayerischen Presse ent- 
springen. 
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eines Gespräches mit dem Führer der nationalsozialistischen Bewegung, in dem 
er Hitler als den „Mann der europäischen Revolution der Nachkriegszeit“ be- 
zeichnete?®. Besonders in der rechtsgerichteten ungarischen Presse konnten Lob- 
lieder auf den deutschen Nationalismus und auch auf die Hitlerbewegung ge- 
funden werden. So wurde in einer ungarischen Zeitung Hitler als „Führer der 
deutschen Freiheitsbewegung“ gefeiert?®. „Das christliche und nationale Un- 
garn“ war Gegenstand einer Artikelserie im VB?. Auch aus der skandinavi- 
schen Presse wurden einige hitlerfreundliche Außerungen angeführt, so von 
einem Norweger?® und von einem Schweden?®, 

Zusammenfassend darf festgestellt werden, daß die Auslandsbeziehungen 
der Hitlerbewegung im Jahre 1923 über das Anfangsstadium eines mißglück- 
ten Versuches nicht hinausgekommen sind3®, Diese gescheiterten Versuche wa- 
ren ideologisch bestimmt; sie galten der Fühlungnahme mit den italienischen 
Faschisten?! und den ungarischen Nationalisten®?. 

Die CVZ wußte zu berichten?®, daß Mussolini vor der Machtübernahme 
eine Studienreise nach Deutschland unternommen und sich in München auch 


25 Der Artikel Negrellis hat folgenden Wortlaut (zit. nach De Felice, S. 19 £.): 

„In un colloquio che ebbi indi con Hitler egli mi affermd ancora una volta il suo prin- 
cipio politico di rimanere con l’Italia in amicizia cordiale. ’Io — disse — sono sempre 
stato antiaustriaco e il mio pensiero & quindi sempre andato al nord verso Brema e 
Amburgo e non verso l’Adriatico. Ho imparato anche dalla storia che Italia & stata la 
tomba di tanti tedeschi per molti secoli. I nostri occhi devono essere rivolti al Reno, 
Strasburgo & per il sentimento tedesco una cittä sacra assai piü che Bolzano e Merano. 
La nostra via va verso il nord‘. In ogni argumento ho riconfermata in me la mia pre- 
cedente impressione su Hitler. Egli & l’uomo dell’oggi e sarä l’uomo del domani. Ogni 
vecchio stampo della mentalitä tedesca, fredda, pedante, analitica, barbara quasi, im- 
politica e grossolana non si adatta per codesto temperamento. Hitler & I’uomo che dal 
passato non trae che ammonimenti, esperienza e idealitä, non metodi, non principi. 

In una frase: & ’uomo della rivoluzione europea del dopo guerra.* 

26 VB, Nr. 216 v. 24. 10. 1923, 

27 VB,Nr. 221 v. 30. 10. 1923; Nr. 222 v. 31. 10., Nr. 228 v. 8. 11. 1923, 

28 VB, Nr. 223 v. 1.11.1923, $. 2. 

29 VB, Nr. 197 v. 25. 9. 1923. 

30 S. den Versuch von Günter Schubert: Anfänge nationalsozialistischer Außenpolitik, 

Köln 1963. 

Zu der am 15. 3. 1923 gegründeten Münchner Ortsgruppe der Faschistischen Partei be- 

standen keine Beziehungen. Wegen Spitzeltätigkeit polizeilich überwacht. Kreisarchiv 

München, Ausgabe 1950. Fasz. 3789 Nr. 16829 —16837. 

32 Escherich, TE v. 23. 8. 1923, erwähnt einen Besuch des Grafen Apponyi, Führer der na- 
tionalen Opposition in Ungarn, in München; Apponyi nennt „Deutschland das Zentrum 
im Kampfe gegen den Bolschewismus. Ungarn den östlichen Vorposten“. 

33 CVZ, Nr. 26 v. 26. 6. 1924, S. 391, Artikel: „Fascismus und Hakenkreuzbewegung in 
Deutschland“. 
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mit Führern der nationalsozialistischen Bewegung zu rein informatorischen 
Zwecken unterhalten habe. Er, Mussolini, kenne keinen Antisemitismus und 
stelle sich mit dem Vatikan gut”®. Hitler und Rosenberg hätten gegenüber 
Carnevali, dem Vertreter italienischer Zeitungen in Deutschland, wohl Sym- 
pathie bekundet, gleichzeitig aber die verschiedenen Wege und verschiedenen 
Ziele gegenüber dem Faschismus betont. Große Skepsis gegenüber dem Fa- 
schismus sprach auch aus einem Artikel von Adolf Dresler in der „Großdeut- 
schen Zeitung“: „An irgendwelche Hilfe von seiten des Fascismus bei unse- 
rem Wiederaufstieg ist nicht im entferntesten zu denken, im Gegenteil, die 
Italiener sind bemüht, unsere ungünstige wirtschaftliche Lage dahin auszunüt- 
zen, daß sie den Handel Mitteleuropas an sich ziehen. Auch die Verfolgung 
des Deutschtums in Südtirol werde vom Faschismus betrieben. ‚Das einzige 
Greifbare, was wir dem faschistischen Italien bisher verdanken, ist die Spren- 
gung der französischen Einkreisungskette im Südosten durch das kürzlich mit 
Südslawien geschlossene Bündnis.‘“ 


7. Judenfrage und Antisemitismus 


Konstantin Frantz schrieb vor genau hundert Jahren in seiner Schrift „Na- 
tionalliberalismus und Judenherrschaft“ über das jüdische Problem!: „Wahr- 
lich, es bedarf nur eines unbefangenen Blickes auf das mit den Geschicken kei- 
nes anderen Volkes irgendwie vergleichbare Geschick der Juden... und man 
muß zu der Überzeugung gelangen, daß hier eine höhere Fügung waltet, 
worüber menschliche Kräfte nichts vermögen. Dem Rationalismus bleibt daher 
die jüdische Geschichte ein für immer unlösbares Räthsel. 

Aber nicht blos Zeugen der göttlichen Offenbarung, sondern auch Werk- 
zeuge der göttlichen Weltregierung sind die Juden noch bis heute. Denn wie 
sie in ihrem mumienartigen Fortleben die Strafe ihrer Verstocktheit tragen, 
dient anderseits ihr parasitisches Sicheindrängen in die christliche Welt, und 


34 Die Zeitschrift „La Vita Italiana“ hatte jedoch antisemitische Neigungen. 
35 GZ, Nr. 25 v. 26. 2. 1924, S. 3, Adolf Dresler: „Was haben wir vom Faschismus zu er- 


warten?“ 
1 Muenchen 1874, S. 62 ff. 
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ihre dadurch erlangte Herrschaft, den christlichen Völkern selbst zur wohl- 
verdienten Züchtigung für ihren eigenen Abfall vom Christenthum. Und so 
müssen nun die christlichen Völker diese Züchtigung über sich ergehen lassen. 
Gewaltmittel gegen die Judenherrschaft anzuwenden, verböte ihnen das Chri- 
stenthum selbst. Sie würden dadurch nur um so größere Schuld auf sich laden. 
Durch nichts können sie sich von der Judenherrschaft befreien, als durch volle 
Rückkehr zum Christenthum, und thatsächliche Ausprägung desselben auf al- 
len Lebensgebieten ...“ Unter der Herrschaft des Nationalliberalismus „treten 
die Juden vielmehr in den Mittelpunkt unserer Entwicklung, ihr Einfluß 
durchdringt alle Zweige derselben, und was sich Fortschritt nennt, ist zuletzt 
nur Fortschritt der Verjudung. Ein deutsches Reich jüdischer Nation entsteht 
damit vor unseren Augen ... Was uns also vom Nationalliberalismus befreit, 
wird uns auch von der Judenherrschaft befreien, und über das Mittel dazu 
kann kein Zweifel mehr sein. Es ist das Eine: daß die deutsche Nation sich 
wieder als christliche erkennt und als solche bethätigt“. 

Der sozialdemokratische Innenminister Preußens, Severing, richtete am 
5. Januar 1923 an den Reichsaußenminister eine eingehende Denkschrift, in 
der er auf die sowohl vom innen- wie vom außenpolitischen Standpunkt 
gleichbedeutsame Frage der Osteinwanderung hinweist und konkrete Vor- 
schläge macht, durch die den aus dieser Zuwanderung drohenden Gefahren 
begegnet werden könnte. Der Minister betont, daß die in der Denkscrift 
behandelte Frage nur international zu lösen sei. Insbesondere müsse sich der 
Völkerbund mit der Ostjudenfrage befassen. Als besonderes Abhilfsmittel 
gegen die Überflutung Deutschlands mit Osteinwanderern empfahl der Mini- 
ster die Förderung der Auswanderung der nach Deutschland gelangten Aus- 
länder, vielleicht auch ihre Ansiedlung in fremden Ländern, ferner den Ab- 
schluß von Übernahmeverträgen mit unseren östlichen Nachbarn, um den zahl- 
reichen in Deutschland lebenden russischen Kriegsgefangenen und polnischen 
Deserteuren und Refraktären die Rückkehr in ihre Heimat zu ermöglichen?. 

Dieser amtliche Schritt des preußischen Innenministeriums war ein deut- 
liches Zeichen der Bedeutung und der Gefahren der Osteinwanderung, insbe- 
sondere der ständigen Zuwanderung von Ostjuden aus Polen und Rußland. 
Schon vor dem Kriege hatten 90 000 ausländische Juden in Deutschland ge- 


2 SEG, 64, 1923, $S. 2 — „Vorwärts“, Morgenausgabe, Nr. 6 v. 5. 1. 1923, $. 3: „Die Ost- 
einwanderung. Denkschrift Severings an den Reichsminister.“ 


181 


lebt; während des Krieges waren weitere 70000 hinzugekommen. Nach 
Kriegsende setzte sich die Einwanderung verstärkt fort’. „Die preußische 
Staatsregierung beschloß in ihrer Sitzung vom 27. Dezember 1919 aufgrund 
des ihr vorgelegten ‚Materials‘ grundsätzlich die Einweisung aller ‚uner- 
wünschten‘ Ostjuden in spezielle Lager.“ Solche „Konzentrationslager“ wur- 
den in Stargard und Cottbus errichtet; in beide Lager wurden aufgrund des 
obigen Regierungsbeschlusses ab November 1920 „unerwünschte“ Ostjuden 
eingewiesent. In Bayern machte die Regierung im April 1922 einen ersten aber 
gescheiterten Versuch, nach 1914 eingewanderte Juden auszuweisen. Unter 
dem Generalstaatskommissar Kahr wurden im Herbst 1923 wieder Juden 
ausgewiesen’. Nur auf diesem Hintergrund und angesichts der fatalen Rolle, 
die die Juden beim Umsturz 1918 in Deutschland und Österreich wie schon 
vorher bei der bolschewistischen Revolution in Rußland gespielt hatten, wird 
der radikale Antisemitismus verständlich, der sich in Deutschland infolge 
des verlorenen Krieges und. der Revolution breitmachte®. 

Bedeutende Persönlichkeiten des eingesessenen Judentums betrachteten mit 
Sorge das Auftreten und Verhalten vieler Juden in der Revolution und warn- 
ten vor weiterer Einwanderung von Ostjuden. So schrieb Stefan Zweig am 
8. Dezember 1918 an Martin Buber, er denke an einen Aufruf „von uns“ „an 
die Juden in Deutschland und Österreich — sich jetzt nicht vorzudrängen, 
nicht die Politik an sich reißen zu wollen. An einen Aufruf zur Bescheidenheit. 

Es ist mir entsetzlich zu sehen, wie alles — Revolution, Rote Garde, Mini- 
sterien von Juden gestürmt werden, welche unreine Machtgier unreiner Men- 
schen sich jetzt entlädt. Wäre es nicht an uns allen — ich glaube Schnitzler, 
Wassermann, Heimann und viele andere täten mit — der berechtigt antisemi- 
tischen Entrüstung vorzugreifen und zur Besinnung zu mahnen ... .“ Zweig 
schloß seinen Brief mit einem prophetischen Hinweis auf den Judenpogrom 
in Lemberg im Gefolge der Eroberung der Stadt durch die Polen am 22. No- 
vember 1918: „Ich habe bei Lemberg an Sie gedacht! Und an uns alle!“? 


3 Wilhelm Treue, Zur Frage der wirtschaftlichen Motive des deutschen Antisemitismus, in: 
Deutsches Judentum in Krieg und Revolution 1916—1923, Tübingen 1971, S. 387 ff., 
396 f. 

4 Werner Jochmann, Die Ausbreitung des Antisemitismus, ebda, S. 409 ff., 505 f. 

5 Jochmann, ebda, S. 506 f. 

6 S. u.a. Werner Angreß: Juden im politischen Leben der Revolutionszeit, ebda, S. 137— 
315; ferner Franz-Willing, S. 17, mit Anm. 9; $. 21 mit Anm. 21; S. 27 ff. 

7 Martin Buber, Briefwechsel, 1973 (Sperrdruck von mir). 
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Der bekannte Bankier Warburg, der im Oktober 1918 in einem Brief an 
den letzten kaiserlichen Reichskanzler Prinz Max von Baden mit beschwö- 
renden Worten für die Fortsetzung des militärischen Widerstandes und gegen 
eine Kapitulation eingetreten war, ähnlich wie auch Rathenauf, schrieb im 
Jahre 1921 einen Brief an Major von Boetticher, er möchte seinen Einfluß 
geltend machen, daß die Grenzen gegen eine weitere Zuwanderung von Ost- 
juden gesperrt würden, andernfalls mit einem Untergang des gesamten euro- 
päischen Judentums gerechnet werden müsse®. 

Mittelpunkt des radikalen Antisemitismus wurde München durch Hitler 
und die von ihm entfesselte Massenbewegung. Der überlieferte landläufige 
Antisemitismus religiöser und wirtschaftlicher Art wurde vornehmlich von 
Hitler zu einem Kampf gegen die jüdische Rasse umgeformt. Der Rassenanti- 
semitismus stammte freilich ebensowenig von ihm wie der Antisemitismus 
überhaupt; er machte jedoch den Rassenantisemitismus zum wesentlichen In- 
halt einer Massenbewegung, besonders dadurch, daß er Marxismus und Juden- 
tum identifizierte. Die führende Beteiligung von Juden an der revolutionären 
Bewegung in Ost- und Mitteleuropa 1917—1920 gab Anlaß, den Weimarer 
Staat als „Judenrepublik“ zu brandmarken, die Reparationspolitik der Sieger 
bot Handhabe zum Kampf gegen die „Börsendiktatur“ des jüdischen Kapitals, 
gegen den Weimarer Staat als Konkursverwalter Deutschlands im Auftrag 
der internationalen „Finanzhyänen“. In einem Leitartikel „Bolschewismus“ 
wurde die Gleichsetzung des Judentums mit dem Bolschewismus und dem in- 
ternationalen Leihkapital folgendermaßen begründet: 

»... Das wirkliche innere Ziel des Bolschewismus ist also die Enteignung 
und Entrechtung alles mittleren und kleineren bürgerlichen Kapitals, und der 
Arbeiterschaft, zugunsten jener wenigen Kreise, die als internationales Groß- 
kapital bezeichnet werden, und die im Großjudentum ihren Ursprung und ihre 
planmäßigen Drahtzieher haben ..... Weil der Bolschewismus planmäßig von 
Großjuda in einen Staat hineingetragen wird, um sich an der Vernichtung der 
Substanz der andern zu bereichern, hat Großjuda auch in Deutschland sich 


8 H.G. Adler, Die Juden in Deutschland von der Aufklärung bis zum Nationalsozialismus, 
München 1961, S. 130 ff. 

9 Nachlaß General von Boetticher. Freundlicher Hinweis von Dr. Manfred Kehrig. 
Auch in seinen unveröffentlichten Erinnerungen erwähnt Boetticher ein Gespräch mit 
Warburg im Jahre 1922, in dem der Bankier wieder auf die mit der Zuwanderung von 
Ostjuden verbundenen Gefahren für das eingesessene Judentum zu sprechen kam. 
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aller hierfür geeigneten Mittel aufs beste bedient. Zu diesen Mitteln gehört 
die Effektenspekulation, die bis zum kleinsten Tippfräulein und Lehrling 
das deutsche Volk verseucht hat, und an der sich die Großbörse letzten Endes 
immer wieder bereichert, dazu gehört die bolschewistische Finanzgebarung 
und Notendruckerei, dazu gehört der ganze Schwindel der Devisenkurse ... 
Die Form, in der der Bolschewismus in Deutschland eingeführt wurde, ist also 
eine andere, als man sie in Rußland benützte, dort war es erklärter offener 
Bolschewismus, in Deutschland ist Juda zur Form des schleichenden Bolsche- 
wismus übergegangen?®. ..“ 

München bot durch das Schockerlebnis der Räterepublik einen besonders 
günstigen Nährboden für die radikale Agitation Hitlers und seiner Anhän- 
ger!!. Wenige Wochen nach der Ernennung Kahrs zum GSTK brachte Dietrich 
Eckart im VB einen Aufsatz; betitelt „Landgraf, werde hart!?!“ Er war an 
Kahr gerichtet mit der Aufforderung, klare Stellung zum Judentum zu be- 
ziehen: „Herr von Kahr weiß um das jüdische Verhängnis Bescheid“, schrieb 
Eckart. „Anfang 1919 hatte ich mich bei ihm einzufinden zwecks Gründung 
eines Geheimbundes gegen die Juden. Ich hielt nichts von diesem Plan, weil 
mir jede Geheimnistuerei widerstrebt; dafür schlug ich die Gründung einer 
großen antisemitischen Tageszeitung vor, also den Kampf mit offenem Vi- 
sier. Daraus wurde nichts.“ Kahr war damals (1919) Regierungspräsident von 
Oberbayern; als konservativer, monarchisch gesinnter Beamter war er Re- 
präsentant der bodenständigen Kräfte und Gegner der Zuwanderung frem- 
der Elemente. Als Ministerpräsident wie als Vertrauensmann und Ehrenprä- 
sident der Einwohnerwehren und vaterländischen Verbände verfocht er den 
landläufigen Antisemitismus der eingesessenen bayerischen Bevölkerung. Des- 
halb duldete und schützte er radikale Blätter wie den „Miesbacher Anzeiger“ 
und den „Völkischen Beobachter“!3. 

Der Kampf gegen das Judentum bildete in der Presse wie in den Versamm- 
lungen der Nationalsozialisten das wichtigste Thema. Der Zutritt zu national- 
sozialistischen Versammlungen war den Juden grundsätzlich verboten. Na- 
10 VB, Nr. 190 v. 16./17. 9. 1923, S. 1: Leitartikel: Bolschewismus. 

11 Rudolf Kanzler, Bayerns Kampf gegen den Bolschewismus, München 1931; Franz-Willing, 

S. 27 ff.; Högner, Die verratene Republik, S. 38; Juden im deutschen Kulturbereich, 

2. A., 1959, S. 556559. 

12 VB, Nr. 210 v. 18. 10. 1923. — S. a. Dietrich Eckart: Der Bolschewismus von Moses bis 


Lenin. Zwiegespräch mit Adolf Hitler, München 1924. 
13 Franz-Willing, S. 300 ff. 
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hezu in jeder Nummer brachte Hitlers Organ einen antijüdischen Artikel 
nach dem Motto: „Das schädlichste Unkraut aber in den Völkern ist der Ju- 
de!#.“ Federführend in der Propagierung des Judenhasses waren neben Hitler 
vor allem Dietrich Eckart und Alfred Rosenberg. Letzterer gab nicht nur als 
Nachfolger Eckarts in der Schriftleitung dem VB das Gepräge als maßgeb- 
lichem Hetzblatt gegen die Juden, er war auch sonst schriftstellerisch rege 
tätig, u. a. mit der Herausgabe der Zeitschrift „Der Weltkampf“. Aus Rosen- 
bergs Buch brachte der VB einen Auszug über das Thema: „Die Protokolle der 
Weisen von Zion und die jüdische Weltpolitik!5.“ In der gleichen Nummer 
wurde unter dem Titel „Die Juden und die Einheitsfront“ die Unterstützung 
der Juden durch die französische Besatzungsmacht angeprangert'®. 

Der Kampf gegen das Judentum erstreckte sich auf alle Lebensgebiete. 
„DiebarbarischeGrausamkeitdes jüdischen Schächtens“ wurdeebenso bekämpft 
und deshalb ein Schächtverbot gefordert', wie beispielsweise auch gegen den 
übermächtigen jüdischen Einfluß auf dem Gebiet der Philosophie Front ge- 
macht wurde!®. 

Ein besonderer Angriffspunkt war die jüdische Machtstellung im Presse- 
und Nachrichtenwesen. Die „Vossische Zeitung“, das „Berliner Tageblatt“, 
die „Frankfurter Zeitung“ sowie die großen jüdischen Verlage Mosse und 
Ullstein wurden heftig bekämpft, ebenso die großen Nachrichtenagenturen 
Wolff und Reutter!®. Über die finanzielle Machtstellung der Juden äußerte 
sich Esser in einer Rede am 8. Januar 1923 in Wien?®: 

„Beantworten nicht wir, sondern der ‚unverdächtige‘ ‚Berliner Börsenku- 
rier‘ (31. August 1922) selbst die Frage: 

‚Am 2. September haben sich in New York etwa 100 Vertreter des Han- 
dels und insbesondere der Finanzwelt, die führenden Kreise der Banken- und 
Börsenwelt, darunter Kahn, Warburg, Morgan zusammengeschlossen, um 
den wirtschaftlichen Wiederaufbau Europas zu besprechen.‘ 

Daß sich diese gesamte Banken- und Börsenwelt in jüdischen Händen 


14 VB, Nr. 174 v. 29.8. 1923, $. 2 f. 

15 Ebda, $. 3. 

16 Ebda, S. 4. 

17 VB, Nr. 211 v. 19. 10. 1923, 5. 4. 

18 VB, Nr. 175 v. 30. 8. 1923, Artikel: Philosophia Judaica. 

19 VB, Nr. 193 v. 20. 9. 1923, S. 1 f.: Leitartikel: „Die großen Telegraphenagenturen Wolff- 
Reutter“. 

20 Schilling, Dr. W. Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus, S. 305 f. 
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befindet, beweist, daß im Jahre 1921 von sämtlichen Direktoren, Leitern, De- 
visenhändlern usw. auf den deutschen Börsen auf 0.97 deutsche Christen 134 
mosaischer Konfession entfielen, also nicht ein ganzer Deutscher, und auf mitt- 
lere Angestellte von 14 deutschen Christen 110 mosaischer Konfession, von 
Arbeitern, Buchhaltern, Stenographinnen usw. auf 47 Deutsche — 0.2 Juden. 
Jeden, den höchsten christlichen Feiertag haben die Börsen in Deutschland 
offen, an jedem jüdischen Feiertag restlos geschlossen. Und dies unter einer 
Gegenziffer von 70 Millionen Deutschen und 3 Millionen Juden und nicht viel- 
leicht umgekehrt! Die Einwendung von manchen Leuten, daß es zweierlei 
Kapital gibt, ist falsch. In Wahrheit regiert nur ein Kapital, das Börsenkapital. 

Ein paar Millionen ägyptischer Josefs regieren heute die Welt. 

Von dem ganzen deutschen Sechzig- bis Siebzigmillionenvolke haben un- 
ter 100 deutschen Christen 27 selbständige Stellungen, unter den Juden von 
100 84. Unter fünf- bis achtköpfigen Familien haben unter deutschen Chri- 
sten keine Wohnung 8—9 Prozent, unter den Juden 0.01 Prozent. Unter den 
deutschen Christen haben 25 Prozent 2—3 Zimmer, unter Juden 34 Pro- 
zent; 5—7 Zimmer unter deutschen Christen 12 Prozent, unter Juden 54.9 
Prozent. 

In München haben wir nicht 10 wohnungslose Juden, aber 50.000 Deut- 
sche, die nicht wissen, wohin sie abends ihr Haupt legen sollen. Und diese 
Stadtvertretung nennt sich sozialistisch! 

In dem Testament und Tagebuch Morgans im Absatz über die große Sit- 
zung Ende 1907 in London wurde kühl erklärt: 

‚Der deutsche Wirtschaftskörper, der ist heute unglaublich stark geworden, 
daß er sehr schwer der internationalen Weltwirtschaft eingegliedert werden 
kann. 

Der deutsche Wirtschaftskörper kann der internationalen Weltwirtschaft 
nur eingegliedert werden, wenn man Deutschland durch einen Krieg politisch 
erschlägt, und das ist: Wir brauchen einen Weltkrieg.‘“ 


Im Laufe des Jahres 1923 nahm die Zahl der Artikel über das Judentum 
ständig zu; sie häuften sich besonders in den Monaten September, Oktober 
und Anfang November. In dieser Zeit war fast in jeder Nummer des VB 
irgendeine Abhandlung über Juden und Judentum aus allen Lebensbereichen. 
Mit der Zahl der Artikel nahm auch die Schärfe und die hemmungslose Lei- 
denschaftlichkeit des Kampfes zu. U. a. wurden auch geschichtliche Abhand- 
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lungen über Judentum und Antisemitismus gebracht, so „Das Edikt über die 
Verhältnisse der jüdischen Glaubensgenossen im Königreiche Bayern“ vom 
10. Juni 1813, abgedruckt aus dem Kgl.-Bayerischen Regierungsblatt vom 
17. Juli 181321, Die jüdische Abstammung des Begründers des „wissenschaft- 
lichen Sozialismus“, Karl Marx, war ein besonders ergiebiges Feld für den 
Kampf gegen Judentum und Marxismus??. 

Hitler versäumte in keiner Rede, gegen die Juden die heftigsten Anschul- 
digungen zu richten. Der Rechten warf er vor, an der Revolution von 1918 
mitschuldig zu sein, mit folgender Begründung: „Sie hat nicht den Mut ge- 
habt, die paar jüdischen Gauner herauszugreifen und aufzuknüpfen.“ Und 
fuhr in der gleichen Rede weiter: „Wir werden sehen, was stärker ist: Jüdi- 
scher internationaler Geist oder deutscher Wille??.“ 

Die schon erwähnte faschistische Monatszeitschrift „La Vita Italiana“ brach- 
te im August 1922 einen langen Artikel, betitelt „Gli Ebrei, la Passione e la 
Resurrezione della Germania (Die Juden, die Passion und die Auferstehung 
Deutschlands) aus der Feder eines Deutschen. Der Artikel ist am Schluß ge- 
zeichnet: „Ein Bayer“. Der Verfasser soll kein geringerer als Hitler selbst 
gewesen sein. Wenn diese Angabe?*, die nicht nachgeprüft werden konnte, 
stimmt, handelt es sich vielleicht um den ersten Artikel Hitlers in einem aus- 
ländischen Organ. Der Artikel beginnt wie folgt: „Die deutsche Frage ist 
heute im tiefsten Sinne eine religiöse und christliche. Jesus Christus war in der 
Person des Angeklagten und des Verurteilten der Sieger über den Tod: so 
nährt jener Teil des deutschen Volkes, der in seinem abgrundtiefen Sturz auf 
unsichtbare Weise die Tradition der Ehre und der Reinheit wiedergefunden 
hat, die Hoffnung, daß der Weg des Kreuzes in der Auferstehung endet. Auf- 
erstehung in einem freien und würdigen Leben oder im freiwilligen Tod. Jesus 
Christus wurde von jenem Teil des jüdischen Volkes gekreuzigt, der ihm den 
Tod geschworen hatte, nachdem der göttliche Meister die Tische der Speku- 
lanten und Bankiers umgestürzt hatte; nachdem er in göttlichem Zorn jene 
Pharisäer, die Verderber des Gemeinsinns, gegeißelt hatte, die auch im heiligen 
Tempel das Recht des Wuchers beanspruchten ..... Am 8. und 9. November 
1918, den Tagen der Revolution, erwachte Deutschland und sah als neue herr- 
21 VB, Nr. 176 v. 31. 8. 1923, S. 4. 

22 Artikel: „Karl Marx, wie er wirklich war“, in VB, Nr. 177 v. 1.9. 1923, S. 2. 


23 Hitler am 5. 9. 1923 im Zirkus Krone, zit. nach VB, Nr. 182 v. 7.9. 1923, S. 1. 
24 Petersen, $. 40. 
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schende Schicht nicht einheimische und christliche Mitbürger, sondern eine 
Masse von Juden, die teilweise neu zugewandert ist aus Galizien, aus Polen, 
aus Rußland. Man sah noch nicht — wie später — ihren Zusammenhang mit 
den Westjuden auf dem Weg über die ‚Alliance Israelite Universelle‘ . . .“ 

Gegen die Maßnahmen zur Währungsstabilisierung durch Einführung 
der Rentenmark auf der Goldbasis wurde entschieden Stellung genommen. 
„Die Goldmark — ein Fischzug Alljudas“ lautete die Stellungnahme des VB 
zur Gründung der Goldbank®®. Und wenige Tage später hieß es in einem 
Artikel mit der Überschrift: „Staatlich ‚deutsch‘-republikanische Finanzmoral: 
Sind die politischen Verhältnisse Deutschlands mit der von Alljudaan ange- 
strebten völligen Versklavung Deutschlands ‚geklärt‘, dann werden Handel 
und Wandel wieder freie Bahn haben. Dann braucht Alljudaan nur wieder 
einmal zwei Jahre lang billiges amerikanisches Getreide, südamerikanisches 
und australisches Vieh, polnische Kartoffeln auf den deutschen Markt zu wer- 
fen, zu einem Preis, bei dem die deutsche Landwirtschaft nichts mehr ver- 
dient, und die deutsche Landwirtschaft ist geliefert. Die rote alljüdische Re- 
publik, die sich dann erst recht auf die zu ihrem Sklaven gewordenen Indu- 
striearbeiter stützen wird, wird ihr keine Schutzzölle errichten, und ihren 
Beamten wird das billige Brot recht sein. 

Am allerbetrogensten aber wird der deutsche Arbeiter sein. Was ihn 
nämlich bis jetzt vor der restlosen Ausbeutung durch den Großkapitalismus 
schützte, war nicht, wie er sich einbildete, seine marxistisch-jüdisch-sozialde- 
mokratische Organisation, sondern der Mittelstand. Der selbständige und 
unabhängige Mittelstand schob sich zwischen den Arbeiter und die Groß- 
finanz, fing die gefährlichsten Angriffe von dieser Seite her auf und hemmte 
sie, „;* 

Die Stabilisierung der Rentenmark auf Goldgrundlage mit Hilfe einer 
internationalen Anleihe wurde nicht nur von den Nationalsozialisten, son- 
dern auch von anderen rechtsstehenden Verbänden und Presseorganen abge- 
lehnt, z. B. vom Sprachrohr des Bundes Bayern und Reich, mit derselben anti- 
jüdischen Argumentation wie Hitlers Organ. In einem Leitartikel, betitelt 
„Neuer Volksbetrug“, schrieb das Bundesnachrichtenblatt „Bayern und Reich“ 
Ende Oktober 1923 u. a.: 


25 VB, Nr. 187 v. 13.9.1923, S. 1. 
26 VB, Nr. 189 v. 15.9. 1923. 
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»... Daß gerade Großjuda der Schlund ist, in dem all diese nutzlosen 
Opfer verschwinden, ist nach Lage der Dinge selbstverständlich. Mit der Ein- 
richtung dieser Rentenbanksache hat Stresemann den Beweis erbracht, daß er 
voll in den Händen des internationalen Großkapitals ist und daß er dem- 
zufolge das deutsche Reich nur so regieren kann, wie es der Nutzen des Juden- 
tums verlangt??.“ 

Mitte September brachte das Hauptorgan der NSDAP in einer Unterhal- 
tungsbeilage eine ausführliche geschichtliche Betrachtung über „Die Juden in 
Bayern“ vom Anbeginn der bayerischen Geschichte®®. 

Die Verleihung des Adelstitels „Sir“ an Professor Dr. Hermann Gollancz 
in England brachte der VB unter dem Titel: „Ein Rabbiner — englischer Ade- 
liger“, und hob hervor, daß Gollancz der erste geadelte Rabbiner sei?®, „Jüdi- 
scher Kettenhändler“, „Das Herz der Juden auf der Börse“ waren Überschrif- 
ten von Berichten über Juden?®. Die „Verjudung des Viehhandels“ in Mittel- 
franken wurde unter der Rubrik „Bayerische Rundschau“ gebracht?!. Als das 
Zentralorgan der Sozialdemokratie, der „Vorwärts“, mit dem Einmarsch der 
Reichswehr in Bayern drohte, schrieb dazu der VB: „Zunächst ist interessant 
(und außer dem Blatt der Juden Schiff und Stampfer betonen das auch alle 
anderen hebräischen Gazetten), daß der ‚Vorwärts‘ so genau darüber Bescheid 
gibt, zu welchem Zweck Dr. von Kahr auf seinen Posten gerufen wurde... 
Wir hoffen, daß einst die deutsche Reichswehr den jüdischen Pestherd zu Ber- 
lin ausräuchert??. ..“ 

In einem Artikel „Jüdische Landpolitik und deutsche Auswanderung“ 
wurde gegen die Landkaufpolitik der „Alliance Israelite Universelle“ in Ar- 
gentinien Stellung genommen??. Unter der Überschrift „Auch Coolidge“ er- 
wähnte Hitlers Blatt die Neujahrsglückwünsche des amerikanischen Präsiden- 
ten an die Juden zum 11. September**. 

Als Beweis des engen Zusammenhanges zwischen Judentum und Sozialis- 
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mus sollte ein Zitat aus dem „Jüdischen Echo“ dienen, das der jüdischen Ju- 
gend die Eingliederung in die Reihen des Sozialismus empfahl?®. 

Einen Maklerstreik an der Berliner Börse hob der VB mit dem Titel her- 
vor: „Streik der Börsenjungen in Berlin?®,“ 

Mit Genugtuung wurden selbstverständlich antisemitische Außerungen 
im Ausland verzeichnet, so zum Beispiel in Polen?”. 

Dietrich Eckart brachte im VB Anfang Oktober 1923 eine längere Ab- 
handlung, betitelt „Sukkausbetrachtung“, die sich gegen dieses jüdische Fest 
(Laubhüttenfest) richtete: „Sukkaus ist ein jüdisches Fest, anscheinend das 
Laubhüttenfest. Das ‚Israelische Wochenblatt für die Schweiz‘ ist in seiner 
Nr. 38 nahe daran, an der Menschheit zu verzweifeln, weil dieses herrliche 
Fest noch immer nicht zum Gemeingut der ganzen Welt geworden ist... Wir 
bitten um Entschuldigung. Nicht am guten Willen fehlt es, sondern an der Be- 
lehrung. Wir sind ja so rückständig. Bis heute wußten wir noch nicht einmal, 
daß unser Weihnachten, ebenso wie unser Ostern und Pfingsten, ein jüdisches 
Fest ist, geschweige denn, daß das Purimfest, an dem die Juden die scheuß- 
liche Niedermetzelung der 75 000 arischen Perser unter Esther-Mardochai bol- 
schewistisch-fröhlich zu feiern pflegen, mit unserem Fasching zusammen- 
hängt. Wie hätten wir also vom Sukkaus etwas wissen sollen? ..... Bayern, 
koste es was es wolle, muß sich den Ruhm sichern, als erster christlicher Staat 
das Sukkausfest eingeführt zu haben. Hier und nirgends blüht für unsere 
Schweyer und Matt der unvergängliche Lorbeer. Zu allem Überfluß erinnert 
„Sukkaus‘ an das uns Bayern geläufige ‚Sukl‘ — es wäre das hellichte Wunder, 
wenn nicht auch Wutzlhofer sich sofort der Idee bemächtigte. Das Sukkaus- 
oder Suklfest soll unser Nationalfest werden®®! ,. .“ 

Aus Eckarts Drama „Lorenzaccio“ brachte der VB einige Wochen später 
unter der Überschrift „Die Weisheit Ahasvers“ einen Auszug. 

Mit Währungsspekulationen befaßte sich ein Artikel, betitelt: „Denomi- 
nationswucher““P. Dort hieß es: „Schon jetzt trifft man auf dem Lande polni- 
sche und galizische Juden, die den dummen Bauern und Handwerkern die 
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alten braunen Tausendmarkscheine und die alten blauen Hunderter abkau- 
fen; so zahlten in der Koburger und Bamberger Gegend die edlen Hebräer in 
voriger Woche für den Hunderter drei und für den Tausender dreißig Millio- 
nen! Diese jüdischen Schnorrer wissen also aus irgendeiner hohen geheimen 
Quelle ganz genau, daß diese alten „echten“ Geldscheine in absehbarer Zeit 
mehr wert sein werden als das andere Papiergeld, das von ihnen selbst als Mist 
bezeichnet wird. Die bevorstehende ‚Denomination‘ (Nullenstreichung) am 
jetzigen Mistgeld wird also, so muß man schließen, nach dem Wissen und 
Willen der oberen Juden an dem ‚echten‘ Papiergeld vorbeigehen! D. h. die 
Börsenjuden der neuen Rentenbank werden das alte Papiergeld um einige 
Millionen in ihre Hände bringen und werden ihm dann Geldwert verleihen. 
Man bringe mit diesem neuesten Judenraub das Verfahren in Einklang, an 
die Bauern Waren (Maschinen) um 100 oder 300 ‚Mark‘ zu verkaufen mit 
Stundung der Summe, zahlbar im Oktober 24 oder 25! Hoffentlich ist bis 
dahin von der Rentenbank und dem Denominationswucher kein Jota mehr 
übrig!“ 

Als Ende Oktober 1923 der GSTK mit der Ausweisung von Ostjuden 
aus Bayern begann, war das Wasser auf die Mühlen der Nationalsozialisten®!. 
DieMaßnahmen des GSTK wurden selbstverständlich begrüßt und gleichzeitig 
bemängelt, weil sie den Hitleranhängern zu wenig radikal waren. Der VB 
schrieb dazu®*: 

München, 25. Oktober. 

„Beginnende Ostjuden-Ausweisung. 

Wie wir erfahren, beginnt man endlich mit der Ausweisung des Ostjuden- 
packs aus Bayern. Eine ganze Anzahl von Ostjuden hat bereits die Auswei- 
sungsbefehle erhalten. Warum man aber dabei so geheimnisvoll tut, verstehen 
wir nicht recht. Der Herr Generalstaatskommissar hat doch bei seinem Bestre- 
ben, Bayern von dieser schauervollen Landplage zu säubern, nicht nur das 
ganze bayerische Volk hinter sich, sondern überall im Deutschen Reiche wird 
man ausrufen: Ach! Wären wir doch auch hier schon so weit! 


41 Der „Vorwärts“, Morgenausgabe, Nr. 503 v. 27. 10. 1923, bezeichnete Kahrs Judenaus- 
weisungen als Zugeständnis an Hitler. Das Blatt schrieb am 30. 10. (Nr. 508, Abend- 
ausgabe) über die Judenaustreibung: „Aus Bayern droht eine Gefahr, die Deutschland 
kulturell und wirtschaftlich um Jahrzehnte zurückwerfen wird, wenn nicht alle freiheit- 
lichen Kräfte sich zur Abwehr zusammenschließen.“ 

42 VB, Nr. 218 v. 26. 10. 1923, S.1. 
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Daß der Vorstand des hiesigen Ostjudenvereins, Reich, der sattsam be- 
kannte marzistische Rechtsanwalt Löwenfeld und noch andere führende jü- 
dische Persönlichkeiten alles tun, um die Behörden zur Zurücknahme der Aus- 
weisungsbefehle und der Einstellung weiterer Ausweisungen zu bewegen, ver- 
steht sich von selbst. Wir geben der bestimmten Erwartung Ausdruck, daß 
diese Bestrebungen nicht nur erfolglos bleiben, sondern den Anlaß zu noch 
schärferem Vorgehen bilden werden. 

Weiter halten wir es für selbstverständlich, daß diesen Juden auch ihr Ver- 
mögen restlos beschlagnahmt wird, denn sie haben es sich doch nur durch 
Schieberei, Wucherei und Gaunerei von den Deutschen erschlichen. 

Wäre es aber nicht angezeigt, vor allem auch die Reich, Löwenfeld und 
Konsorten hinauszuwerfen? Warum, möchten wir ferner noch fragen, werden 
nicht die Namen der Ausgewiesenen veröffentlicht?“ 

Anfang November brachte das Blatt eine Namensliste der bisher ausge- 
wiesenen Ostjuden mit folgendem Kommentar*: 

„Bisher ausgewiesene Hebräer. 

Folgende Juden wurden aus Bayern bisher ausgewiesen: 

Katzenel, Gidalewitsch, Eisenberg, Ass Baruch, Bolie Emil, Schein Abra- 
ham, Schaffer, Basseck, Sachsenhaus, Tannenzapf, Rothenberg, Lampe, Bin- 
neböse, Wamschel, Wechsler Benjamin, Wechsel Joseph, Orliansky, Hoyda, 
Misch David, Misch Abraham, Heller, Levi, Neumann Salomon, Notowiez, 
Halberstadt, Herschmann, Orloff Moses, Neumann Zotowzyk, Nathan Sa- 
lomo Baruch, Jolles, Steinlauf Baruch, Freylich, Koch Baruch, Koch Max, 
Mysch Hermann, Schmidt Albert, Mohn, Kurzmantel, Kalter Jakob, Dia- 
mand Baruch, Fett, Orloff Salomon, Diamand Markus, Saposchnik, Helf- 
gott, Glücklich, Lewin Jakob, Scheinmann, Schönmann, Spielmann Lazarus, 
Mysch Selig, Mysch Jakob, Schapira, Hauser Isidor, Herzberg Isidor, Mehler, 
Halpern. 

Wir möchten aber nochmals fragen: warum diese Judenausweisungen in 
aller Heimlichkeit vorgenommen wurden, so daß allerlei Gerüchte aufflattern 
konnten, die von der Judenpresse zu der Ausstreuung benutzt werden, daß 
lediglich arme Juden ausgewiesen worden seien? Warum erfährt man z. B. 
nicht die Tatsache, daß bei einer ganzen Reihe der Ausgewiesenen unzweifel- 


43 VB, Nr. 225 v. 4./5. 11. 1923, S. 5. 


192 


haft festgestellt werden konnte, daß sie die Münchner Räterepublik endlich 
unterstützten und heute noch die Kommunisten finanzieren? Warum nicht, 
daß bei fast allen Ausgewiesenen zahlreiche Lebensmittel, die bei manchen 
auf Jahre hinaus reichten, gefunden wurden? Sind diese Nahrungsmittel an 
die Armen verteilt worden? Hat man die Vermögen restlos beschlagnahmt 
und die Geschäfte geschlossen bzw. unter Sequester gestellt? Oder läßt man sie 
von der Verwandtschaft der Ausgewiesenen weiter betreiben?“ 

Die polnische Regierung protestierte bei der bayerischen Regierung „gegen 
die Ausweisung polnischer Staatsbürger“ und teilte mit, „falls diese Verfü- 
gung nicht zurückgenommen würde, würde sie alle in Polen lebenden Bayern 
sofort ausweisen“#4, 

Der GSTK erließ außerdem ein Verbot einer ganzen Anzahl von Zeitun- 
gen, das in den Rahmen seiner antijüdischen Maßnahmen gehörte. Verboten 
wurden in Bayern folgende Blätter: „Berliner Tageblatt“, „B.Z. am Mittag“, 
„Frankfurter Zeitung“, der „Vorwärts“, die „Vossische Zeitung“. Von den 
bayerischen Zeitungen wurden für einige Wochen folgende sozialdemokrati- 
sche Organe verboten: die Nürnberger’ „Morgenpresse“ und das Coburger 
„Volksblatt“. Auch in diesem Falle waren die Nationalsozialisten nicht ganz 
zufrieden: „Daß die hochverräterische Marxistenpresse nicht überhaupt unter- 
drückt wird, ist eine der von uns immer wieder gerügten Halbheiten, in die es 
sich ausgezeichnet einfügt, daß nach einer ‚Vorwärts‘-Meldung die ‚Münchner 
Post‘ ab 7. November wieder erscheinen darf in der Voraussetzung, daß die 
Redaktion ein Entschuldigungsschreiben an Herrn von Kahr richtet, der sich 
durch die Artikel, die zu dem Verbote führten, persönlich gekränkt fühl- 
ters? 

Die „Münchner Post“ wurde auch von „Bayern und Reich“ angegriffen, 
weil sie gegen die Ausweisung der Ostjuden Stellung genommen hatte*‘. „O 
Schmerz! Das Organ des Zentralvereins deutscher Staatsbürger, die ‚Münch- 
ner Post‘, ist betrübt bis in den Tod, weil eine Anzahl Juden ausgewiesen 
wurden“, schrieb Pittingers Organ. „Ach, die armen Juden, die edlen Juden, 
die inserierenden Juden! Auf einmal kommt die ‚Mchr. Post‘ das Mitleid an 
mit den ‚Arbeitern, die nun brotlos geworden sind‘. Du lieber Himmel! So 


44 VB, Nr. 225 v. 4./5. November 1923, S. 5. 
45 VB, Nr. 227 v.7.11. 1923, S. 4: „Verbot norddeutscher Judenblätter“. 
46 „Bayern und Reich“, 1. Jg., Nr. 28, S. 3; VB, Nr. 227 v. 7.11. 1923, S. 4 (Dok.-Anhang). 
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ein galizischer Kleiderjud beschäftigt Dutzende von Arbeitern, geht, und die 
sind nun alle brotlos geworden. Wenn das so weitergeht, werden auch noch 
die Arbeiter und Mitarbeiter der ‚Mchr. Post‘ bis hinaus zum Auer Hartl brot- 
los, weil einer ihrer Bezieher und Geldgeber nach dem anderen den Weg wie- 
der zurückwandeln muß, den er gekommen ist.“ 

In der Reichshauptstadt kam es Anfang November zu großen Hunger- 
krawallen und Geschäftsplünderungen, die auch ein stark antijüdisches Ge- 
präge zeigten”. Die MNN schrieben dazu in Nr. 301 vom 6. November 1923, 
Sika 

„Die Plünderungen in Berlin. 

Galizier hatten vor den Zahlstellen der Erwerbslosenfürsorge Aufstellung 
genommen und versucht, die eben ausgestellten wertbeständigen Zahlungs- 
mittel gegen Papiergeld umzuwechseln, wobei sie weit geringere Beträge in 
Papiermark boten, als der Umrechnungskurs beträgt. Die erregte Menge 
wandte sich nun gegen jüdisch aussehende Passanten und jüdische Geschäfte.“ 
Aus diesen Äußerungen des größten bürgerlichen Blattes der bayerischen Lan- 
deshauptstadt wie des Organs von „Bund Bayern und Reich“ ist ersichtlich, 
daß die Stimmung gegen die Ostjuden jedenfalls in Bayern sich nicht auf die 
Rechtsradikalen beschränkte, sondern weit in die bürgerlich-bäuerlichen 
Schichten hinein verbreitet war. 

Wirtschaftliche und außenpolitische Erwägungen bewogen die Regierungs- 
partei (BVP), den GSTK zur Einstellung seiner antijüdischen Maßnahmen 
zu veranlassen. Die Judenausweisungen hatten in der Presse der USA bereits 
eine „merkliche Pogromhysterie“ erzeugt“®. Der GSTK mußte daher seine 
Ausweisungsmaßnahmen widerrufen und den größten Teil der bereits ver- 
fügten Ausweisungen (etwa 60) wieder rückgängig machen. Dazu bemerkte 
47 „Der nackte Hunger unter uns. Grausame Folgen — Nachlassen der geistigen Wider- 

standskraft“. Vorwärts“, Sonntagsausgabe, Nr. 517, v. 4. 11. 1923. Am 6. 11., Morgen- 
ausgabe, Nr. 519, schrieb das soz.dem. Orgar* „Ausbreitung der Plünderungen. Deutsch- 
völkische Hetzer am Werk“. „Von Völkischen geleiteter Pogrom“. Am 14. 11. 1923 
brachte das Blatt einen „Sozialdemokratischen Kampfaufruf gegen den Antisemitismus“ 
unter dem Titel: „Judenhetze und Reaktion“. Bereits am 2. 10. 1923 hatte der „Vor- 
wärts“ in der Nr. 460 (Abendausgabe) vom 2. 10. 1923, S. 2, eine Notiz gebracht: „Jü- 
dische Bevölkerung in Amerika und anderen Ländern“. Demnach lebten in den USA die 
meisten Juden. Der „Vorwärts“ machte jedoch keine Zahlenangaben über die Juden in 
Deutschland, während er solche für die Mehrzahl der größeren Länder brachte. VB, 
Nr. 227 v. 7. 11. 1923, S. 2, Artikel: „Selbsthilfe in Berlin gegen die jüdischen Blut- 


sauger“. 
48 Aussage E. Hanfstängl am 9.5.1924, Pol.Dir. München, Vernehmungsprotokoll, Abschrift. 
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der VB“: „Wir haben von Anfang an keinen Hehl daraus gemacht, daß wir 
mit der Art und Weise, wie der GSTK die Judenfrage zu lösen sucht, nicht 
einverstanden sind. Das Judentum ist unser aller größter und stärkster Feind, 
das Ausführungsorgan seiner Politik, das Deutsche Reich zu zertrümmern 
und das deutsche Volk restlos zu versklaven, ist Frankreich. Wir haben in 
ganz Deutschland etwa zwei Millionen Juden, in Bayern rund 50 000; es wäre 
also am richtigsten, wenn wir uns dieser Masse von Parasiten bemächtigten, 
um sie ins Sammellager zu stecken .....“ Die letzten Nummern von Hitlers 
Sprachrohr waren täglich voll von ausführlichen Artikeln gegen und Berichten 
über das Judentum, ein Zeichen, daß der Kampf der Nationalsozialisten einem 
Höhe- und Wendepunkt zustrebte. Die Nummer vom 7. November brachte 
fünf antijüdische Artikel: „Selbsthilfe in Berlin gegen jüdische Blutsauger“, 
„Einstellung der Judenausweisungen“, „Judenaustreibung aus Bayern“, „Ver- 
bot norddeutscher Judenblätter“, „Flüchtlinge aus München in Wien“5°, Die 
Ausgabe vom 8. November enthielt ebenfalls fünf Berichte und Artikel gegen 
die Juden’!. „Vor dem Sturm“ war der Leitartikel Seite 1 überschrieben. Er 
befaßte sich mit den Krawallen und Geschäftsplünderungen in der Reichs- 
hauptstadt, die großenteils judenfeindliches Gepräge getragen hatten. „Die Er- 
eignisse in Berlin sind jene Zeichen vor dem Sturm, die sich die heute noch Re- 
gierenden zu Herzen nehmen sollten. Sie haben sich zu fragen, was sie getan 
haben, um das Urteil abzuwenden, und sich nicht zu begnügen, mit Maschinen- 
gewehren in verzweifelte Menschenmengen zu schießen.“ Mit diesem Satz 
schloß der Artikel. 

Ebenfalls auf Seite 1 wurden unter der Überschrift „Die Rache an der Gre- 
nadierstraße“ noch Einzelheiten über die Krawalle in Berlin und die Miß- 
handlungen von jüdischen Aufkäufern gebracht. 

Seite 3 kritisierte das Blatt in einem Bericht „Jüdische Arbeitsmethoden“ 
die Einstellung von hundert Juden, Angehörige des Verbandes Jüdischer 
Frontsoldaten in die Sicherheitspolizei (Sipo). 

Der Bericht „Jüdische Frechheit“ auf der gleichen Seite befaßte sich mit 
der bevorzugten Behandlung von Juden an Bord von Schiffen, die nach 


49 VB, Nr. 227 v. 7. 11. 1923, S. 1: „Einstellung der Judenausweisungen“; ebda, S. 4: „Ju- 
denaustreibung in Bayern“. 

50 Ebda, $. 3. 

51 VB,Nr. 228 v. 8. 11. 1923. 
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Amerika fuhren: „Bekanntlich führen sämtliche Überseedampfer nach 
Amerika einen ‚koscheren‘ Judenkoch an Bord, da jüdische Passagiere sich 
weigern, das ‚unsaubere christliche Essen zu genießen‘ ...“ Ebenso wurde unter 
dem Titel „Die Schweiz und die ostjüdischen Aasgeier* eine Korrespondenz- 
meldung, betitelt „Eine Volksgefahr“, in den Schweizer Zeitungen gebracht, 
die mit einem Goethe-Zitat schloß: „Sie haben einen Glauben, der sie berech- 
tigt, die Fremden zu berauben.“ 

In der im Jahre 1922 erschienenen Schrift „Die Offiziershetze als politi- 
sches Kampfmittel und Kulturerscheinung“ ist die Offiziershetze als eine 
wesentliche jüdische Angelegenheit hingestellt5?. Der Verfasser führte folgende 
Zeitungen als maßgeblich offiziersfeindliche Organe auf: „Frankfurter Zei- 
tung“, „Berliner Tageblatt“, „Vorwärts“, „Freiheit“, „Weltbühne“, „Die 
Rote Fahne“. Als Zeugnis für die zersetzende Tätigkeit der Presse brachte er 
u.a. folgende Äußerung des Generals von Kleist im preußischen Herrenhaus 
am 26. April 1913°%: 

„Heutzutage ist es möglich, alles, was uns hoch und heilig ist, Kaiser, 
Kirche, Patriotismus, alles, wenn es nur hochsteht, in frechster und scham- 
losester Weise herunterzureißen. Man hat jetzt fast den Eindruck, daß in Preu- 
ßen nichts mehr hoch und heilig ist, mit alleiniger Ausnahme des Judentums, 
woran keiner rühren darf.“ 

Auch im Ausland wurden verschiedentlich Stimmen gegen das Judentum 
laut. In den Vereinigten Staaten von Nordamerika trat als führendes antise- 
mitisches Organ das Sprachrohr des Automobilkönigs Henry Ford „The Dear- 
born Independent“ hervor. Dort erschienen in den frühen zwanziger Jah- 
ren unter dem Titel: „The International Jew. The World’s Foremost Pro- 
blem“ laufend antisemitische Artikel. Diese wurden, in Broschüren zusammen- 
gefaßt, weiter verbreitet. Sie erschienen auch in deutscher Sprache als Buch mit 
Henry Ford als Verfasser: „Der internationale Jude“ (1924). Unter anderen 
jüdischen Persönlichkeiten wurde besonders auch Bernard Baruch angegrif- 
fen55. Ford ließ auch die „Protokolle der Weisen von Zion“ ins Englische 


52 G. A. Boehm, Die Offiziershetze als politisches Kampfmittel und Kulturerscheinung, Mün- 
chen 1922, S. 102 f. 

53 Ebda, $. 25. 

54 Ebda, S. 14. 

55 Baruch, My own story, S. 47; ders, The public years, S. 150 ff., Rosenstock, Louis 
Marshall, defender of Jewish rights, $. 128 ff. 
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übersetzen und verbreitete sie in den USA. Von seinen Gegnern wurde Ford 
verdächtigt, in Verbindung mit der russisch-zaristischen Emigration zu ste- 
hen; das zeige den engen Zusammenhang zwischen Antisemitismus und Zaris- 
mus’®. Ford mußte nach sieben Jahren den Kampf gegen die Juden einstellen 
und sich nicht nur bei verschiedenen Persönlichkeiten, die er angegriffen hatte, 
sondern generell bei Louis Marshall, dem Führer der jüdischen Verbände Ame- 
rikas, entschuldigen?”. 

Fords Hervortreten als führender Antisemit in den USA fand bei den Na- 
tionalsozialisten begeisterten Widerhall. Alfred Rosenberg veröffentlichte im 
„Völkischen Kurier“ im Jahre 1924 mehrere Artikel unter dem Titel: „Henry 
Ford als Nationalsozialist5®.“ Die Hoffnungen der Nationalsozialisten, in 
Ford einen Geldgeber für ihre Tätigkeit zu finden, wurden allerdings ent- 
täuscht; Luedeckes Versuch jedenfalls schlug fehl, als er mit einer vom 6. Ja- 
nuar 1924 aus Landsberg datierten schriftlichen Vollmacht Hitlers zum Geld- 
empfang für die NSDAP bei Ford vorsprach. Der jüdische Boykott seiner 
Waren hatte Ford nervös gemacht’®. 

Auch das Sprachrohr des Vatikans, der „Osservatore Romano“, fehlte 
nicht unter den Warnern vor der jüdischen Weltmacht. In einem langen Ar- 
tikel vom 27. Juli 1924, betitelt „L’Ebreo Errante“, wurde u. a. festgestellt, 
die Juden hätten es verstanden, sich des Geldes, der Presse, des Großhandels 
zu bemächtigen; auch strebten sie nach der Herrschaft über die Schwerindu- 
strie. Der Hauptzweck dieser Machtkonzentration sei der Kampf gegen den 
Katholizismus. Daraus erkläre sich auch die jüdische Sympathie für alles Anti- 
katholische, für den Bolschewismus, den Panislamismus Kemals, für den inter- 
nationalen Sozialismus, für den Lutheranismus, die protestantischen Sekten 
Englands und Amerikas. 15,5 Millionen Juden hätten die Welt erobert. 

Die antisemitisch eingestellte faschistische Zeitschrift „La Vita Italiana“ 
brachte in der zweiten Jahreshälfte 1922 eine Reihe von Artikeln über und 


56 CVZ, Nr. 19 v. 14. 9. 1922, S. 238 f.: „Der Automobilkönig Ford und die russischen 
Zaristen“; Nr. 3 v. 18. 1. 1923, $, 18: „Die Präsidentschaftskandidatur Henry Fords“. 

57 Baruch, The public years, S. 152 ff.; Luedecke, I knew Hitler, $. 287 f.; Rosenstock, 
Louis Marshall, S. 182 ff., 189 ff. 

58 „Völkischer Kurier“, Nr. 202 v. 1. 10. 1924; Nr. 208 v. 8. 10. 1924; 
Nr. 221 v. 23. 10. 1924. 

59 Luedecke, I knew Hitler, S. 180 ff.; Rosenstock, Louis Marshall, S. 149 ff., 165 ff., 188 £. 
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gegen das Judentum®®, so „Die Juden in der italienischen Verwaltung“ mit 
Statistik des jüdischen Anteils, „Wie die hohe internationale jüdische Bank 
die Revolutionierung der Welt fortsetzt“, „Die Ursprünge des Antisemitismus 
in den USA“, „Die Juden und die Freimaurerei“. Die Zeitschrift brachte auch 
eine italienische Ausgabe der „Protokolle der Weisen von Zion“ heraus. Im 
erstgenannten Artikel hieß es u. a.: „Bei der Wiederaufnahme der Aufklärung 
über die Frage der jüdischen Gefahr in Italien müssen wir ein für allemal er- 
klären, daß für uns der Jude nur insoweit eine Gefahr ist als er teilhat an 
einer Bewegung, die in Italien wie in jedem anderen Land, einen Staat gegen 
den Staat, eine Nation gegen die Nation bildet.“ Es folgte dann ein Zitat aus 
„Israel di Roma“: „Wie das Ol sich nicht mit Wasser vermischt, so darf sich 
Israel nicht mit der Umwelt vermischen. Wie das Ol auf dem Wasser 
schwimmt, so muß Israel emporragen über andere Völker.“ 

Das massenhafte Einströmen von Ostjuden nach Deutschland durch Krieg 
und Revolution, der Einfluß, den sie in Politik, Wirtschaft und Kultur aus- 
übten, hatten den Nährboden für den Umschlag vom landläufigen religiösen 
und wirtschaftlichen Antisemitismus zum Rassenantisemitismus Hitlerscher 
Prägung geschaffen. Das entscheidende Kennzeichen dieses zur Pogromhetze 
gesteigerten Rassenantisemitismus war die Verkennung von Ursache und Wir- 
kung bei der Suche nach der Wurzel des deutschen Unglücks. Was eines der 
Symptome der deutschen Krankheit war, nämlich der jüdische Einfluß, wurde 
zur alleinigen Ursache gestempelt. Es war bequem, auf diese Weise einen allge- 
meinen Sündenbock zu schaffen und sich so der Aufgabe der Selbstbesinnung 
und Selbstkritik zu entziehen®!. Die eingangs zitierte Denkschrift des preußi- 
schen Innenministers zeigte, daß die verantwortlichen deutschen Stellen sich 
der Größe des Problems und der Gefahr, die daraus drohte, durchaus bewußt 
waren. Es war richtig, sich an den Völkerbund zu wenden, denn das Problem 
konnte nur auf der internationalen Ebene vernünftig geregelt werden; aber 
der Völkerbund versagte auch in diesem Falle. 


60 La Vita Italiana, Anno X, vol. XX, Luglio-Dicembre 1922: S. 91—96 Come l’alta Banca 
Internazionale Ebraica continua a rivoluzionare il mondo. 
S. 10—111 Gli Ebrei nelle amministrazioni dello Stato italiano. 
S. 209—217 Le origini dell’Antisemitismo negli Stati Uniti. 
S. 218—223 Gli Ebrei e la Masoneria usw. 

61 Dazu die oben angeführte Schrift von Konstantin Frantz: Nationalliberalismus und Ju- 
denherrschaft, München 1874. 
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8. Die Hitlerbewegung außerhalb Bayerns 


Nationale Empörung und soziale Verzweiflung hatten zur Entstehung der 
Hitlerbewegung in der bayerischen Landeshauptstadt geführt und sie binnen 
vier Jahren (1919—1922) zu einer örtlichen Größe und zu einer Gefahr für 
den bayerischen Staat werden lassen. Dieselben Triebkräfte waren für die 
Entfaltung dieser radikalen Massenbewegung auch in allen anderen Ländern 
des kleindeutschen Reiches, ebenso in Deutsch-Österreich gegeben; dennoch 
verlief die Entwicklung der Hitlerbewegung außerhalb der weißblauen 
Grenzpfähle wesentlich anders. Entstehen und Gedeihen in München ver- 
dankte sie der gegen die unitarische Weimarer Reichsverfassung gerichteten 
Politik Bayerns seit dem Regierungsantritt Kahrs im März 1920!. 

Diese günstige Voraussetzung fehlte außerhalb Bayerns. Versuche, im 
übrigen Reichsgebiet Fuß zu fassen, wurden unternommen, aber über Ver- 
suche kam die Münchner Partei nicht hinaus, weil die im Jahre 1922 in Aus- 
wirkung des durch den Rathenau-Mord ausgelösten Republikschutzgesetzes 
einsetzende Verbotswelle sie in den Untergrund drängte. 

Die Ansatzpunkte für die Zellenbildung waren wie in Bayern vor allem 
die Freikorps und die Einwohnerwehren, die gegen den kommunistischen Auf- 
stand im Innern und gegen die Bedrohung der Grenzgebiete des Reiches von 
außen überall entstanden und in Aktion getreten waren. Der Deutsch-Völki- 
sche Schutz- und Trutzbund war nach der politisch-ideologischen Seite der 
wichtigste Nährboden für die NSDAP?. 

In der Reichshauptstadt war gegen die Kommunisten der einzige nicht de- 
mobilisierte Verband des Feldheeres, die Garde-Kavallerie-Schützen-Division, 
eingesetzt worden; sie warf die spartakistischen Aufstände in Berlin im Januar 
und im März 1919 nieder?. Die Division hatte entgegen dem Befehl der OHL 
keine Soldatenräte eingeführt. Sie war zunächst die wichtigste Stütze und der 
einzig wirksame Schutz der gesetzmäßigen Reichsregierung. Die Division 
wurde durch laufende Neuaufstellungen zu einem Korps erweitert und an al- 


1 Franz-Willing, S. 83 ff. 

2 Ebda, $.70f. 

3 Die Wirren in der Reichshauptstadt und im nördlichen Deutschland 1918—1920, hsgb. v. 
Oberkommando d. Heeres, 1940, 6. Bd., 2. R. 

4 MM v. Major a.D. W. Pabst v. 1. 11. 1962. 
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len Brennpunkten des Bürgerkrieges eingesetzt. Aus ihrem Schoß gingen die 
Einwohnerwehren und die Technische Nothilfe hervor’. 

Die Gründung der Einwohnerwehren erfolgte anläßlich einer Besprechung 
im Stabe der Garde-Kavallerie-Schützen-Division am 27./28. Januar 1919 
in Berlin, an der u. a. der Stabschef der Division, Hauptmann Heinz von 
Pflugk-Harttung, der im Jahre 1920 von den Kommunisten ermordet wurde, 
als Stabsoffizier der Division, Kapitänleutnant von Pflugk-Harttung und eini- 
ge andere Offiziere teilnahmen®. Zweck der Besprechung war die Schaffung 
einer bewaffneten bürgerlichen Wehr, die den Truppenverbänden und den 
Freikorps zur Seite stehen sollte. Am 28. Januar 1919 wurde im Stabe der 
Division die „Abteilung VIII, Einwohnerwehr“ gegründet. Die Bezeichnung 
ist auch zu dieser Zeit geschaffen worden. Ortlich bereits bestehende Wehren 
wurden ihr eingeordnet, die Organisation dehnte sich rasch über ganz Nord- 
deutschland aus, jedoch nicht nach Bayern’. Die norddeutschen Einwohner- 
wehren wurden schließlich dem preußischen Innenministerium unterstellt, bis 
sie von den Siegermächten verboten wurden®. Nach dem Verbot strömten 
ähnlich wie in Bayern viele Wehrmänner zu den verschiedenen vaterländi- 
schen Tarnverbänden und auch zu rechtsradikalen Vereinigungen, von denen 
in Norddeutschland der Deutsch-Völkische Schutz- und Trutzbund der be- 
deutendste war. Von den vielen Freikorps, die in Norddeutschland entstan- 
den waren, spielten für die Hitlerbewegung die Marinebrigade Ehrhardt und 
das Freikorps Roßbach eine besondere wichtige Rolle, die Marinebrigade nach 
dem Kapp-Putsch, die Roßbacher ab 1922. 

Organ der Einwohnerwehren war die Zeitschrift „Einwohnerwehr, Amt- 
liche Mitteilungen der Zentralstelle der Einwohnerwehren beim Reichswehr- 
ministerium“. In der Nummer eins vom 1. Juli 1919 wurde „zum Geleit“ 
folgendes über den Zweck der Wehren gesagt°: 

„Die Einwohnerwehren dienen lediglich der Erhaltung von Ordnung und 
Ruhe. Sie sind gänzlich unpolitisch, weil sie Männer aller politischen Anschau- 
ungen vereinigen, soweit sie in der ruhigen Entwicklung von Arbeit und Wirt- 
schaft das Ziel der Gegenwart und Zukunft sehen...“ 


5 Die Wirren in der Reichshauptstadt. 

6 Brief v. Kapitän z. $. a. D. H. v. Pflugk-Harttung v. 7. 6. 1962. 

7 Über die Entwicklung der Einwohnerwehren in Bayern s. Franz-Willing, S. 57. 
8 Brief Pflugk-Harttung v. 7. 6. 1962. 

9 Original, Privatbesitz. 
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Reichswehrminister Noske erließ eine „Verordnung zum Schutze der Ein- 
wohnerwehren“ ; dort hieß es u. a.: 

„In verschiedenen Fällen ist von spartakistischer Seite der Versuch ge- 
macht worden, Mitglieder der Einwohnerwehren durch Drohungen zum Aus- 
tritt aus der Wehr zu veranlassen ... In den letzten Tagen ist von Drohungen 
zur Tat übergegangen, aus mehreren Stadtteilen sind mir Angriffe auf Mit- 
glieder von Einwohnerwehren gemeldet worden .. . Es ist meine Pflicht, die 
Mitglieder der Einwohnerwehren gegen eine derartige verbrecherische Verge- 
waltigung mit allen Mitteln des Gesetzes zu schützen und gegen die Störer 
von Ruhe und Ordnung mit aller Schärfe vorzugehen. Niemand lasse sich 
durch Drohungen abschrecken, für den Schutz von Ordnung und öffentlicher Si- 
cherheit einzutreten. Der feste Zusammenschluß aller besonnenen, ruhelieben- 
den Elemente bietet die beste Gewähr für die Sicherheit des Einzelnen und der 
Allgemeinheit...“ 

Über „Einteilung und Aufgaben der Einwohnerwehren“ berichtete die 
Nr. 4/5 der „Einwohnerwehr“. Das Blatt wurde nun, entsprechend der Un- 
terstellung der Einwohnerwehren, vom Reichs- und Preußischen Ministerium 
des Innern herausgegeben!®, Demnach waren „aus kampferprobten Soldaten 
und jüngeren, voll leistungsfähigen Mitgliedern ..... Stoßtrupps zusammenzu- 
stellen. Diese übernehmen die Sicherung und Besetzung wichtiger Verkehrs- 
punkte im Gelände. Reservestoßtrupps müssen zur Verstärkung dieser Wa- 
chen an gefährdeten Punkten bereitgestellt werden. Die Zugehörigkeit zu 
den Stoßtrupps muß als besonderes Zeichen des Vertrauens der Mitbürger auf- 
gefaßt werden...“ Ferner wurde die Bildung von „Hauswehren“ ange- 
ordnet, mit folgenden Aufgaben: „Festnahme von Raub- und Diebesgesindel, 
Beseitigung aller aufhetzenden Flugblätter, Zerstreuung aller über zehn Per- 
sonen starken Ansammlungen, Beobachtung aller Häuser auf Spartakus-An- 
hänger und Waffenverstecke!!.“ 

In der Nummer acht vom 15. Oktober 1919 wurden im „amtlichen Teil“ 
„Bestimmungen für sämtliche deutschen Länder“ von der „Reichszentrale der 
Einwohnerwehren“ erlassen. Im gleichen Blatt wurde ein Aufruf des Landes- 
vorstandes der SPD „an die Parteigenossen Württembergs und Hohenzol- 
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11 Ebda. 
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lerns“ veröffentlicht, in dem zum Eintritt in die Einwohnerwehren wie folgt 
aufgefordert wurde: 

„Parteigenossen! Sorgt dafür, daß alle waffenfähigen Männer aus unseren 
Reihen in die Einwohnerwehren eintreten zur Sicherung einer ruhigen Wei- 
terentwicklung unseres Staatslebens!?.. .“ 

In Berlin wurden im Jahre 1919 mehrere antibolschewistische, nationale 
Vereinigungen gegründet: der „Nationale Klub“, der „Herrenklub“, die „An- 
tibolschewistische Liga“; in ihnen fanden sich führende Vertreter der bürger- 
lichen Welt, Offiziere, Professoren, Industrielle, Bankiers zusammen; an in- 
tellektuellen Zirkeln, die Ansatzpunkte für die Hitlerbewegung — in Zu- 
sammenarbeit oder Auseinandersetzung — boten, sind zu erwähnen der „Re- 
ventlow-Kreis“, der „Ring-Kreis“ mit Stadtler, von Gleichen, Hans Grimm, 
Moeller van den Bruck!?; der „Alldeutsche Verband“ lebte und wirkte eben- 
falls weiter!®. 

Hitler selbst nahm die erste Fühlung mit der Reichshauptstadt anläßlich 
des Kapp-Putsches auf. Er flog zusammen mit Dietrich Eckart von Augsburg 
aus nach Berlin; die Maschine steuerte der Pour-le-m£rite-Fliegerleutnant 
Greim®5. Als Hitler und Eckart in Berlin eintrafen, war der Putsch schon ge- 
scheitert. Hitler meldete sich bei Hauptmann Pabst mit einem Einführungs- 
schreiben von Hauptmann Röhm, der ihn als erfolgreichen Redner vor Sol- 
daten und Arbeitern angelegentlich empfahl. Pabst war von der Erscheinung 
Hitlers, der halb zivil, halb militärisch gekleidet (mit Wickelgemaschen) 
keinen vertrauenserweckenden Eindruck machte, merkwürdig berührt. Er er- 
klärte ihm, daß er wegen seiner österreichischen Aussprache als Redner in 
Berlin nicht verwendet werden könne und schickte ihn wieder fort!®. Doch 


12 Original. 

13 MM W. Pabst v. 1. 11. 1962; ferner Gerhard Schulz, Der „Nationale Klub von 1919“, 
in: Jb. f. Geschichte M.O.Deutschland, 11, 1962, S. 207—237; Eduard Stadtler, Als Anti- 
bolschewist 1918/19, Düsseldorf 1935, 3 Bde, 3. Bd., S. 12 ff., 125 ff., 138 ff. 

14 S. u.a. Kruck, Der Alldeutsche Verband, 1954, S. 125 ff., 191 ff. 

15 Görlitz-Quint, Adolf Hitler, 1952, S. 143 f.; Volz, Daten, S. 6. — Als Generaloberst 
wurde Greim 25 Jahre später, am 26. 4. 1945, von Hanna Reitsch in das von den Russen 
belagerte Berlin geflogen, von Hitler zum Nachfolger Görings als Oberbefehlshaber einer 
nicht mehr existierenden Luftwaffe ernannt und in dieser Eigenschaft als letzter von 
Hitler zum Feldmarschall befördert. Hanna Reitsch flog den jüngsten Feldmarschall zwei 
Tage später wieder aus Berlin heraus. Greim endete durch Selbstmord. H. Reitsch, Fliegen, 
mein Leben, S. 305 ff. 

16 MM Pabst v. 1. 11. 1962. 
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war die Reise nicht umsonst gewesen; durch Eckarts Beziehungen lernte Hitler 
einige führende Persönlichkeiten der Rechtsbewegung in Berlin kennen, dar- 
unter Graf Reventlow und General Ludendorff'?. 

Der Berliner Ausflug Hitlers im März 1920 blieb zunächst eine rein per- 
sönliche Episode. Der Versuch, in Norddeutschland parteipolitisch Fuß zu fas- 
sen, wurde erst ab 1921 in Angriff genommen, und zwar in Auseinanderset- 
zung mit der „Deutschsozialistischen Partei“!$. 

Hitler begab sich im Sommer 1921, unmittelbar vor der großen Krise in 
der Partei, für sechs Wochen wieder nach Berlin. Dort bemühte er sich, von 
kapitalkräftigen und interessierten Geldgebern Mittel zu erhalten. Sein wich- 
tigster Verhandlungspartner war Justizrat Claß, der Führer des „Alldeut- 
schen Verbandes“, der über unerschöpfliche Geldquellen zu verfügen schien. 
Claß war auch bereit, Hitler unter die Arme zu greifen®. Die Mittel für Reise 
und Aufenthalt gab der Pianofabrikant Bechstein, dessen Frau zu den frühe- 
sten und glühendsten Bewunderinnen Hitlers gehörte. Auch Dietrich Eckart 
nahm an der Reise teil, ebenso Hermann Esser, letzterer für etwa vierzehn 
Tage. Nach Essers Mitteilung hatte die Reise den Zweck, „mit einer Reihe von 
Persönlichkeiten, welche Justizrat Claß vorgeschlagen hatte, über Finanzie- 
rungsfragen zu verhandeln“?°. „Die Zeit des Berliner Aufenthaltes fiel zusam- 
men mit der Neuaufführung des ‚Peer Gynt‘ in der Fassung von Dietrich 
Eckart. Die Inszenierung war eine der letzten großen Leistungen des berühm- 
ten Intendanten von Hülsen, der politisch ebenfalls rechts stand und deshalb 
Dietrich Eckart protegierte. Hitler wohnte mit seiner Begleitung im Hotel 
‚Sanssouci‘, einem kleinen, bescheidenen Hotel garni, ‚in dem führende Mit- 
glieder der Brigade Ehrhardt, Major Pabst und andere Persönlichkeiten der 
vaterländischen Bewegung, darunter auch der Herzog von Coburg, ständig 
wohnten‘. In der Zeit dieses Berliner Aufenthaltes fanden auch Gespräche 
mit Vertretern der deutschvölkischen Richtung, mit Wulle und Graefe 
state". ..” 

Es steht somit außer Zweifel, daß Hitler seit 1921 vom „Alldeutschen 


17 Görlitz-Quint, Hitler, $. 143 f. 
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Verband“ finanziell unterstützt wurde. Das geht auch aus einem Gespräch 
Hitlers mit Bruno Wenzel, dem Gründer und Leiter der Ortsgruppe Han- 
nover im Frühjahr 1923 hervor. Wenzel war nach München gefahren, um 
sich Hitlers Einverständnis für die vom Geschäftsführer des „Alldeutschen 
Verbandes“, von Vietinghoff-Scheel, angebotene Unterstützung in Höhe von 
einer Million Mark zu holen. Hitler sagte zu Wenzel: 

„Wenn Sie statt einer Million zehn Millionen bekommen können, um so 
besser! Es sind dies ja die gleichen Quellen, aus denen auch ich zum Teil 
schöpfe. Politisch stehen wir ja alle auf den Schultern des ‚A.V.‘, dem wir nur 
vorzuwerfen haben, daß er bei seiner richtigen Erkenntnis und dem jahr- 
zehntelangen Bestehen seiner so überaus einflußreichen Organisation bis jetzt 
noch gar keine praktische Arbeit geleistet hat. Dies können wir jetzt mit 
seinen Mitteln nachholen??.“ 

Die nächste Reise nach Berlin unternahm Hitler im Dezember 1921. Er 
wurde im „Nationalen Klub“ eingeführt und erhielt nun Fühlung mit den 
dem Klub angehörenden Persönlichkeiten der norddeutschen Rechtsbewegung, 
besonders auch der Vereinigten Vaterländischen Verbände?®. Als Versamm- 
lungsredner war Hitler im Jahre 1921 in Norddeutschland nicht tätig. Unab- 
hängig davon bildeten sich die ersten nationalsozialistischen Ortsgruppen, die 
sich zur Münchner Hitlerpartei bekannten, in diesem Jahre. 

Als erste außerbayerische Ortsgruppe galt Hannover**. Sie wurde am 
2. Juli 1921 von dem Kaufmann Bruno Wenzel und dem Schreiner Gustav 
Seifert gegründet. Bruno Wenzel, geb. 1879 in Osnabrück, hatte bis Kriegs- 
ende als Kaufmann in Spanien gelebt. Im Jahre 1919 kehrte er nach Deutsch- 
land zurück und erhielt 1920 Fühlung mit dem Deutsch-Völkischen Schutz- 
und Trutzbund. Er gründete und leitete in Hannover eine Ortsgruppe des 


22 Ludolf Haase, Aufstand in Niedersachsen. Der Kampf der NSDAP 1921/1924. Zweite, 
vermehrte und verbesserte Niederschrift, 1942 (unveröffentlicht). 

23 Görlitz-Quint, S. 167; Volz, Daten, S. 9. 

24 Nach der parteiamtlichen Darstellung, s. Volz, Daten, S. 8. — Doch stimmt das nicht mit 
den Tatsachen überein. Nachweislich gab es eine Ortsgruppe der NSDAP seit 1920 in 
Stuttgart und Pforzheim. S. Franz-Willing, S. 234. Die Münchner Zentrale machte allem 
Anschein nach die chronologische Einreihung der Gründungsdaten von der Art und 
Weise der Ortsgruppengründungen abhängig, d.h. davon, ob eine Ortsgruppe im Ein- 
vernehmen mit ihr oder „wild“ errichtet worden war. Im letzteren Fall war dann wohl 
das Datum der Anerkennung durch München maßgebend, nicht das der tatsächlichen 
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DVSCHTRB; anläßlich der Weihnachtsfeier 1921 verteilte er Hakenkreuze. 
Beim Verkauf völkischen Schrifttums in Leipzig lernte er Werbematerial der 
Münchner NSDAP kennen und trat der Partei am 17. Mai 1921 mit der Mit- 
gliedsnummer 3368 bei. Die nationalsozialistische Ortsgruppe in Hannover 
gründete er mit Erlaubnis der Münchner Parteileitung. Gustav Seifert, geb. 
1885 im Erzgebirge, war im Kriege als Feldpolizist in Warschau eingesetzt 
gewesen und hatte dort das Ostjudentum kennengelernt. Nach dem Kriege 
wurde er Mitglied der Deutschsozialistischen Partei?®. 

Bei der Gründung der nationalsozialistischen Ortsgruppe Hannover wa- 
ren dreizehn Personen anwesend, neun Männer und vier Frauen. Den Vorsitz 
der Ortsgruppe übernahm Seifert, weil er Handarbeiter (Schreiner) war, der 
geistig führende Kopf Bruno Wenzel wurde Geschäftsführer”. Seifert ver- 
öffentlichte in der völkischen Wochenschrift „Sturm“ einen Bericht über die 
Ortsgruppengründung; das Organ wurde von einem gewissen Georg Quin- 
del herausgegeben, der später als Betrüger entlarvt wurde und zur Zerstörung 
der Hannoveraner Ortsgruppe erheblich beitrug?”. Die Ortsgruppe erhielt 
ihren Zuzug aus den Reihen der DSP, deren Mitglieder systematisch abgewor- 
ben wurden. Wenzel und Seifert hielten engen Kontakt mit der Münchner 
Parteizentrale. Beide nahmen auch am Parteitag in Linz vom 13.bis 15. August 
1921 teil?®, 

Zwickau in Sachsen wurde in der Parteigeschichte als zweite außerbaye- 
rische Ortsgruppe aufgeführt; Gründer war Fritz Tittmann®. Hitler sprach 
am 22. April 1922 in Zwickau vor Vertretern mitteldeutscher völkischer 
Gruppen’®. 

Am 29. Mai 1922 hielt Hitler seinen ersten Vortrag im „Nationalen Klub“ 
in Berlin, im Juni folgte ein zweiter?!. Hier handelte es sich um geschlossene 
Veranstaltungen, deren Hauptzweck das Werben von Geldspendern war. 
Auch die Berlinreisen Hitlers im Jahre 1923 — soweit feststellbar, eine im 
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Frühjahr??, eine im Herbst im Anschluß an seinen Besuch in Bayreuth Anfang 
Oktober?® — dienten nur der Kontaktpflege mit führenden Persönlichkeiten 
der Rechtsbewegung. Hitler ist in der Frühzeit (1919—1923) in Norddeutsch- 
land nie in öffentlichen Versammlungen aufgetreten. 

Die Gründung der ältesten außerbayerischen Ortsgruppen, Stuttgart und 
Pforzheim, beide im Jahre 1920, war durch den Kontakt Hitlers mit dem 
Deutsch-Völkischen Schutz- und Trutzbund erfolgt. Hitler war in diesem 
Rahmen im Mai 1920 als Redner in Stuttgart aufgetreten®*. Pforzheim wur- 
de von Stuttgart aus zu einem Parteistützpunkt gemacht. 

Im Jahre 1921 waren die wichtigsten Ortsgruppengründungen außerhalb 
der weiß-blauen Grenzpfähle Hannover, Zwickau, Halle (Saale). Die Grün- 
dung dieser und weiterer Ortsgruppen im Jahre 1922/23 erfolgte meist auf- 
grund des Bekanntwerdens des Münchner „Zirkuswunders“ Hitler. 

Die Kunde von der Münchner „Gaudi“ und von dem Münchner Phänomen 
Hitler drang aus München und Bayern rasch hinaus in alle deutschen Lande, 
besonders seit Hitler im Februar 1921 den Zirkus Krone zu seinem Sprech- 
forum gemacht hatte. Aus Norddeutschland reisten viele Freikorpskämpfer, 
aber auch Geschäftsleute, nach dem Süden und benützten die Gelegenheit, sich 
das Münchner „Wunder“ Hitler anzuhören und anzusehen®5. Schon im Früh- 
jahr 1920 war durch das Freikorps Epp, das zum Kampf gegen den kommu- 
nistischen Aufstand im Ruhrgebiet eingesetzt war, die erste Kunde von Hit- 
ler auch nach Nordwestdeutschland und ins Ruhrgebiet gelangt?®. Der Einsatz 
des Freikorps Oberland machte die Hitlerbewegung auch bei anderen Verbän- 


32 Im Februar 1923; s. oben $. 33; ferner: Hanfstaengl, The missing years, S. 56—60. — 
Hanfstängl konnte den eigentlichen Zweck der Reise, zu der ihn Hitler einlud, nicht er- 
mitteln. Außer Hanfstängl war noch Fritz Lauböck dabei; Fahrer war Maurice. Hitler 
traf sich in Berlin mit Gansser und besuchte Bechstein. Es ist möglich, daß sich Hitler 
auch mit Graefe traf und das Märzabkommen, das Volz, Daten, S. 11, erwähnt, mit ihm 
schloß. Demnach überließ Hitler Norddeutschland als Arbeitsfeld vorläufig der DVFP, 
weil die NSDAP überall verboten war. Nach Hanfstängls unsicherer Erinnerung fand 
die Reise Anfang April statt. Ob es sich um zwei verschiedene Reisen handelte, konnte 
nicht ermittelt werden. 

33 Ulrich Graf, UE. — Die MP weiß von einer Norddeutschlandreise Hitlers im August 
1923 zu berichten, Nr. 196 v. 25./26. 8. 1923, S. 5: „Eine Reise im Nationalsozialismus?“ 

34 Franz-Willing, S. 104, 234. 

35 Brief Max Pferdekaemper v. 9. 7. 1963; ferner: F. A. Beck, Kampf und Sieg. Geschichte 
der NSDAP im Gau Westfalen-Süd von den Anfängen bis zur Machtübernahme, Dort- 
mund 1938, $. 313. 

36 Der spätere Reichspostminister Ohnesorge wurde im März 1920 durch Bekanntschaft mit 
Eppschen Freikorpsmännern Parteimitglied. 


206 


den bekannt, so z. B. beim Freikorps Roßbach??. Der 22jährige Hermann 
Esser, neben Hitler der wirksamste Parteiredner, reiste im Jahre 1922 viel 
in Norddeutschland herum und betätigte sich mit Eifer und Erfolg als Grün- 
der zahlreicher Ortsgruppen. Da es zu dieser Zeit noch keine überörtliche Or- 
ganisation gab (Kreis-Gaueinteilung erst ab 1925), unterstanden alle Orts- 
gruppen unmittelbar der Münchner Leitung. Die wichtigsten Ortsgruppen- 
gründungen in größeren deutschen Städten außerhalb Bayerns waren im 
Jahre 1922: 

Karlsruhe, Geislingen, Göppingen, Gotha, Plauen, Chemnitz, Hamburg, 
Stettin, Bremen, Dortmund, Hagen (Westf), Köln, Aachen, Göttingen, Leip- 
zig, Dresden?®; 

in Oberschlesien in folgenden Städten: Kreuzburg, Rosenberg, Oppeln, 
Breslau, Beuthen, Gleiwitz, Petersdorf, Hindenburg®®. Die Gründungen in 
Oberschlesien waren das Werk Hauensteins (Organisation Heinz)?". 

Düsseldorf, Essen, Elberfeld, Kettwig (Ruhr) und Umgebung schlossen 
sich zu einem „Bund der Beobachterfreunde“ zusamment!, das war die Vorbe- 
reitung für die bald darauf erfolgende Gründung einer Ortsgruppe. Auch aus 
Ostpreußen wurden Absichten laut, in Stallupönen und in Allenstein national- 
sozialistische Zellen zu bilden®?. Die Gründung der Ortsgruppe Perleberg 
(West-Priegnitz), die bisher der Münchner Ortsgruppe angeschlossen gewe- 
sen war, kommentierte das Parteiblatt folgendermaßen: „Damit dürfte Per- 
leberg wohl die erste, aber hoffentlich bald nicht mehr die einzige der klei- 
neren Städte Norddeutschlands sein, in der eine geschlossene Ortsgruppe der 
Partei besteht‘?.“ Über eine Versammlung in Kleve berichtete der VB unter 
dem Titel: „Nationalsozialismus am Niederrhein“*. Die Ortsgruppe Hanno- 
ver schickte am 23. März 1922 ein Protestschreiben gegen die geplante Aus- 
weisung Hitlers an die bayerische Staatsregierung; sie handelte damit gemäß 
Weisung der Münchner Parteileitung®°, die durch einen derart organisierten 
37 MM Roßbach v. 31. 10. 1951. 

38 Die Angaben wurden dem VB, Jg. 1922, entnommen. $. a. weiter unten die Einzelschil- 
39 id 104 v. 30. 12. 1922. 
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Druck der „Offentlichen Meinung“ die Regierung tatsächlich zur Preisgabe 
ihrer Absicht zwang. Das Schreiben hatte folgenden Wortlaut: 


„Hannover, den 23. März 1922. 

An die Bayerische Regierung z. Hd. des Grafen Lerchenfeld in München. 

Betrifft: Die geplante Ausweisung Hitlers. 

Im Auftrage der Ortsgruppe Hannover der ‚Nationalsozialistischen Deut- 
schen Arbeiterpartei‘ erheben wir feierlichst den schärfsten Protest gegen die 
von der Bayerischen Regierung geplante Ausweisung unseres Führers Adolf 
Hitler. Wir fühlen uns verpflichtet, die Regierung darauf hinzuweisen, daß 
der kerndeutsche, gesunde und ideale Geist Hitlers sich in Millionen Herzen 
nichtverjudeter deutscher Volksgenossen widerspiegelt. Sollte die geplante 
Ausweisung Hitlers Wirklichkeit werden, so würde das deutsche Volk um so 
schneller erwachen, und jeder einzelne an der Entlarvung der jüdischen Hoch- 
und Landesverräter, die durch ihre Schmiergelder die Führer unseres Volkes 
bestechen, mithelfen. Wir können nicht annehmen, daß in der Bayerischen 
Regierung Männer mit deutschem Gefühl sitzen, die es fertig bringen können, 
die Besten unseres Volkes auszuweisen, zu denen auch Hitler zählt, dagegen 
die Hunderttausende verlauster Ostjuden sowie die jüdischen Hoch- und Lan- 
desverräter im Lande nach Herzenslust schalten und walten zu lassen zum 
größten Schaden unseres deutschen Volkes. 

Hitler hat viereinhalb Jahre in treuester Pflichterfüllung in der vorder- 
sten Linie gekämpft, war mehrmals verwundet und am Ende des Krieges 
durch eine Gasgranate vollständig erblindet. Hitler hat sich die höchsten Aus- 
zeichnungen vor dem Feinde verdient! — Und solche Männer glaubt man 
ausweisen zu müssen, weil sie mit Recht gegen die Bolschewisierung und Ver- 
judung unseres deutschen Volkes kämpfen? — Nie und nimmer darf eine sol- 
che Maßnahme zur Durchführung kommen, denn sie würde in der Geschichte 
der Bayerischen Regierung einen unauslöschlichen Schandfleck bedeuten. Hit- 
lers Geist lebt nicht nur bei den Nationalsozialisten, sondern in den Herzen al- 
ler ehrlichen deutschen Volksgenossen, die eine Befreiung von den Fesseln der 
jüdischen Vorherrschaft herbeisehnen. Das deutsche Volk wird sich gegen sei- 
ne Peiniger und Knechte des jüdischen Großkapitals zu schützen wissen, bis 
das ganze Volk wieder frei atmen kann. 

gez. Wenzel gez. Seifert 
Geschäftsführer Vorsitzender.“ 
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Die Ortsgruppe Hannover war sehr rührig und zählte am 31. Mai 1922 


bereits neunzig eingeschriebene Mitglieder. Sie gründete im Laufe des Jahres 
1922 eine Anzahl Stützpunkte, so in Wolfenbüttel, Braunschweig, Magde- 
burg, Sarstedt, Hildesheim, Ostenholz, Bad Pyrmont. Ab Januar 1922 wurde 
auch eine SA gebildet; sie setzte sich zusammen „aus einigen jüngeren Front- 
soldaten, ehemaligen Roßbachern, Oberschlesienkämpfern, älteren Soldaten 
und solchen Kameraden, die durch Turnen und Sport vorgebildet waren“. 
Führer der SA war von Tettenborn, ab 1925 Oberleutnant Ernst Schreiber. 

Die erste Fahnenweihe in Norddeutschland fand am 29. März 1922 in 
Hannover statt. Der Geschäftsführer der Ortsgruppe Hannover, Bruno Wen- 
zel, sprach bei dieser Feier über „Ursprung und Bedeutung des Hakenkreu- 
zes“; Ernst Löns, der Bruder des im Kriege gefallenen Heidedichters, trug das 
„Glaubensbekenntnis“ von Bogislaw von Selchow vor*®. 

Als Redner aus Bayern wurden gelegentlich Hermann Esser und Stier, 
aus Stuttgart der dortige Ortsgruppenleiter Jaschek gewonnen. Wenzel nahm 
als einziger Vertreter Norddeutschlands am Kongreß der nationalsozialisti- 
schen Bewegung Großdeutschlands in Wien teil. Die Münchner Parteileitung 
hatte fünf Vertreter dorthin geschickt: Drexler, Rosenberg, Amann, Singer, 
Esser. Aus der Tschechoslowakei waren acht, aus Österreich selbst achtzehn 
Vertreter anwesend®”. Wenzel berichtete über den Kongreß: „Die Einigung 
der nationalsozialistischen Gesamtbewegung dachte man sich an der schönen 
blauen Donau zu unserem Erstaunen so, daß alljährlich an verschiedenen Or- 
ten des großdeutschen Gebietes die Vertreterschaft der drei Richtungen (Wien, 
München, Troppau) zusammenkommen, Rechenschaft ablegen, und dann ei- 
nen neuen „Vorstand“ wählen sollte, der nun jeweils auf ein Jahr wechsel- 
weise in einer der drei Hauptstädte zu „residieren“ hatte. Gegen diese grau- 
sige Vereinsmeierei von reinstem demokratischen Wasser wehrten sich die 
Reichsdeutschen natürlich mit Händen und Füßen, wobei Alfred Rosenberg 
mit gewichtigsten Begründungen die Hauptlast der Wortgefechte trug und 
unter freudiger Zustimmung des Hannoveraners sowie der anderen Parteige- 
nossen eine völlig selbstständige Handlungsfreiheit der auf dem strengen Füh- 
rerprinzip aufgebauten reichsdeutschen Hitlerbewegung durchsetzte. Hatte 
schon diese Einigungsfrage bei den weltanschaulich unklaren Ostmärkern eine 
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erhebliche Mißstimmung hinterlassen, so wurde diese nicht gerade dadurch ge- 
mildert, daß die Reichsdeutschen auch in der zweiten zu besprechenden Frage 
dieser Tagung, nämlich der Beteiligung der nationalsozialistischen Bewegung 
am parlamentarischen Leben der drei Staaten, anderer Meinung waren, und 
die Aufstellung von Abgeordneten scharf ablehnten. Es war ersichtlich, daß 
sich die Österreicher eines Kampfes ohne Zugeständnisse entwöhnt oder ihn 
nie gekannt hatten“®.“ 

Bruno Wenzel verfaßte zusammen mit Ernst Löns auch eine Denkschrift 
gegen den Parlamentarismus. 

Die Ortsgruppe Hannover zählte bei ihrer ersten Geburtstagsfeier am 
2. Juli 1922 104 eingeschriebene Mitglieder; die Zahl wuchs bis zum preußi- 
schen Parteiverbot im November 1922 auf 324 an®. 

Verschiedene nationale Organisationen suchten über die Hannoversche 
Ortsgruppe Anschluß an München, darunter auch Roßbach. Dieser gründete 
unter Mitwirkung von Schlageter und Fahrenhorst am 19. November 1922 
in Berlin die „Großdeutsche Arbeiterpartei“ mit dem nationalsozialistischen 
Programm als Nachfolgeorganisation der inzwischen in Preußen verbotenen 
Hitlerpartei. Die „Großdeutsche Arbeiterpartei“, die sich auch „Arbeiterbe- 
freiungsbund“ nannte, zählte etwa 80 Mitglieder. Auch sie wurde rasch ver- 
boten, am 10. Januar 192350, 

Im Lande Braunschweig wurde die erste Ortsgruppe in Wolfenbüttel im 
November 1922 errichtet. Die Gründer waren Mitglieder des Deutsch-Völ- 
kischen Schutz- und Trutzbundes und der Deutsch-Sozialen Partei Richard 
Kunzes („Knüppel-Kunze“). Eines der Gründungsmitglieder hatte vorher mit 
Hitler gesprochen (Reinhold Schild); der Kreis-Medizinalrat Dr. Kahle legte 
das nationalsozialistische Programm vor. Wenige Wochen später entstand 
auch eine Sturmabteilung (29. 6. 1923)5!. 

Am 13. Dezember 1922 wurde von dem Lokomotivführer Lohmann und 
seinem Sohn die Ortsgruppe Braunschweig gegründet; die Bekanntgabe er- 
folgte am 15. Februar 1923. Zur Tarnung wurde die Braunschweiger Orts- 
gruppe unter dem Titel „Ortsgruppe München, Abteilung Braunschweig“ 
aufgrund einer Vereinbarung mit der Münchner Parteileitung geführt. 

48 Ebda, S. 30. 
49 Ebda. 
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Am 13. März 1923 wurde von zwei Parteimitgliedern, die bereits eine 
Felddienstübung in München mitgemacht hatten, in Braunschweig auch eine 
Sturmabteilung gegründet. Das sozialdemokratische Organ Braunschweigs 
wetterte daher nicht im Unrecht „gegen die nationalsozialistische Seuche“52, 

Im Juli 1923 beteiligte sich die SA von Braunschweig und von Wernige- 
rode am Aufmarsch der Vaterländischen Vereine in Goslar in Anwesenheit 
von Generalfeldmarschall von Hindenburg. Der „Deutsche Tag“ in Werni- 
gerode Anfang September 1923 endete jedoch mit einer Niederlage der Na- 
tionalsozialisten. Im Verlaufe einer schweren Schlägerei verloren sie die Fahne 
der Braunschweiger Ortsgruppe an die roten Gegner. Auch nach dem Partei- 
verbot vom 18. September 1923 arbeitete die NSDAP im Lande Braun- 
schweig weiter. In der Putschnacht vom 8./9. November 1923 standen zwei 
kleine Gruppen marschbereit und warteten auf Abruf: Dr. Wollers mit Stu- 
denten und Arnim Knoll mit der SA. Ab Dezember 1923 bestanden als Er- 
satzorganisationen der „Germanenbund“ und die „Deutschvölkische Turner- 
schaft“#, 

Auch in Land und Stadt Oldenburg legte ein Student die Grundlagen für 
die Hitlerbewegung, der Gastwirtssohn Heinz Krampe. Er brachte im Jahre 
1922 die Kunde von Hitler aus München in sein Heimatland. Krampe galt als 
der eigentliche Gründer des Hitlerschen Nationalsozialismus in der Nordwest- 
ecke Deutschlands’°. Die Gründungsmitglieder kamen aus dem Deutsch-Völ- 
kischen Schutz- und Trutzbund, aus der Brigade Ehrhardt, dem NDO (Na- 
tionalverband deutscher Offiziere), dem VNS (Verband nationalgesinnter 
Soldaten) und dem „Deutschen Herold“. „Der Vater der antisemitischen Be- 
wegung in Oldenburg“ war der Glasermeister Emil Lampe®®. Verschiedene 
Mitglieder des „Stahlhelm“, die sich ein Stahlhelmabzeichen mit Hakenkreuz 
gefertigt hatten, wurden wegen ihrer antisemitischen Gesinnung aus dem 
„Stahlhelm“ ausgeschlossen. Die völkische Bewegung war im Oldenburger 
Land mit verschiedenen Organisationen stark verankert. So gab es einen Bund 
„Adler und Falken“, der von einem Lehrer Edo Pille, Sohn eines Schmiede- 
meisters, geleitet wurde; Pille sammelte radikal völkisch gesinnte Lehrer um 
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sich, die später Anhänger Ludendorffs wurden”. Auch der Sohn des Grün- 
ders des „Deutschbundes“, Dr. K. P. Lange, wirkte im Oldenburger Land als 
Schriftleiter des „Jeverschen Wochenblattes“. 

Einer der erfolgreichsten nationalsozialistischen Redner der NSDAP war 
Blankemeyer. Mit Genehmigung der Münchner Parteileitung gab er im Mai 
1923 das erste nationalsozialistische Flugblatt in Oldenburg heraus. Bis zu 
diesem Zeitpunkt war alles Propagandamaterial aus München bezogen wor- 
den3®, 

Auch die Göttinger Ortsgruppe hatte ihren Ursprung in der antisemiti- 
schen Springflut der Jahre 1918/19. Es begann mit Vorlesungen aus einem 
antisemitischen Werk durch den Medizinstudenten Haase (geb. 1898) vor einer 
Schülerrunde in der Studentenkneipe „Mutter Piesewitt“. Am 1. September 
1919 berief Haase in Bad Nauheim eine antisemitische Versammlung ein®®, 
im Jahre 1920 trat er der Göttinger Ortsgruppe des Deutsch-Völkischen 
Schutz- und Trutzbundes bei und wurde 1921 deren Vorsitzender. Im Som- 
mer 1921 fuhr Haase nach München, um Hitler und seine Bewegung kennen- 
zulernen®. Im September 1921 gab es bereits ein Mitglied der Münchner 
NSDAP, einen Buchdrucker namens Otto Bellstedt. Haase wurde von Bruno 
Wenzel, Hannover, angeregt, am 3. Januar 1922 in Göttingen einen Stütz- 
punkt der NSDAP mit 25 Mitgliedern zu errichten; am 7. Februar 1922 ent- 
stand daraus die Ortsgruppe. Die Gründer waren: 


Ludolf Haase Medizinstudent Heinrich Grote _Institutswärter 
Otto Bellstedt Buchdrucker Emil Bruhne Wildmeister 
Heinrich Schrader Hausmeister Schulze Werkmeister 
Karl Pusecker Milchhändler Karl Kaut Drechsler 


(aus Salzburg stammend)®! 


Die Bildhauerin Helene Passow gründete eine Frauenorganisation, Frl. 
Helene Zölffel den Jungmädchenbund, Alfred Montag organisierte eine star- 
ke Jugendgruppe, Otto Bellstedt druckte kostenlos das Werbematerial für die 
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Ortsgruppe; er ruinierte sich gesundheitlich durch die Nachtarbeit und starb 
früh®, 

Der erste SA-Führer in Göttingen war ein Oberschlesienkämpfer namens 
Dr. Wilhelm Jander®. 

Die für den 18. November 1922 anberaumte erste Massenversammlung 
wurde aufgrund des preußischen Parteiverbots von Oberpräsident Noske im 
letzten Augenblick verboten. Als Redner war der Stuttgarter Ortsgruppen- 
leiter Jaschek gekommen, um über das Thema zu sprechen: „Der nationale 
Sozialismus, Deutschlands Zukunft.“ Zum Protest gegen das Verbot wurde 
eine große Demonstration veranstaltet®*. 

Die Ortsgruppe wurde zunächst von einem Arbeiter, dem Hausmeister 
Heinz Schrader, geleitet, der aus den gleichen Gründen wie Seifert in Hanno- 
ver an die Spitze gestellt wurde. Haase blieb noch Vorsitzender des Deutsch- 
Völkischen Schutz- und Trutzbundes und übernahm nach dem Parteiverbot 
im Dezember 1922 die Leitung der Ortsgruppe®®. In diesem Monat wurde 
auch Herbert Backe, der spätere Reichsminister für Ernährung und Landwirt- 
schaft (1942—1945) SA-Mann und Mitglied der Göttinger Ortsgruppe. Backe 
stammte aus einer reichsdeutschen Familie aus dem Kaukasus, hatte in Tiflis 
das deutsche Gymnasium besucht, war im Krieg interniert gewesen und nach 
Ausbruch der russischen Revolution nach Deutschland geflüchtet. In Göttingen 
studierte er Landwirtschaft und wurde ein Vorkämpfer der Bewegung®®. 

Aufgrund des Parteiverbots suchte die Göttinger Ortsgruppe im Dezem- 
ber 1922 an Roßbachs in Berlin gegründete „Großdeutsche Arbeiterpartei“ 
Anschluß”. Die „Großdeutsche Arbeiterpartei“ veröffentlichte am 9. Dezem- 
ber 1922 im „Göttinger Tagblatt“ folgenden 

„Aufruf! 

Mit rasender Schnelligkeit eilt unser Volk dem Abgrunde entgegen, aus 
dem es keine Auferstehung gibt. Darum helfen jetzt keine Reden mehr, son- 
dern allein die Tat! Mit einem umfangreichen Aktionsprogramm ist daher am 
19. November zu Berlin die 
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Großdeutsche Arbeiterpartei 
gegründet worden. Sie verlangt zur Rettung des Volkes u. a. folgende Haupt- 
punkte: 

1. Herstellung eines Großdeutschland, Aufhebung (nicht Revision) des 
Versailler Diktates. 

2. Nur Deutschstämmige sind Staatsbürger, alle übrigen stehen unter 
Fremdenrecht. Alle seit 1914 eingewanderten Ostjuden sind zur Behebung 
der Wohnungsnot usw. sofort auszuweisen. 

3. Rücksichtsloser Kampf gegen die Hochfinanz. Brechung der Zinsknecht- 
schaft. 

4. Todesstrafe für Wucherer, Schieber und gemeine Volksverbrecher. 

5. Gewinnbeteiligung an Großbetrieben. 

6. Schaffung eines starken Mittelstandes, weitgehendste Unterstützung al- 
ler Kleingewerbetreibenden. 

7. Bodenreform. Abschaffung der Bodenspekulation. 

8. Ersatz des geltenden römischen Rechtes durch ein deutsches Gemein- 
recht. 

9. Schulreform. Erziehung der Kinder zu bewußten deutschen Staatsbür- 
gern. Schaffung eines Volksheeres. 

10. Verstopfung der Quellen heutiger Volksverhetzung durch gesetzlichen 
Kampf gegen die bewußte politische Lüge. Radikale Maßnahmen zur Schaf- 
fung einer deutschen Presse. 

11. Errichtung einer starken Zentralgewalt des Reiches und Bildung von 
Berufs- und Ständekammern in den Bundesstaaten. 

12. Völlige Zurückstellung des Streites über die Staatsform, da eine Spal- 
tung des Volkes in Republikaner und Monarchisten verderblich ist. 

Großdeutsche Arbeiterpartei 


Anmeldungen: Untergruppe Göttingen, Burgstraße 2/II®.“ 


Das Programm entsprach in allen wesentlichen Punkten genau dem der 
NSDAP. 

Eine richtige Zusammenarbeit kam aber nicht zustande, weil die „Groß- 
deutsche Arbeiterpartei“ entgegen den Abmachungen vom 10. Februar 1923 
von der Deutschvölkischen Freiheitspartei „geschluckt“ wurde. Die Bedingun- 
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gen für den korporativen Zusammenschluß vom 10. Februar 1923 waren ge- 
wesen: 

„1. Die GAP bleibt in der DFP ein geschlossener Block für sich unter dem 
Namen ‚Großdeutsche Bewegung innerhalb der DFP“. 

2. Die ‚Großdeutsche Bewegung‘ behält eigene Führerschaft, eigene SA, 
eigenes Kassenwesen. 

3. Abgeordneter Henning hält sich fortan zurück. 

4. Zwei Führer der „Großdeutschen Bewegung“ treten in den Vorstand 
der DFP ein, um ein reibungsloses Zusammenarbeiten zu ermöglichen®®.“ 

Da Haase von Anfang an ein entschiedener Gegner der Deutschvölkischen 
Freiheitspartei war, löste seine Ortsgruppe Göttingen jedes Verhältnis zur 
DVFP, „denn in Gestalt dieser Organisation erhob sich die untergehende Ge- 
dankenwelt des 19. Jahrhunderts“”®. 


Der jahrelange erbitterte Kampf zwischen den hitlertreuen Nationalso- 
zialisten und der Deutschvölkischen Freiheitspartei begann somit von Göttin- 
gen aus bereits um die Jahreswende 1922/23, kurz nachdem die DVFP von 
Wulle, Graefe und Henning am 16. Dezember 1922 gegründet worden war’!. 
Haase war sich in der Ablehnung dieser Partei mit Bruno Wenzel (Hannover) 
einig”?. Innerhalb der völkischen Bewegung zeichnete sich damit der Streit 
zwischen der Vorkriegs- und Nachkriegsgeneration ab; erstere sammelte sich 
in der DVFP, letztere um Adolf Hitler! Dieser hatte im März 1923 mit 
Graefe ein Abkommen getroffen, aufgrund dessen Norddeutschland der 
DVFP als Betätigungsfeld für die Dauer des Verbots der NSDAP vorbehalten 
blieb; Süddeutschland blieb Wirkungsbereich der Nationalsozialisten?®. Am 
24. Oktober 1923 hatte Esser mit Graefe ein neuerliches Abkommen über 
die Arbeitsteilung der beiden Parteien geschlossen. Hitler erhielt davon erst 
nachträglich Kenntnis, verweigerte seine Zustimmung, mied es aber, öffent- 
lich dagegen Stellung zu nehmen, um Esser nicht bloßzustellen. Graefe da- 
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gegen betrachtete das Abkommen als voll gültig”!. Die darin vorgesehene Zu- 
sammenarbeit zwischen NSDAP und DVFP in Norddeutschland auf dem 
Boden der vollen Gleichberechtigung ließ sich, wie das Jahr 1924 dann zeigte, 
nicht verwirklichen?3. 

Vom Parteitag wurde auf Haases und des Feinmechaniker Straubels Ver- 
anlassung ein Film gedreht; es ist — laut Haase — das einzige Filmdokument 
aus der Frühzeit der Hitlerbewegung. Haase hatte persönlich am Parteitag 
teilgenommen und darüber im „Göttinger Tagblatt“ einen Artikel veröffent- 
licht. Er übergab den Film dem Parteiarchiv”®. 

Im März 1923 fuhr Haase wieder nach München und nahm aus den Hän- 
den Christian Webers die erste Fahne für Göttingen in Empfang. Er ließ sich 
bei dieser Gelegenheit auch in der Ortsgruppe München als Mitglied einschrei- 
ben. Außerdem traf er in München mit Dr. Emil Gansser zusammen und 
führte mit ihm längere Gespräche”. Seine verbotene Ortsgruppe führte Haase 
weiter unter dem Decknamen „Arbeiter- und Mittelstandsverein“. Ebenso 
arbeitete die am 18. November 1922 gegründete Ortsgruppe Northeim unter 


74 Haase, Aufstand, S. 340 ff., 380 ff., 538 ff. — Das Abkommen hat folgenden Wortlaut: 
„Abmachung. 


Zwischen dem Führer der DVFP, Herren Reichstagsabgeordneten von Graefe einerseits 
und dem Führer der NSDAP, Herrn Adolf Hitler, bevollmächtigten Vertreter, Herrn 
H. Esser andererseits wird heute über Wunsch des ersteren betreffend der Organisation der 
beiden Parteigruppen in Norddeutschland Folgendes vereinbart: 

1. Die seinerzeit zwischen Herrn A. Hitler und Herrn von Graefe getroffenen Ab- 
machungen bleiben aufrechterhalten. 

2. Es wird von seiten der N.S.D.A.P. erneut erklärt, daß die einzige völkische Partei in 
Norddeutschland, mit der eine enge Zusammenarbeit während der Zeit des Verbotes 
der N.S.D.A.P. in Betracht kommt, die DVFP ist. 

3. An Orten, an denen sich bisher selbständige Gruppen und Verbände der N.S.D.A.P. 
gebildet haben, wird ihnen engste Zusammenarbeit mit der Freiheitspartei empfohlen. 

4. Gegen die organisatorische Erfassung von Einzelpersonen und Gruppen, die auf na- 
tionalsozialistishem Boden stehen, durch die Freiheitspartei an Orten, an denen 
eine organisatorische Erfassung durch die N.S.D.A.P. unmöglich ist, wird von seiten 
der N.S.D.A.P. keine Einwendung erhoben, wobei Voraussetzung ist, daß dabei die 
Zugehörigkeit von Gruppen und Einzelpersonen zur N.S.D.A.P. nicht berührt wird. 
München, den 24. Oktober 1923 

gez. H. Esser.“ 

Abschrift. Auf der Rückseite des Blattes ist von der Pol.Dir. München, gez. Herrmann, 

18. 3. 1924 vermerkt, daß „umstehender Vertrag“ im VB „anläßlich der Auflösung der 

N.S.D.A.P.“ vorgefunden wurde. SAI, 1508, BHSTA. 
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der Tarnbezeichnung „Deutsche Arbeitsgemeinschaft e.V.“ seit März 1923 
weiter”®. Diese ließ Aufnahmescheine folgenden Inhalts drucken: 

„Hiermit beantrage ich meine Aufnahme als Volksgenosse in die Deutsche 
Arbeiter-Gemeinschaft, Northeim. Ich erkläre, daß ich deutschen Blutes bin 
und die in den Statuten stehenden Ziele, von denen ich Kenntnis genommen 
habe, als die meinen anerkenne. Ich verpflichte mich, durch meine Unterschrift 
dieselben zu befolgen und nichts zu unternehmen, was gegen die Kamerad- 
schaft der Deutschen Arbeiter-Gemeinschaft verstößt und der Vereinigung 
schaden kann, besonders stets den Anforderungen des Vorstandes und den 
Versammlungsbeschlüssen Folge zu leisten...“ 

Die stärksten von Hannover aus gegründeten Ortsgruppen waren Glei- 
witz, Beuthen, Dresden, Duisburg, Hamburg, Schwerte, Tilsit?®. 

Der erste Leiter der Ortsgruppe Hamburg, Josef Klant, stammte aus dem 
schlesischen Bergland; er besaß in Hamburg ein Zigarrengeschäft. Klant „ver- 
körperte“, so schilderte ihn sein Nachfolger, Gauleiter Dr. Krebs, „in beinahe 
vollkommener Weise jenen Menschenschlag, der in der Frühzeit der national- 
sozialistischen Bewegung einen Großteil ihrer Anhänger und ihrer ersten 
Zwischenführerschicht stellte. Diese kamen aus der untersten Schicht des Mit- 
telstandes; sie handelten aus gefühlsmäßigen Antrieben, die ihre Wurzeln in 
den Anschauungen der Zeit vor 1914 hatten. Auch die politischen Methoden 
entsprachen jenen der Vorkriegszeit im bürgerlichen Lager“®". 

Trotz des Parteiverbots ging die Werbetätigkeit unverdrossen weiter. Die 
Ortsgruppe Göttingen erfreute sich besonders starken Zuzuges aus den Reihen 
der Studentenschaft. So wurde auch beispielsweise im Hörsaal des gerichts- 
medizinischen Instituts ein geheimer Werbeabend abgehalten. Bei einer Ver- 
sammlung mit Bruno Wenzel als Redner erzielte die Ortsgruppe siebzig Neu- 
zugänge, vor allem Studenten, die zum Teil ehemalige Offiziere und daher 
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217 


besonders für die SA ein wertvoller Zuwachs waren®!. Das sozialdemokra- 
tische Göttinger „Volksblatt“ bezeichnete daher nicht mit Unrecht Göttingen 
als „nationalistisch-antisemitische Studentenhochburg“s?. Bruno Wenzel war 
in Norddeutschland als Redner wie als Propagandist der Hitlerbewegung die 
stärkste Werbekraft. Die Ortsgruppe Hannover selbst zählte drei „Banner- 
schaften“ mit insgesamt 350 Männern®®. Am 1. Oktober 1923 richtete Haase 
ein Schreiben an den Stabschef der SA, in dem er einen Vergleich zwischen 
der Entwicklung in Bayern und derjenigen in Niedersachsen zog®%: 

„Die Stellungnahme des ‚VB‘ in seiner Sonntagsausgabe entspricht völlig 
unserer nationalsozialistischen Auffassung. Dahingegen scheinen die heutigen 
Pressemeldungen von den Münchner Vorgängen darauf hinzudeuten, daß man 
in deutschnationalen Kreisen wünscht, Hitler möchte sich aus ‚politischer 
Klugheit‘ der Kombination: VaterländischeVerbände-v.Kahr-Ehrhardt-Bay- 
erische Volkspartei-Rupprecht nähern. Genau parallele Bestrebungen lassen 
sich auch im hannoverschen Bezirk nachweisen. In unvermitteltem Um- 
schwung gegen bisherige Auffassungen ist hier folgende große Koalition im 
Werden begriffen: Ehrhardt (Werber) — Nationalverband Deutscher Offhi- 
ziere (entsprechend Rupprecht) — Deutschnationale (v. Dithfurt) — Welfen 
— (entsprechend Bayerische Volkspartei). 

Der Trieb zu dieser Vereinigung geht offenbar gleichzeitig von Weisungen 
Ehrhardts an Werber und Rupprecht-Bayerische Volkspartei an die Welfen 
aus. Daß sich einer solchen Kombination alles politisch unscharf eingestellte 
Nationale (Stahlhelm) mit Wonne anschließen wird, ist außer Zweifel und 
teilweise schon fest. 

Die einzige Gruppe, die in strenger Verfolgung ihrer von jeher rein na- 
tionalsozialistischen Einstellung und auch jetzt wieder in restloser Überein- 
stimmung mit den Ausführungen des ‚VB* sich dieser Einheitsfront aufs 
Schärfste entgegenstemmt und sich weiterhin entgegenstemmen wird, ist der 
Landesverband Hannover der NSDAP (Wenzel-Seifert-Haase). Der Grund 
ist, daß wir aus den Anfängen ganz klar die jüdisch-jesuitischen Monarchien 
mit all ihren verhängnisvollen Folgen und der damit später notwendig wer- 
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denden Wiederaufnahme des nationalsozialistischen Erneuerungskampfes von 
Grund auf erstehen sehen ..... Im übrigen machen wir darauf aufmerksam, 
daß Kapitän Werber morgen früh im Sinne der dortigen und hiesigen gro- 
ßen Koalition zu Kahr und Ehrhardt fahren wird.“ 

In der Reichshauptstadt machten Hauenstein, Schlageter und Roßbach mit 
ihren Freikorpsleuten die ersten Gründungsversuche im Jahre 1922. Die bei- 
den Freikorpsführer hatten Hitler bereits im Jahre 1921 in München im Zir- 
kus Krone gehört und waren von dem Volkstribun in Bann geschlagen wor- 
den. Hauenstein erließ nach seiner Entlassung aus der Haft — diese war im 
Zuge der Verfolgung der Rathenau-Attentäter erfolgt — folgenden Aufruf 
an seine Leute: 

„An alle ehemaligen Angehörigen des Selbstschutzregiments Heinz! Ich 
habe mich entschlossen, gemeinsam mit dem Führer der ehemaligen Freiwil- 
ligen-Sturmabteilung Roßbach, Herrn Oberleutnant Roßbach, die national- 
sozialistische Bewegung in Norddeutschland aufzuziehen. Um diesen Zweck 
zu erreichen, wollen wir die ehemaligen Führer unserer Formation in einem 
Führerkreis zusammenfassen, der am 24. und 25. kommenden Monats in Mün- 
chen zum ersten Male zusammentreten soll. Ich erwarte, daß sich jeder daran 
beteiligt. Heinz®.“ 

Die von Hauenstein im obigen Aufruf erwähnte Versammlung in Mün- 
chen mit Hitler als Redner fand statt. Hauenstein, Roßbach, Schlageter waren 
mit anderen Führern der beiden Freikorpsverbände gekommen. Es war ein 
kleiner, geschlossener Kreis von etwa dreißig Personen, vor dem Hitler sprach. 
Hitlers Rede rief einen Begeisterungssturm hervor. Zum Schluß, beim Ab- 
schied, wechselte er einige Worte mit Schlageter®. Die Hauensteiner und Roß- 
bacher machten sich nach ihrer Rückkehr sofort an die Arbeit; eine führende 
Rolle spielte dabei Schlageter. Er hatte „wenige Stunden nach der Ankunft 
den ersten Anmeldeschein für die künftige Ortsgruppe ausgefüllt. Der erste 
Schritt war schnell getan. Roßbacher und Hauensteiner bildeten den Kern. 
Die Werbung mußte zunächst bei gleichgesinnten Gruppen einsetzen. Da be- 
stand eine deutsch-soziale Gruppe, deren Führer Julius Streicher in Nürn- 
berg war, dann eine deutschsozialistische Gruppe unter Knüppelkunze. Unter 
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diesen Leuten wurde zunächst geworben. In kleinen Versammlungen im Krie- 
gervereinshaus im Cauer-Gymnasium in Charlottenburg, in der Schloßbrau- 
erei in Steglitz sprachen Hauenstein und Roßbach. Oft wurde die Versamm- 
lung ausgehoben und endete mit der Feststellung der Personalien auf dem 
Polizeipräsidium. Der erste Vorstoß nach Pommern hatte mit einem Fiasko ge- 
endet. In Arnswalde war eine Versammlung durch Marxisten gesprengt wor- 
den. Roßbach hatte mit dem Redner und Teilen der Berliner Sturmabteilung 
durchs Fenster an der Bühne verschwinden müssen, während sich Hauenstein 
mit seinen Leuten am Ausgang verteidigte, bis er durch die Bierausgabe und 
eine Hintertür den Rückzug antreten konnte®’.“ 

Wie so viele Gründungen und Gründungsversuche außerhalb Bayerns war 
auch die erste Berliner Parteizentrale sozusagen aus wilder Wurzel entstan- 
den, ohne daß die Münchner Parteizentrale die Dinge hätte lenken können. 
Das Verbot der NSDAP in Preußen im November 1922 setzte der politischen 
Tätigkeit der Roßbacher und Hauensteiner ein frühes Ende. Roßbach grün- 
dete dann, um sein Freikorps vor Verbot und Auflösung zu retten, in Berlin 
am 19. November 1922 die „Großdeutsche Arbeiterpartei“ mit dem Pro- 
gramm der NSDAP; auch in Hannover wurde Roßbachs Partei als Deckorga- 
nisation für die verbotene Hitlerpartei benützt®®. In dem Völkischen Blatt 
„Der Sturm“ erschien am 10. Dezember 1922 folgender Aufruf zur Grün- 
dung der „Großdeutschen Arbeiterpartei“ in Hannover: 

„An die Vernunft und an das Gewissen des deutschen Volkes! Arbeiter, 
Handwerker, Beamte, Bürger, Gewerbetreibende aller Berufe! 

Deutsche Frauen und Mütter! 

Euch allen gilt dieser Ruf in der höchsten Not unseres deutschen Volkes. 
Wacht endlich auf aus dem Dämmerschlafe und lernt die Wahrheit kennen. 
Die Träger des internationalen Bank- und Börsenkapitalismus, die Euch in den 
blutigsten aller Kriege hineingetrieben haben, hetzen jetzt zum Bruderkrieg, 
durch verbrecherische Valutamanöver (denkt an den Dollarschwindel) haben 
sie eine künstliche Teuerung hervorgerufen und wollen nun dem deutschen 
Volk, genau wie dem russischen, den Todesstoß versetzen. Die zum Wahnsinn 
gewordene Preissteigerung und verbrecherische Ausbeutung unseres Volkes 
87 Ebda, S. 129; VB, Nr. 120 v. 28. 5. 1926, 5.1. 
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hat schon Millionen ehrlich schaffender deutscher Menschen an den Rand des 
Grabes gebracht. Dumpfe Verzweiflung breitet sich in allen Kreisen des schaf- 
fenden Volkes aus, sie soll den Börsen- und Bankkapitalisten dazu dienen, 
den Krieg aller gegen alle zu entfesseln, aus dem allein sie Nutzen ziehen. 

Werktätige aller Berufe und Stände! 

Wollt ihr noch länger diesem schamlosen Treiben zusehen? 

Wollt ihr wirklich die Geschäfte des völkermordenden Bank- und Bör- 
senkapitalismus machen, indem ihr Euch gegenseitig bis aufs Messer befehdet? 

Uns Deutsche trennt nichts, was nicht zu überbrücken wäre, denn wir ge- 
hen alle einen Weg, den Weg zum Tode, wenn wir weiter miteinander hadern. 
Darum: Seid endlich einig gegenüber dem gemeinsamen Feinde! Volksgenos- 
sen! Noch keine andere Partei hat das Großkapital der Banken und Börsen 
anzutasten gewagt. Warum wohl nicht? Gebt Euch selbst eine ehrliche Ant- 
wort auf diese Frage und tretet dann entschlossen als Mitkämpfer in unsere 


Reihen! Großdeutsche Arbeiterpartei 
Hannover, Heinrichstr. 2889,“ 


Auf Roßbachs Wunsch reiste Wenzel nach Berlin, um, weil Roßbach nach 
eigener Aussage nichts von Politik verstand, „die politische Leitung und Schu- 
lung der großdeutschen Parteigenossen im Sinne der reinen Hitlerbewegung 
zu übernehmen“. Wenzel fuhr um die Jahreswende 1922/23 deshalb einige 
Male nach Berlin. Dort mußte er aber feststellen, daß die „Großdeutsche Ar- 
beiterpartei“ trotz aller gegenteiligen Beteuerungen mehr und mehr sich an 
die DVFP anlehnte?®. Diese Abspaltung von der Deutschnationalen Volks- 
partei suchte in Norddeutschland das Erbe nicht nur der verbotenen völkischen 
Organisation, einschließlich der Hitlerbewegung, zu übernehmen, sondern 
überhaupt die gesamte völkische Bewegung in ihre Hand zu bekommen. Die 
Hitleranhänger von Hannover— Göttingen kämpften entschlossen gegen die 
Aufsaugungsversuche der DVFP. Bruno Wenzel ließ deshalb auch die Bezie- 
hungen zur „Großdeutschen Arbeiterpartei“ fallen, als er sah, daß sie ins 
Fahrwasser der DVFP geraten war?!. 

Die „Großdeutsche Arbeiterpartei“ wurde schon am 10. Januar 1923 ver- 
boten, ebenso kurz darauf die für sie gegründete Ersatzorganisation „Groß- 
89 Haase, S. 47. 
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deutsche Bewegung“®?. Doch entstanden sofort wieder neue Tarn- und Ersatz- 
organisationen, so daß die Hitlerbewegung unterirdisch auch hier weiterlebte. 
Ihre Erbschaft übernahm zunächst die DVFP, nachdem Hitler im März 1923 
in dem erwähnten Abkommen mit Graefe Norddeutschland als Betätigungs- 
feld der DVFP überlassen hatte. Roßbach organisierte für die DVFP die 
„Deutschvölkischen Turnerschaften“ als eine Art Saalschutz, Oberleutnant 
a. D. Karl Fahrenhorst zog „Deutschvölkische Gewerkschaften“ auf; beide 
Organisationen standen im Dienste der im Mai 1923 ebenfalls verbotenen 
DVFP. Deshalb fielen sie im Herbst 1923 im ganzen Reich unter das Verbot 
aller rechtsradikalen Organisationen®®. Ein Ansatzpunkt für die Gründung 
der SA nach 1925 war der in Berlin im Jahre 1923 von Kurt Daluege errich- 
tete „Frontbann“. Durch die laufende Verbotswelle und infolge des Weggangs- 
von Hauensteins Männern, darunter Schlageter, von Berlin — Hauenstein 
war mit seinen Leuten führend an der Vorbereitung und Durchführung des 
aktiven Ruhrwiderstandes beteiligt — konnte die Hitlergruppe in Berlin nur 
weitervegetieren. Immerhin wollten rund 370 Berliner Nationalsozialisten 
am ersten Reichsparteitag in München (Januar 1923) teilnehmen. Sie wurden 
auf der Bahnfahrt in Thüringen aus dem Zug heraus verhaftet und an der Wei- 
terreise gehindert®*. So blieb Berlin in den beiden nächsten Jahren das Betä- 
tigungsfeld der Deutschvölkischen; doch bestanden hitlertreue Zellen weiter®. 
Schlageter hatte sich entschieden gegen eine Verbindung der NSDAP mit der 
DVFP geäußert; er sagte zu Hauenstein®: „Die Nationalsozialistische Partei 
soll eine nationale Linkspartei werden, die die Interessen der werktätigen 
Bevölkerung vertritt, und jede Verbindung mit Politikern, die durch ihre 
frühere Einstellung als arbeiterfeindlich belastet sind, kann ihr nur schaden. 
Sie muß sich selbst ihren Weg bahnen und nur neue Leute können ihr im 
Kampf gegen die Sozialdemokratie als Schrittmacher vorangehen.“ 
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Im Rheinland, in Westfalen und im Ruhrgebiet entstanden ebenfalls in 
den Jahren 1921/22 einzelne Ortsgruppen und Stützpunkte”; Vorkämpfer 
der Hitlerbewegung in diesem Raum waren Max und Wilhelm Pferdekaem- 
per (Kaufleute), Heinz Haake (Kaufmann), Karl Kaufmann (Kaufmann), 
Wilhelm Ohnesorge (Postrat und Nachrichtentechniker, späterer Reichspost- 
minister), Hugo Wachenfeld (Zivilingenieur), Hermann Breuer (Schreiner). 

Ohnesorge hatte schon im Mai 1920 eine Art Stützpunkt in Dortmund 
mit einem Stamm von 23 Parteimitgliedern, die alle bei der Münchner Orts- 
gruppe eingeschrieben waren, gebildet; auch hier schöpfte die entstehende 
Hitlerbewegung aus dem Deutsch-Völkischen Schutz- und Trutzbund. Her- 
mann Esser sprach im Frühjahr 1920 in Dortmund vor geladenen Gästen über 
das nationalsozialistische Programm. Von Dortmund aus wurde dann drei 
Tage später mit Hermann Esser ein erster Versuch in Hagen gemacht; die 
Versammlung wurde jedoch von den Roten gesprengt”®. Ohnesorge baute 
seinen Stützpunkt zur Ortsgruppe aus, die im Februar 1922 gegründet wurde. 
Am 1. März folgte die Gründung der Ortsgruppe Hagen mit Hermann Esser 
als Redner und dem Zivilingenieur Hugo Wachenfeld als Ortsgruppenleiter. 
Am 3. März 1922 sprach Esser in Köln auf einer Versammlung, die der Schrei- 
ner Hermann Breuer leitete; bei dieser Gelegenheit wurde die Ortsgruppe 
Köln errichtet. Hugo Wachenfeld, der Gründer und Leiter der Ortsgruppe 
Hagen, kam aus dem Schutz- und Trutzbund; auf Empfehlung von Dietrich 
Eckart und Ludendorff hatte er sich im Herbst 1921 der Hitlerbewegung an- 
geschlossen. „Daraufhin wurde aus der Ortsgruppe des Deutsch-Völkischen 
Schutz- und Trutzbundes eine solche der NSDAP!®.“ Hitler richtete an Wa- 
chenfeld ein Glückwunschschreiben folgenden Inhalts!9: 


An die Ortsgruppe der NSDAP „München, 6. März 1922. 


zu Händen des Herrn Wachenfeld, 1. Vorsitzender, Hagen i. Westf. 


Werter Parteigenosse! 
Wie ich aus Ihrem Schreiben vom 2. d. Ms. und aus dem inzwischen einge- 
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troffenen mündlichen Bericht des Parteigenossen Esser ersehe, ist die Grün- 
dung einer nationalsozialistischen Ortsgruppe in Hagen nun Tatsache gewor- 
den. Als Vorsitzender der Gesamtbewegung übermittle ich Ihnen die besten 
Glückwünsche für das zukünftige Arbeiten der jungen Gründung. Eine gün- 
stigere Zeit für die Fortentwicklung und für den Aufstieg unserer Partei kön- 
nen wir uns wahrlich nicht denken. Umgekehrt wird aber auch die Notwen- 
digkeit für diese Gründung nie so zwingend klar vor aller Augen gelegen sein, 
als gerade jetzt. Stünden uns jene Geldmittel zur Verfügung, die unsere Links- 
Parteien in so überreichlichem Maße besitzen, so würden wir wahrscheinlich 
in wenigen Jahren einen glänzenden Siegeszug antreten; da dieses nicht so 
ist, muß die Energie des einzelnen die fehlenden Mittel ersetzen. Ich darf wohl 
die Hoffnung ausdrücken, daß die neue Ortsgruppe Hagen unter Ihrer Lei- 
tung eine weitere Keimzelle für unsere Bewegung werden wird. 

Im übrigen hoffe ich bestimmt, daß ich noch im Verlauf des Sommers, 
vielleicht sogar im Mai, persönlich nach Dortmund und Hagen kommen kann. 
Einstweilen gestatten Sie noch einmal, daß ich der jungen Ortsgruppe meine 
herzlichsten Glückwünsche im Namen der ganzen Parteileitung zum Aus- 
druck bringe und Ihnen, werter Parteigenosse, unseren besten Dank für Ihre 
bisher geleistete Arbeit ausdrücke. 

Mit treudeutschem Gruß! 
Für die Parteileitung 
gez. Adolf Hitler, 1. Vorsitzender!®,“ 


Ein wesentliches Merkmal „aller frühen Ortsgruppen“ war, daß sie „fast 
überall aus dem sogenannten ‚Völkischen Schutz- und Trutzbund‘ hervorge- 
gangen sind“!0, Das galt besonders für Norddeutschland, mehr oder weniger 
aber für das ganze deutsche Reich. „Die ‚lachenden Erben‘ des verbotenen 
‚Deutsch-Völkischen Schutz- und Trutzbundes‘ wurden Adolf Hitler und seine 
NSDAP; denn Gebsattel und Hertzberg hatten an die Mitglieder des auf- 
gelösten Trutzbundes einen Aufruf erlassen, in dem sie ihnen nahelegten, sich 
der ebenfalls antisemitischen Hitlerpartei anzuschließen, und es waren gewiß 
nicht wenige, die dieser Empfehlung folgten!®.“ 


102 Hitler kam 1922, nicht wie angekündigt, nach Dortmund und Hagen. 
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Eine zweite Quelle der Hitlerbewegung in Norddeutschland war, wenn 
auch nicht so ergiebig wie der Schutz- und Trutzbund, die Deutschsozialisti- 
sche Partei!®. So trat beispielsweise die Ortsgruppe Hattingen (Ruhr) der 
DSP, die am 12. Mai 1921 gegründet worden war, im Oktober 1922, un- 
mittelbar nach der Coburger Tagung, geschlossen zur NSDAP über!®. In 
Chemnitz geschah dasselbe schon im März 19221”. Der Geschäftsführer der 
Münchner Parteileitung, Max Amann, teilte am 19. Oktober 1922 mit, daß 
die Ortsgruppen mindestens 30 Mitglieder zählen müßten, um von der Münch- 
ner Zentrale anerkannt zu werden. Von den im November 1922 zugesandten 
ersten Mitgliedskarten trugen drei die Nummern 9688, 9689, 969010. Dem- 
nach zählte die NSDAP im November 1922 rund 10 000 eingeschriebene Mit- 
glieder. Als die Franzosen das Ruhrgebiet besetzten, sandte die Ortsgruppe 
Hattingen telegrafisch folgendes Treuebekenntnis nach München: 

„Adolf Hitler, München. Letzter Sprechabend vor Besatzung, stehen 
standhaft und treu zu Euch! Hattinger Parteigenossen!®.“ 

Auch diese Ortsgruppe hatte trotz Parteiverbots weitergearbeitet. 

In Hessen-Nassau wurde im Jahre 1922 von Angehörigen des Schutz- 
und Trutzbundes die erste nationalsozialistische Ortsgruppe in Frankfurt 
(Main) gegründet. Der spätere Gauleiter Jakob Sprenger war führend betei- 
ligt!!0. Auch Wilhelm Karpenstein, der aus Hessen stammte (geb. 1903), war 
für die Partei in Darmstadt und Frankfurt als Schüler und Student tätig. 
Ortsgruppen wurden außerdem gegründet in Hanau, Wiesbaden, Hochstadt, 
Fechenheim, Wachenbuchen, Hadamar. Neben Sprenger und Karpenstein 
gehörten Adolf Gimbel und Ringshausen, von Beruf Volksschullehrer, zu den 
ältesten Mitkämpfern. Nach dem Parteiverbot vom 5. Mai 1923 wurde die 
Tätigkeit unter der Bezeichnung „Deutsche Partei“ fortgesetzt!!!. 

In Baden faßte die Hitlerbewegung frühzeitig Fuß, ohne daß es über 
einzelne Ortsgruppen hinaus zu einer überörtlichen Organisation kommen 
konnte. Pforzheim wurde als erste Ortsgruppe von Stuttgart aus schon im 
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Jahre 1920 gegründet!!?. Zu ihren frühesten Mitgliedern zählte der Inge- 
nieur Dr. Fritz Todt (geb. 4. 9. 1891). Er hatte Hitler erstmals im Herbst 
1921 sprechen gehört und wurde im Januar 1922 Parteimitglied. „Ich habe 
die Entwicklung der NSDAP gefördert“, so sagte er bei seiner Vernehmung 
im Zusammenhang mit dem Hitlerputsch aus, „weil ich als Ingenieur mit den 
nationalsozialistisch eingestellten Arbeitern die besten Erfahrungen gemacht 
habe. Sie waren bereitwillig, respektierten die vorgesetzten Ingenieure und 
waren bei dringenden Notstandsarbeiten jederzeit zu zehn- bis zwölfstündi- 
ger Arbeitsleistung bereit!!3.“ 

In Mannheim wurde 1921 eine Ortsgruppe gegründet!!#, in Karlsruhe in 
der ersten Jahreshälfte 1922115. Die Angaben über die Ortsgruppe Freiburg 
schwanken zwischen 1922 und März 192316, Die nationalsozialistische Agi- 
tation war im badischen Landtag Gegenstand mehrerer Interpellationen. Eine 
sozialdemokratische Anfrage vom 12. Juni 1922 hatte folgenden Wortlaut: 

„Ist der Regierung bekannt, daß das Bezirksamt Mannheim den Anschlag 
von Plakaten an den städtischen Litfaßsäulen duldet, in der die ‚National- 
sozialistische DAP‘ — ein Anhängsel der Deutschnationalen — zu öffentlichen 
Versammlungen auffordert, in welcher der Satz enthalten ist: ‚Juden haben 
keinen Zutritt‘? Ist der Regierung bekannt, daß außer Plakaten ständig Flug- 
blätter mit oder ohne Unterschrift gegen die Juden verteilt werden, mit dem 
Zwecke, die Bevölkerung von ihrem Ausbeuter, dem Kapitalismus, abzulen- 
ken? Was gedenkt die Regierung zu tun, um dieser Rassenverhetzung zu be- 
gegnen!17?“ 

Am gleichen Tage wurde noch eine weitere Anfrage von den Sozialdemo- 
kraten eingebracht, die sich gegen die verschiedenen militärischen Feiern rich- 
tete: „In der letzten Zeit häufen sich die Regimentstage und nationalistischen 
Kundgebungen im Reiche wie auch in Baden derartig, daß die Arbeiterschaft 
darin eine gegen sie gerichtete Provokation erblickt, die nicht ohne Weiterun- 
gen bleiben wird. Was gedenkt die Regierung zu tun, um diesen Provokationen 
sofort und wirkungsvoll entgegenzutreten?!8?“ 
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115 Franz-Willing, S. 264; Pölnitz, Emir, $. 142 f. 

116 Pölnitz, Emir, S. 143. 


117 Prot. d. Badischen Landtags, 57. Sitzg. v. 12. 6. 1922. 
118 Ebda. 
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Die Ermordung Walter Rathenaus im Juni 1922 bot dann die Handhabe, 
aufgrund des Republikschutzgesetzes entsprechend gegen die Rechtsverbände 
vorzugehen und die NSDAP am 4. Juli 1922 in Baden zu verbieten. Es war 
das erste Verbot der NSDAP in einem deutschen Land!!P, Im Zusammenhang 
mit den von der Linken (SPD, USPD, Gewerkschaften) wegen des Rathe- 
naumordes veranstalteten Kundgebungen kam es zu tätlichen Ausschreitungen 
in verschiedenen Orten Badens; dabei wurde der Major Scherer von Kom- 
munisten in seiner Wohnung ermordet. Der Nobelpreisträger für Physik 
(1920), Professor Lenard, Universität Heidelberg, der sich geweigert hatte, 
sein Institut halbmast flaggen zu lassen, wurde von dem in sein Institut ein- 
dringenden Pöbel tätlich bedroht; er fand Zuflucht im Gewerkschaftshaus!?°, 
Minister Remmele beantwortete die erstgenannte Anfrage im Landtag da- 
hingehend, daß die Polizeidirektion Mannheim gegen die Verteilung von NS- 
Flugblättern eingeschritten sei, „im Benehmen mit der zuständigen Staats- 
anwaltschaft Mannheim und mit dem Zentralverband deutscher Staatsbürger 
jüdischen Glaubens“!?!, Die politischen Gegensätze in Baden waren so hart, 
daß die Nationalsozialisten dort auch ihren ersten Toten anläßlich einer ver- 
botenen Versammlung in Steinen bei Lörrach zu verzeichnen hatte: Der SA- 
Führer Dr. Winter wurde bei dieser Gelegenheit von linksgerichteten poli- 
tischen Gegnern am 26. Februar 1923 erschossen!??. Im Sommer 1924 über- 
nahm Leutnant a. D. Robert Wagner, der am Hitlerputsch teilgenommen und 
Bewährungsfrist erhalten hatte, auf Befehl Hitlers die Führung der Bewegung 
in Baden. Er hielt die ersten Versammlungen wegen des Parteiverbotes noch 
hinter verschlossenen Türen. Im September 1924 erfolgte in Bruchsal eine 
Absprache zwischen ihm und Marschall Freiherr von Bieberstein, der in Süd- 
baden den „Frontbann“ organisierte. Wagner faßte die Nationalsozialisten 
zunächst im „Schlageterbund“ zusammen!*®. 

In Württemberg hatte die Hitlerbewegung schon seit 1920 einige Stütz- 
punkte: In der Landeshauptstadt Stuttgart bestand seit 1920 eine Ortsgruppe, 


119 Verfügung des Badischen Innenmin. v. 4. 7. 1922 aufgrund der Verordnung zum Schutze 
der Republik. 

120 Prot. d. Bad. Landtags, 79. Sitzg. v. 17. 7. 1922. — Brief Lenard an Hitler v. 27. 9. 1923. 

121 Prot. d. Bad. Landtags. 

122 Ebda, 18. Sitzg. v. 14. 3. 1923; VB, Nr. 38 v. 11./12. 3. 1923. Der VB, Nr. 23 v. 22. 2. 
1923, berichtete von engerem Zusammenschluß seiner Leser im Badischen Oberland, s. a. 
Volz, Daten, S. 11. 

123 Pölnitz, Emir, S. 144. 
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in anderen Städten erfolgten ebenfalls Gründungen, von denen die bedeu- 
tendsten Ulm, Göppingen und Geislingen — Ortsgruppengründung 1922 
— waren!?*, Da es verschiedentlich zu schweren Schlägereien und Straßen- 
schlachten bei nationalsozialistischen Versammlungen kam, weil sie von Ro- 
ten gesprengt wurden, erging am 12. Dezember 1922 ein Versammlungsverbot 
gegen die NSDAP!®, Als die Nationalsozialisten nach der Sprengung einer 
ihrer Versammlungen in Geislingen für eine neu anberaumte bewaffneten 
Zuzug in Stärke von 150 Mann SA als Versammlungsschutz aus München 
herbeiholten, wurde diese Gelegenheit von der Linken zu einen entsprechen- 
den Gegenschlag benützt. 

Der sozialdemokratische Abgeordnete Steinmayr führte im Landtag zur 
Begründung einer Anfrage seiner Fraktion wegen der Tätigkeit der NSDAP 
u.a. aus: 

„Bei der NS-Partei haben wir es mit denselben Erscheinungen zu tun, wie 
in der Vorkriegszeit bei den Gelben Gewerkschaften, die ja damals mit Unter- 
stützung der Unternehmerorganisationen als Stoßtrupp gegen die Arbeiter- 
bewegung ausgehalten worden sind ..... Wer sind denn die Anhänger und 
Nachläufer dieser Bewegung? Irregeleitete Studenten, ehemalige Offiziere, un- 
zufriedene Beamte, eigenartige Kaufleute und verkrachte Existenzen zählen 
zu diesen kostspieligen Werkzeugen reaktionärer, schwerindustrieller Unter- 
nehmerkreise. Das Kampfgeschrei der Hitlergarde ist eine unaussprechlich 
dumme Judenhetze. In einer Zuschrift aus München an den Demokratischen 
Beobachter in Stuttgart heißt es: ‚Der Nationalsozialismus ist schließlich die 
Verneinung jeder Kultur, Moral und Sitte. Er proklamiert Gewalt, Gesetzlo- 
sigkeit und Unmoral. Die Gebote der Sittengesetze oder auch die Gebote des 
persönlichen Anstandes kennt er nicht. Jedes Mittel ist ihm recht. In die tief- 
sten Tiefen des politischen Kampfes steigt er, in Tiefen, wo nur mehr Roheit 
und Gemeinheit herrscht. Die persönliche Ehre des Gegners gilt ihm nicht.‘“ 
Steinmayr fuhr dann weiter, in Geislingen hätten die Nationalsozialisten am 
9. Dezember 1922 einen württembergischen Stoßtrupp in Stärke von 40 Mann 
herangezogen, außerdem 150 Mann aus München, „versehen mit Knüppeln 


124 Franz-Willing, S. 234, 264. 

125 BHSTA, Sonderabgabe, Akt Nr. 1515. — Am Tage nach dem Versammlungsverbot, am 
13. 12. 1922, erging ein Erlaß des Führers der Sturmabteilungen, Klintzsch, „an die ge- 
samte Sturmabteilung Bayerns und Württembergs“ zu einer Kontrollversammlung am 
16. 12. 1922 in München. BHSTA, Sonderabgabe, Akt Nr. 1500. 
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und Schußwaffen, wobei auch Sanitätsmänner und die Krankenschwester 
nicht fehlten .. „126“ 

Der württembergische Innenminister Bolz erwiderte u. a: „Weshalb haben 
wir die nationalsozialistischen Versammlungen verboten? Das allgemeine 
Verbot dieser Versammlungen begründen wir damit, daß die nationalsoziali- 
stische Partei in ihren Versammlungen bewaffnet auftritt und damit, daß 
durch die ganze Art des Auftretens der nationalsozialistischen Partei die öf- 
fentliche Ruhe und Ordnung bei uns erheblich gestört wird... Wenn ich das 
Endziel dieser Bewegung betrachte, dann stimme ich allerdings mit dem Herrn 
Abgeordneten Steinmayr darin überein, daß diese Bewegung nichts anderes 
will als eine Revolution nach dem uns allen bekannten Muster. Sie sucht sich 
zu organisieren bis zu dem Maße, daß sie die vorhandene staatliche Macht 
ablösen und sie ersetzen kann!?7.* 

Bei der Landtagsdebatte setzte sich der deutschnationale Abgeordnete Dr. 
Schott für die Nationalsozialisten ein: Die nationalsozialistischen Versamm- 
lungen verliefen ruhig, wurden aber von den Roten gestört und gesprengt, 
sowohl in Geislingen wie in Stuttgart. Im „Göppinger Tagblatt“ erschien, wie 
er ausführte, folgende Ankündigung: 

„Arbeiter und Arbeiterinnen! Heute abend 7.30 Uhr findet eine Versamm- 
lung der Faszisten im Apostelsaal statt. Wir fordern alle Arbeiter und Arbei- 
terinnen auf, in dieser Versammlung frühzeitig zu erscheinen. Kommunistische 
Partei. Vereinigte Gewerkschaften.“ Schott schilderte den weiteren Hergang 
wie folgt: Darauf erbat der Leiter der Ortsgruppe Göppingen staatlichen 
Schutz. Der Oberamtmann erklärte ihm, „daß Vertreter der Gewerkschaften 
bei ihm gewesen seien und ein Verbot der Versammlung verlangt haben“. Da 
der staatliche Schutz verweigert wurde, forderten die Nationalsozialisten 
Hilfe aus München an. Die Versammlung wurde inzwischen von der Regie- 
rung verboten. Die Münchner SA-Hundertschaft wurde von den Roten an- 
gegriffen. „Sie wissen ganz genau“, sagte Dr. Schott, „daß sie angefangen ha- 
ben und sie beschweren sich darüber, daß die anderen sich gewehrt haben.“ 
Mehrere Juden verteilten am Bahnhof Geld an die Arbeiterschaft!28. 


126 Prot. d. Württ. Landtags, 164. Sitzg. v. 18. 12. 1922. — Die Straßenschlacht in Göp- 
pingen hatte ein gerichtliches Nachspiel; die Nationalsozialisten wurden freigesprochen, 
die der Linken angehörenden Angreifer wurden verurteilt. SEG, 64, 1923, $. 241. 

127 Prot. d. Württ. Landtags, 164. Sitzg. v. 18. 12. 1922. 

128 Ebda, 165. Sitzg. v. 19. 12. 1922. 
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Der sozialdemokratische Abgeordnete Heymann brachte das Bomben- 
attentat auf die Mannheimer Börse zur Sprache: „Und in der Gerichtsverhand- 
lung, die in Mannheim wegen des dortigen Attentats auf die Börse stattfand, 
wurde festgestellt, daß der Nationalsozialist Paul Jansen der Täter war, und 
daß die dabei verwendeten Handgranaten von einem Vertrauensmann Hitlers 
mit dem echt deutschen Namen Maurice aus dem Parteibüro der Münchner 
Nationalsozialisten beigebracht worden sind129.“ 

Am 25. April 1923 wurden in Württemberg alle Sturmtrupps, Saalschutz- 
und Sicherheitsabteilungen aufgelöst und verboten!?®. Da das Versammlungs- 
verbot nur zeitbedingt verhängt wurde, konnten die Nationalsozialisten ihre 
Agitation in Württemberg als dem einzigen Land außer Bayern innerhalb des 
Deutschen Reiches, wenn auch zeitweise nur eingeschränkt, fortsetzen!?!, Sie 
waren jedoch, um überhaupt weiterbestehen zu können, auf Zusammenarbeit 
mit anderen völkischen und nationalen Vereinigungen angewiesen. So wurde 
in Württemberg von den Deutschnationalen ein „Landesverband vaterländi- 
scher Verbände Württembergs“ gegründet, in dem „die Bismarckjugend, die 
Nationalsozialisten, Alldeutschen usw. zusammengehen. In nächster Zeit soll 
ein ‚Deutscher Tag‘ in Stuttgart veranstaltet werden“!??, Ein „Bericht über 
den Stand der Bewegung in Württemberg, Ende Mai 1923“, aufgestellt von 
Max Weber, einem damals maßgeblichen Parteiredner, der von der Münch- 
ner Parteizentrale mit der Betreuung Württembergs beauftragt worden war, 
gibt folgenden Aufschluß!33: 


„Stuttgart: Mitte Januar ungefähr 300 Mitglieder, zählt z. Z. ca. 800. 
Die Umgruppierung der S.A. hat sich in günstiger Weise vollzogen. Die durch 
die falsche Werbetätigkeit von Jascheck geschaffene Lage (er wandte sich in 
seiner Propaganda zu stark an links gerichtete radikale und stieß andererseits 
national bürgerlich Denkende von sich) ist ziemlich überwunden; trotzdem 
muß in Stuttgart noch erheblich gearbeitet werden, um die Bewegung in Fluß 
zu bringen. Daß trotzdem sich die Bewegung Achtung verschafft hat und daß 
der Gegner uns zu fürchten lernt, geht aus den scharfen Angriffen der demo- 
kratischen und marxistischen Presse (siehe Beilage) genügend hervor. 


129 Ebda. 

130 SEG, 64, 1923, S. 90. 

131 VB, Nr. 38 v. 11./12. 3. 1923. 

132 VB, Nr. 209 v. 17.10. 1923. 

133 BA, Nachlaß Hitler, Nr. 4025, 4026; ferner BHSTA, SA I, Nr. 1515. 
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Es haben im Monat Mai bisher 2 Sprechabende von mir stattgefunden. 
Thema: Der 1. Mai und das Parteiprogramm. 


Ulm: An der Bahnstrecke München—Stuttgart gelegen, bildet z. Z. mit 
Neu-Ulm eine gemeinsame Ortsgruppe mit ca. 200 Mitgliedern. Um eine er- 
höhte Werbetätigkeit zu erzielen, habe ich vorgeschlagen, daß ab nächsten 
Monat die Ortsgruppen Neu-Ulm-Ulm jede für sich selbständig arbeiten soll, 
dabei aber eine gegenseitige Unterstützung beibehalten. Am Montag, dem 
14., fand in Neu-Ulm eine sehr gut besuchte öffentliche Versammlung statt, 
in der ich über Kommunismus—Nationalsozialismus sprach. Die $.A. liegt in 
guten Händen, dagegen läßt die Vorstandschaft zu wünschen übrig. 


Geislingen: Zählt ca. 300 Mitglieder und darf als die beste und aktivi- 
stischste Ortsgruppe Württembergs bezeichnet werden. Es fanden im Monat 
Mai 2 Sprechabende statt, die durchschnittlich von 6—700 Personen besucht 
wurden. Außerdem wurden mit gutem Erfolg in einer öffentlichen Versamm- 
lung der Demokraten unsere Ziele klargelegt. 

Die Umgruppierung der S.A. ist in mustergültiger Weise durchgeführt. 


Göppingen: Mit 120 Mitgliedern ist zufolge seiner ausgesprochenen kom- 
munistischen Arbeiterschaft und seiner vielen Juden wegen schwer zu bearbei- 
ten. Ich habe daher die Umgegend Salach, Süssen, Fauerndau pp. stark bear- 
beitet, dort kleine Ortsgruppen gegründet und hoffe so langsam auf Göppin- 
gen vordringen zu können. Die erforderliche Umgruppierung der S.A. hat sich 
in den Vororten reibungslos vollzogen. In Göppingen selbst ist aus taktischen 
Gründen eine Neubildung noch nicht erfolgt. 


Eßlingen: Eßlingen hat z. Z. ungefähr 260 Mitglieder. Der letzte Sprech- 
abend von mir fand am Dienstag, dem 8. Mai, statt, die Ortsgruppe entwik- 
kelt sich und hat sich auf Untertürkheim zu ausgedehnt. 


Tübingen: Die Ortsgruppe zählt 200 Mitglieder und hat durch eine am 
Montag, dem 7., stattgefundene öffentliche Versammlung vom Hochschulring, 
in der ich referierte, einen Zuwachs von ungefähr 70 Mitgliedern bekommen. 
Die S.A. hat sich umgruppiert, ist aber nicht besonders stark, da ein sehr gro- 
ßer Teil auf unserem Boden stehender Studenten sich in der ‚E.B.‘ befinden 
und ich aus bestimmten Gründen da nicht agitatorisch eingreifen wollte. 


Reutlingen: Zählt ca. 120 Mitglieder und hatengen Anschluß an 
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Pfullingen: das ca. 250 Mitglieder hat. Die Umgruppierung der S.A. ist 
in Verein mit Reutlingen erfolgt und sind gleichfalls kleine Ortsgruppen ge- 
gründet worden in Nürtingen und Metzingen. 


Schwäbisch Hall: Zählt z. Z. 250 Mitglieder und entwickelt eine gute Pro- 
pagandatätigkeit. Die Umgegend ist durch den Parteigenossen Ismer und 
Professor Mergenthaler energisch bearbeitet worden, so daß in kleineren Ort- 
schaften insgesamt noch 200 Mitglieder vorhanden sind. Eng angeschlossen 
an Schwäbisch Hall ist 


Gaildorf: mit ca. 60 Mitgliedern. Die S.A. ist umgruppiert und steht in 
einer Arbeitsgemeinschaft mit Schwäbisch Hall, wie auch die Führung in 
Schwäbisch Hall liegt. 


Heilbronn: Zählt erst 70 Mitglieder, eine total verjudete Einwohnerschaft, 
in der der 2. Führer der Demokraten Württembergs, Peter Bruckmann, seinen 
Wohnsitz hat. 


Kirchheim/Teck: Hat ungefähr 70 Mitglieder, ist vorzüglich organisiert 
und macht gute Fortschritte. 


Neue Ortsgruppen wurden gegründet im Monat Mai in 

Meinhardt bei Sulzbach, Ergebnis 67 Mitglieder; 

Gmünd, Ergebnis 55 Mitglieder; 

Schramberg, Ergebnis 50 Mitglieder. Schramberg war bisher ein Domicil 
der Sozialdemokratie; 

Aalen, ca. 40 Mitglieder; 

Heidenheim/Br., 50 Mitglieder; 

Freudenstadt, 32 Mitglieder. 

Außerdem befinden sich Ortsgruppen resp. Sektionen in Plochingen, Her- 
renberg, Nagold, Horb, Münsingen und Blaubeuren, so daß ungefähr gegen- 
wärtigin Württemberg 28 Ortsgruppen bestehen. 

Diejenigen kleinen Orte, die bisher noch an Stuttgart angeschlossen sind 
und daher hier nicht aufgeführt wurden, werden jedenfalls im Laufe des kom- 
menden Monats zu selbständigen Ortsgruppen herangebildet werden. Im 
übrigen verweise ich auf meinen Bericht vom 11. ds. Mts. 

Von besonderer Wichtigkeit ist es, daß die Ortsgruppen Geislingen und 
auch Schwäbisch Hall stets fest in unserer Hand bleiben, da Geislingen als 
Tor für Ulm von Bayern her in Betracht kommt, während Schwäbisch Hall 
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über Crailsheim (woselbst ich am Sonntagnachmittag eine kleine Sektion mit 
37 Mitgliedern gegründet habe) Ansbach Anschluß an Bayern hat. Ich habe 
daher von Anfang an mein Hauptaugenmerk auf die Stabilität dieser beiden 
Ortsgruppen gelegt und kann versichern, daß sie allen Anforderungen ge- 
wachsen sind. 
Aus besonderen Gründen bitte ich diesen Bericht nicht für irgendeine Be- 
kanntmachung im ‚Völkischen Beobachter‘ zu verwenden. 
Heil Max Weber.“ 


Mitte des Jahres 1923 zählte die NSDAP in Württemberg 6000 einge- 
schriebene Mitglieder in 30 Ortsgruppen. Der bisherige Ortsgruppenleiter von 
Stuttgart, Theodor Jaschek, wurde wegen parteischädigenden Verhaltens ab- 
gesetzt. Als Geschäftsführer und eigentlicher Leiter in Württemberg wurde 
von München Bodo Kaltenböck bestimmt. Neben ihm spielte in der Leitung 
eine Rolle Eugen Dihlmann, von Beruf Ankerwickler (geb. 20. 12. 1872 in 
Stuttgart). 

Das Versammlungsverbot wurde am 20. Juli 1923 in Württemberg auf- 
gehoben, so daß die Partei ungehindert wieder agitieren konnte. Dazu schrieb 
der „Vorwärts“ wenige Tage später einen Artikel mit der Überschrift: „Würt- 
temberg, ein zweites Bayern?“*135 

Im Herbst 1923 entfaltete die NSDAP in Württemberg nach Aufhebung 
des Versammlungsverbotes eine ähnlich rührige Tätigkeit wie in Bayern!®®, 
Nur in diesen beiden Ländern des Reiches war die NSDAP zu diesem Zeit- 
punkt noch zugelassen. Am 1. August 1923 wurde die Ortsgruppe Ludwigs- 
burg gegründet und am 9. 9. dort die erste öffentliche Versammlung abge- 
halten. Am 22. September wurde auch in Ravensburg-Weingarten eine Orts- 
gruppe errichtet. Der Versuch, in Ebningen eine Ortsgruppe zu gründen, 
scheiterte aber, „da die Gewerkschaften einen Beobachtungsposten aufgestellt 
hatten“. Zu der angesetzten Gründungsversammlung waren deshalb nur zwölf 
Personen erschienen!?”. 

Bei der zweiten Sitzung des „provisorischen Landesausschusses“ für Würt- 


134 BHSTA, SA, I, Nr. 1515; s.a. Artikel „Die Nationalsozialisten in Württemberg“ in: 
CVZ, Nr. 24 v. 14. 6. 1923. 

135 „Vorwärts“, Nr. 344 v. 25.7.1923. 

136 „Rechtsbolschewismus in Württemberg“, Artikel „Schwäbische Tagwacht“, Nr. 206 v. 
4.9.1923, S.1. 

137 VB, Nr. 200 v. 28. 9. 1923, Beilage: „Der Nationalsozialist“, Nr. 5. 
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temberg in Stuttgart waren neunzehn Ortsgruppen vertreten!®®. Im September 
wurde eine eigene Landesleitung gegründet. 

Wenn der sozialdemokratische Abgeordnete Steinmayr unter der Anhän- 
gerschaft der Hitlerbewegung an erster Stelle die Studenten genannt hatte!?®, 
so war das kein Zufall. Die Studenten spielten in der nationalen Bewegung 
von jeher eine große Rolle, bei der Entstehung und Entwicklung der Hitler- 
bewegung nicht minder, doch war ihre Bedeutung gebietsweise unterschied- 
lich. 

Sie kamen teilweise als junge Offiziere und Reserveoffiziere unmittelbar 
von der Front in die Freikorps und in die aktivistischen Wehrverbände, teil- 
weise erhielten sie auch an den Hochschulen und Universitäten über ihre stu- 
dentischen Vereinigungen den Zugang zum politischen Leben. Nicht wenige 
kamen auch aus den Kadettenkorps, wo sie noch ihr Abitur gemacht hat- 
ten!#, Bei der Entstehung der Hitlerbewegung spielten sie in München selbst 
eine geringere Rolle als in verschiedenen anderen Städten und Gebieten des 
Deutschen Reiches. Die Münchner Parteizentrale warb jedenfalls, wie über- 
haupt um die Jugend, besonders eifrig um die Studenten. So wurde beispiels- 
weise an der Technischen Hochschule Karlsruhe im Frühjahr 1923 ein Flug- 
blatt verteilt: 

„In den vergangenen Wochen haben die Karlsruher Studentenschaften 
bewiesen, daß sie bereits im Begriffe sind, zum großen Teil die uralten Tra- 
ditionen über Bord zu werfen, lassen sie sich doch von der badischen Regierung 
in einer Weise provozieren, die Hohn auf jedes vaterländische und arische 
Gemeinschaftsgefühl ist. Die badische Regierung setzt den Karlsruher Stu- 
denten zwei weitere Juden als Dozenten vor die Nase... . Karlsruher Stu- 
denten! Es bleibt nur noch wenig Zeit, Euch in den Dienst der vaterländi- 
schen und völkischen Sache zu stellen. Nur noch wenige Monate bleiben, bis 
wir gegen die Gemeinheit ins Gewehr treten, bis wir mit eisernem Besen in 
Deutschland Ordnung schaffen. Schließt Euch zusammen, seid einig, seid 
deutsch, damit Ihr, wenn der Ruf an Euch ergeht, bekennen könnt, das hei- 
lige Erbe Eurer Väter gewahrt zu haben. 


138 VB, Nr. 177 v. 1.9. 1923, Beilage „Der Nationalsozialist“, Nr. 1. 

139 Prot. d. Württ. Landtags, 164. Sitzg. v. 18. 12. 1922. 

140 Ernst Salomon, Die Kadetten. Salomon selbst ging aus dem Kadettenkorps hervor. — 
Auch H. J. Haupt, einer der Führer in Norddeutschland in der Frühzeit, hatte das 
Abitur im Kadettenkorps abgelegt. MM. 
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Wählt Führer, bildet Hundertschaften, schaft! Gewehre, lernt sie ge- 
brauchen. 
Burschen heraus! drum: 
Kampf, Kampf bis aufs Messer! 
Was Du ererbt von Deinen Vätern hast, 
Erwirb’ es, um es zu besitzen! 
Frisch auf zum fröhlichen Jagen! 
Es kommt der Tag! 
Burschen heraus! 


Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei! 
Geschäftsstelle München, Corneliusstr. 12141,“ 


Bei der Bildung der ersten nationalsozialistischen Zellen in Norddeutsch- 
land spielten Studenten verschiedenorts eine führende Rolle, so in Mecklen- 
burg und Pommern. Ähnlich wie in Göttingen der Student Haase, in Olden- 
burg der Student Krampe, gründeten H. J. Haupt (geb. 1900 in Frankfurt/ 
Oder) und Reinhard Sunkel, beide Studenten der Germanistik, im Jahre 1921 
in Frankfurt/Main an der Universität eine nationalsozialistische Arbeitsge- 
meinschaft, ohne Kenntnis von der Münchner Hitlerbewegung zu haben!*?. 
Die Idee des nationalen Sozialismus lag damals im ganzen deutschen Kultur- 
raum in der Luft!#. Haupt schrieb zu dieser Zeit, im Alter von 21 Jahren, 
bereits eine Broschüre: Vom deutschen Nationalsozialismus. 

Im Jahre 1922 gründeten Haupt und Sunkel an der Universität Greifs- 
wald einen nationalsozialistischen Studentenbund. Haupt fuhr in diesem 
Jahr nach München und führte ein Gespräch mit Hitler; bald darauf wurde 
die Ortsgruppe Greifswald errichtet; daran war auch der Student Karpen- 
stein beteiligt!**. Haupt und Sunkel gaben in Greifswald den von ihnen ge- 
gründeten „Pommerschen Beobachter“ heraus, der kostenlos gedruckt wurde. 
Später wurde das Blatt von der Pommerschen Gauzeitung übernommen!®#, 
In Kiel war Hans Ockel zu Beginn der zwanziger Jahre im Sinne Hitlers tätig. 
Es gab dort eine Deutsche Nationalsozialistische Arbeiterpartei bereits seit 
141 Prot. des Badischen Landtags, 37. Sitzg. v. 26. 6. 1923. 

142 MM Haupt v. 15. 3. 1963. 
143 Franz-Willing, S. 129 ff., 137 ff. 


144 MM Haupt v. 15. 3. 1963. 
145 MM Haupt v. 15. 3. 1963 und Karpenstein v. 6. 3. 1965. 
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1920, die einen Ansatzpunkt für die Hitlerbewegung bildete, ähnlich der DSP 
und dem Deutsch-Völkischen Schutz- und Trutzbund!#®, 

Das sozialdemokratische Hauptorgan, der „Vorwärts“, wußte im Früh- 
herbst 1923 von „Faschistenverhaftungen in Ostpreußen“ zu berichten. Dem- 
nach wurden Mitglieder einer faschistischen Geheimorganisation „Tatgemein- 
schaft“ und „Tatbereitschaft“ verhaftet. Mitglieder waren Studenten und Bau- 
werkschüler, die von einem ehemaligen Baltikumer namens Erdmann geführt 
wurden. „Als Abzeichen der Geheimbündler gilt ein Totenkopf und das Ha- 
kenkreuz1#7,“ 

Neben den Versuchen, in Stallupönen und Allenstein Zellen zu bilden, 
muß für Ostpreußen vor allem die Ortsgruppengründung in Tilsit hervorge- 
hoben werden!#. In Schleswig-Holstein vermochte die Bewegung organisa- 
torisch erst ab 1928 richtig Fuß zu fassen!#%. Geringe Ansätze waren jedoch 
von Heinrich Lohse schon vor 1923 geschaffen worden. 

Die Erfolge in Schlesien, besonders in Oberschlesien, im Jahre 1922 waren 
vor allem auf die Tätigkeit der Angehörigen der Freikorps Roßbach und 
Hauenstein zurückzuführen. In vier Wochen wurden gegen dreißig Versamm- 
lungen abgehalten; in Gleiwitz wurde ein Propagandamarsch mit Haken- 
kreuzfahnen veranstaltet!5°, 

Das infolge der Ermordung des Reichsaußenministers Rathenau erlassene 
Republikschutzgesetz setzte der weiteren Entwicklung der Hitlerbewegung 
außerhalb Bayerns mit der eingeschränkten Ausnahme von Württemberg ein 
vorläufiges Ende!?!. Zwar hatte das Urteil im Mordprozeß die Annahme wi- 
derlegt, daß das Attentat von einer politischen Organisation geplant und 
durchgeführt worden sei. Vielmehr hatte das Gericht festgestellt, daß es sich 
um ein individuelles Vorgehen der beiden Attentäter Kern und Fischer ge- 
handelt habe!#?. Aber die Tatsache, daß die Attentäter der OC angehörten, 
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147 „Vorwärts“, Morgenausgabe v. 1. 9. 1923, S. 2. 

148 S. oben S. 217. 

149 Rudolf Heberle, Landbevölkerung und NS. Eine soziologische Untersuchung der poli- 
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genügte, daß eine ungeheure Hetze sämtlicher Linksorganisationen, der SPD, 
USPD, KPD, der Gewerkschaften, unterstützt vom linken Flügel des Zen- 
trums, dem der Reichskanzler Wirth angehörte, und von einem Teil der Links- 
liberalen entfesselt wurde. Reichskanzler Wirth griff in seiner Ansprache bei 
der Trauerfeier für Rathenau Scheidemanns Wort auf: „Der Feind steht 
rechts!“, und gab somit das Schlagwort für die Bürgerkriegsstimmung. Es war 
eine Groteske sondergleichen, daß die Linke nun eine Persönlichkeit für sich 
in Beschlag nahm, die im Leben alles andere als ein linksstehender Politiker 
gewesen war!?3. Das Attentat war Ausdruck der Verzweiflungsstimmung der 
jungen Frontgeneration infolge der hoffnungslosen Lage Deutschlands und der 
völligen Ohnmacht des Weimarer Staates auf innen- und außenpolitischem 
Gebier!5?, 

Salomon, wegen Beihilfe zum Attentat zu fünf Jahren Zuchthaus verur- 
teilt — er war damals 20 Jahre alt, und die Attentäter waren nicht viel älter 
gewesen — verlieh der Stimmung und der ganzen Hoffnungslosigkeit dieser 
Generation treffend Ausdruck: „Wir waren krank an Deutschland “155, „Und 
wir blickten uns um“, so diskutierten die Baltikumer, „wer der Mann sein 
könnte, der vor uns das Wort zu sprechen imstande war. Längst wußten wir, 
daß Männer entscheiden, nicht Maßnahmen. Aber wo wir uns auch umschau- 
ten unter den Männern der neuen deutschen Oberschicht nach dem einen 
Mann, konnten wir nur spöttisch mustern und weiterblicken. Wo war da ein 
Mann von geschichtlicher Substanz, einer, der mehr war als eine Tagesgröße, 
außer dem einen schweigenden Seeckt? Der besonnene Ebert etwa, oder der 
pauspäckige Scheidemann? Der bescheidene Hermann Müller, der ehrwürdige 
Fehrenbach, der kreuzbrave Wirth? Oder Rathenau, Rathenau?156“ 

„Und so, gestellt zwischen zwei Ordnungen, zwischen die alte, die wir ver- 
nichten, und die neue, die wir schaffen halfen, ohne in einer von ihnen Platz 
zu finden für unsere Wesenheit, so wurden wir ruhelos, heimatlos, verdammte 
Träger fruchtbarer Kräfte, stark durch den Willen zur Schuld und verfemt 
durch ihn157,“ 


153 S. u.a. Rathenaus „Kritik der dreifachen Revolution“, 1919. 
154 Jasper, Der Schutz, S. 107 ff., 259 f. 
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Und weiter erörterten die Baltikumer: „Wenn es eine Macht gibt, die wir 
vernichten, mit allen Mitteln zu vernichten die Aufgabe haben, dann ist es 
der Westen und die deutsche Schicht, die sich von ihm überfremden ließ!5.“ 

Und Walter Frank schrieb im Jahre 1923 in einem Artikel „Der Geist der 
Demokratie und seine Überwindung. Spiegelbilder der Gegenwart“: 

„Ideale sind ein Nichts, wenn nicht das Leben hinter ihnen steht, wenn 
nicht Menschen mit heißem Herzen für sie leben und sterben können. Nur 
das ist Idealismus .... Wahrer Idealismus ist zugleich flammende Begeisterung. 
Wo blasierte ‚Intellektuelle‘ sich vor lauter ‚Geist‘ nicht mehr begeistern, da 
gibt es keine Idealisten, sondern nur noch Schwätzer, ..... aber auf die Dauer 
täuscht aller Phrasenweihrauch nicht über die harte Tatsache hinweg, daß 
heute kein ‚Mensch mehr für den demokratischen Gedanken‘ stirbt — und 
darauf allein kommt es an... Die parlamentarische Demokratie hat dem 
Sozialismus alle revolutionäre Schwungkraft genommen, sie hat ihn satt und 
fett werden, d. h. versumpfen und verspießen lassen. ..“ Frank fuhr in sei- 
ner vernichtenden Kritik an der Weimarer Republik in einer der nächsten 
Nummern des VB weiter fort: 

„Die ‚Republik der Mitte‘ lebt nur noch durch die Gnade der parlamenta- 
rischen Sozialdemokratie. Würde diese ihr nicht die Fäuste des Proletariats 
leihen, die Republik wäre schon längst zwischen den Mühlsteinen des Kom- 
munismus und des Nationalsozialismus zermalmt worden!®#°, . ,“ 

„Geld“ — das ist das wahre, allerdings mit dem Nebel schönklingender 
Phrasen gewandt verschleierte Angesicht der modernen Demokratie. Die Her- 
ren des Geldes regieren den ‚Volksstaat‘, das Volk schaut zu, die Parlamen- 
tarier reden, die ‚Geistigen‘ schreiben Bücher und machen Gedichte. Das Organ 
des kapitalistischen Judentums, die ‚Frankfurter Zeitung‘ hat nicht umsonst 
den 9. November 1918 begrüßt: Die ‚soziale proletarische Revolution gegen 
den Kapitalismus‘ hat nur die Entwicklung zur liberalen Kapitalistendemo- 
kratie vollendet, wie sie in der wilhelminischen Ara begonnen hatte. Der Geist 
der ‚Frankfurter Zeitung‘ ist der maßgebende Geist Novemberdeutsch- 
lands1#1,* 
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Über den durch den Rathenaumord ausgelösten Großangriff der Linken 
gegen die Rechte vermerkte der „Europäische Geschichtskalender“1#2; „In vie- 
len Städten werden Kundgebungen zum Schutze der Republik veranstaltet, 
wobei es häufig zu Angriffen auf Angehörige der Rechtsparteien und die 
Polizei kommt und besonders monarchische Denkmäler zerstört werden. In 
Hamburg wird Schutzpolizei angegriffen, in Berlin, Mülheim (Ruhr), Min- 
den, Oberkirchen, Erfurt, Bautzen, Löbau und Worms und anderen Städten 
finden Ausschreitungen statt. In Darmstadt wird die Redaktion des ‚Täglichen 
Anzeigers‘ zerstört, die Führer der Deutschen Volkspartei, die Abg. Osann 
und Dingeldey, werden schwer mißhandelt, ihre Wohnung verwüstet. Dingel- 
dey wird unmittelbar vor der Ermordung mit Mühe befreit. Die Polizei schrei- 
tet zögernd ein, an der Kundgebung hatten sich 420 Mann und vierzehn Of- 
fiziere, die dazu beurlaubt waren, beteiligt. Am 4. Juli wiederholen sich die 
Demonstrationen und Gewalttaten, z. B. in Berlin, Zwickau, Düsseldorf, 
Dortmund, Lörrach, Durlach, Magdeburg, Singen, Köln, wo die englische 
Polizei einschreitet. In Sommerschenburg, bei Magdeburg, wird ein Rittergut 
von Bergarbeitern gestürmt, mehrere Menschen werden getötet, in Zwickau 
sechzehn. Viele Plünderungen und mehrere Mordtaten kommen bei den De- 
monstrationen vor...“ 

Die 24 Angeklagten, die an den Ausschreitungen gegen die Abg. Osann 
und Dingeldey beteiligt waren, wurden zu ein bis vierzehn Monaten Gefäng- 
nis verurteilt. Das Gericht stellte fest, die Polizei habe versagt!®. 

Die Verbotsmaßnahmen gegen die Hitlerbewegung von seiten des Reiches 
und der einzelnen Länder waren in der Theorie scharf, in der Praxis aber 
mindestens teilweise wirkungslos, weil die Weimarer Republik nicht in der 
Lage war, ihren Ge- und Verboten wirksamen Nachdruck zu verleihen. Dem 
Staate fehlte es an Autorität und an Machtmitteln. Die revolutionäre Erschüt- 
terung des überlieferten Staates, die in der Vorkriegszeit von der Klassen- 
kampfbewegung systematisch vorbereitet worden war, das feindselige Ver- 
hältnis der Republik zum Wehrgedanken und Soldatentum und die völlige 
Unfähigkeit des republikanischen Staates, die Jugend für sich zu gewinnen, 
waren die wesentlichen Ursachen des Verfalls der staatlichen Autorität!#, 
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Nur so ist es verständlich, daß Kapitän Ehrhardt aus dem Leipziger Ge- 
fängnis entfliehen, daß Roßbach aus dem Gefängnis heraus einen „Reichs- 
wehrblock Roßbach“ gründen konnte. Sein Befehl Nr. 51 „An die Turner- 
schaftsführer“ wurde im „Vorwärts“ veröffentlicht!®. 

Maßgebender für die fehlende Ausdehnungskraft der Hitlerbewegung als 
die staatlichen Verbote und polizeilichen Verfolgungen waren die Kinder- 
krankheiten der jungen Organisation, der Mangel an Geld und Rednern. Der 
Apparat, der Hitler zur Verfügung stand, war sehr schwach und reichte kaum 
für das Bearbeiten des bayerischen Staatsgebietes. Außerdem war Hitler mit 
der noch kleinen Zahl unbedingter Gefolgsleute viel zu sehr abhängig von 
seinen bayerischen Gönnern und Helfern, die ihn für ihre meist bayerisch- 
partikularistischen Zwecke in Marsch gesetzt und hochgepäppelt hatten. Diese 
inneren Mängel und Schwächen, die Kinderkrankheiten der Bewegung ver- 
liehen den Unterdrückungsmaßnahmen der Reichsregierung und der einzelnen 
Länderregierungen erst ihre tatsächliche Wirkung. 

Am wichtigsten für die Beschränkung der Hitlerbewegung auf Bayern 
war vor allem das Parteiverbot in Preußen vom 15. November 1922, dem mit 
Ausnahme von Württemberg alle anderen deutschen Länder im Laufe der 
nächsten Monate folgten!®. Baden war schon im Juli 1922 vorausgegangen. 
Auch die getarnten Nachfolgeorganisationen verfielen in Preußen dem Verbot 
und der Auflösung, die „Großdeutsche Arbeiterpartei“ und die „Großdeutsche - 
Bewegung“. Das gleiche Schicksal erlitt im sozialdemokratisch regierten Preu- 
ßen einige Monate später (am 23. 3. 1923) die am 16. Dezember 1922 von 
den ehemaligen deutschnationalen Reichstagsabgeordneten Albrecht von 
Graefe, Wulle und Henning gegründete „Deutschvölkische Freiheitspartei“ 17. 
Der „Alldeutsche Verband“ und der „Stahlhelm“ waren bereits im Juli, der 
„Jungdeutsche Orden“ im September verboten worden. 


165 „Vorwärts“, Morgenausgabe, Nr. 325 v. 14. 7. 1923, Artikel „Ehrhardt und Roßbach“. 
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STOSSTRURP-AITLER 
MÜNCHEN 


Der „Stoßtrupp Hitler“ in München 1923 


Die Stabswache Hitlers. In der Mitte Julius Schreck, der Führer der Wache, 
der spätere Fahrer Hitlers 


j% 


Deutscher Tag in Nürnberg im September 1923. Rechts neben Hitler Julius Streicher. 


v.L.n.r.: Fahrer (Schellshorn), Hitler, Ulrich Graf, Klotz, Christian Weber, Winkler und Frau, 
Major Buch. Foto vom Deutschen Tag am 15. und 16. September 1923 


SA marschiert zum Oberwiesenfeld. Das Braunhemd ist 1923 noch unbekannt 


Fahnenparade auf dem Marsfeld 1923 


Eine Einheit 
des Freikorps 
Oberland 
wird verladen 


Männer 

des Freikorps Epp. 
Oben Leutnant 
Rudolf Heß 


Offiziere 

der Abteilung 
Medem 

mit Leutnant 
Schlageter 

(sitzend, 

erster von rechts), 
der am 26. Mai 1923 
von den Franzosen 
erschossen wurde 


Dem Verbot der NSDAP im November 1922 in Preußen folgten jene in 
Hamburg (25. 11. 1922), Sachsen (23. 12. 1922), Thüringen, Schaumburg- 
Lippe (2. 1. 1923), Hessen (29. 4. 1923), Bremen (13. 2. 1923), Oldenburg 
(28. 9. 1923), Braunschweig und Lippe-Detmold (am 18. 9. 1923)16%, Am 
15. März 1923 verbot der Staatsgerichtshof in Leipzig die NSDAP in allen 
Ländern, mit Ausnahme von Bayern!®. Die Verbotsmaßnahmen wurden mit 
unterschiedlicher Wirksamkeit und Strenge durchgeführt. 

Der sozialdemokratische Innenminister von Preußen, Severing, hatte die 
Deutschvölkische Freiheitspartei als Fortsetzung der bereits verbotenen 
NSDAP bezeichnet. Sie habe auch die ebenfalls verbotene „Großdeutsche Ar- 
beiterpartei“ korporativ in sich aufgenommen und den ebenfalls aufgelösten 
„Verband nationalgesinnter Studenten“. Die DVFP habe sich der Führung 
Hitlers unterstellt und verfolge dieselben staatsfeindlichen Ziele wie die 
NSDAP; sie habe im geheimen umfangreiche Vorbereitungen für einen Putsch 
getroffen. „In fast allen preußischen Provinzen“, so begründete Severing wei- 
ter das Verbot, „sind von der Partei ‚Hundertschaften‘ oder sog. ‚Turner- 
schaften‘ gebildet worden, die sich selbst als Bestandteile der DVFP bezeich- 
nen und zu einem unmittelbar in der Parteileitung tätigen, dem früheren 
Selbstschutzführer Oberleutnant a. D. Roßbach unterstellten Kommando der 
‚Turnerschaften‘ zusammengefaßt sind!?0, . .“ Die Verbotswelle im sozialde- 
mokratisch regierten Preußen erfaßte ab Sommer 1922 alle rechts von der 
DNVP stehenden Verbände und Organisationen. Unter dem Titel „Seelen- 
verwandtschaft“ zählte der VB folgende gleichzeitig vom preußischen Innen- 
minister Severing und vom Chef der französischen Besatzungsmacht, General 
Degoutte, verbotenen Verbände auf: Verband nationalgesinnter Soldaten; 
Deutsch-Völkischer Schutz- und Trutzbund; Bund der Aufrechten; Stahlhelm, 
Bund der Frontsoldaten; Jungdeutscher Orden; NSDAP; Organisation Roß- 
bach; Deutschvölkische Freiheitspartei??!. 

Die Debatte im Preußischen Landtag über das Verbot der nationalsozia- 
listischen Partei war gekennzeichnet durch eine Erklärung des Innenministers 
Severing über die Ursachen der rechtsradikalen Bewegung. Seine Ausführun- 
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gen deckten sich inhaltlich mit den diesbezüglichen Feststellungen des baye- 
rischen Ministerpräsidenten Kahr vom Sommer 1920172, Severing sagte!”°®: 
„Die Kommunisten tragen einen wesentlichen Teil der Schuld daran, daß 
sich die ‚Faszistenbewegung‘ in Deutschland ausbreitet und daß das Ausland 
das Vertrauen zu Deutschland verliert. Auch in Italien haben die kommuni- 
stischen Ausschreitungen erst den Faschismus hervorgerufen??*.“ Die national- 
sozialistische Partei erhob Beschwerde beim Staatsgerichtshof in Leipzig ge- 
gen die Parteiverbote in den einzelnen Ländern. Die Beschwerde wurde in 
allen Fällen zurückgewiesen. Der erste Senat bestätigte in seinem Urteil vom 
14. März 1923 die Berechtigung der Verbote in Baden, Preußen, Thüringen, 
Hamburg und Sachsen. Er begründete das Urteil ausführlich mit der nach- 
gewiesenen Staatsfeindlichkeit der Hitlerbewegung. Dabei wurde auch auf 
die enge Gesinnungsgemeinschaft mit dem Deutsch-Völkischen Schutz- und 
Trutzbund hingewiesen, besonders auf das gewalttätige Vorgehen gegen die 
Juden. „Der Mittelpunkt, um den sich die gesamte Tätigkeit der NSDAP 
dreht, ist die Judenfrage“, hieß es wörtlich in der Urteilsbegründung. Die 
ständige Verunglimpfung und Beschimpfung des republikanischen Staates und 
seiner Träger war an Hand der Äußerungen der Parteipresse und der Partei- 
redner leicht nachzuweisen. 

Der staatsfeindliche Charakter wurde mit dem Hinweis auf die dikta- 
torische Leitung, die kämpferische und gewalttätige Bekundung ihrer Bestre- 
bungen und auf das Ziel der Errichtung einer nationalen Diktatur bewiesen. 
Die Sturmabteilungen hätten immer mehr einen militärischen Charakter an- 
genommen. „Dafür daß die Sturmabteilungen auch mit Schußwaffen ausge- 
rüstet sind, liegt... kein ausreichender Anhalt vor; jedenfalls sind sie aber 
mit kleinen Handwaffen, insbesondere Gummiknüppeln versehen.“ Abschlie- 
ßend bekundete der Staatsgerichtshof seine Überzeugung, „daß die NSDAP 
unter Führung Hitlers entschlossen ist, zur Erreichung ihrer Ziele, wenn nötig, 
Gewalt anzuwenden.“ Die Hitlerpartei sei „eine staatsfeindliche Verbindung“ 
mit dem Ziele, „die verfassungsmäßige republikanische Staatsform des Rei- 
ches zu untergraben“, und durch die Entrechtung der deutschen Staatsbürger 
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173 Prot. d. Preuß. Landtags, Sitzg. v. 24. 11. 1922; S. a. Deutscher Gesch. Kal. 1922. 
174 S.a. Harbeck, Das Kabinett Cuno, S. 334 ff., Nr. 108. 
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jüdischen Glaubens sowie durch Beseitigung des Parlamentarismus zwei 
Grundpfeiler der demokratischen Republik zu zerstören!?5, 

Der Staatsgerichtshof verwarf in seinem Urteil sämtliche Beschwerden 
der Parteileitung und anerkannte die Verbotsmaßnahmen der Länderregierun- 
gen als zu Recht bestehend. Damit war die Staatsfeindlichkeit der Hitlerbe- 
wegung eindeutig festgestellt. Das Urteil stützte sich u. a. auf das Beweis- 
material der preußischen Verbotsbegründung und auf die Rede des bayeri- 
schen Ministerpräsidenten Knilling vom 1. Februar 1923 über die Verhän- 
gung des Ausnahmezustandes in München anläßlich des ersten Reichspartei- 
tages der Hitlerbewegung. In der Urteilsbegründung wurde außerdem fol- 
gende bemerkenswerte Feststellung getroffen: 

„Unzuträglichkeiten, die sich aus einer Verschiedenheit in der Stellung- 
nahme der Landesregierungen einem bestimmten Verein gegenüber ergeben 
könnten, müssen auf dem in $ 17 Abs. 2 des Gesetzes vorgezeichneten Wege 
beseitigt werden?76.“ Der bayerische Ministerpräsident nahm in der von ihm 
abgezeichneten, an die Ministerien der Justiz und des Innern gerichteten Vor- 
bemerkung vom 27. April zu dem Urteil des Staatsgerichtshofes wörtlich 
Bezug: 

„Nach dieser Bestimmung kann der Reichsminister des Innern die Landes- 
zentralbehörde um die Anordnung eines Vereins- oder Versammlungsverbotes 
ersuchen. Glaubt die Landeszentralbehörde diesem Ersuchen nicht stattgeben 
zu können, so muß sie dies unverzüglich... dem Reichsminister des Innern 
mitteilen und gleichzeitig die Entscheidung des Staatsgerichtshofes anrufen. 
Entscheidet sich dieser für die Anordnung, so muß sie von der Landeszentral- 
behörde vollzogen werden!?7,* 

Es erscheint ebenso unverständlich wie unergründlich, warum der Reichs- 
minister des Innern dieses Ersuchen um das Verbot der NSDAP an jene Län- 
derregierungen, die es von sich aus noch nicht erlassen und durchgeführt hat- 
ten, nicht gerichtet hatte. Ebenso unerklärlich erscheint es, daß die bayerische 
Regierung Knilling nach den bitteren Erfahrungen Ende Januar 1923 nicht 
von sich aus zu einem solchen Verbot geschritten ist. Die Rede, die der baye- 
rische Ministerpräsident am 1. Februar 1923 im bayerischen Landtag über den 
175 BGSTA, MA 1943, A. V. Nr. 425; s. Deuerlein, Der Hitlerputsch, Anhang II, S. 697— 
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gegen den Reichsparteitag der Nationalsozialisten verhängten Ausnahmezu- 
stand und den triumphierenden Verlauf dieser Hitlerkundgebung gehalten 
hatte, war das Eingeständnis nicht nur der Kapitulation der Regierung vor 
Hitler, sondern auch der fehlenden Autorität des Staates. Der einzige Auto- 
ritätsträger in der Weimarer Republik, die Reichswehr, hatte in München 
Hitler zu dem Erfolg verholfen. 

Daher war es offensichtlich, daß die bayerische Regierung aus Angst nicht 
gewagt hatte, gegen Hitler vorzugehen, vor allem deshalb, weil zu diesem 
Zeitpunkt durch den Einfluß des Hauptmanns Röhm der bayerische Reichs- 
wehrbefehlshaber eine wohlwollende Haltung gegenüber Hitler eingenom- 
men hatte. Die Reichsregierung bzw. der für die Angelegenheit zuständige 
Reichsminister des Innern aber war mit dem Ruhrkampf, der Inflation und 
den damit zusammenhängenden Geschehnissen so beschäftigt, daß er dem Ur- 
teil des Staatsgerichtshofes nicht die notwendige Aufmerksamkeit schenken 
konnte und die Dinge schleifen ließ. 

Es war begreiflich, daß die Reichsregierung unter der ungeheueren außen- 
politischen Belastung infolge des Ruhrüberfalls durch die Franzosen und die 
Belgier es sich angelegen sein ließ, alle Reibungen mit den Ländern tunlichst 
zu vermeiden und die ganze Kraft auf die Abwehr des äußeren Feindes durch 
den passiven Widerstand zu konzentrieren. Hitler nützte diese Zwangslage 
der Reichs- und Länderregierungen rücksichtslos zu seinen Gunsten aus; so 
wurde er in Bayern der innenpolitische Nutznießer des Ruhrkampfes. 

Das Hauptorgan der sozialdemokratischen Partei, der „Vorwärts“, stellte 
in einem Artikel unter dem Strich „Fragen an die Reichsregierung — ‚Steht 
Hitler über dem Gesetz?‘ —“ unter Bezugnahme auf das Urteil des Staats- 
gerichtshofes folgende Fragen an die Reichsregierung: 


„Das Urteil des Staatsgerichtshofes, das die Beschwerde der nationalsozia- 
listischen Partei gegen ihre Auflösung in Preußen verworfen hat, enthält in 
der Begründung die außerordentlich interessante Feststellung, daß die Hitler- 
schen Sturmtrupps in München, auf denen die Organisation der nationalsozia- 
listischen Partei beruht, gegen Paragraph 7 Ziffer 4 des Gesetzes zum Schutze 
der Republik verstoßen. Hieraus ergibt sich für den Oberreichsanwalt die 
Dienstpflicht, gegen Hitler und seine Mannen von Amts wegen Anklage 
wegen eines mit schweren Gefängnisstrafen, unter Umständen sogar mit 
Zuchthaus bedrohten Deliktes zu erheben. Wir fragen nun: 
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1. Hat der Oberreichsanwalt diese Anklage erhoben? Falls nein, hat der 
Reichsjustizminister Dr. Heinze den Herrn Oberreichsanwalt auf seine Pflicht 
zum Einschreiten aufmerksam gemacht oder sich sonstwie dienstlich mit der 
Sache befaßt? 

2. Hat die Reichsregierung die bayerische Staatsregierung aufgefordert, 
die gegen das Strafgesetz verstoßenden Sturmtrupps aufzulösen? Falls ja: 
hat die bayerische Regierung gegen eine solche Aufforderung beim Staats- 
gerichtshof Widerspruch erhoben, dessen Stellung allerdings nach dem oben 
zitierten Urteil von vornherein feststehen dürfte? Falls nein: Warum hat sich 
die Reichsregierung untätig verhalten? Insbesondere: hat der Herr Reichs- 
minister des Innern Schritte in dieser Angelegenheit getan? Falls dies nicht 
geschehen sein sollte: hat der Herr Reichskanzler Cuno den Reichsinnenmini- 
ster auf seine Pflicht zum Einschreiten gegen die verbotswidrige Organisation 
hingewiesen oder hat sich das Reichskabinett sonst mit der Sache befaßt? 

Wir erwarten auf unsere präzise gestellten Fragen eine ebenso präzise 
Antwort!?8,“ 

Wenn die Reichsregierung diese Fragen überhaupt beantwortet hat, so 
konnte sie nur eine völlig unbefriedigende Antwort gegeben haben. Die erste 
und Hauptfrage: „Steht Hitler über dem Gesetz?“ war reichlich naiv, jeden- 
falls aus dem Munde einer an sich revolutionären Partei, die, seit einigen Jah- 
ren teilweise in der staatlichen Verantwortung stehend, an ihre eigene re- 
volutionäre Vergangenheit nicht mehr gerne erinnert sein wollte. Man wußte 
natürlich in den Redaktionsstuben des „Vorwärts“, daß es für Revolutionäre 
keine gesetzlichen Bindungen gibt; das macht eben den Revolutionär aus. 

Das Sprachrohr der bayerischen Sozialdemokraten, die „Münchner Post“, 
veröffentlichte gleichzeitig einen Artikel über die NSDAP unter dem Titel 
„Politische Partei- oder Verbrecherorganisation?“!7%, und einige Monate spä- 
ter eine „Chronik völkischer und nationalsozialistischer Gewalttätigkeiten in 
Bayern von 1920—1923“180, Der „Vorwärts“ brachte im November einen 
Artikel „Was Stresemann nicht weiß. Nationalsozialismus und Kriminal- 
statistik “181, 


178 „Vorwärts“, Abendausgabe v. 13. 4. 1923. 

179 MP v. 6. 4. 1923. 

180 MP, Nr. 260/1 v. 10./11. 7. 1923. 

181 „Vorwärts“, Abendausgabe Nr. 544 v. 20. 11. 1923. 
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Hitler prägte 1922 das Schlagwort von den „Novemberverbrechern“. Da- 
mit verlieh er der bei der Rechten fast allgemein gültigen Anschauung über 
die Gründer und Träger der Weimarer Republik Ausdruck. Die alliierten 
Sieger hatten in den zwischenstaatlichen Beziehungen durch den Kriegsschuld- 
paragraphen, die Abstempelung der politischen und militärischen Führer des 
besiegten Volkes als „Kriegsverbrecher“ ihrem Willen, Feindvolk und Feind- 
staat zum „Verbrecher“ zu erniedrigen, Ausdruck verliehen. Damit wurde im 
20. Jahrhundert ein „neuer Stil“ in der Freund-Feind-Beziehung auf der 
politischen, weltanschaulichen, innen- und außenpolitischen Ebene eingeführt. 
An die Stelle der kirchlichen Inquisition, die besonders im Zeitalter der Glau- 
benskämpfe (17. Jahrhundert) den Feind („Papist“, „Ketzer“) kriminalisiert 
und diabolisiert hatte, tritt seit dem Ersten Weltkrieg die politisch-weltan- 
schauliche Inquisition der herrschenden Ideologien. Ihre erste große Orgie 
feierte sie in der bolschewistischen Oktoberrevolution. Vorläuferstadien dieser 
modernen Entwicklung waren die französischen Revolutionen des ausgehenden 
18. und des 19. Jahrhunderts. Die Justifizierung des politischen Lebens im li- 
beralen Zeitalter führte im Zeitalter derMassendemokratie und desSozialismus 
zur Kriminalisierung der Freund-Feind-Beziehungen?#?. So leitete der Erste 
Weltkrieg mit der proletarischen Revolution und den Pariser Vorortsverträ- 
gen die Ara der ideologischen Inquisition ein. Damit ging das kostbarste 
Erbe des christlichen Abendlandes, die Achtung vor der Menschenwürde des 
Feindes und des Besiegten verloren. Was für den Sieger am Wiener Kongreß 
(1815) und beim Frankfurter Frieden (1871) gegenüber dem besiegten Frank- 
reich noch selbstverständliche Voraussetzung der Friedensordnung war, die 
Gleichberechtigung des Besiegten am Verhandlungstisch, kannten die Sieger 
des Jahres 1918 nicht mehr, weder die außenpolitischen noch die innenpoliti- 
schen. Das „fortschrittliche“ 20. Jahrhundert der Demokratie und des Sozialis- 
mus hatte begonnen. 

Ungeachtet des Parteiverbots ging die Agitation der Nationalsozialisten 
unterirdisch, wenn auch in geringerem Maße, weiter. Unter den verschieden- 
sten Decknamen und Tarnbezeichnungen wahrten die Hitleranhänger den 
Zusammenhalt!®, Die Mitglieder der Ortsgruppen, wie z. B. Hannover, lie- 
182 Über den liberalen Rechtsfanatismus und seine politischen Auswirkungen s.a. mein 

Buch: Liberalismus, $. 439. 


183 Beliebte Tarnbezeichnungen waren „Deutscher Leseverein“ oder „Deutscher Arbeiter- 
und Mittelstandsverein“. VB, Nr. 21 v. 20. 2. 1923; VB, Nr. 104 v. 1. 6. 1923. 
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ßen sich auf die Ortsgruppe München umschreiben!®+; dasselbe machten auch 
die anderen aufgelösten Ortsgruppen in den Verbotsgebieten!®. Die Münch- 
ner Hauptgeschäftsstelle hatte dieses Verfahren festgelegt, um die Verbote 
zu umgehen. Das geht aus folgendem Schreiben an den Ortsgruppenleiter von 
Hannover, Gustav Seifert, vom 19. Juli 1923 eindeutig hervor: 

„Nach wie vor überschreiben wir sämtliche Mitglieder aus Gebieten, in 
denen unsere Bewegung verboten ist, der Münchner Og. Es ist nicht angängig, 
daß für die ehemaligen Mitglieder der Og. Hannover nochmals ein Melde- 
schein auf Og. München ausgestellt wird. So erhalten wir z. B. nochmals An- 
meldescheine der Pg..... , welche schon Mitglieder unserer Bewegung sind. Wir 
haben die Scheine vernichtet. In der Anlage überreichen wir Ihnen Mitglieds- 


karten für dieneuhinzugemeldeten Pg.... 
: s vn Mit treudeutschem Gruß! 


gez. Amann 
Geschäftsführer!®®.“ 


Auf diese Regelung berief sich auch Tittmann (Zwickau) in einem Aufruf 
an die Nationalsozialisten in Sachsen nach dem Verbot der Partei: Tittmann 
stellte fest, daß alle Parteimitglieder nach der Auflösung der Ortsgruppen in 
Sachsen automatisch der Ortsgruppe München der NSDAP angehörten. „Nun 
ist aber die Partei in Bayern nicht verboten, infolgedessen gehört der in Sach- 
sen wohnende Nationalsozialist, eingetragen bei der Ortsgruppe München, 
keiner verbotenen Organisation an. Somit hat er als Einzelperson das Recht, 
für die nationalsozialistische Idee weiterzuwerben.“ Tittmann forderte die 
Hitleranhänger Sachsens auf, mehr denn je für die Sache einzustehen. „Daß 
man dabei den einen oder anderen einsperrt, darf nicht schrecken!#?.“ 

Die Ortsgruppe Hannover zählte im November 1922 316 Mitglieder. Sie 
feierte ungeachtet des Verbotes das Weihnachtsfest in einer gemeinschaftlichen 
Veranstaltung. Ihre beiden Führer Wenzel und Seifert sprachen auf Einla- 
dung Hitlers im Dezember 1922 in München. Seifert wurde auch zur Grün- 
dungsversammlung der DVFP eingeladen; dort waren Major Dincklage, der 
später zu den Nationalsozialisten überging, und Major Dietlein, der Schwie- 
gervater von Bernhard Rust (Studienrat und späterer Reichsminister für Wis- 
184 Haase, Aufstand, $. 45. 

185 VB, Nr. 183 v. 8. 9. 1923, Beilage „Der Nationalsozialist“, S. 2. 
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senschaft und Erziehung) anwesend!$®. Die Agitation wurde so emsig fortge- 
setzt, daß die „Niedersächsische Arbeiterzeitung“ am 6. April 1923 darüber 
einen alarmierenden Artikel unter dem Titel veröffentlichte: „Soll Hannover 
ein faszistisches München werden? Deutschvölkische exerzieren trotz des Ver- 
botes weiter!“1%® Bruno Wenzel hatte durch Heinz Hauenstein Fühlung mit 
dem Alldeutschen Verband und dessen Geschäftsführer von Vietinghoff- 
Scheel erhalten, der „uneingeschränkte geldliche Unterstützung“ ohne jede 
Bedingung anbot. Wenzel holte sich, wie schon erwähnt, in München dazu 
Hitlers Erlaubnis, die er ohne weiteres erhielt!%°. Da der Führer des Alldeut- 
schen Verbandes, Justizrat Claß, ein entschiedener Gegner Wulles war, erhielt 
die DVFP vom AV nicht nur keine Unterstützung, sondern wurde von ihm 
bekämpft. Deshalb unterstützte Claß auch alle gegen die DVFP gerichteten 
Rechtsorganisationen; davon profitierte die Hitlerbewegung gerade auch in 
Norddeutschland!?!, Als Tarnbezeichnung wurde auch der Name „Verein 
zur Hebung des Deutschtums im Inland“ benützt, eine grimmige Ironie, die 
sich gegen den Weimarer Staat richtete!%., 

An die Hannoveraner Ortsgruppe schloß sich auch ein Teil der Wander- 
vogeljugend an, nämlich „Wiking, Völkischer Bund“. Der „Niedersächsische 
Beobachter. Kampfblatt für deutsches Volkstum und soziale Politik“, das 
Sprachrohr der hannoveranischen Nationalsozialisten, brachte folgenden 
Aufruf: 

„An die revolutionäre Wandervogeljugend deutschen Blutes“, unterzeich- 
net von: „Ring völkischer Jugend Hannovers. Deutscher Wandervogel e.V. 
Bund völkischer Jugend, Ortsgruppe 2, Hannover, Alfred Moszdorf. Teuto- 
nen, Völkischer Bund. Wiking, Völkischer Bund. Herbert Hoffmann. Kurt 
Schrader.“ Kurt Schrader trat mit seinen Wikingern der NSDAP bei!%3. 

Die Tarnorganisationen führten auch Versammlungen durch, bei denen 
die „Turnerschaften“ Roßbachs den Versammlungsschutz übernahmen. So 
kam es in Hannover zu einer schweren Saalschlacht, als kommunistische 
Sprengkommandos eine Versammlung der DVFP verhindern wollten. Es gab 
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sechzig Verwundete: die Versammlung der DVFP wurde dennoch durchge- 
führt!9, 

Innere Schwierigkeiten lähmten im Laufe des Jahres 1923 zusehends die 
Tätigkeit der Ortsgruppe Hannover. Sie erwuchsen einmal aus dem Versuch 
der DVFP, die NSDAP-Ortsgruppe aufzusaugen, zum anderen aus der 'Tä- 
tigkeit eines Hochstaplers in der Ortsgruppe namens Georg Quindel, des Her- 
ausgebers der völkischen Zeitschrift „Sturm“, der auch noch einen „Schlageter- 
Gedächtnis-Bund“ gegründet hatte. Die Ortsgruppe Hannover wurde durch 
diese inneren Zwistigkeiten weitgehend zerstört; die Führung in Niedersach- 
sen ging auf Göttingen über, wo Ludolf Haase an der Spitze stand!%. 

Auch „Völkische Kampfgewerkschaften“ wurden von Seifert organisiert; 
neben Göttingen entfaltete auch die Ortsgruppe Braunschweig eine starke Tä- 
tigkeit!%%, 

Am 3. September 1923 wurde der „Schlageter-Gedächtnis-Bund“ vom 
Oberpräsidenten verboten, „weil der Bund, nach Art seiner Betätigung und 
seines Wirkens zu schließen, eine verbotene Organisation ist und, weil er ver- 
botswidrige Veranstaltungen militärischen Charakters vornahm“!9”. Wenzel, 
der Geschäftsführer der hannoveranischen Ortsgruppe, war als erfolgreicher 
Versammlungsredner tätig und bekämpfte im Einvernehmen mit Hitler ener- 
gisch die DVFP. Auf einer Kundgebung im Zirkus Krone in München er- 
klärteer u.a.: 

„Wir sehen mit Stolz auf die Münchner Bewegung und insbesondere auf 
unseren Führer Adolf Hitler. Wir wissen, er ist das Schicksal Deutschlands. 
Er erfüllt eine Mission!®®. ..“ 

Die Hitlerbewegung ist in der Frühzeit außerhalb Bayerns über erste An- 
sätze nicht hinausgekommen. Die entscheidende Ursache lag in der Entste- 
hung der Bewegung aus dem Nichts heraus. Ihr wesentliches Kapital war die 
persönliche Werbekraft Hitlers. Dieser war sich von Beginn seiner politischen 
Laufbahn an im klaren, daß er sich erst einen festen Ausgangs- und Mittel- 
punkt als Grundlage für eine größere flächenmäßige Ausbreitung schaffen 
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mußte. Das konnte für ihn nur München sein. Die Gründung und der Aufbau 
einer Organisation ging bei den gegebenen Schwierigkeiten nur langsam vor 
sich; es war, von der Geburtsstunde der Bewegung im Jahre 1919 an gerech- 
net, unmöglich, sofort über Bayerns Grenzen zu wachsen und das Netz der 
Organisation über das Reich auszudehnen. Dazu fehlten alle materiellen Vor- 
aussetzungen. Wo dieses Hinausgreifen vereinzelt doch geschah, zeigte sich, 
daß die Stimmung, die seelische Lage als Nährboden für die Hitlerbewegung 
außerhalb der weißblauen Grenzpfähle ebenso vorhanden war wie inner- 
halb derselben. Die vielen völkischen Vereinigungen, die Wehrverbände, die 
Freikorps, der Schutz- und Trutzbund bezeugten es. Die innenpolitische Ent- 
wicklung verlief aber besonders seit der Ermordung Rathenaus im Juni 1922 
für Hitlers Sache in den meisten Ländern ungünstig, analog dem Gesamt- 
schicksal der Rechtsbewegung, deren Asyl Bayern war. Die große Verbots- 
welle seit Sommer 1922 legte die an sich nur sporadische Tätigkeit der NSDAP 
außerhalb Bayerns weitgehend lahm. Erstaunlich sind Fanatismus und Ener- 
gie, mit denen die Hitleranhänger auf ihren vereinzelten Posten außerhalb 
Bayerns trotz des Parteiverbots den Zusammenhang wahrten und unter größ- 
ten Schwierigkeiten in Tarnvereinigungen verschiedenster Art ihre kleinen 
Gruppen am Leben zu erhalten und noch zu vergrößern wußten. Das unter- 
irdische Leben, verbunden mit dem Zwang der Anlehnung an legale Rechts- 
verbände, führte freilich zu weitgehender Desorganisation, zur Gefahr der 
Aufsaugung durch andere Gruppen, besonders durch die DVFP, zu persön- 
lichen Zerwürfnissen und zur inneren Zersetzung. Auch war die Hitlerbewe- 
gung programmatisch und organisatorisch in diesen frühen Nachkriegsjahren, 
in denen sie als staatsfeindlicher Kampfbund von revolutionärem Charakter 
entstanden und tätig war, noch viel zu wenig profiliert, als daß sie für ihre An- 
hänger wie für ihre Gegner und für die Staatsbehörden klare Wesenszüge, 
die sie von ähnlichen Verbänden eindeutig unterschieden hätte, aufzuzeigen 
imstande gewesen wäre. Selbst ihr antisemitischer Radikalismus war kein be- 
sonderes Charakteristikum, wenn man an den Deutsch-Völkischen Schutz- 
und Trutzbund denkt. Die ersten programmatischen Schriften der NSDAP 
erschienen zu einem Zeitpunkt, als die Verbotswelle die organisatorischen An- 
sätze außerhalb Bayerns schon voll erfaßt und großenteils erstickt hatte. So 
erschien sie lediglich als eine der vielen kleinen Gruppen der völkischen Bewe- 
gung, die durch ihre radikale Art unangenehm auffielen und deshalb pau- 
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schal verboten wurden. Selbst in Bayern, wo sie ungehindert agitieren konnte, 
kam sie noch nicht ohne die Zusammenarbeit mit und die Hilfe von den an- 
deren völkischen Vereinigungen und vor allem den vaterländischen Verbän- 
den aus; um so mehr galt diese Abhängigkeit im außerbayerischen Reichs- 
gebiet. 

Freilich darf nicht übersehen werden, daß die Hitlerbewegung in Bayern 
die Staatsgefahr Nummer eins war, und daß die Völkischen außerhalb Bay- 
erns wie ihre Gegner dieser spezifisch Münchnerischen Erscheinung große Be- 
achtung schenkten, die erstgenannten, indem sie ihre Hoffnung auf die erfolg- 
reichen „bayerischen Brüder“ setzten, die Gegner, indem sie auf die ihnen und 
dem Staate drohende Gefahr mehr oder weniger nachdrücklich hinwiesen. 
Beispielsweise erließ der Landesverband „Altsachsen“ des „Wehrwolf, Bund 
deutscher Männer“ am 31. Oktober folgenden Aufruf!%: 


„An unsere bayerischen Brüder! 

Das Elend, die Not in Deutschland, schreien zum Himmel. Soll das so wei- 
tergehen? Einen eisernen Willen, ein einziges Nein den Franzosen entgegen- 
gesetzt, nur das kann Erfolg für uns haben. Wir blicken voll Stolz auf euch, 
wie ihr das Land reinfegt, von internationalen Elementen, wie ihr abschüt- 
telt die internationalen Völkerbeglückungsideen. Hier oben hat man anderes 
zu tun. Da müssen sich die Parteien in der höchsten Not des Landes zerflei- 
schen. Unsere Blicke richten sich auf euch! Dort ist jetzt das Deutschland, das 
im Kampf gegen den Erbfeind der beste Hort unseres Deutschtums ist. Bei 
euch ruht das Schicksal unseres geliebten deutschen Vaterlandes. Wir aber 
wollen und werden alle unsere Kräfte einsetzen, um euch im Kampfe für das 
völkische Deutschtum zu unterstützen. 

Es lebe unser heißgeliebtes deutsches Vaterland! 

Aschersleben, 30. Oktober 1923. Der Wehrwolf, 


Bund deutscher Männer, 
Landesverband Altsachsen.“ 
Der Chef der bayerischen Landespolizei, Oberst Ritter von Seisser, hatte 
in der Reichshauptstadt am 3. November auch mit dem Führer der Kampf- 
verbände Berlins ein Gespräch geführt und darüber berichtet: 
„In Berlin im ganzen fünf Bataillone vorhanden, davon eines von Na- 


199 VB, Nr. 222 v. 31. 10.1923, S. 4. 


251 


tionalsozialisten gestellt; sie erklären aber überall, sie hätten fünf Bataillone. 
Im übrigen Preußen Nationalsozialisten nicht von Bedeutung?%,* 

Die Überschätzung der eigenen Stärke, die Überheblichkeit des Anspruchs 
auf die Führung und Beherrschung der vaterländischen Verbände ist ebenso 
bemerkenswert wie die Feststellung, daß die Nationalsozialisten „im übrigen 
Preußen .... nicht von Bedeutung“ seien. Von Bedeutung war die Hitlerbe- 
wegung nur in Bayern. Trotzdem dürfen die Ansatzpunkte außerhalb Bay- 
erns nicht unterschätzt werden, denn sie bildeten die Keimzellen für die Neu- 
gründung der NSDAP im Jahre 1925. 

Durch die Verbotsmaßnahmen aufgrund des Republikschutzgesetzes war 
die Parteiorganisation wohl aufgelöst und die Partei damit unsichtbar ge- 
worden; aber die Bewegung als Ausdruck einer im Reiche und darüber hinaus 
bei Volks-, Grenz- und Auslandsdeutschen weitverbreiteten Volksstimmung 
war davon nicht betroffen. Sie lebte weiter, nicht wegen der kümmerlichen 
Unterstützung durch die Münchner Parteizentrale, wie sich gerade nach de- 
ren Verbot im November 1923 zeigte, sondern infolge der geistigen, der 
wirtschaftlichen, der politischen Notlage des deutschen Volkes. 


Die Hitlerbewegung in Österreich! 


Hitler sprach in seiner österreichischen Heimat zum ersten Mal auf der 
Salzburger Tagung im August 1920. Anläßlich der Nationalratswahlen trat 
er als Versammlungsredner in seinem Geburtsort Braunau/Inn, in Salzburg, 
Hallein, Innsbruck, St. Pölten und Wien auf (29. 9. bis 9. 10. 1920)?. In einer 
Versammlung des nationalsozialistischen Vereins für Deutsch-Österreich im 
Alten Rathaus in Wien hielt er am 28. Dezember 1921 nach Dr. Riehl eine 
Rede?. Am 15. Juni 1922 nahm Hitler in Begleitung von Amann, Esser und 
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Rosenberg an der zwischenstaatlichen Vertreterversammlung in Wien teil und 
sprach zum Abschluß am 17. Juni „nach wüster Saalschlacht“ in den Sofien- 
sälen?. 

In Österreich verliefen die parteipolitischen Auseinandersetzungen nicht 
weniger erbittert als im Reich. Der „Austromarxismus“ hatte sich schon im- 
mer durch einen besonderen Radikalismus ausgezeichnet; so war es ver- 
ständlich, daß es in den sozialistischen Hochburgen, besonders in Wien, wilde 
Versammlungs- und Straßenschlachten gab, besonders wenn die National- 
sozialisten es wagten, dort Versammlungen abzuhalten’. Deshalb war in 
Österreich nach dem Münchner Muster bereits im Jahre 1921 eine „Ordner- 
truppe“ unter Führung von Hermann Reschny gebildet worden. Anläßlich 
der Besichtigung der Wiener Ordnertruppe durch Ludendorff schrieb Dr. 
Riehl: Ludendorff „ist uns auch lediglich der militärische Führer ... . unsere 
politisch-staatlichen Führer sind Hitler und die Obmänner der sudetischen 
und österreichischen Partei und des künftigen Deutschland“. „In Hinkunft 
wird münchnerisch gesprochen werden!“ Dieser Ausspruch fiel in Wien, als 
eine Antisemitenversammlung „durch rote Horden“ gesprengt wurde. Die 
schon erwähnte Ordnertruppe wurde nach dem Muster der Münchner SA auf- 
gestellt und war der Vorläufer der SA und SS in Österreich. Über ihre Orga- 
nisation berichtete Riehl an Göring am 7. Juni 1923”. Die österreichische Ord- 
nertruppe zählte im Sommer 1923 9800 Mann®. Oberst Bauer, alter Mit- 
arbeiter Ludendorffs, bot Suchenwirth, dem „Kronprinzen der Partei“ in 
Österreich, Geld für die Bewegung an. Dieser verwies ihn an den ihn beglei- 
tenden SA-Führer Salek, „der es dann gewißlich in Empfang nahm“®. 

Die österreichischen Nationalsozialisten gerieten, obwohl sie älteren Ur- 
sprungs als die Münchner waren, seit der Jahreswende 1921/22 immer mehr 
in den Sog der Hitlerbewegung. Das ging so weit, daß das Oberkommando 
der SA allen Ernstes die Unterstellung Tirols, Vorarlbergs und Salzburgs an- 


4 Schilling, Dr. W. Riehl, S. 292 ff.; Ciller, Deutscher Sozialismus, S. 122. 

5 Suchenwirth, UE. 

6 Riehl am 17. 2. 1923 in der „Deutschen Arbeiterpresse“, s. Schilling, S. 318 ff.; Volz, 
Daten, S. 120. 

7 Schilling, S. 322. 

8 Ebda, S. 325 ff. 

9 Suchenwirth, UE. 
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strebte. Dr. Riehl lehnte jedoch grundsätzlich jede Abspaltung eines Bundes- 
landes von der österreichischen Organisation ab!. 

Im August 1923 fand ein Parteitag der österreichischen Nationalsoziali- 
sten in Salzburg statt und in Verbindung mit ihm ein zwischenstaatlicher Ver- 
tretertag. Dr. Riehl schrieb dazu in der „Deutschen Arbeiterpresse“ ein Geleit- 
wort und hob darin die starke Entwicklung der bayerischen Nationalsozia- 
listen in den drei Jahren seit dem ersten Salzburger Treffen im August 1920 
hervor!!; als Gründe für das außerordentliche Wachstum der Münchner Rich- 
tung führteeran: 

„Durch ihre in dem großen deutschen Reiche natürlich viel gewaltigere 
Entwicklungsmöglichkeit, durch ihr wirklich vorzügliches ‚Münchner Tag- 
blatt‘ und vor allem durch die dank ihrer urkräftigen, streng militärisch ge- 
ordneten Sturmtruppen mit durchschlagenderen Agitationsformen haben sie 
seither der Gesamtbewegung ihren Stempel aufgedrückt. Der Name des ge- 
waltigen Redners und Führers Adolf Hitler ist über die Bedeutung anderer 
Parteiführer weit hinausgewachsen.“ 

Der Salzburger Parteitag habe, so schrieb Riehl, über eine außenordentlich 
wichtige politische Frage zu entscheiden. Es handelte sich um die Frage der 
Wahlbeteiligung. Riehl hob die Bedeutung dieser Entscheidung hervor: „Wer 
mit einer in kürzester Frist zu erwartenden, entscheidenden deutschen Erhe- 
bung gegen das Ententejoch rechnet und auf einen Rückschlag überhaupt nicht, 
weil er darin das hoffnungslose Ende der ganzen Nation erblickt, dem mag 
die Wahlvereinbarung und konsequentermaßen eigentlich jede Wahlbetei- 
ligung gleichgültig erscheinen .. . Mögen alle, die Führer sein wollen, sich vor 
allem die größte und wichtigste, ja eigentlich entscheidende Führertugend, die 
den Führer vom Demagogen unterscheidet, vor Augen halten: nicht das zu 
sagen, was der Masse natürlich besser gefällt und daher größeren Beifall fin- 
det, sondern, was er auf Grund seiner höheren Erkenntnis für nötig hält!?.“ 

Riehls Programm für den Parteitag war, wie aus diesen Ausführungen 
hervorgeht, antihitlerisch, zwar nicht der Form, aber dem Inhalt nach. Es 
mußte sich zeigen, wer auf der Tagung den stärkeren Einfluß hatte: Riehl 
oder Hitler, der Gemäßigte oder der Radikalere. 


10 Schreiben der Wiener SA-Führung an das Münchner SA-Oberkommando v. 20. 7. 1923. 
11 Franz-Willing, S. 137 ff. 
12 „Deutsche Arbeiterpresse“ v. 11. 8. 1923; s. Schilling, Dr. W. Riehl, S. 332—335, 
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Das Ergebnis der langwierigen Beratungen des Parteitags war die Bildung 
eines Führungsausschusses, bestehend aus Riehl, Jung, Esser, Schulz, unter 
Hitlers Vorsitz, der jedoch Esser mit seiner Vertretung beauftragte und ihm 
die entsprechenden Vollmachten erteilte. Hitler selbst reiste nach der großen 
Kundgebung sofort wieder ab. 

In dem Ausschuß prallten die Meinungen offensichtlich so hart aufeinan- 
der, daß ein Zerfall der Partei drohte. Die österreichischen und sudeten- 
deutschen Parteiführer traten für Wahlbeteiligung in Form einer Wahlkoali- 
tion mit den Großdeutschen ein, die Gefolgsleute Hitlers lehnten jede Wahl- 
beteiligung schroff ab und verfochten unnachgiebig den Gedanken des gewalt- 
samen Staatsstreichs und der nationalen Diktatur. Esser, Hitlers Bevollmäch- 
tigter, meinte, so berichtete das „Salzburger Volksblatt“, „die Partei solle 
lieber ihr Augenmerk auf den Ausbau der Sturmtruppen richten, denn die 
Zeit einer nationalen Diktatur in Deutschland sei näher als man glaube, und 
wer herrschen wolle, brauche Macht. Das deutsche Volk brauche Männer wie 
Kemal Pascha“. Der österreichische Führer Dr. Riehl, „dem jeder, der ihn 
kennt, das beste Zeugnis ausstellen muß, steht hingegen auf dem durchaus 
ehrlichen Standpunkt, daß in Österreich bei einer stabilisierten Krone keine 
Revolution möglich und notwendig ist“'3. 


Die Nachricht jedoch, daß Stresemann eine neue Reichsregierung gebildet 
habe und damit die Einstellung des Ruhrkampfes bevorstand, führte zu einer 
Einigung. Der Führerausschuß faßte unter Essers Vorsitz folgenden Ent- 
schluß!#:; 

„Der Führerausschuß der Nationalsozialistischen Partei Großdeutschlands 
ist angesichts der katastrophalen Lage im Reiche einhellig zu der Überzeugung 
gelangt, der österreichischen Bruderpartei derzeit Wahlenthaltung zu empfeh- 
len. Angesichts der im Reiche eingetretenen Verhältnisse ist die österreichische 
Partei der Anschauung, daß eine Beteiligung an Wahlen derzeit nicht wün- 
schenswert erscheint; die österreichische Reichsparteileitung beschließt daher 
die Nichtbeteiligung an den Wahlen zum Nationalrat. Der Ernst der Lage 
gebietet jedoch dringend den Ausbau der Partei, des Vaterländischen Schutz- 


13 „Salzburger Volksblatt“ v. 16. 8. 1923; s. Schilling, S. 342 f.. 
14 Ebda, $. 345 f. 
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bundes und der Parteipresse. Die Parteigenossen werden aufgefordert, ihre 
ganze Kraft in den Dienst der Bewegung zu stellen.“ 

Diese Entschließung fand eine geradezu begeisterte Aufnahme. Abge- 
stimmt wurde darüber nicht mehr; der Beifall ließ eine Abstimmung überflüs- 
sig erscheinen. Damit war die Hauptfrage entschieden. 

Die Ordnertruppen erhielten die Bezeichnung „Vaterländischer Schutz- 
bund“. Es sollte nur eine einheitliche nationalsozialistische Partei Groß- 
deutschlands geben, deren Glieder die Einzelparteien im Reich, in Österreich 
und in der Tschechoslowakei bilden sollten. Riehl wurde zum Führer der Ge- 
samtpartei gewählt. 

Der Parteitag nahm äußerlich einen glänzenden Verlauf. Er legte Zeug- 
nis ab von der wachsenden Sehnsucht des deutschen Volkes nach nationaler 
Einigung im großdeutschen Sinn und von der Schwungkraft dieser Bewegung, 
deren stärkstes Schwungrad Adolf Hitler war. Er bestimmte auch Stil und 
Aufmachung der Salzburger Kundgebung®®. 

In dem Wiener nationalsozialistischen Organ, „Deutsche Arbeiterpresse“, 
kamen die propagandistischen Effekte nationalistischen Überschwangs und 
religiösen Gefühlsrausches zur Geltung!®. „Hörnerklang und Liederschall“, 
„strammer militärischer Gleichschritt“, hakenkreuzgeschmückte Plakate kün- 
deten den Beginn des Parteitags tags zuvor an. „Von den Armbinden der 
Ordner .. . leuchtete allenthalben das schwarze Kreuz auf weißem Grunde in 
rotem Felde. Kinder sah man in den Straßen, die mit freudiger Begeisterung 
kleine Hakenkreuzfahnen schwenkten. Kurze Ansprachen wurden gehal- 
ten, Begrüßungen ausgetauscht, Lieder gesungen, die Führer, wo sie sich zeig- 
ten, mit stürmischem Zuruf willkommen geheißen.“ Mit diesen Worten wurde 
der Vorabend geschildert. Die Abschlußkundgebung mit Hitler als Redner 
fand in dem Blatt einen Widerhall, der die ekstatische Begeisterung, den ge- 
waltigen Gefühlsüberschwang getreulich festhielt: 

„Hitler wollen sie alle hören, die vielen Tausende, Hitler, den Apostel, 
den Herold unserer großen Freiheitsbewegung, Hitler, dessen Name heute 
mehr als europäischen Klang hat. Sturmtruppen, den hakenkreuzgeschmück- 
ten Stahlhelm auf dem Kopfe, die Hakenkreuzbinde um den Arm, sorgen für 
die Aufrechterhaltung der Ordnung. Sie halten die Eingänge besetzt, sie flan- 


15 Schilling, S. 346—351. 
16 „Deutsche Arbeiterpresse“ v. 18. 8. 1923; s. Schilling, S. 336 ff. 
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kieren die Rednertribüne, von deren Rückseite zwei Hakenkreuzbanner den 
Saal grüßen. Halb acht Uhr! Ein Glockenzeichen verkündet den Beginn der 
Versammlung.“ 

Zuerst sprach der Salzburger Landtagsabgeordnete Prodinger, anschlie- 
ßend für die Sudetendeutschen Jung. Über den weiteren Verlauf heißt es dann: 

„Da, Hochrufe von der Straße her! Hupensignale! Ein Auto fährt vor. 
Durch einen Seitengang, in der Nähe der Tribüne, betritt Adolf Hitler den 
Saal und schreitet mit Pg. Esser und Hauptmann Goehring?? durch ein Spalier 
von Sturmtruppen zur Rednertribüne hinan. Ohrenbetäubend dröhnend, 
orkanartig brausen Hoch- und Heilrufe durch den Saal, minutenlang. Tücher 
und Hüte werden geschwenkt, grüßend neigen sich die Hakenkreuzfahnen, 
die Sturmtruppen stehen Habt acht... Und Adolf Hitler beginnt zu sprechen. 
Seine Stimme ist von den Ansprachen in zahllosen Versammlungen umflort. 
Und was er spricht, das ist keine politische Rede schlechtweg, das ist die Ver- 
kündung eines heiligen Evangeliums, das sind die aus tiefster Brust geholten 
Worte eines Menschen, der von der Heiligkeit seiner Sendung durchdrungen, 
von ihrer Wucht und Größe überschattet ist. Mit angehaltenem Atem lauscht 
das Heer der Tausende zu seinen Füßen. Es ist ganzstille in der riesigen 
Halle. Nur Hitlers Worte schweben über die Menge hin, senken sich nieder 
auf Herz undGemüt und hämmern die leidzerrissene Volksseelewach. Und im- 
mer wieder schlägt ein Wort, ein Satz wie ein Blitzstrahl in die Masse. Tausend- 
stimmiger Zuruf, ein Orkan des Beifalls beweisen immer aufs Neue, wie Hit- 
ler die Tausende in den Bann seiner Rede, seiner Persönlichkeit gezwungen hat. 
Seine Rede ist eine einzige eherne Anklage gegen alle jene, die das heilige deut- 
sche Reich verbrecherisch zerschlagen haben. Sie ist aber noch mehr, sie ist das 
hohe Lied, ist eineSymphonie todesmutiger Entschlossenheit und unbeugsamen 
Kraftbewußtseins. Wenn einer die Geschicke Deutschlands wenden wird, dann 
wird es Adolf Hitler sein. Und wenn Adolf Hitler ruft, dann werden Tau- 
sende und Zehntausende und Hunderttausende seinem Rufe Folge leisten und 
Blut und Leben einsetzen für Deutschlands Befreiung. Denn in ihm lebt, in 
ihm lodert eine heilige Flamme. Er kennt nur Sieg oder Untergang, er ist keine 
Kompromißnatur, er ist die Inkarnation von Deutschlands Schicksal und Zu- 
kunft. Eineinhalb Stunden spricht Hitler und als er geendet, liegt über der 
Versammlung der Abglanz eines gewaltigen Erlebnisses, das sich in Beifalls- 


1 Man beachte die falsche Schreibweise! Richtig: Göring. 
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stürmen äußert, deren Dauer und Stärke jenseits jeder Beschreibungsmöglich- 
keit liegt.“ Nach Hitler sprach abschließend noch Dr. Riehl. Der Trancezu- 
stand, in den Hitler seine Zuhörer versetzte hatte, hielt auch nach der Ver- 
sammlung noch an und äußerte sich bei seiner Abfahrt in frenetischen Kund- 
gebungen: „... Doch die Massen wollen nicht weichen. Die vorderen Reihen 
drängen zum Podium. Sie wollen Hitler die Hand schütteln, sie wollen eine 
Unterschrift von ihm. Wollte Hitler allen diesen Wünschen willfahren, er 
käme bis zum Morgengrauen nicht von der Stelle. Ein Kommandoruf an die 
Sturmtruppen erschallt. Sie bilden eine Kette und räumen langsam den Saal. 
Dann formieren sie sich zu Abteilungen. Hitler schreitet die Front ab. Wie- 
der grüßen die Fahnen. Er hält eine Ansprache. Und wieder sind seine Worte 
Erz und Feuer, Waffenklang und Siegeszug zugleich. Dann verläßt er den 
Saal. Heilrufe brausen ihm nach, vermengen sich mit denen, die von der Straße 
ertönen. In raschem Tempo fährt das Auto davon...“ 

Riehl selbst nahm wenige Tage nach dem Salzburger Parteitag in seiner 
Zeitung noch einmal Stellung zur Frage des Parlamentarismus. Er war ein 
nüchtern und verantwortungsbewußt denkender Mann, der Sinn für die 
Wirklichkeit, für die Möglichkeiten und die Grenzen eines gewaltsamen Um- 
sturzes hatte. Im Gegensatz zu Hitler erlag er nicht dem Selbstbetrug des 
Begeisterungsrausches. „Vor dem Kriege“, so schrieb er, „mag die Betonung 
demokratischer Selbstregierung gegenüber absolutistischen Übergriffen not- 
wendig gewesen sein. Die Nachkriegszeit hat einen derart schroffen, unver- 
mittelten Umschwung gebracht, daß wir heute schon wieder versucht erschei- 
nen, „das Kind mit dem Bade auszugießen“, also aus Ekel und Widerlichkeiten 
einer sogenannten Volksherrschaft in den Absolutismus zu flüchten. Nicht we- 
niger trägt dazu das Eindringen altmilitärischer Kräfte ins politische Leben bei, 
die eine eigentümliche Veranlagung zur Mischung kommunistischer und dik- 
tatorischer Ideale zeigen.“ 


Riehl hatte die entscheidende Gefahr der antiparlamentarischen Bewegung 
genau erkannt: die Militarisierung des politischen Lebens und als ihr Ergeb- 
nis die „Mischung kommunistischer und diktatorischer Ideale“, infolge Über- 
steigerung des autoritären und hierarchischen Gedankens. Riehl sah diese Ge- 
fahr offensichtlich in der Hitlerbewegung; sein Artikel war klare Kritik an der 
Münchner Hitlerpartei: „Niemand kann ernstlich wollen, daß vielleicht dau- 
ernd die Masse der Bevölkerung von staatlichen Rechten ausgeschlossen sei. 
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Die nationale Diktatur ist eine Übergangsform in Zeiten höchster natıo- 
naler Not, keine staatsrechtliche Dauerform. Freilich wünschen wir eine Än- 
derung der Formen unserer Volksvertretung. Die Schweizer Verfassung hat 
als Korrektur der rein parteipolitisch ausgerichteten Parlamente den Volks- 
begehr und die Volksbefragung geschaffen!®.“ 

Riehl zog aus seiner von der Hitlerschen Auffassung so grundverschiede- 
nen Ansicht kurz darauf die Folgerungen. Ende August 1923 legte er die 
österreichische Obmannstelle nieder!?. Dadurch trat eine schwere Krise in der 
österreichischen Partei ein, die zu diesem Zeitpunkt — August 1923 — im- 
merhin 34 000 eingeschriebene Mitglieder in 118 Ortsgruppen zählte", Die 
Partei spaltete sich in einen gemäßigten und in einen radikalen, hitlertreuen 
Flügel. Doch gab die Entwicklung Riehl recht, „auf der ganzen Linie; nicht 
mit Wahlenthaltung und Putsch, sondern mit Wahlbeteiligung und Loyalität 
ist Hitler schließlich 1933 zur Macht gekommen“?!, Riehl wurde im Dezember 
1923 aus der Partei ausgeschlossen; die Partei zerfiel innerlich durch wider- 
wärtige personalpolitische Streitigkeiten und blieb bis 1930 dadurch gelähmt??. 
Hitlers Organ schilderte die Entwicklung in Österreich wie folgt??: „... Der 
Rücktritt des Pg. Riehl erfolgte, weil der Vollzugsausschuß der deutschöster- 
reichischen Partei nicht in der Lage war, der von Pg. Dr. Riehl vorgeschlage- 
nen Abänderung des Salzburger Parteibeschlusses (der auf Wahlenthaltung 
bei den kommenden Nationalratswahlen lautete) zuzustimmen, und es Pg. 
Dr. Riehl andererseits aus zwingenden beruflichen und vor allem gesundheit- 
lichen Gründen zu seinem großen Bedauern nicht möglich ist, die auch in 
Österreich bedingte Umstellung der Partei zur radikalen Kampfbewegung 
an exponierter Stelle mitzumachen. Die Leitung der deutschösterreichischen 
nationalsozialistischen Partei, die, wie die am vergangenen Sonntag in Wien, 
Graz und Linz abgehaltenen Landesparteitage beweisen, vollkommen ge- 
schlossen und vor allem entschlossen zu zähestem Kampfe bereitsteht, liegt 
vorläufig in der Hand des Vollzugsausschusses. 


18 „Deutsche Arbeiterpresse“ v. 25. 8. 1923; s. Schilling, S. 351 ff. 

19 Brief Nr. 3827 der Parteileitung Wien v. 29. 8. 1923: Riehl distanziert sich von den Salz- 
burger Beschlüssen, weil man in Österreich der parlamentarischen Vertretung nicht ent- 
behren könne, und erklärt seinen Rücktritt. BA, Nachlaß Hitler; Volz, Daten, S. 7. 

20 Schilling, S. 350. 

21 Ebda, $. 337, Fußnote. 

22 Suchenwirth, UE. 

23 VB, Nr. 196 v. 23./24. 9. 1923, S. 4. 
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Die jüdischen Schmoks, die schon gejubelt haben, werden enttäuscht sein, 
wenn sie hören, daß Pg. Dr. W. Riehl in Hinkunft an einer Stelle innerhalb 
der Gesamtbewegung kämpfen wird, wo er den Gegnern der deutschen Frei- 
heitsbewegung gefährlicher werden wird als bisher.“ 

Zunächst ging im Jahre 1923 die Zusammenarbeit zwischen den Münch- 
nern und den Österreichern noch weiter”. „Auf Einladung der Leitung der 
deutschösterreichischen Bruderpartei sprach Pg. Hermann Esser in einer über- 
füllten Massenkundgebung in Wien über die Stellung der nationalsozialisti- 
schen Bewegung zum Parlamentarismus.“ Julius Streicher erschien als Red- 
ner auf zwei Kundgebungen in Wien mit den Themen: „Deutschland in seiner 
tiefsten Erniedrigung“ und „Die deutsche Frau als Freiwild der Juden“?®. 

Umgekehrt fuhr Suchenwirth in Begleitung zweier Mitglieder der öster- 
reichischen Parteiführung zweimal im Herbst zu Hitler nach München. Er 
fand ihn in „einer Art von Aufbruchstimmung“*. Auf Suchenwirths Frage, 
was er bei einem Generalstreik zu tun gedenke, antwortete Hitler: „‚Ich wün- 
sche den Generalstreik, damit ich ihn zerbrechen kann!‘ Die österreichischen 
Verhältnisse ließen ihn eigentlich kühl. .... ‚Den Anschluß denke ich mir so: 
Österreichische Freiwillige nehmen am Befreiungskrieg teil. Ist dieser durch- 
kämpft, dann kehren sie in die Heimat zurück und der Anschluß vollzieht 
sich ohne weiteres.‘ ... So ungefähr sprach er?”.“ 

Im November 1923 führten große antisemitische Demonstrationen zur 
vorübergehenden Schließung der Wiener Hochschulen. Die Darstellung des 
„Völkischen Beobachters“ stand freilich in erheblichem Widerspruch zur 
Wirklichkeit. Das ging aus einem Bericht der Landesleitung der NSDAP Salz- 


24 Die Münchner ließen der österreichischen Bruderpartei auch finanzielle Unterstützung zu- 
kommen. Das geht aus folgendem Brief, datiert vom 4. 4. 1923, aus Wien an Scheubner- 
Richter hervor: „Soeben erhalte ich eine Anfrage von unserem Freund H., auf Grund 
deren ich Sie bitte, die für diesen Monat vereinbarte Summe, zwei Millionen Kronen, 
an das Bankhaus F. Kalmar & Co., Wien I,... überweisen zu wollen.“ Nachlaß Hitler, 
Akt 7, Brief Nr. 4656. Aus dem Text ist zu schließen, daß solche Zuwendungen öfter er- 
folgten. S. a. Franz-Willing, S. 144, Fußnote. 

25 VB, Nr. 196 v. 23./24. 9. 1923, S. 4. 

26 VB, Nr. 183 v. 8. 9. 1923, Beilage: Der Nationalsozialist, Nr. 2. — Ebda brachte die 
Zeitung folgende Anzeige: „Die Landesleitung der nat.soz. Partei für Tirol und Vorarl- 
berg benötigt einen in Schrift und Wort gewandten, mit dem Parteiprogramm und Partei- 
wesen vertrauten und buchhalterisch-kaufmännisch gebildeten Parteisekretär zum sofor- 
tigen Eintritt...“ 

27 Suchenwirth, UE. 

28 SEG, 64, 1923, S. 44. 
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burg vom 29. August 1923 an das SA-Oberkommando München deutlich 
hervor?®. Insbesondere schadete die Unterredung, die Dr. Riehl einer öster- 
reichischen Zeitung über die parteiinternen Vorgänge gewährte, den National- 
sozialisten gewaltig. „Diese Vorgänge und die sich daranschließende Presse- 
campagne hat unsere Partei in der Öffentlichkeit natürlich heillos compromit- 
tiert, sehr zur Freude der parlamentarischen Parteien von den Sozialdemo- 
kraten bis zu den Christlichsozialen und Großdeutschen“, hieß es in dem er- 
wähnten Bericht?®. 

Selbstverständlich bemühte sich die Münchner Zentrale, auch mit den Su- 
detendeutschen enge Fühlung zu pflegen. Die Führer der sudetendeutschen Na- 
tionalsozialisten waren häufig in München zu Gast und traten als Redner auf; 
selbstverständlich fehlten sie nicht bei allen großen gemeinsamen Kundge- 
bungen der nationalsozialistischen Parteien Großdeutschlands in Österreich. 
Jedoch ist kein Fall einer Reise Hitlers in die Tschechoslowakei zur Teilnahme 
an dortigen Versammlungen bekannt. Der Einfluß Hitlers konnte in dieser 
Richtung nur gering sein, da die Staatsgrenzen hier ein unüberwindliches Hin- 
dernis bildeten. Der „Völkische Beobachter“ berichtete laufend und ausführ- 
lich über die sudetendeutsche Entwicklung und die Tätigkeit der dortigen 
Bruderpartei. 

In einem Artikel „Aus der Geschichte des Sudetendeutschtums“ befaßte 
sich das Blatt mit dem Recht der Sudetendeutschen auf Selbstverwaltung®t. 
„Deutschböhmen. Kampf zwischen Nationalsozialisten und Kommunisten. 
Unsere Ordnertruppen behaupten das Feld“, so lautete die Überschrift eines 
Berichtes über eine Versammlungsschlacht in Gablonz??. 

„Eine weitere blutige Wählerversammlung“ in Deutschböhmen verzeich- 
nete der VB in der ersten Septemberhälfte. Es kam wieder zu einer schweren 
Saalschlacht mit Kommunisten?®. 

Aus Deutschböhmen meldete das Parteiorgan einen großen Erfolg der Na- 
tionalsozialisten bei den Gemeindewahlen Ende September 1923 unter dem 
Titel „Das Ende der internationalen Betrugswirtschaft“: „Die Niederlage der 


29 Bericht der Landesleitung der NSDAP Salzburg v. 29. 8. 1923 an das SA-Oberkommando 
in München. 

30 Ebda. 

31 VB, Nr. 184 v. 9./10. 9. 1923, Unterhaltungsbeilage Nr. 2. 

32 VB, Nr. 183 v. 8.9. 1923, Beilage „Der Nationalsozialist“, Nr. 2. 

33 VB, Nr. 188 v. 14.9. 1923, S. 4. 
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Sozialdemokraten ist furchtbar aber verdient. Die vaterlandslose internatio- 
nale Börsen- und Judenschutzbande hat von den Arbeitern eine Abfuhr er- 
litten wie noch selten. Überall verlor die Sozialdemokratie die Hälfte ihres 
bisherigen Besitzstandes, in manchen Städten noch mehr. Auch die kommuni- 
stischen Bundesbrüder haben nicht so abgeschnitten, wie man es erwartete?*.“ 

Unter der Rubrik „Deutschböhmen“ brachte der VB einen Nachruf auf 
den verstorbenen Obmann des deutschen Volksrates für Böhmen, Dr. Titta. 
Dieser war im Alter von 60 Jahren an den Folgen der Mißhandlungen in den 
tschechischen Kerkern gestorben. „Und so geloben wir bei seinem Andenken, 
in deutschem Sinne zu wirken und mitzuarbeiten an der Errettung des deut- 
schen Volkes, mitzuhelfen an der Befreiung des schönen Sudetenlandes. Das 
walte Gott?!“ 

Beachtung verdient das Urteil eines sudetendeutschen Nationalsozialisten 
über die reichsdeutsche Schwesterpartei anläßlich des Egerer Parteitages der 
sudetendeutschen nationalsozialistischen Partei im August 1923. Unter dem 
Titel „Partei oder Bewegung“ beurteilte ein sudetendeutscher Abgeordneter 
die Entwicklung des Münchner Zweiges wie folgt: „Der Charakter der Bewe- 
gung haftet dem reichsdeutschen Nationalsozialismus am meisten an. Er ist 
nach dem Stand des Tages Bewegung. Das ist ihm Eigenart, daß ihm das Ge- 
fühl innewohnt, eine geschichtliche Aufgabe am deutschen Volk zu vollführen, 
gleichzeitig aber auch der Träger einer neuen Weltanschauung zu sein, die eine 
von allem zersetzenden Gift befreite Organisation des Volkes schaffen will, ei- 
nen nationalsozialen Volksstaat, in dem die Miterbauer nicht bestenfalls ein 
soziales Almosen zugeworfen erhalten, sondern in dem jeder eine nach seiner 
Leistungund dem Maße seiner Pflichterfüllung gerechteStellungempfängt®®. ..“ 

In dem gleichen Blatt der sudetendeutschen Nationalsozialisten erschien 
wenige Monate später ein Artikel „Adolf Hitler, der Wahrer des großdeut- 
schen Gedankens“3?. Aus ihm wird ersichtlich, welche Strahlungskraft die Per- 
sönlichkeit Hitlers bereits zu dieser frühen Zeit auch auf die Sudetendeutschen 
ausübte. 


34 VB, Nr. 196 v. 23./24.9. 1923, S. 4. 

35 VB, Nr. 177 v.1.9. 1923, Beilage „Der Nationalsozialist“, Nr. 1. 

36 „Volkswehr“. Nationalsozialistisches Wochenblatt für das werktätige deutsche Volk. 
Gablonz, 11. Jg. Nr. 34 v. 25. 8. 1923, S. 1. 

37 „Volkswehr“, Nr. 41 v. 13. 10. 1923, S. 1, Verfasser des Artikels ist der Abgeordnete 
Hugo Simm. 
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II. Das Reich im Herbst 1923 


Die Krise des zweiten Deutschen Reiches, die mit dem Ausbruch des Welt- 
krieges im Jahre 1914 militärisch begonnen hatte und durch den Verlust des 
Krieges 1918 in ein entscheidendes Stadium getreten war, erreichte mit dem 
Zusammenbruch des passiven Ruhrwiderstandes ihren Höhepunkt. Die Ka- 
pitulation an der Ruhr war verbunden mit dem finanziellen Bankrott, dem 
wirtschaftlichen Zusammenbruch, mit Massenarbeitslosigkeit, Teuerungs- und 
Hungerkrawallen, mit separatistischen Versuchen, kommunistischen Aufstän- 
den und rechtsradikalen Staatsstreichbestrebungen. Das Ende des Reiches 
schien gekommen, der Untergang der Bismarckschen Staatsschöpfung eine 
unausweichliche Tatsache zu sein. 

Escherich trug im Zeichen des Rücktritts der Regierung Cuno am 11. Au- 
gust 1923 in sein Tagebuch ein: 

„Die politische Lage, vor allem die innenpolitische, treibt zur Katastrophe. 
Sinnlos setzt die Landwirtschaft, dem Dollar, mit dem sie doch sehr wenig 
zu tun, folgend, die Lebensmittelpreise in die Höhe. Die Geschäftsleute folgen 
in schamlosester Weise, oder schließen die Läden. Die Regierung versagt, die 
neuen Steuergesetze sind nur ein Tropfen auf den heißen Stein und wirken 
nicht sofort. Beschlagnahme der Ernte wäre vielleicht ein krasses aber wirk- 
sames Mittel! Einsetzen eines Direktoriums mit diktatorischen Vollmachten, 
Ausschaltung des Reichstages? Man kann sich aber bei den verantwortlichen 
Stellen zu keinen Entschlüssen durchringen.“ — In seinem Rückblick über den 
Monat August findet die allgemeine Stimmung Niederschlag: 

„Der Dollar steigt rasend, 10, 20, 30, 40, 70, 80 und mehr Millionen. Die 
‚Teuerung‘ wird wahnsinnig. Die Preise überstürzen sich und werden ganz 
willkürlich gewählt. Diebstähle, Unterschlagungen mehren sich, die Moral ist 
fast gänzlich geschwunden. Dazu naturgemäß die Separationsbewegung, für 
die das Chaos Wasser auf die Mühle ist. Jetzt glaube ich wirklich, daß der 
Tiefstand bald erreicht ist. Der größte Aufwand von Kraft und Zeit jedes 
Einzelnen wird verbraucht, um der Geldentwertung nachzulaufen!.“ Da die 

1 TE, Eintrag v. 11. u. 31. 8. 1923. — Für die Teuerung ist folgendes Beispiel gleichnishaft: 
Der berühmte Althistoriker Eduard Meyer schrieb am 17. 4. 1924 an Oswald Spengler: 


Bitte um kurze Anmeldung mit Postkarte — „denn unser Telefon haben wir infolge der 
wahnsinnigen Preiserhöhungen im vorigen Sommer abgeschafft.“ Spengler, Briefe, S. 313. 
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Lebensmittelversorgung der Städte infolge der Inflation großenteils stockte, 
kam es vielfach zu Hungerkrawallen. So gab es beispielsweise in Sorau 
(Lausitz) bei Hungerunruhen zwölf Tote und zahlreiche Verletzte’. Solche 
Vorkommnisse waren im Herbst 1923 beinahe alltäglich?. Deutschland glich 
einem Irrenhaus. Der „Vorwärts“ wußte Anfang September zu berichten, daß 
in Sachsen in einer Irrenanstalt mehrere Frauen eingeliefert wurden, „die un- 
ter dem täglich wachsenden Zahlenwirbel der Inflation seelisch und geistig 
zusammengebrochen waren““. In einem Artikel „Die Nervenkatastrophe. Be- 
denkliche Auswirkungen der körperlichen Verelendung“ schilderte das Blatt 
eindringlich den Elendszustand der hungernden breiten Massen’. Im Dezem- 
ber 1923 brachte das sozialdemokratische Organ einen Bericht „Der Hunger- 
tod in Berlin. Das Statistische Amt meldete: in 22 Monaten 103 Fälle“*. Da 
erfahrungsgemäß die statistische Erfassung der reinen Hungertodfälle aus 
ärztlichen Gründen sehr schwierig ist, betrug die Zahl ein Mehrfaches der 
statistischen Angabe. Unterernährung mit Todesfolge äußert sich nach den 
neuesten Forschungen in vielfältigen Mangelkrankheiten, die zum Tode füh- 
ren”. 

Nur wenn man sich diesen Hintergrund des Geschehens in Deutschland 
in diesem Jahre vor Augen hält, wird verständlich, was sich auf dem Vorder- 
grund der politischen Bühne abspielte. 


2 „Vorwärts“, Abendausgabe Nr. 434 v. 17. 9. 1923; ebda, Morgenausgabe Nr. 411 v. 4. 9. 
1923, Leitartikel v. A. Grzesinski: „Um die Volksernährung. Die Lebensmittelversorgung 
aus der Inlandsernte.“ 

3 SEG, 64, 1923; „Vorwärts“, Morgenausgabe Nr. 485 v. 17. 10. 1923, Artikel: „Not, die 
zum Himmel schreit! Die Hungerkrawalle vor dem Rathaus“; ebda, Morgenausgabe, 
Nr. 489 v. 19. 10. 1923, Artikel: „Teuerungskundgebungen in Berlin.“ „Sechs Tote in 
Mannheim bei Teuerungsunruhen“; ebda, Morgenausgabe Nr. 495 v. 23. 10. 1923, Ar- 
tikel: „Berlin ohne Brot.“ „Fortdauer der Plünderungen.“ „Unmögliche Zustände“; 
ebda, Abendausgabe Nr. 496 v. 23. 10. 1923, Leitartikel: „Der Schrei nach Brot“; ebda, 
Morgenausgabe, Nr. 503 v. 27. 10. 1923, Artikel: „Elendsziffern.“ Dort heißt es u. a.: 
„Unsere Bevölkerung hungert nicht nur, sondern sie verhungert buchstäblich.“ 

4 „Vorwärts“, Morgenausgabe Nr. 419 v. 8. 9. 1923, S. 2: „Letzte Zuflucht.“ 

5 Ebda, Sonntagsausgabe Nr. 445 v. 23. 9. 1923, 1. Beilage, S. 1: „Die Nervenkatastrophe“ 
ebda, Sonntagsausgabe Nr. 517 v. 4. 11. 1923, Artikel: „Der nackte Hunger unter uns. 
Grausame Folgen und Nachlassen der geistigen Widerstandskraft“; ebda, Morgenausgabe 
Nr. 519 v. 6. 11. 1923, Artikel: „Ausbreitung der Plünderungen. Deutschvölkische Hetzer 
am Werk“; ebda, Abendausgabe Nr. 520 v. 6. 11. 1923, Artikel: „Die Plünderungen und 
Überfälle.“ 

6 Ebda, Morgenausgabe Nr. 597 v. 22. 12. 1923. 

7 Vgl. etwa E. G. Schenk, Das menschliche Elend im 20. Jahrhundert, Herford 1965. 
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Der französische Nationalismus triumphierte, die kommunistische Inter- 
nationale sah die Stunde der Machtergreifung in Deutschland gekommen, 
einzelne Reichsminister dachten daran, „daß die Reichsregierung zum gegebe- 
nen Zeitpunkt ihre Tätigkeit mit einer würdigen Erklärung an die Welt ein- 
stellen solle, da weder sie noch andere unter den obwaltenden Verhältnissen 
irgendeine Verantwortung übernehmen könne“s. Der Reichspräsident nahm 
solche ihm vorgetragenen Überlegungen schweigend zur Kenntnis®. Das Reich 
aber hielt stand; die eiserne Klammer, von der es zusammengehalten wurde, 
war die Reichswehr. „In ihrem Lager sind heute Deutschland und das deutsche 
Reich mehr noch als 1849 Österreich im Lager Radetzkys“, schrieb im Früh- 
herbst 1923 „ein kluger demokratischer Politiker“ an Reichswehrminister 
Geßler!®. Alle anderen Kräfte, insbesondere die „staatstragenden“ Parteien, 
versagten. Die parlamentarische Parteienherrschaft war der Lage nicht ge- 
wachsen; daher blühte der Weizen des Radikalismus auf der Linken wie auf 
der Rechten. 

Hitler konnte darauf hinweisen, daß er richtig prophezeit hatte: der pas- 
sive Widerstand scheiterte innenpolitisch, weil die dafür geschlossene Einheits- 
front sich nicht als lebensfähig erwies!!. Die stärkste Partei, die Sozialdemo- 
kratie, trat als erste für die Aufgabe des passiven Widerstandes schon ab Früh- 
jahr 1923 ein, als sie sah, daß ihre Hoffnungen auf die Wirkung des General- 
streiks und auf die internationale Solidarität der Arbeiterklasse sich wieder 
nicht erfüllten, wie im Kriege und am Ende des Krieges. Obwohl sie diese 
Enttäuschung 1918/19 erlebt hatte, jagte sie diesem Phantom unter dem Ein- 
fluß ihres linken Flügels unverdrossen weiter nach. Ein Gewerkschafter hatte 
diese Gut- und Leichtgläubigkeit treffend gekennzeichnet: 

„Wenn im Reich des internationalen Kapitalismus ein großer Streik ist, 
sammeln die deutschen Arbeiter eine Million Mark, die Franzosen schicken 
eine Abordnung und die Engländer ein Sympathietelegramm.“ 1919 und 
1923 waren sogar diese platonischen Sympathieerklärungen ausgeblieben'?. 


8 Geßler, Reichswehrpolitik, S. 250. — Walther Rathenau hatte diesen Vorschlag schon im 
Mai 1919 gemacht, als die Bedingungen des Versailler „Vertrages“ mitgeteilt wurden. 
S. Kritik der dreifachen Revolution, Berlin 1919, S. 125. 
9 Geßler, S. 250. 
10 Ebda, $. 253. 
11 Hitler am 21. 8. 1923 auf einer Kundgebung in München, s. Ursachen und Folgen, V, 
181 ff. 
12 Geßler, S. 249. 
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Die weiche Haltung der SPD, ihr Wunsch nach Einstellung des passiven Wi- 
derstandes und nach Verhandlungen mit Frankreich hing auch mit ihrem Bei- 
tritt, besser gesagt, Wiedereintritt in die Zweite Internationale auf der Frank- 
furter Konferenz im Jahre 1923 zusammen: Die Bedingungen für die Wie- 
deraufnahme waren ein Bekenntnis zur allgemeinen Kriegsschuld Deutsch- 
lands und die Verpflichtung zur Wiedergutmachung". 

Die sozialdemokratische Partei war nach dem Rücktritt der Ruhrkampf- 
regierung Cuno der großen Koalition unter Stresemann beigetreten. Strese- 
mann hatte als Reichskanzler die undankbare Aufgabe übernommen, den 
Ruhrkampf aufzugeben und die Kapitulation gegenüber den Franzosen zu 
vollziehen. Er beurteilte die Lage nüchtern, vielleicht sei er der letzte Kanz- 
ler der letzten parlamentarischen Regierung!*. Von der Rechten, der DNVP, 
wurde er wegen seiner „Erfüllungspolitik“ wütend bekämpft®5, die Linke, die 
sozialdemokratische Koalitionspartei, machte ihm das Leben durch Miß- 
trauen und engstirnige Haltung sauer!. Der Parteienhader war auch jetzt wie- 
der das größte Unglück für Deutschland, die Rettung des Reiches ein um so 
größeres Wunder. Sie war das Werk einiger weniger Persönlichkeiten, die 
trotz der zermürbenden und trostlosen Verhältnisse den Mut nicht sinken 
ließen und mit Hilfe der Reichswehr die Einheit des Reiches wahrten: Reichs- 
präsident Ebert, Reichskanzler und Reichsaußenminister Stresemann, Reichs- 
wehrminister Geßler, Reichsernährungs- und Finanzminister Luther und der 
Chef der Heeresleitung, General Seeckt. 

Die Reichsregierung war sich darüber im klaren, daß der Abbruch des 
Ruhrwiderstandes „der Stichtag werden sollte für den links und rechts vor- 
bereiteten Umsturz“!7. Sie verkündete am 26. September 1923 den Abbruch 
des Ruhrkampfes; gleichzeitig wurde der Ausnahmezustand verhängt und 


13 Herder, Staatslexikon, V, S. 381. — Fritz Geißler (Vorsitzender der VVV Deutschlands, 
MdR): Weshalb Deutschland im Ruhrkampf unterlag. Sozialdemokratie und Gewerk- 
schaften als Verbündete Frankreichs, in: VB, Nr. 216 v. 24. 10. 1923, S. 1 f. 

14 Geßler, S. 250; ferner Aussage Kahr im Hitler-Prozeß. 

15 Der italienische Botschafter in Berlin, De Bosdari, berichtete am 26. 9. 1923, der Führer 
der DNVP, Karl Helfferich, habe ihn besucht, und ihm seine Empörung über die Kapi- 
tulation Stresemanns mitgeteilt. Helfferich erklärte, die Rechtsparteien wollten Strese- 
mann stürzen und die Macht ergreifen, mit dem Programm eines Bruches mit Frankreich 
und der Wiederherstellung des deutschen Ansehens. Helfferich gab der Hoffnung einer 
Annäherung zwischen Italien und Deutschland Ausdruck. De Felice, S. 46 f. 

16 Kastning, S. 113 ff. 

17 Gefßler, S. 260. 
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dem Reichswehrminister die vollziehende Gewalt für das Reichsgebiet über- 

tragen!®. Die Länderregierungen waren von der Reichsregierung über die 
geplanten Maßnahmen unterrichtet worden und hatten zugestimmt. Gerade 
deshalb mußte die Errichtung des GSTK in Bayern von der Reichsregierung 
als eine unfreundliche, wenn nicht hinterhältige Maßnahme empfunden wer- 
den!9. Sie nahm die Tatsache jedoch in Kauf, ohne ihr zunächst besondere Be- 
deutung zuzumessen; auch hatte sie im Augenblick dringendere Sorgen als die 
Beschäftigung mit den staatsrechtlichen Kapriolen Bayerns. 

„In der großen Politik hat der Wehrlose nicht nur kein Recht, er hat auch 
keine Freunde“, so beurteilte der Reichswehrminister die Lage Deutschlands”®. 
Über die Verantwortung des eigentlichen Siegers im Weltkrieg, der USA, 
äußerte er: „Man empfand in Washington keine Verpflichtung, das Wort ein- 
zulösen, das Präsident Wilson mit den vierzehn Punkten dem wehrlos ge- 
machten Deutschland gegeben hatte. Es blieb bei dem, was einer der früheren 
Präsidenten gesagt hat: ‚Wir haben das Glück, daß unsere moralischen Grund- 
sätze sich mit unseren materiellen Bedürfnissen in Übereinstimmung befin- 
den?1.‘“ Die Reichsregierung hatte nur eine verläßliche Stütze: die Reichswehr. 
Die große Koalition war infolge der unzuverlässigen Haltung der sozial- 
demokratischen Partei eine brüchige Grundlage. 

Die Frage über den Sinn und die Sinnlosigkeit des passiven Ruhrwider- 
standes wurde leidenschaftlich erörtert. Zu einem nüchternen Urteil konnte 
man nur kommen, wenn auch der Gegenspieler richtig eingeschätzt wurde. 
Der französische Ministerpräsident Poincare mußte immerhin eingestehen, 
daß das Ruhrabenteuer für Frankreich ein Verlustunternehmen geworden 
war. Es hatte Frankreich 691 Millionen gekostet und 520 Millionen einge- 
bracht??. 

„Wir kämpften mit dem Mut der Verzweiflung“, schrieb der Leiter der 
französisch-belgischen Eisenbahnverwaltung in einer Denkschrift. „Bis kurz 
vor Einstellung des passiven Widerstandes tauchte angesichts der furchtbaren 
Schwierigkeiten wiederholt der Gedanke auf, das Ruhrunternehmen über- 
18 „Vorwärts“, Abendausgabe Nr. 450 v. 26. 9. 1923, S. 1; Spethmann, Der Ruhrkampf, 
19 oc Abendausgabe Nr. 452 v. 27. 9. 1923. 

20 Geßler, S. 248. 
21 Ebda, S. 249. — Nach dem Tode des Präsidenten Harding am 2. 8. 1923 wurde Vize- 


präsident Coolidge sein Nachfolger. Kritisch über ihn Gescher, S. 187. 
22 SEG, 64, 1923, $. 320; Erdmann, S. 127 f. 


267 


haupt aufzugeben?®. Tatsächlich zeigte der französische Franken „gelegent- 
lich Anfälle von Schwäche“2*, und der Gedanke durchzuhalten war daher 
nicht abwegig, wenn der passive Widerstand überhaupt einen Sinn haben 
sollte. Es war sicher eine Frage der starken Nerven, der stärkeren Nerven. 
Dem deutschen Volk fehlten die Führer mit den stärkeren Nerven im ent- 
scheidenden Augenblick. Ludendorff hatte Ende September 1918 die Nerven 
verloren, dann verlor sie die kaiserliche Regierung. Reichskanzler Cuno stand 
im August 1923 „vor einem nervösen Zusammenbruch“. „Er, wie übrigens auch 
sein Vorgänger Dr. Wirth, war beim Abgang völlig zermürbt?5.“ Stresemanns 
Gesundheit war schon beim Amtsantritt angeschlagen; nach sechs Jahren wa- 
ren seine Kräfte aufgezehrt, und er starb im Alter von 51 Jahren, Reichspräsi- 
dent Ebert mit 54 Jahren, Cuno, Stresemanns Amtsvorgänger, mit 57 Jahren. 
Geßler unterstützte Stresemann einmal im Reichstag, als ihn die Deutsch- 
nationalen in einer Debatte heftig angriffen, mit den erschütternden Worten: 

„Wir sind mit einem kranken Generalstabschef in den ersten Weltkrieg 
gegangen, wollen Sie jetzt den Außenminister mit Ihren Eventualfragen zu 
Tode quälen, bevor er in die politische Schlacht zieht? Es wäre besser, er ginge 
vierzehn Tage zur Erholung in ein Sanatorium oder auf die Jagd?®.“ 

Der Kräfteverschleiß der führenden Persönlichkeiten war einmal auf die 
seelische Überbelastung durch Krieg, Hungerblockade, Revolution und Bür- 
gerkrieg zurückzuführen, Ereignisse, die zu einer ständigen nervlichen Über- 
beanspruchung geführt hatten, dann aber auch auf die Zucht- und Verant- 
wortungslosigkeit gerade der sogenannten „staatstragenden“ Parteien. Ihre 
wichtigste Aufgabe wäre gewesen, angesichts der äußeren Bedrängnis und der 
inneren Bedrohung durch Radikalismus von links und rechts die Regierung 
zu stärken und zu stützen gegen die innenpolitische Opposition und den äuße- 
ren Feind. Das Parlament als Parteienforum und eigentlicher Machthaber aber 
verbrauchte in vier Jahren (1919—1922) sechs Regierungen. Die parteilose 
Ruhrkampfregierung Cuno, die siebente republikanische Regierung, trat im 
August 1923, dem Druck der Sozialdemokraten weichend, zurück?”. „Der 


23 Röhm, $. 195; Erdmann, $. 127 f. 

24 Geßler, $. 250; Erdmann, S. 127 f.; ebda, S. 346—350, Dok.Nr. 28: Bericht des deutschen 
Geschäftsträgers in Paris, von Hoesch, v. 29. 12. 1923. 

25 Geßler, S. 250; Nachlaß Seeckt Nr. 67. 

26 Geßler, S. 251. 

27 Kastning, S. 112 f. 
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Reichspräsident ist ganz konsterniert gewesen, aber er konnte den nicht halten, 
der sich selbst mit 54 Jahren aufgab ..... Die Sozialdemokratie ging auf das 
Ganze: Reichswehr, Inneres, Justiz, Finanzen, also die ganze Macht. Das ging 
nun doch nicht; alle Parteien lehnten ihnen das Wehrministerium ab, und der 
Präsident stellte sich schroff gegen diese Forderung. Der ‚Vorwärts‘ meint, daß 
dieses unbegreifliche und verfassungswidrige Verhalten des Präsidenten nur 
auf das Eingreifen eines ‚höheren‘ Generals zurückzuführen sei, der Geßlers 
Verbleiben gefordert habe. Es nutzte also nichts, daß ich nicht hier war... .“ 
So schilderte Seeckt die Lage beim Sturz Cunos®®. 

Immerhin ist aus Seeckts Schilderung zu ersehen, daß Ebert seine Partei 
richtig einschätzte und sich von ihr nicht dreinreden ließ, wenn es um die Be- 
lange des ganzen deutschen Volkes ging. Sicher war Ebert sich darüber im 
klaren, daß die Reichswehr einem sozialdemokratischen Reichswehrminister 
zu diesem Zeitpunkt nicht gehorchen würde, nachdem die Partei ihren eigenen 
Reichswehrminister, der mit der Reichswehr gut ausgekommen war, Noske, 
im Jahre 1920 selbst gestürzt hatte. 

Gustav Stresemann, der das furchtbare Erbe als Reichskanzler antrat, 
hatte den richtigen Gedanken, eine Reichsregierung auf breitester Grundlage 
zu bilden, vor allem auch aus außenpolitischen Gründen. Er beurteilte die 
Lage dahingehend, daß das wahrscheinlich die letzte parlamentarische Regie- 
rung sein würde?®. Seine erste Regierung vom 12./13. August 1923 setzte sich 


wie folgt zusammen: 

Reichskanzer und Außenminister: Gustav Stresemann DVP 
Vizekanzler 

und Minister für Wiederaufbau: Robert Schmidt SPD 
Innenminister: Sollmann SPD 
Finanzminister: Hilfferding SPD 
Justizminister: Radbruch SPD 
Arbeitsminister: Brauns Zentrum 
Postminister: Höfle Zentrum 
Minister für besetzte Gebiete: Fuchs Zentrum 


28 Brief Seeckt an seine Schwester, zit. n. Rabenau, Seeckt, S. 350. 

29 Aussage Kahr im Hitler-Prozeß. — Das Scheitern Stresemanns, über den sich der ame- 
rikanische Botschafter anerkennend äußerte, würde, so meinte Houghton, das Ende des 
demokratischen Experimentes in Deutschland bedeuten. Gescher, S. 190. 
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Verkehrsminister: Oeser Demokrat. Partei 


Reichswehrminister: Geßler Demokrat. Partei 
Ernährungsminister: Luther parteilos 
Wirtschaftsminister: von Raumer DVP 


Es waren also die Parteien der Weimarer Koalition und die Deutsche 
Volkspartei an dieser Regierung beteiligt. Sie stand jedoch vom ersten Tag 
an auf brüchigem Boden, denn 43 Abgeordnete der SPD waren gegen die 
große Koalition und forderten den Kampf gegen die Bourgeoisie. Das war der 
linke Flügel, der meist aus Abgeordneten der ehemaligen USP bestand?". Un- 
ter dem Druck dieses linken Flügels erzwang die Partei bereits zwei Monate 
später die erste Umbildung des Kabinetts. Anlaß war das vom Reichskanzler 
geforderte Ermächtigungsgesetz für die Durchführung der Währungsreform®!. 
Der Reichskanzler trat zurück; er konnte jedoch mit Hilfe des Reichspräsiden- 
ten die große Koalition erhalten. Die wesentliche Veränderung bestand darin, 
daß der sozialdemokratische Finanzminister Hilfferding, nicht zuletzt unter 
dem Druck des Reichspräsidenten, hatte zurücktreten müssen. Er schien dem 
Reichspräsidenten nicht der geeignete Mann für die Stabilisierung der Mark 
zu sein. „Er wiegelt mir in Berlin in Volksversammlungen die Arbeiter auf 
und im Ministerium tut er nichts“, urteilte Ebert über den Parteigenossen?*. 
Hilfferding, ein aus Wien stammender jüdischer Arzt, hatte der USP ange- 
hört und war dann zur VSPD übergetreten. Er war Theoretiker und De- 
magoge und in der Partei einer der führenden Männer des linken Flügels, der 
dem Reichspräsidenten unablässig Schwierigkeiten bereitete. Als Finanzmini- 
ster ließ er die ausgearbeiteten Pläne der Währungsreform ungenützt liegen, 
wohl in der Absicht, durch die Hochinflation die Besitzenden zu enteignen®». 
Der linke Flügel und die Gewerkschaften hatten nach dem Kapp-Putsch im 
Frühjahr 1920 den Reichspräsidenten gegen seinen Willen gezwungen, Noske 
als Reichswehrminister zu entlassen, einer der schwersten Fehler, den die SPD 


30 SEG, 64, 1923, $. 152 f.; „Vorwärts“, Morgenausgabe Nr. 375 v. 14. 8. 1923. 

31 Die von der Partei des Kanzlers, der DVP, geforderte gesetzliche Verlängerung der Ar- 
beitszeit war für die SPD der Anlaß, die Kabinettsfrage zu stellen. Der Vorstoß der DVP 
sei „ein bewußter Vorstoß gegen die Verfassungsentwicklung in Deutschland“. „Die DVP 
ist sich hoffentlich klar darüber, daß sie den Reichstag unmöglich macht.“ „Vorwärts“, 
Abendausgabe Nr. 462 v. 3. 10. 1923, S. 1, Leitartikel: „Dieser Reichstag . ... General- 
offensive gegen die Arbeiterschaft.“ 

32 Geßler, S. 273. 

33 Kahr, Erinnerungen, NK, berichtet, daß Cuno ihm später dies mitgeteilt habe. 
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beging. Als stärkste Partei trug sie das größte Maß von Verantwortung für 
den Weimarer Staat. Schwankend zwischen ihrer Verantwortung als staats- 
tragende Partei auf der einen, als staatsfeindliche Klassenkampfpartei auf der 
anderen Seite, gaben die demagogischen wie die parteitaktischen Gesichts- 
punkte, besonders nachdem ein Teil der USP sich mit ihr wiedervereinigt 
hatte (1922), meist den Ausschlag zur klassenkämpferischen, antistaatlichen 
Einstellung. Der linke, marxistische Flügel in der Partei bekam nach 1922 wie- 
der das Übergewicht mit Breitscheid, Crispien, Dittmann, Hilfferding an der 
Spitze. Dadurch verschärfte sich der Gegensatz zu Ebert, der sich vom Partei- 
führer der Mehrheitssozialisten zum Staatsmann erhoben hatte und sein Amt 
als Reichspräsident mit Würde und einem hohen Maß von Einsicht und Klug- 
heit führte. Verschiedene Lokalorganisationen der SPD forderten den Aus- 
schluß Eberts aus der Partei wegen der Verhängung des militärischen Aus- 
nahmezustandes®*. 

Im Zusammenhang mit der Einstellung des passiven Ruhrwiderstandes 
erklärte Reichskanzler Stresemann Anfang September 1923 dem französischen 
Botschafter „man müsse in Frankreich Verständnis haben dafür, daß die 
Erinnerungen an die Zeit des Waffenstillstandes schreckten. Auch dieser 
Waffenstillstand sei nicht voraussetzungslos geschlossen worden, sondern es 
sei in einem Telegramm an Mr. Lansing die Voraussetzung für den Abschluß 
des Waffenstillstandes bekanntgegeben worden. Trotzdem sei der Friede nicht 
in einer Weise abgeschlossen worden, die seinen Voraussetzungen entspreche“ 35, 

Der Glaube, mit einem Generalstreik den inneren und äußeren Feind be- 
kämpfen zu können, wurzelte in der klassenkämpferischen Einstellung der 
SPD und der Gewerkschaften. So entstand die Legende, der Kapp-Putsch sei 
durch den Generalstreik zum Scheitern gebracht worden’. Geradezu kind- 
lich war die Vorstellung, Frankreich aus dem Ruhrgebiet „hinausstreiken“ zu 
können?”. Da die Sozialdemokraten im Jahre 1923 ihre Aufnahme in die So- 
zialistische Internationale nur mit dem Bekenntnis zur alleinigen Kriegsschuld 
Deutschlands und daher zur vollen Wiedergutmachung hatten erkaufen kön- 
34 Schwarz, Die Weimarer Republik, S. 84 f.; Geßler, S. 272. 

35 Stresemann, Vermächtnis, I, $. 102 ff.; s. a. Ursachen und Folgen, V, 193 ff. — Aufgrund 
der Passivität der britischen Regierung hatte Stresemann auf die harte Forderung 
Poincares eingehen müssen, den passiven Ruhrwiderstand einzustellen als Vorbedingung 
für Verhandlungen mit Frankreich. Gescher, S. 191. 


36 Martini, Freiheit auf Abruf, S. 255 ff.; Geßler, S. 245. 
37 Geßler, S. 245. 
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nen, mußten sie zwangsläufig für den Abbruch desRuhrwiderstandes eintreten. 
Die außergewöhnliche Notlage von Staat und Volk erforderte in dieser 
kritischsten Stunde des Reiches seit 1914 rasche und energische Maßnahmen; 
das parlamentarische System mit den Parteiregierungen zeigte sich dem Ernst 
der Lage nicht gewachsen. Deshalb hatte Stresemann ein Ermächtigungsgesetz 
gefordert. Nur widerwillig stimmte die SPD zu, nur mit Widerwillen stimmte 
sie gegen die Anträge der Kommunisten und Deutschnationalen auf Aufhe- 
bung des Ausnahmezustandes®®. 

Escherich vermerkte in seinem Rückblick über den Monat September: „Die 
Aufgabe des passiven Widerstandes hat den Franzosen deutlich gezeigt, daß 
wir am Ende unserer Kraft sind und sie mit uns machen können, was sie wol- 
len. Rettung gibt es nur, wenn es gelingt, durch diktatorische Maßnahmen die 
Produktion zu steigern! Der Parlamentarismus schafft’s nimmermehr”®.“ 

Der Zusammenbruch des Ruhrwiderstandes schien die Hoffnung Frank- 
reichs auf den Zerfall des Deutschen Reiches zu erfüllen®. Die französischen 
Besatzungsbehörden verhandelten mit maßgebenden Unternehmen der Ruhr- 
industrie über die Errichtung einer Goldnotenbank zur Deckung der großen 
Kreditbedürfnisse der Ruhrindustrie. General Degoutte hatte diesen Plan 
ausarbeiten lassen*!; die Goldnotenbank sollte durch die Kohlenlieferungen 
der Industrie gedeckt sein. Die deutschen Vertreter der Ruhrindustrie erklär- 
ten jedoch, daß sie ohne Fühlungnahme mit der Reichsbank zu diesem Plan 
nicht Stellung nehmen könnten. Diese Verhandlungen liefen vom 15. bis 20. 
Oktober*? zwischen General Degoutte und der Phoenix-Rheinstahl. Am 18. 
Oktober schrieb Fritz Thyssen an General Degoutte: 

„Ich bin als Privatmann nicht berechtigt, mit dem Vertreter einer fremden 
Macht über eines der wichtigsten Rechte eines souveränen Staates, nämlich 
über das Recht der Besteuerung, zu verhandeln und sogar den Betrag der 
Steuern an einen fremden Staat abzuführen. Selbst wenn ich zugebe, daß von 


38 Ebda, S. 272. 

39 TE, Eintr. v. 30. 9. 1923. 

40 Zimmermann, $. 247 ff. 

41 Erdmann, $. 75 f.,79. 

42 Fotokopie der Verhandlungen zwischen Degoutte und Phoenix-Vertretern, Privatbesitz. 
— Schacht, 76 Jahre, S. 248 f. Gespräch mit M. Norman über den Plan einer rheinischen 
Notenbank. — „Vorwärts“, Abendausgabe Nr. 472 v. 9. 10. 1923, Artikel: „Abkommen 
der Phoenix-Gruppe mit Frankreich“; „Stinnes bei den Franzosen“; „Die Abdankung des 
Reiches vor den Großindustriellen“. 
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der augenblicklichen deutschen Regierung zu der Frage der Rechtmäßigkeit 
der Ruhrbesetzung, die sogar von alliierter Seite bestritten wird, aus mir un- 
bekannten Gründen nicht mit der nötigen Klarheit Stellung genommen wird, 
so würde ich meine Pflichten als deutscher Staatsbürger aufs gröblichste ver- 
letzen, wenn ich den klaren Pflichten einer deutschen Regierung aus andern 
als nationalen Gründen die geringste Schwierigkeit bereiten wollte*3.“ 

General Degoutte verhandelte außerdem in der zweiten Oktoberhälfte 
mit den Gewerkschaften, um einen Keil zwischen Arbeitnehmer und Arbeit- 
geber zu treiben, die Gewerkschaften gegen die Unternehmer auszuspielen und 
auf diese Weise die Trennung des Ruhrgebietes vom Reiche zu verwirklichen**. 

Das Ziel Frankreichs, durch die Ruhrbesetzung den wirtschaftlichen Zu- 
sammenbruch Deutschlands herbeizuführen und auf diesem Wege auch die 
politische Auflösung des Bismarckschen Reiches zu erreichen, schien nun vor 
der Verwirklichung zu stehen®°. Die Frage war, ob es der Reichsregierung ge- 
lingen würde, durch Währungsstabilisierung eine neue tragfähige Grundlage 
für die deutsche Wirtschaft zu schaffen. Die Bemühungen der Reichsregierung 
um die Geldreform liefen gleichzeitig mit den Anstrengungen Frankreichs, das 
Gegenteil zu erzielen;eswar ein Kopf-an-Kopf-Rennen um die Erhaltung und 
Zerstörung des deutschen Staates zwischen der Reichsregierung und Frank- 
reich. 

Am 8. Oktober 1923 nahm die Phoenix-Gruppe unter Leitung von Otto 
Wolff die Bedingungen der „Mission Interalli&e des Usines et des Mines“ 
(Micum) an. Die Einheitsfront der deutschen Unternehmer wurde damit zer- 
brochen. Die nicht zur Phoenix-Gruppe gehörenden Zechen bildeten eine Sech- 
serkommission mit Stinnes, Klöckner und Vögler. Die Führung der Kommis- 
sion hatte Hugo Stinnes. Die Verhandlungen mit der Micum liefen bis zum 
23. November. Im Einverständnis mit Reichskanzler Stresemann wurde dann 
das Micum-Abkommen geschlossen, „unbeschadet der staatlichen und der 
Hoheitsrechte des Reiches“. Das Micum-Abkommen sicherte Frankreich große 
wirtschaftliche Vorteile, ließ aber die politischen Ziele Frankreichs — Los- 
lösung des Ruhrgebietes und des Rheinlandes — unerfüllt. Die französischen 


43 Fotokopie, Privatbesitz. 
44 Fotokopie, Pritatbesitz. 
45 Zimmermann, $. 247 ff. 
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Bedingungen enthielten die härteste Auslegung des Versailler Vertrages’*. 
Der Weiterbestand des Reiches hing im Herbst 1923 von der Lösung fol- 
gender vier Probleme ab: 
1. die Währungsstabilisierung; 2. die separatistische Bewegung; 3. die 
kommunistischen Umsturzbestrebungen; 4. die Staatsstreichpläne der Rechten. 


1. Die Währungsstabilisierung 


Die Inflation, die völlige Entwertung der Mark, war das schwierigste Pro- 
blem, mit dem die Reichsregierung sich zu befassen hatte. Von der Lösung der 
Währungsfrage hing nämlich auch die Meisterung der drei anderen Probleme 
mehr oder weniger ab. 

Durch die völlige Geldentwertung war das deutsche Volk enteignet wor- 
den. Die Reparationspolitik Frankreichs gipfelte in der Vernichtung des deut- 
schen Sparvermögens; die Ruhrbesetzung hatte der Mark den Todesstoß ver- 
setzt. Franzosen und Belgier hatten große Mengen an Reichsbanknoten sowie 
Druckplatten für die Herstellung der Banknoten beschlagnahmt und dadurch 
systematisch die Währungszerstörung vorangetrieben!. 


Der Dollar stand 
im Mai 1923 auf 47 700 Papiermark 
im Juni auf 110.000 Papiermark 
im Juli auf 349 000 Papiermark 
im August auf 4 600 000 Papiermark 
im September auf 98 800 000 Papiermark 
im Oktober auf 25 260 000 000 Papiermark 


im November auf 2193 600 000 000 Papiermark. 


46 Klass, Stinnes, S. 303—308. Spethmann, Der Ruhrkampf, S. 242 ff. Gescher, Die Ver- 
einigten von Nordamerika ..., S. 201 hebt hervor, daß die Nachricht von den Micum- 
Verträgen in Washington und London gleichermaßen alarmierend gewirkt habe. Die an- 
gelsächsischen Mächte fürchteten die Verbindung der deutsch-französischen Schwer- 
industrie. Ebenso war England entschiedener Gegner der Stinnes’schen Pläne einer engen 
Zusammenarbeit der deutschen und französischen Schwerindustrie. $. Allen, S, 281, Eintr. 
v. 23.9. 1922; Gescher, a.a.O., S. 129 f. 

1 Geßler, S. 245; Nachlaß Marx, III, S. 85 f. 
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Die Regierung Stresemann löste dieses Problem mit der Schaffung eines 
neuen, wertbeständigen Geldes, der Rentenmark, nachdem die Regierung 
Cuno schon weitgehende Vorbereitungen getroffen hatte?. Bis 1923 hatten 
weder die Reichsbank noch die Reichsregierung sich bemüht, ein wertbestän- 
diges Geld zu schaffen. Die Reichsbankleitung hatte sich auf den Standpunkt 
gestellt, „daß es zwecklos sei, den Versuch einer Stabilisierung der Mark zu 
unternehmen, solange nicht feststehe, welche Kriegstribute Deutschland zu 
zahlen möglich sein würde, und solange hierüber kein Einverständnis mit den 
Siegermächten erzielt sei. Gegen diese Auffassung, die wohl auch von der 
Reichsregierung geteilt wurde, war schwerlich etwas geltend zu machen. Eine 
stabile Währung, die nicht nur den innerwirtschaftlichen Zahlungsbedarf, son- 
dern auch die ungeheuerlichen Auslandszahlungen hätte befriedigen können, 
war in der Tat unmöglich“. 

So beurteilte Hjalmar Schacht rückschauend die Währungs- und Wirt- 
schaftskrise Deutschlands nach dem Ersten Weltkrieg. Dazu kam als wesent- 
licher Gesichtspunkt aber noch der Grundsatz der Nachkriegsregierungen, die 
aberwitzige Erpressungspolitik der Sieger dadurch ad absurdum zu führen, 
daß die unmöglichsten Forderungen gewissenhaft erfüllt wurden bzw. ver- 
sucht wurde, sie gewissenhaft zu erfüllen, in der klaren Erkenntnis, daß diese 
Politik zum völligen Weißbluten der deutschen Wirtschaft führen mußte. Man 
bewies dem Henker, daß man bereit war, Selbstmord auf jede gewünschte Art 
zu verüben. Diese „Erfüllungspolitik“ endete dann in der Ruhrbesetzung und 
in der Hochinflation. Das Ergebnis war, von der finanzpolitischen Seite ge- 
sehen, daß der Staat seiner inneren Schuldenlast, besonders der Kriegsanleihen 
— geschätzte Höhe der inneren Schuldenlast war 50 Milliarden Dollar —, 
durch die Geldentwertung sich entledigt hatte und nun in der Lage war, mit 
„gutem Gewissen“ ausländische Geldhilfe in Anspruch zu nehmen. Der bri- 
tische Botschafter in Berlin, Viscount d’Abernon, urteilte über die Inflations- 
politik: 

„Man hofft sicherlich vergebens, solange nicht die Macht den Wahnsinni- 
gen, die heute die Finanzpolitik leiten, entrissen wird und entweder in die 


2 Luther, $. 111. 

3 Schacht, 76 Jahre meines Lebens, S. 209 f.; Nachlaß Marx, III, S. 84 ff. Die Amerikaner 
teilten den deutschen Standpunkt in der Währungsfrage, Gescher, S. 98. 

4 Robert Murphy, Diplomat unter Kriegern, Berlin 1966, S. 27. 
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Hände von ausländischen Sachverständigen oder einer internationalen Kom- 
mission mit nüchternen und vernünftigen Ideen gelegt werden kann®.“ D’Aber- 
non verschwieg lediglich, daß die Siegermächte den Besiegten in diesen Wahn- 
sinn hineingetrieben hatten. Der Gewerkschaftsführer Leipart hatte über die 
Reparationsforderungen bereits im Jahre 1921 gesagt: „Die Sklaverei, die 
in Afrika abgeschafft wurde, soll in Europa wieder eingeführt werden®.“ 

Der Plan für die Schaffung der Rentenmark stammte von Karl Helfferich 
(1872—1924), dem deutschnationalen Finanzfachmann, mit dem Reichs- 
kanzler Cuno in engen Beziehungen stand, und wurde von Luther, der im 
ersten Kabinett Stresemann Ernährungsminister, im zweiten Kabinett — ab 
6. Oktober 1923 — Finanzminister war, verwirklicht, allerdings mit einem 
grundlegenden Unterschied zu Helfferichs Plan: dieser hatte am Roggen als 
Wertmaßstab festgehalten, während Luther das Gold zum Wertmaßstab 
nahm’. Damit hatte Luther die Voraussetzung für die Anleihepolitik im Aus- 
land geschaffen. Als Reichswährungskommissar wurde am 12. November 1923 
Hjalmar Schacht eingesetzt, der am 20. Dezember 1923 als Nachfolger Ha- 
vensteins Reichsbankpräsident wurde®. 


Am 16. November wurde die Rentenmark ausgegeben im Kurs: 
1000000000000 Papiermark = 1 Rentenmark, 
1 Dollar = 4.2 Rentenmark. 


Es war eine Goldwertwährung, eine Übergangslösung mit dem Gold als Wert- 
messer. In Ausführung des Dawes-Abkommens von 1924 wurde das Gold 
endgültig zum Wertträger gemacht, aus der Rentenmark wurde die Reichs- 
mark, die sich „in die Reihe anderer Goldwährungen jener Zeit einfügte und 
dadurch anerkanntes internationales Verrechnungsmittel werden konnte“®. 
Diese Währungsreform war unter damaligen Verhältnissen eine große 
Tat, denn sie bildete die Grundlage für die Erhaltung der politischen Einheit 


5 Viscount d’Abernon, Memoiren, II, S. 279 f.; Murphy, a.a.O., S. 27 kritisiert d’Abernon, 
weil er „die unermeßlichen seelischen und sozialen Schäden“ infolge der Inflation nicht 
erkannt hatte. 

6 Zit. nach Severing, Mein Lebensweg, I, S. 318. 

7 Luther, S. 114, 116, 138 ff.; Schwerin-Krosigk, Es geschah in Deutschland, S. 78 ff.; Nach- 
laß Marx, I, S. 337. 

8 Nachlaß Marx, I, S. 348. 

9 Luther, S. 157. 
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Deutschlands!®, Sie schuf der Wirtschaft eine neue Grundlage und ermöglichte 
dadurch eine innen- und außenpolitische Festigung der Weimarer Republik; 
das größte Verdienst daran hatte Luther!!. Die Schäden, die die vier Jahre 
dauernde Inflation moralisch, sozial und politisch angerichtet hatte, konnte 
sie freilich nicht beheben. Die Inflation hatte mehr als alles andere den Glau- 
ben des Volkes an den Staat und das Vertrauen zum Staat untergraben'?. 

Der Staat hatte durch die Inflation, wie schon erwähnt, die innere Schul- 
denlast abgewälzt und dadurch die Hände freibekommen zur Erfüllung der 
auswärtigen Verpflichtungen. Die breiten mittelständischen Schichten waren 
um ihre Ersparnisse gebracht worden, die sie größtenteils in Kriegsanleihen 
angelegt hatten. Für ihre vaterländische Gesinnung wurden sie nun auf diese 
Weise „belohnt“. Der Staat hatte durch diesen skrupellosen Raubzug das 
Treu-und-Glaubensverhältnis zwischen sich und den Bürgern zerstört. Die 
mittelständischen Schichten wurden durch die Inflation wirtschaftlich ruiniert, 
gesellschaftlich proletarisiert, politisch radikalisiert. Das war durchaus im 
Sinne des Marxismus, der Verelendungstheorie und ihrer logischen Endfolge- 
rung: dem totalen Umsturz. Der Weizen des Radikalismus blühte auf dem 
Boden der Inflation und ihrer mittelbaren und unmittelbaren Auswirkun- 
gen!?. Die Hoffnungen des Kreml beruhten weitgehend auf der Proletarisie- 
rung der mittelständischen und kleinbürgerlichen Schichten'*. 

In diesem, hier behandelten, Zusammenhang interessiert die Auswirkung 
der Inflation auf die Hitlersche Agitation: die Mitgliederzahl der NSDAP 
stieg im Jahr der Hochinflation — November 1922 bis November 1923 — 
um nahezu das Sechsfache. Da die Zahl der Anhänger außerdem immer ein 


10 Escherich urteilte darüber in seinem „Rückblick auf das Jahr 1923“: „Politisch war es das 
schwerste bis jetzt verlebte Jahr. Es brachte Mitte Januar die Ruhrbesetzung mit dem 
blödsinnigen ‚passiven‘ Widerstand und damit den unerhörten Sturz der Mark, der im 
November in New York auf ca. 8 Billionen Mark stieg. Die rasende Geldentwertung er- 
zeugte ein wüstes Spekulanten- und Schiebertum, jegliches Sparen wurde unmöglich, das 
Geld zerrann unter den Händen und brachte vor allem den Festbesoldeten, die mangels 
Zahlungsmitteln oft Tage lang auf das Geld warten mußten, schwerste Verluste. Ende 
des Jahres trat durch Einführung der Rentenmark ein Umschwung ein, der das Volk auf- 
atmen ließ, während der Bauer und die Geschäftswelt der verschwundenen Conjunctur 
bittere Tränen nachweinten.“ Eintr. 31. 12. 1923. 

11 Nach Schwerin-Krosigk, Es geschah in Deutschland, S. 78—83, war die Rentenmark das 
Werk Luthers. 

12 Graf Luxburg, Nachdenkliche Erinnerungen, $. 122; Murphy, a.a.O., S. 27. 

13 Geßler, $S. 247; K. A. von Müller, III, S. 139. 

14 Zinoviev, Les problömes de la revolution allemande, Paris 1923, S. 13 ff. 
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Mehrfaches der organisierten Mitglieder beträgt, so kann man feststellen, daß 
die Inflationskatastrophe im Jahre 1923 Hitler erstmals zum Führer einer 
radikalen Massenbewegung in einem durch die Verhältnisse räumlich und 
zeitlich begrenzten Umfang emportrug: räumlich auf Bayern, zeitlich auf das 
Jahr 1923. 

Aus dem weiten Becken der durch die Inflation zu einem halb- oder voll- 
proletarischen Dasein verurteilten Millionenmassen vorher mittel- und klein- 
bürgerlicher Existenzen ergänzte sich die Massengefolgschaft Hitlers aber auch 
in der Deflationskatastrophe 1929 bis 1932, die ihm die Tore zur Macht öff- 
nete!5. Die vom Krieg und seinen Folgen am härtesten betroffenen Schichten 
verfluchten den bestehenden Staat und fürchteten gleichzeitig den Bolschewis- 
mus; diese beiden Gefühlsmächte, der Haß gegen das Bestehende und die 
Furcht vor dem Kommenden, waren in München seit dem Schockerlebnis der 
Revolution von 1918 und der Räterepublik von April 1919 besonders stark 
ausgeprägt. Deshalb fand Hitler hier den besten Nährboden, deshalb hatte 
seine Parole hier eine unwiderstehliche Zugkraft: Hakenkreuz oder Sowjet- 
stern! 

Die Reichsregierung benötigte für die Durchführung der Währungsreform 
ein Ermächtigungsgesetz, das der Reichstag auch genehmigte. Es wurde am 
13. Oktober verkündet und in Kraft gesetzt, befristet bis zum 31. März 192418, 
Die Ermächtigung war inhaltlich auf das finanzielle, wirtschaftliche und so- 
ziale Gebiet beschränkt; auf letzterem waren bestimmte Bereiche auf Verlan- 
gen der SPD ausgespart. 

15 K. A. von Müller, III, S. 139 ff. 

16 Ursachen und Folgen, V, 250, Nr. 1092. 
Ermächtigungsgesetz vom 13. Oktober 1923 
»$ 1. Die Reichsregierung wird ermächtigt, die Maßnahmen zu treffen, welche sie auf 
finanziellem, wirtschaftlichem und sozialem Gebiet für erforderlich und dringend erachtet. 
Dabei kann von den Grundrechten der Reichsverfassung abgewichen werden. 
Die Ermächtigung erstreckt sich nicht auf die Regelung der Arbeitszeit und auf Ein- 
schränkungen der Renten und Unterstützungen der Versicherten und Rentenempfänger 
in der Sozialversicherung sowie der Kleinrentner und Leistungen aus der Erwerbslosen- 
versicherung. 
Die erlassenen Verordnungen sind dem Reichstag und dem Reichsrat unverzüglich zur 
Kenntnis zu bringen. Sie sind auf Verlangen des Reichstags sofort aufzuheben. 
$ 2. Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Es tritt mit dem Wechsel 
der derzeitigen Reichsregierung oder ihrer parteipolitischen Zusammensetzung, spätestens 


aber am 31. März 1924, außer Kraft. 


i 1 192 s 
EEE EBENE Der Reichspräsident: Ebert 


Der Reichsminister des Innern: Sollmann.* 
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Die sozialdemokratische Partei lehnte vor allem die Ausdehnung des vom 
Reichskanzler vorgeschlagenen Ermächtigungsgesetzes auf das sozialpolitische 
Gebiet ab!?. Die Partei des Kanzlers, die DVP, hatte die gesetzliche Verlänge- 
rung der Arbeitszeit gefordert!®. Die zeitliche Begrenzung war außer dem an- 
gegebenen Endtermin gegeben „mit dem Wechsel der derzeitigen Reichsregie- 
rung oder ihrer parteipolitischen Zusammensetzung“!%. Die Verhängung des 
Ausnahmezustandes am 26. September und das Ermächtigungsgesetz vom 13. 
Oktober 1923 zeigten wieder einmal mehr, daß die parlamentarische Regie- 
rungsform für den damaligen Zustand Deutschlands ungeeignet war?®. Das 
Verlangen nach einer starken Regierung war allgemein. Die Übertragung der 
vollziehenden Gewalt auf den Reichswehrminister wie die Genehmigung des 
Ermächtigungsgesetzes waren Ausdruck dieser Erkenntnis in der Spitze des 
Reiches und teilweise auch bei den Parteien. Die Frage war nur, ob aus der 
Einsicht auch die notwendigen Folgerungen rechtzeitig und gründlich gezogen 
wurden. 


2. Die separatistische Bewegung 


Die Separatisten im Rheinland und in der Pfalz sahen mit der Einstellung 
des Ruhrwiderstandes die Stunde der Verwirklichung ihrer landesverräteri- 
schen Pläne gekommen. Unterstützt von der französischen und der belgischen 
Besatzungsmacht versuchten sie in der Zeit zwischen September 1923 und 


17 „Vorwärts“, Abendausgabe Nr. 462 v. 3. 10. 1923, S. 1, Artikel: „Vorstoß gegen den 
Achtstundentag“. 
Ebda, Abendausgabe Nr. 463 v. 4. 10. 1923, S. 1, Leitartikel: „Dieser Reichstag ... 
Generaloffensive gegen die Arbeiterschaft; Morgenausgabe Nr. 465 v. 5. 10. 1923, S. 1, 
Aufruf: „Arbeitnehmer, seid auf dem Posten!“ gez. v. ADGB, AfA (Angestellte), ADB 
(Beamte). 
Die zweite Regierung Stresemann wurde in der Zeit zwischen dem 1. — 6. Oktober ge- 
bildet. Folgende Umbesetzungen erfolgten: Finanzmin.: anstelle des ausscheidenden 
Hilfferding (SPD) trat Luther; Ernährungsmin.: anstelle Luthers trat Graf Kanitz (par- 
teilos); Wirtschaftsmin.: anstelle von Raumer (DVP) trat Köth (Demobilmachungskom- 
missar); der Staatssekretär der Reichskanzlei v. Rheinbaben (DVP) wurde abgelöst von 
Kempkes (DVP). S. SEG, 64, 1923, S. 184 £. 
20 „Es muß einmal offen ausgesprochen werden: Der Reichstag macht sich einfach unmög- 
lich!* „Vorwärts“, Abendausgabe Nr. 463 v. 4. 10. 1923, S. 1: Leitartikel: „Dieser 
Reichstag .. .“ 
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Februar 1924 eine „Rheinische Republik“ und eine „Pfälzische Republik“ zu 
gründen!. Sie scheiterten am entschlossenen Widerstand der reichstreuen Be- 
völkerung. Diese griff zur Selbsthilfe und erstickte die Separatistenaufstände, 
mit äußerster Erbitterung kämpfend, im Blute. Ohne jegliche staatliche Hilfe, 
die im besetzten Gebiet unmöglich war, bereitete sie dem Separatismus ein 
schmähliches Ende. 

Am 30. September fand ein großer Separatistentumult in Düsseldorf statt; 
dabei wurden 17 Personen getötet, darunter 5 Polizisten. Die zum großen Teil 
bewaffneten Separatisten wurden von der Besatzungsmacht unterstützt, in- 
dem diese trotz des Waffenverbotes gegen die Separatisten nicht einschritt?. 

Zur selben Zeit, als der Konflikt zwischen Bayern und dem Reich voll ent- 
brannte und die Reichswehr in Sachsen einmarschierte, unternahmen die Se- 
paratisten am 21./22 Oktober mit Hilfe französischer Truppen den entschei- 
denden Vorstoß, um eine „Rheinische Republik“ zu gründen. Erst als Ende 
November 1923 der französische Schutz nachließ, löste sich die „Provisorische 
Regierung“ Matthes am 28. November auf. Die erbitterte rheinische Bevölke- 
rung hatte etwa 100 Separatisten erschlagen. Die englische Besatzungsmacht 
hatte von vornherein gegen die Separatisten Stellung genommen?. 

In der Pfalz wurde infolge der länger anhaltenden französischen Hilfe 
das Treiben der Separatisten bis zur Jahreswende 1923/24 fortgesetzt. Dort 
hatten die Sozialdemokraten, geführt von dem ehemaligen bayerischen Mini- 
sterpräsidenten Johannes Hoffmann, „in anbetracht der gegenwärtigen Ver- 
hältnisse in Bayern“, am 23./24. Oktober 1923 beschlossen, eine „Pfälzische 
Republik“ zu gründen. Der „autonome“ pfälzische Staat unterstellte sich 
dem Schutz der Interalliierten Rheinlandkommission unter General de Metz. 

Reichskanzler Stresemann erklärte vor Vertretern des besetzten Gebiets 
in Aachen am 25. Oktober 1923°: 

„Die französische und belgische Unterstützung der Separatisten ist ein 


Erdmann, S. 13 ff., 71 ff., 298 ff., Dok.-Nr. 8: Gespräch zwischen Kardinal Schulte und 
Tirard am 28. 10. 1923. Spethmann, Der Ruhrkampf, S. 249 ff.; Zimmermann, S. 165 ff., 
232 ff. 

SEG, 64, 1923, S. 184. 

Ebda, $. 209. 

Ebda, S. 203 f., 206. — Gewisse separatistische Ansätze waren anscheinend auch in Baden 
gegeben. Die MAA, Nr. 303 v. 5. 11. 1923 brachte einen Artikel: „Separatismus in 
Baden.“ 

SEG, $. 205. 
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Wortbruch allerschlimmster Art gegenüber den feierlichen Versicherungen des 
Versailles Vertrages. Uns droht das immer weitergreifende Gespenst der Er- 
werbslosigkeit, der Teuerung, des Währungsverfalls. Die Schuld fällt einzig 
Frankreich zur Last; die Mittel, die Frankreich gegen Deutschland anwendet, 
sind gegen Gesetz, Vertrag und Recht. Niemals werde Deutschland seinen 
Besitz aufgeben; die Art müsse endlich aufhören, mit Deutschland nur durch 
Diktat zu sprechen®.“ 

Die Einheit des Reiches gegenüber den separatistischen Abspaltungsbestre- 
bungen wurde vom Volk selbst gewahrt, geschützt, verteidigt, gerettet, sogar 
gegenüber der französischen Besatzungsmacht, die den Separatisten jegliche 
Hilfe angedeihen ließ. In dieser dunklen Stunde trostloser Ohnmacht des Rei- 
ches war die nationalbewußte Haltung des Volkes ein Lichtblick, um so mehr 
als der Separatismus im Machtbereich und unter den schützenden Fittichen 
der Besatzungsmacht vom Reiche gerade nach dem Zusammenbruch des pas- 
siven Ruhrwiderstandes in keiner Weise behindert oder gar bekämpft werden 
konnte. Hier zeigte sich, daß die Einheit der Nation und der Bestand des 
Reiches nicht von militärischen Machtmitteln abhing, sondern vom Willen des 
Volkes als verschworener Schicksalsgemeinschaft”. Die Abstimmungsergeb- 
nisse in den östlichen Grenzgebieten des Reiches hatten in den Jahren vorher 
schon überzeugend bewiesen, daß auch im Unglück und in der Not dieses Be- 
wußtsein schicksalhafter Zusammengehörigkeit lebendig war. Bismarcks Werk 
war durch die Feuerprobe des Weltkrieges gehärtet und geläutert worden und 
gestählt aus ihm hervorgegangen. Der Krieg hatte das Nationalbewußtsein im 
ganzen gestärkt; das zeigte sich auch nach dem verlorenen Zweiten Weltkrieg 
(Saargebiet). Beide Kriege bewiesen, daß die nationale Selbstbehauptung nicht 
vom Staat und seinem augenblicklichen Macht- oder Ohnmachtszustand, sei- 
nen vorhandenen oder fehlenden Machtmitteln abhing, sondern vom Willen 
des Volkes®. 

Am 9. Januar 1924 wurden die Führer der pfälzischen Separatisten in 
Speyer in einemLokal erschossen?; in Pirmasens kam der separatistische Volks- 


6 Erdmann, $. 72 f. 

7 Die Proteste der Rheinländer und an ihrer Spitze Adenauers hatten in den letzten Tagen 
des Kabinetts Stresemann dazu geführt, daß man den angekündigten Schritt zur finan- 
ziellen Preisgabe der Rheinlande nicht tat. Erdmann, S. 168. 

8 Über den Separatismus s. a. Ursachen und Folgen, V, S. 284—332; Oertzen, S. 470 ff. 

9 SEG, 65, 1924, S. 10 f. 
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kommissar mit seinem Anhang im Bezirksamt, das von der empörten Volks- 
menge am 12. 2. 1924 angezündet worden war, in den Flammen um: ihr 
Schicksal war das Urteileines wahren Volksgerichtes!®. 

Frankreich ließ aufgrund einer Vereinbarung zwischen dem pfälzischen 
Kreisausschuß und der Interalliierten Rheinlandkommission vom 16. Februar 
die weitere Unterstützung der „autonomen Regierung der Pfalz“ fallen; im 
April 1924 konnte die gesetzliche Regierung die Geschäfte in der Pfalz wieder 
aufnehment!. 


3. Die kommunistischen Umsturzbestrebungen 


Blieb die Abwehr des Separatismus im Westen dem gesunden nationalen 
Sinn des Volkes und seiner Tatkraft allein überlassen, so mußte die Reichs- 
regierung gegen die Umsturzversuche von links und rechts mit Einsatz be- 
waffneter Kräfte kämpfen. 

Der Versuch der Kommunisten, ein Sowjetdeutschland zu errichten, war 
im ersten Anlauf 1918/19 an dem Bündnis zwischen den Mehrheitssozialisten 
unter Führung Eberts mit der Obersten Heeresleitung gescheitert!. Die „Weiße 
Garde“, bestehend aus Frontsoldaten und jungen Freikorpskämpfern, schlug 
die Aufstände der „Roten Garde“ nieder. Die Entscheidung gegen die proleta- 
rische Revolution war in Mitteleuropa im Jahr 1919 mit dem Ausbrennen 
der bolschewistischen Räterepubliken in München (Mai 1919) und in Budapest 
(1. August 1919) gefallen. Damit war der Plan der bolschewistischen Weltrevo- 
lutionäre unter Führung von Lenin und Trotzki, Deutschland als ihr wichtig- 
stes Ziel für die Bolschewisierung Europas zu gewinnen, zunächst mißlungen, 
um so mehr als auch der Versuch, Polen zu erobern, 1920 fehlschlug. Trotz- 
dem ließen die Bolschewisten nichts unversucht, den Umsturz mit allen Mitteln 
voranzutreiben. 

Von November 1918 bis November 1923 fanden mehr als 20 kommuni- 
10 „Vorwärts“, Abendausgabe Nr. 74 v. 13. 2. 1924, Artikel: „Blutige Kämpfe in der Pfalz. 

Das Pirmasenser Rathaus gestürmt.“ Die Separatisten zählten 28 Tote, „auf deutscher 

Seite acht Tote“. 

11 SEG, 65, 1924, S. 11. 
1 Zinoviev, Les probl&mes de la revolution allemande, S. 3, bezeichnet die Sozialdemokratie 


als „den gefährlichsten Feind“ des deutschen Proletariats und der proletarischen Revolu- 
tion in Deutschland. 
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stische Aufstände und Putsche in Deutschland statt, die vom Kreml aus ge- 
steuert wurden. Die bolschewistische Zentrale in Moskau war sich von An- 
fang an darüber im klaren, daß die entscheidende Etappe auf dem Weg zur 
Bolschewisierung der Welt die Eroberung Deutschlands ist. Für Erfolg oder 
Mißerfolg des Weltkommunismus ist es das wichtigste Land; dort wird auch 
die endgültige Entscheidung fallen. 

Die wichtigsten kommunistischen Versuche zur Machtergreifung in 
Deutschland waren: 


1. der Umsturz im November— Dezember 1918; 

2. der Aufstand in Berlin im Januar 1919; 

3. die „blutige Märzwoche“ in Berlin 1919; 

4. die Räterepublik in München April 1919; 

5. der Aufstand im Ruhrgebiet März 1920; 

6. der Aufstand in Mitteldeutschland 1921; 

7. die Unruhen im Herbst 1922; 

8. der Aufstand in Mitteldeutschland und in Hamburg im Herbst 1923. 


Die Blutopfer dieser kommunistischen Umsturzversuche zählten nach Tau- 
senden. Der Januar-Aufstand in Berlin kostete 156 Menschen das Leben. Die 
„blutige Märzwoche“ in Berlin endete mit 1200 Toten?; die Zahl der Ver- 
wundeten wurde auf 10000 geschätzt. Noske hatte angesichts der Greuel- 
taten, die von den Spartakisten verübt wurden, folgenden Befehl erteilt: „Jede 
Person, die mit den Waffen in der Hand gegen die Regierungstruppen kämp- 
fend angetroffen wird, ist sofort zu erschießen?.“ Die Münchner Räterepublik 
kostete 719 Menschen das Leben; 303 wurden verwundet‘. Der Ruhr-Auf- 
stand im März 1920 forderte über 1000 Tote’, der Aufstand in Sachsen und 
Hamburg im Herbst 1923 108 Tote®. Dieser blutigen Ernte des kommunisti- 


Noske, Von Kiel bis Kapp, $. 110; SEG, 60, 1, 1919, $. 110. 

Noske, S. 109. 

Revolution und Räteherrschaft in München. Aus der Stadtchronik 1918/19, S: 135, Die 
Zahl der Toten. — Darstellungen aus den Nachkriegskämpfen deutscher Truppen und 
Freikorps, Bd. IV. Die Niederwerfung der Räteherrschaft in Bayern, Berlin 1939, $. 212; 
danach die Zahl der Verwundeten. 

Karl Severing, Im Wetter- und Watterwinkel, Bielefeld 1927, S. 231; SEG, 61, 1920, 
S. 65 ff.; Ruth Fischer, Stalin und der deutsche Kommunismus, $. 156 ff. 

Högner, Die verratene Republik, $. 152, führt folgende Zahlen an: Kommunisten: 
61 Tote und 267 Verwundete, Polizei: 17 Tote und 45 Verwundete. Von den Verwun- 
deten starb noch eine ganze Anzahl. In Sachsen zählten die Kommunisten 23 Tote. SEG, 
64, 1923, S. 206. 
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schen Bürgerkrieges standen in dem gleichen Zeitraum von 1918 bis 1923 zwei 
Putsche der Rechten (Kapp-Putsch 1920, Hitler-Putsch 1923) mit je 20 Toten, 
der Küstriner Putsch mit 1 Toten gegenüber”. 

Die Last der Verantwortung für den Bürgerkrieg fällt auf die radikale 
Linke; sie kann von der Verantwortung für die Blutopfer auch nicht durch 
die aufgestellte Gegenrechnung über die politischen Morde durch Angehörige 
der Rechten entlastet werden®. Die entscheidende innenpolitische Bedrohung 
des Weimarer Staates zwischen 1919—1922 kam von links, nicht von rechts. 
Der Rechtsradikalismus wurde zu einer staatlichen Bedrohung erst im Jahre 
1923, und da nur als Verbündeter restaurativer Kräfte. 

Der allgemein herrschenden Linksrichtung entsprechend, galt in der Be- 
urteilung der innenpolitischen Bedrohung der Weimarer Republik bei den 
rasch wechselnden Reichsregierungen der Satz Philipp Scheidemanns aus dem 
Jahre 1919: „Der Feind steht rechts!“ Nach der Ermordung der beiden Mi- 
nister Erzberger (1921) und Rathenau (1922) machte Reichskanzler Wirth 
(Zentrum) Scheidemanns Äußerung zur Parole der Reichsregierung. Das Re- 
publikschutzgesetz war daher ausgesprochen gegen rechts gerichtet?. Die vie- 


7 SEG, 64, 1923, S. 184. 

8 Bei der „Gegenrechnung“ werden von der Linken vor allem aufgeführt die willkürliche 
Ermordung von 20 katholischen Gesellen in München (1919) und die ebenso willkürliche 
Erschießung von 29 Angehörigen der Volksmarinedivision in Berlin (März 1919) auf Be- 
fehl des Oberleutnants Marloh. E. Gumbel, Vom Fememord zur Reichskanzlei, Heidelberg 
1962, S. 45, lastete in seiner Statistik der politischen Morde 1919—1922 der Rechten 354 
Morde an, der Linken 22, im ganzen ein kläglicher Versuch, die Linke zu entlasten, die 
Rechte zu belasten, wenn man die Zahlen der Opfer der großen kommunistischen Auf- 
stände sich vor Augen hält. 

9 Am 25. Juni 1922 gab der Reichsjustizminister im Namen der Reichsregierung folgende 
Erklärung im Reichstag ab: „Die Verordnung des Reichspräsidenten ist aus einer Not- 
lage erwachsen, die durch Ausschreitungen und Kundgebungen rechtsradikaler Kreise 
entstanden ist. Irgendwelcher Anlaß zur Besorgnis linksradikaler Ausschreitungen 
liegt nicht vor. Eine Verordnung, die sich auf bisher gar nicht vorliegende linksradikale 
Ausschreitungen mit erstrecken würde, würde mit dem Geist des Artikels 48 der Reichs- 
verfassung nicht im Einklang stehen, der eine bereits vorliegende erhebliche Störung der 
öffentlichen Ordnung fordert. Besorgnisse der Arbeiterschaft, daß auch diese Verordnung 
zwar gegen den Rechtsradikalismus gerichtet sei, aber nachher nach links angewendet wer- 
den würde, sind völlig unbegründet. Die Fassung „Gewalttaten gegen die republikanische 
Staatsform“ ist nach eingehender Prüfung gewählt worden, um klarzustellen, daß rechts- 
radikale Ausschreitungen gemeint sind.“ Severing, Mein Lebensweg, I, S. 350 f. 

Jasper, Der Schutz der Republik, S. 59 f., 191 f.;s. a. Radbruch, Der innere Weg, $. 161. 

10 Pölnitz, Emir. Das tapfere Leben des Freiherrn Marschall von Bieberstein, S. 99 f.; Mar- 
garete Ludendorff, Als ich Ludendorffs Frau war, S. 279; Darstellungen aus den Nach- 
kriegskämpfen, Bd. VI, S. 146, Anm. 2. 
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hische Ermordung zahlreicher Offiziere durch den Pöbel wurde dagegen tot- 
geschwiegen. Sie war die Folge einer von der gesamten Linkspresse mehr oder 
weniger systematisch betriebenen Hetze gegen den Offiziersstand. Erwähnt 
seien die Ermordung des Hauptmanns von Pflugk-Harttung!, des schwerver- 
wundeten Pour-le-merite-Trägers Hauptmann Berthold!!, des Oberstleut- 
nants Klüver!?, der Fregattenkapitäne Mönch und Stegemann!?, des Majors 
a. D. Scherer!* in Konstanz, der Überfall auf die entwaffnete Offizierskompa- 
nie vom Schutzregiment Groß-Berlin!S. Severing brandmarkte besonders das 
Massaker an der Sicherheitspolizei in Essen während des Ruhr-Aufstandes im 
März 192018, 


11 Darstellungen aus den Nachkriegskämpfen deutscher Truppen und Freikorps, Bd. VI, 
S. 174: Die entwaffnete Mannschaft des Hptm. Berthold wurde vom aufgehetzten Pöbel 
überfallen, 20—25 Soldaten wurden durch Schüsse, Hiebe und Stiche von hinten er- 
mordet. 

12 Beim Kampf um Halle wurde Oberstleutnant Klüver, ehemaliger Militärattach€ in Paris, 
dem Freikorps Maercker von der OHL als Berichterstatter zugeteilt. Klüver ging in Zivil 
gekleidet „unter die Menge, wird plötzlich erkannt, mißhandelt und vor den Soldatenrat 
gebracht. Der befiehlt, daß man ihn in Haft abführe. Aber die auf der Straße wartende 
Menge stürzt sich von neuem auf ihn, schlägt ihn halbtot. Zweimal reißt er sich los und 
flüchtet sich in Häuser. Der Pöbel zerrt ihn wieder heraus, schleppt ihn auf die Saale- 
brücke, wirft ihn hinab. Der blutende Kopf taucht aus dem Wasser empor. In teuflischer 
Freude verfolgen vertierte Menschen auf der Brücke und an den Ufern den verzweifelten 
Kampf des Unglücklichen. Als er endlich mit letzten schwachen Stößen das Ufer doch 
noch erreicht, wird er zurückgestoßen und, da er sich noch immer über Wasser hält, durch 
einen ‚Sicherheitssoldaten‘ erschossen.“ Volkmann, Revolution über Deutschland, S. 209. 

13 Erinnerungen des Generaladmirals Albrecht als Chef der Ersten Torpedobootsflottille 
1920/23 (Kiel). Unveröffentlicht. 

14 Röhm, $. 125. 

15 Darstellungen aus den Nachkriegskämpfen, Bd. VI, S. 145; ferner Freksa, Kapitän Ehr- 

hardt. Abenteuer und Schicksale, Berlin 1924, S. 190: 
„Das Schmählichste und Schimpflichste war der Untergang der Offizierskompanie vom 
Schutzregiment Groß-Berlin. Diese Männer wurden im Rathaus Schöneberg von einem 
Mob, der nach Tausenden zählte, eingeschlossen. Sie riefen telefonisch bei uns um Hilfe 
an. Der diensttuende Ordonnanzoffizier fragte: Habt Ihr Waffen und Munition? Sie be- 
jahten es. Darauf riet er ihnen, dazwischenzufeuern, dann würden sie Ruhe haben. Aber 
diese Herren wagten es nicht, das Blut von Deutschen zu vergießen. Sie kapitulierten und 
gaben vor dem Rathaus ihre Waffen ab gegen die Zusicherung von freiem Geleit. Ich hatte 
sofort eine Kompanie in Marsch gesetzt, weil ich Unheil voraussah. Leider kamen meine 
Männer um wenige Minuten zu spät. Kaum hatte der feige Mob gesehen, daß die Offhi- 
ziere ihre Waffen niedergelegt hatten, so fielen sie über sie her, zerstampften sie und rissen 
sie buchstäblich in Stücke. Meinen Männern war es ein leichtes, die feigen Hunde mit we- 
nigen Schüssen zu zerstreuen.“ 

16 „Schon bei einem Marsch auf Dortmund, den eine weitere Abteilung Militär vergeblich 
zu verhindern versucht hatte, stellte sich heraus, daß die kommunistischen Elemente es auf 
die Vernichtung aller staatlichen Machtmittel abgesehen hatten. Da gab es keinen Unter- 
schied mehr zwischen Militär oder Polizei oder Sicherheitswehr. Wer sich in Ausübung 
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Die kommunistische Partei Deutschlands (KPD) war am 30. Dezember 
1918, aus dem Spartakusbund hervorgehend, unter Beisein Karl Radeks, des 
sowjetischen Deutschland-Sachverständigen, gegründet worden. Als erste Par- 
tei schloß sie sich der Komintern an!?. Der Zerfall der USPD, deren linker 
Flügel sich mit der KPD vereinigte!®, führte zu einer erheblichen Vermehrung 
derselben; sie wuchs dadurch zur Massenpartei an. Auch die Auflösung der 
USPD ging auf Moskauer Einflüsse zurück. Das Mitglied des Moskauer Polit- 
büros, Sinowjew, hatte durch seine Rede auf dem Hallenser Parteitag der 
USPD (1920) die Sprengung erwirkt!®. Die Mehrheit entschied sich für den 
Eintritt in die KPD, die Minderheit unter Führung Crispiens und Dittmanns 
bestand als USPD bis 1922 weiter. Die Spaltung der USPD „war natürlich 
von ungeheuerer Bedeutung nicht nur für Deutschland, sondern auch für die 
ganze Internationale“?®. .. 

Im Frühjahr 1920 entbrannte als Folge des gegen den Kapp-Putsch aus- 
gerufenen Generalstreiks der große kommunistische Aufstand im Ruhrgebier, 
der, wie schon erwähnt, über 1000 Menschenleben kostete?!. Fast gleichzeitig 
wurde von dem berüchtigten Max Hölz ein Aufstand im sächsischen Vogtland 
entfesselt??. Die Zahl der Toten an der Ruhr und in Mitteldeutschland wurde 


seiner Berufspflicht den anstürmenden Massen entgegenstellte, wurde unschädlich gemacht, 
verjagt oder getötet. Einzelne Trupps der Essener Sicherheitspolizei, die besonders be- 
drohte Punkte der Stadt hartnäckig verteidigt hatten, sind in geradezu bestialischer Weise 
ermordet worden. Das war nicht mehr ein Kampf zur Verteidigung verfassungsmäßiger 
Rechte, nicht mehr die Abwehr einer Revolte, das war ein viehisches Abschlachten pflicht- 
treuer Beamter! ‚Sofortige Auflösung aller Freiwilligenkorps, Entwaffnung der Polizei, 
Bildung einer revolutionären Arbeiterwehr!‘ hatte ein Jahr vorher die Neunerkommission 
der streikenden Bergarbeiter als das Programm der Spartakisten verkündigt. Jetzt 
schickte man sich an, es in der grausamsten Weise zu verwirklichen. Mit Mordtaten und 
Plünderungen und allen anderen Schrecken des Bürgerkrieges begann es, und mit den 
gleichen Brutalitäten wurde es wochenlang fortgesetzt.“ Severing, Mein Lebensweg, I, 
$. 260. 

17 Hermann Weber: Die Wandlung des deutschen Kommunismus. Die Stalinisierung der 
KPD in der Weimarer Republik, 2 Bde, Frankfurt/Main 1969; Bd. I, S. 30. 

18 Weber, I, $. 40; Kastning, S. 89 ff. 

19 G. Sinowjew: Zwölf Tage in Deutschland, Hamburg 1921. 

20 Sinowjew, a.a.O., S. 83, 90; Werner T. Angreß, Stillborn Revolution. The Communist 
Bid for Power in Germany, 1921—1923, Princeton 1963, S. 47 ff., deutsche Ausgabe: Die 
Kampfzeit der KPD 1921—1923, Düsseldorf 1973, S. 104 f.; SEG, 61, 1920, S. 48, 
262 ff.; Ruth Fischer, Stalin ..., S. 170 ff. 

21 Severing, Im Wetter- und Watterwinkel, S. 231; ders., Mein Lebensweg, I, S. 260; SEG, 
61, 1920, S. 65 ff.; Fischer, Stalin, S. 156 ff. 

22 Friedensburg, Die Weimarer Republik, $. 179; SEG, 61, 1920, S. 89 f., Dok.-Anhang; 
Angreß, Die Kampfzeit, S. 140 ff., 173 ff. 
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auf insgesamt 3000 geschätzt??. Ortliche Streiks und Unruhen geringeren Aus- 
maßes wurden von den Kommunisten im ganzen Reich immer wieder ange- 
zettelt, oft im Zusammenhang mit Hungerkrawallen. 

Im März 1921 erfolgte ein neuer Aufstand unter Max Hölz in Sachsen?*; 
ebenso kam es zu kommunistischen Unruhen in Hamburg und im Ruhr- 
gebiet?. 

Im November 1922 wurde am Tage des Rücktritts der Regierung Wirth 
infolge der allgemeinen Teuerung der Generalstreik ausgerufen; er hatte Plün- 
derungen und Unruhen zur Folge*®. 

Das Jahr 1923 bot mit Hochinflation, passivem Ruhrwiderstand, Hunger- 
krawallen und Erwerbslosentumulten reichlich Gelegenheit für erneute kom- 
munistische Umsturzversuche?”. 

Anläßlich des Verfassungstages (18. August) riefen die Kommunisten zum 
Generalstreik auf, „dem zahlreiche Betriebe in Berlin und anderen norddeut- 
schen Städten Folge leisteten, so daß in Hamburg der Ausnahmezustand ver- 
hängt werden mußte“28, 

Die ständige Streikdrohung gefährdete auch die Sanierungsmaßnahmen 
für die Währung? 

„Reichsarbeitsminister Dr. Brauns hatte die Aufgabe“, so schilderte Geß- 
ler die Lage, „durch Zuspruch und Bewilligung den Streik bis zu dem Tage zu 
verhindern, an dem die auswärts vorbereiteten Rentenmarkscheine in den 
Verkehr gegeben werden konnten.“ Als es soweitwar, konnte der Arbeitsmini- 
ster den verblüfften Druckern seine Zustimmung zum Streikbeschluß geben. 
„Die Notenpresse war damit für lange Zeit stillgelegt. Ihre Wiederinbetrieb- 
setzung durch revolutionäre Kräfte zu verhindern, war für die Wertbeständig- 


23 Friedensburg, Die Weimarer Republik, S. 182; SEG, 61, 1920, S. 105 ff.; 

24 Flechtheim, Die KPD in der Weimarer Republik, S. 159 ff; Schwarz, Die Weimarer Re- 
publik, $. 87; SEG, 62, 1962, S. 104—106; Severing, Mein Lebensweg, I, S. 321—325. 

25 SEG, 62, 1921, S. 107; Die „Rote Armee“ bestand im Ruhrgebiet weiter. Sie zählte zeit- 
weilig bis zu 500 000 Mann, Flechtheim, $. 151. 

26 SEG, 63, 1922, S. 139. 

27 „Vorwärts“, Morgenausgabe Nr. 455 v. 29. 9. 1923, S. 1, Leitartikel: „Kommunistische 
Offenherzigkeit. Die Not des Volkes als Propagandamittel der KPD“; Angreß, Stillborn 
Revolution, S. 281 ff.; Fischer, Stalin, S. 253—423;; SEG, 64, 1923. 

28 Geßler, S. 250. 

29 Fischer, Stalin, S. 363 ff. 
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keit der neuen Währung das wichtigste. Der Sieg im Bürgerkrieg war dafür 
die Voraussetzung; diesen zu erringen, war Sache der Wehrmacht?®.“ 

Die Zentren des Kommunismus waren neben der Reichshauptstadt Ber- 
lin Mitteldeutschland (Sachsen, Thüringen), Hamburg und das Ruhrgebiet®!. 
Die Entwicklung nahm im Laufe des Monats Oktober in Sachsen dramatische 
Formen an, als die Kommunisten in die sozialdemokratische Regierung des 
Ministerpräsidenten Zeigner eintraten??. Eine grundsätzliche Einigung zwi- 
schen Sozialdemokraten und Kommunisten war schon im März 1923 erfolgt. 
Zeigner, vorher Justizminister, war am 21. März gegen die bürgerlichen Stim- 
men zum Ministerpräsidenten gewählt worden. Im Mai wurden gemeinsam 
von Sozialdemokraten und Kommunisten die proletarischen Selbstschutz- 
organisationen gebildet’. Im Gegensatz zu ihrer Politik im Reich und in 
Preußen neigte die SPD in Mitteldeutschland zur Zusammenarbeit mit den 
Kommunisten. Der sozialdemokratische Ministerpräsident Zeigner war ein 
überzeugter Pazifist und leidenschaftlicher Gegner der Reichswehr. Die Auf- 
stellung der proletarischen Hundertschaften rechtfertigte er als Abwehrmaß- 
nahme gegen die aus Bayern drohende faschistisch-reaktionäre Gefahr”*. Für 
die innenpolitische Lage im Reich waren die gegenseitigen Beschuldigungen 
der Links- und Rechtsradikalen als Begründung ihrer „Aktionsprogramme“ 
und ihrer Umsturzpläne kennzeichnend. Die allgemeine Nachkriegsentwick- 
lung Europas spiegelte sich in den deutschen Verhältnissen am klarsten wider. 
Die gewaltige sozialistisch-kommunistische Umsturzwelle seit 1917 war in den 
Nachkriegsjahren allmählich abgeebbt; gegen die Internationale des Proleta- 
riats erhob sich in verschiedenen Ländern Europas eine radikale nationali- 
stische Gegenbewegung, in Italien, Spanien, Deutschland, Ungarn. In der 
Türkei richtete sich die nationalrevolutionäre Bewegung ausschließlich gegen 
den griechischen Landesfeind und den „Friedensvertrag“ von Sevres; das so- 
zialrevolutionäre Element trat hier nicht in Erscheinung. 


30 Gefßler, S. 257. 

31 Ursachen und Folgen, V, S. 469 ff.; Fischer, Stalin, S. 371 ff. 

32 H. J. Gordon, Die Reichswehr und Sachsen 1923, in: WR, XI, 1961, S. 677—692; SEG, 
64, 1923, S. 54 f. 

33 SEG, 64, 1923, S. 55. 

34 SEG, 64, 1923, S. 192; Schüddekopf, Heer und Republik, S. 133 f., 178 f. 

35 „Infolge der immer mehr an Stärke zunehmenden nationalfaschistischen Bewegung in 
Europa schlug das Zentralkomitee der russischen KP im Einverständnis mit dem Narko- 
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Für die kommunistischen Pläne in Deutschland war die „Faschistische 
Gefahr“ daher ein bequemer Vorwand; das ging ohne weiteres aus der Er- 
klärung der Komintern hervor®®: 

„Die KPD, wie die Exekutive der Komintern, kamen zu dem Ergebnis, 
die revolutionäre Situation in Deutschland sei derart herangereift, daß der be- 
waffnete Aufstand nur eine Frage von wenigen Wochen sei... . Durch den 
Eintritt in die Regierung wollte die KPD die deutsche Krise verschärfen, die 
Reichsexekutive gegen Sachsen provozieren und die Kommunisten so eng 
mit der gesamten Arbeiterklasse verbinden, um eine geschlossene Abwehrak- 
tion der gesamten Arbeiterklasse herbeizuführen ...“ 

Die KPD war von Moskau gesteuert. Die Moskauer Parteizentrale hoffte, 
den Zusammenbruch des Ruhrwiderstandes und den Bankrott der deutschen 
Währung zu einer deutschen Oktoberrevolution in Fortführung dergroßen bol- 


mindel (Volkskommissariat des Äußeren), dem diese Bewegung besonders hinderlich ist, 
den Komintern (...) vor, eine besondere Kommission zum systematischen Kampf gegen 
das allgemeine Anwachsen des Nationalismus zu schaffen. Das geschah nach einer ganzen 
Reihe von Beratungen zwischen dem 7. und 17. Juli. Der Komintern antwortete, daß 
dieser Kampf der Zweck seiner ganzen Arbeit sei. Darauf wurde durch eine Verordnung 
der führenden Organe eine aus Litminow, Rakowsky, Radek, Stalin, Dzershinsky und 
Trotzky bestehende geheime Kommission eingesetzt, die mit der Ausarbeitung des Kampf- 
planes beauftragt wurde.“ Die erste Sitzung fand am 13. Juli statt. 

„Die Arbeit wurde so unter die Mitglieder verteilt, daß Litminow und Stalin das ein- 
gegangene Material ordnen, Radek die Entwicklung des Nationalismus in Deutschland 
und in der Tschechoslowakei verfolgt, Trotzky das Material über die nationale Bewegung 
unter den Emigranten, Dzershinsky das über die nationale Bewegung innerhalb Rußlands 
studiert.“ Im August wurde eine geheime Broschüre (200 Stück) unter dem Titel „Die 
Entwicklung des Nationalismus und Klerikalismus und die Art ihrer Bekämpfung“ 
gedruckt. Über Deutschland heißt es: 

„Der Rest des Junkertums: der Selbsterhaltungstrieb und der Haß gegen die Franzosen 
hat während des Krieges das Nationalgefühl gestärkt, andererseits hat der gesunde Drang 
mit einem endgültigen Bruch des alten Regimes in dem Teile des national-sozialistischen 
Programms seinen Ausdruck gefunden, der von der Requisition der Banken und Groß- 
betriebe spricht. Der anormale Antisemitismus ist das Ergebnis der Agitationsarbeit der 
russischen Emigranten.“ 

Die Zahl der Faschisten wurde in Deutschland nach Ländern wie folgt geschätzt: Bayern: 
60 000; Preußen: 25 000; Sachsen: 15 000; die der Kommunisten: Bayern: 12 000; Preu- 
ßen: 30 000; Sachsen: 66 000. 

BHSTA, GSTK, Nr. 58, Abschrift zu IVa Ru 8179. Übersetzung aus dem Russischen. 

36 Bericht der Exekutive der 3. Internationale, des damaligen Vorsitzenden Litminow vom 
Januar 1924, in der „Internationale“ veröffentlicht. Zit. nach Geßler, Reichswehrpolitik, 
S. 254 f.; Schüddekopf, Linke Leute von rechts, S. 139 ff.. — Über die Zusammenarbeit 
zwischen KPD und Komintern s. neuerdings Hermann Weber, Zu den Beziehungen zwi- 
schen der KPD und der kommunistischen Internationale, Dokumentation in: VjZG, 
Jg. 16, 1968, S. 177—208; Flechtheim, a.a.O., S. 171 ff. 
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schewistischen Oktoberrevolution nutzen zu können?”. „Am 9.oder10. verließ 
Brandler Moskau, von Trotzkij, der sichtlich bewegt war, bis zum Kremltor 
persönlich begleitet, wo er ihn zum Abschied umarmte. Trotzkij sah in Brand- 
ler den kommenden Führer der deutschen Revolution?®.“ Um die gleiche Zeit 
schlug Karl Radek, der Deutschlandexperte des Moskauer Politbüros, sein 
Hauptquartier in der sächsischen Hauptstadt Dresden auf; dort befand sich 
zu diesem Zeitpunkt die Leitung der KPD®. Am 24. Oktober 1923 schrieb die 
„Prawda“: „Wenn die deutschen Arbeiter siegen, wird sich das neue Deutsch- 
land sogleich der Sowjetunion anschließen, um so in Europa 200 Millionen Men- 
schen zu einer gewaltigen Kraft zusammenzuschweißen, gegen die keine Macht 
in Europa Krieg führen kann“®,“ 

Die Reichsregierung erkannte klar, daß die entscheidende innenpolitische 
Gefahr von den Kommunisten drohte, und stimmte ihre Maßnahmen, wie 
bald der Erfolg zeigte, in der zeitlichen wie gewichtsmäßigen Verteilung rich- 
tigab. 

Am 13. Oktober einigten sich Sozialdemokraten und Kommunisten auch 
in Thüringen auf ein gemeinsames Regierungsprogramm®": 

Infolge der ständigen Angriffe Zeigners auf die Reichswehr kam es zum 
Konflikt zwischen ihm und der Reichswehrführung, so daß der Reichswehr- 
minister dem Kommandeur der sächsischen Reichswehrdivision die vollzie- 
hende Gewalt übertrug*?. Als General Müller am 13. Oktober die proletari- 
schen Hundertschaften für aufgelöst erklärte, nahm Zeigner in schärfster Form 
dagegen Stellung. Ihm ging es nur, wie er sagte, um den Schutz der republika- 


37 Ausführlich dargestellt bei Angreß, Stillborn Revolution, S. 378 ff.; ders., Die Kampfzeit, 
S. 315 ff.; Fischer, Stalin, S. 378 ff.; Schüddekopf, Linke Leute, S. 158; Weber, I, S. 49 ff.; 
Flechtheim, $. 171, 182 ff. 
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39 Rauch, Lenin, S. 35; Angreß, Stillborn Revolution, S. 426 ff. 

40 Rauch, Lenin, S, 40; Angreß, S. 428, bringt einen Brief Stalins an 'Thalheimer, zit. nach 
„Die Rote Fahne“, Nr. 218, v. 10. 10. 1923, in dem es u.a. heißt: „Der Sieg der Revolu- 
tion in Deutschland wird für das europäische und amerikanische Proletariat größere Be- 
deutung haben als der Sieg der russischen Revolution vor sechs Jahren. Der Sieg des deut- 
schen Proletariats wird ohne Zweifel das Zentrum der Weltrevolution von Moskau nach 
Berlin verlagern.“ 

41 Angreß, $. 429 f.; SEG, 64, 1923, S. 185, 194. 

42 „Nach eingetroffenen Parolen der Berliner Zentralleitung wird in allernächster Zeit 
Sachsen im Einverständnis mit Moskau den Auftakt geben zum proletarischen End- 
kampf. Ein Bruch mit der Reichsregierung wird damit provoziert, daß der sächsische 
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nischen Verfassung gegen die in der Reichswehr verkörperte Reaktion. Von 
den kommunistischen Plänen war in den Erklärungen der sächsischen Regie- 
rung nichts zu merken®®, 

Die zwiespältige Haltung der Sozialdemokratie trat besonders in Sach- 
sen und Thüringen zutage. Hier war eindeutig der linke Flügel maßgebend; 
er schuf die Voraussetzung für die kommunistischen Absichten und ermög- 
lichte sie. Das Zentralorgan der Partei, der „Vorwärts“, nahm natürlich als 
republiktreues Blatt gegen die Kommunisten Stellung und brandmarkte die 
kommunistischen Bürgerkriegsvorbereitungen*. Eine peinliche Panne für die 
Sowohl-als-auch-Politik der Sozialdemokraten trat im Juli 1923 anläßlich 
der Unruhen in Frankfurt (Main) für die schwarz-rot-goldene Richtung der 
SPD ein. Dort hatte die Partei zusammen mit den Kommunisten eine große 
antifaschistische Demonstration veranstaltet; darüber berichtete der „Vor- 
wärts“45; 

„Schwere Tumulte in Frankfurt/Main. Ein Staatsanwalt totgeschlagen, 
seine Wohnung ausgeraubt.“ In dem Artikel hieß es wörtlich: „In Frankfurt/ 
Main fand am Montag eine große Demonstration ‚Gegen den Faschismus‘ 
statt, die von unseren Genossen gemeinsam mit den Kommunisten veranstaltet 
war. Im Verfolg dieser Demonstration ist es zu überaus bedauerlichen Aus- 
schreitungen gekommen, die unsere Parteigenossen selbstverständlich weder 
direkt noch indirekt gewollt oder vorausgesehen haben.“ Die gemeinsamen 
antifaschistischen Kundgebungen der Sozialdemokraten und der Kommuni- 
sten führten auch dieses Mal zu ähnlichen Ergebnissen wie im Jahre 1922 nach 
dem Rathenaumord*®. 

Aus den Ereignissen in Sachsen und Hamburg im Oktober 1923 zog der 
„Vorwärts“ für die SPD die Schlußfolgerung®”: „Es gibt immer noch Partei- 


Reichswehrbefehlshaber von der kommunistisch-sozialistischen Regierung festgenommen 
wird! Daraufhin wird die kommunistische Zentralleitung das gesamte Proletariat zur 
Unterstützung der sächsischen Genossen aufrufen. Sachsen und Thüringen unternehmen 
zugleich den Angriff gegen das faschistische Bayern.“ Blatt 26, Meldung aus der Bezirks- 
leitung (28. Bezirk) (KPD), BHSTA, GSTK, Nr. 43. 

43 Geßler, Reichswehrpolitik, S. 254 f. 

44 „Vorwärts“, Abendausgabe Nr. 322 v. 12. 7. 1923, Leitartikel: „Aufmarsch zum Bürger- 
krieg. Ein Aufruf der KPD-Zentrale.“ 

45 Ebda, Abendausgabe Nr. 342 v. 24. 7.1923, S.1. 

46 S.o. Kap. Die Hitlerbewegung außerhalb Bayerns. 

47 „Vorwärts“, Abendausgabe Nr. 510 v. 31. 10. 1923, Artikel: „Die harmlosen Kommu- 
nisten“, 
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genossen, die in der Kommunistischen Partei eine Art natürlicher Bundesge- 
nossen für die Sozialdemokratie erblicken, und deshalb geneigt sind, für alle 
ihre Maßnahmen um mildernde Umstände zu ersuchen. In der Berliner Funk- 
tionärskonferenz wurde von einer Rednerin sogar behauptet: ‚Was von links 
geschieht, geschieht für Euch! Dazu gehört allerdings ein bergeversetzender 
Glaube, den zu teilen uns unmöglich ist.“ 

Die Reichswehrtruppen marschierten am 22. Oktober in Sachsen ein. Das 
energische Vorgehen der Reichsregierung machte die KPD-Leitung unsicher, 
so daß sie sich nach Moskau um nähere Weisungen wandte. Sinowjew schickte 
ein Telegramm, in dem er sich „zum Eintritt der Kommunisten in die sächsi- 
sche und thüringische Regierung“ bekannte und befahl, „die Bewaffnung von 
50 000—60 000 Mitgliedern der Hundertschaften ‚wirklich durchzuführen‘und 
den General Müller zu ignorieren“®.“ „Man kann sagen, daß dieses Telegramm 
den eigentlichen Startschuß für den deutschen kommunistischen Aufstand dar- 
stellte. Die Hundertschaften traten in Alarmzustand und warteten auf den 
Befehl zur Erhebung, die auf den 23. Oktober angesetzt war.“ 

Reichskanzler Stresemann schickte nach dem Einmarsch der Reichswehr- 
verbände, die in örtliche Kämpfe verwickelt wurden, gegen den Willen der 
sozialdemokratischen Mitglieder der Reichsregierung außerdem einen Reichs- 
kommissar nach Sachsen, der sich mit Hilfe der Reichswehr mühelos durch- 
setzen konnte. Ministerpräsident Zeigner mußte zurücktreten?®; es wurde eine 
rein sozialdemokratischen Regierung gebildet®!. Das Reich hatte seine Rechte 
gegenüber dem Land Sachsen gewahrt. Da der Generalstreik von den 469 De- 
legierten der Betriebsräte, Gewerkschaften und Linksparteien am 21. Oktober 
abgelehnt worden war, mußte der kommunistische Führer Brandler zum 
Rückzug blasen. Allem Anschein nach klappte in der KPD die Nachrichten- 
verbindung und Befehlsübermittlung nicht, denn die Kommunisten in Ham- 
burg schlugen trotzdem auf Weisung von Thälmann und Remmele unter dem 
Eindruck der Vorgänge in Sachsen los. Remmele hatte versichert, daß ein rus- 
sischer Dampfer mit Waffen und Munition unterwegs sei, „und drohte Feig- 
lingen die Feme an“. Der Aufstand in Hamburg kostete die Kommunisten 


48 Fischer, Stalin, S. 408; Schüddekopf, Heer und Republik, S. 178 f.; Angreß, S. 445. 
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61 Tote und 267 Verwundete, die Polizei zählte dort 17 Tote und 45 Ver- 
wundete??. 

In Sachsen waren bei dem Angriff der Reichswehr auf Freiberg 23 Rot- 
frontkämpfer getötet und 4 Soldaten verwundet worden’. 

Insgesamt kostete der kommunistische Aufstand in Sachsen und Hamburg 
über 100 Menschenleben und über 300 Verletzte®*. 

Der Plan der Moskauer Leitung hatte auf der Annahme beruht, daß es, 
von Sachsen ausgehend, zu einem allgemeinen proletarischen Aufstand in 
Deutschland kommen würde. Der Kreml war von den kommunistischen Füh- 
rern Deutschlands offensichtlich falsch unterrichtet worden. Die KPD-Lei- 
tung hatte ihre Möglichkeiten gewaltig überschätzt. Die Arbeiterschaft schloß 
sich in ihrer großen Mehrheit den Kommunisten nicht an; so konnten die Auf- 
stände in Sachsen und Hamburg von der Reichswehr als isolierte Unruhen 
leicht niedergekämpft werden®®. 

In Thüringen marschierten Reichswehrtruppen am 5. November ein; am 
12. November schieden die kommunistischen Minister aus der Regierung aus. 
Während die Reichswehr in Mittel- und Ostthüringen die Sicherung über- 
nahm, wurden in Südthüringen, an der Grenze gegen Bayern, Verbände der 
Landespolizei als Gegenmaßnahme gegen die Ansammlung bayerischer 
Kampfverbände zusammengezogen?”. Am 7. Dezember trat die thüringische 
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Regierung zurück, am 14. Dezember nahm der Landtag einen Antrag der bür- 
gerlichen Parteien, sich aufzulösen, mit kommunistischer Unterstützung an®®, 

Die Reichswehr hatte die kommunistischen Aufstände in Mitteldeutsch- 
land und in Hamburg in der zweiten Oktoberhälfte und in der ersten Novem- 
berwoche ohne große Schwierigkeiten gemeistert und die Ordnung wieder- 
hergestellt. Die Folgen für die Entwicklung im Reich waren schwerwiegend. 
Die Autorität des Reiches war dadurch gestärkt worden, die linksradikale 
Gefahr war binnen weniger Wochen gebannt und der rechtsradikalen Agita- 
tion war dadurch weitgehend der Wind aus den Segeln genommen. 

Trotz dieser unbestreitbaren Erfolge stürzten die Sozialdemokraten Stre- 
semann, einmal, weil sie mit der Einsetzung des Reichskommissars in Sachsen 
nicht einverstanden waren, zum anderen, weil der Reichskanzler die von ihnen 
geforderte paritätische Behandlung des widerspenstigen Bayern durch Ein- 
satz der Reichswehr wie in Sachsen ablehnte’. Die sozialdemokratischen 
Reichsminister hatten sich als falsche Propheten erwiesen — sie traten den- 
noch zurück®°, Reichspräsident Ebert, empört über die verantwortungslose 
und engstirnige Politik seiner Partei, die im kritischsten Augenblick des Rei- 
ches seit dem Herbst 1918 eine lebensgefährliche Regierungskrise heraufbe- 
schwor, rief seinen Parteigenossen zu: 

„Was euch veranlaßt, den Kanzler zu stürzen, ist in sechs Wochen verges- 
sen, aber die Folgen eurer Dummheit werdet ihr noch zehn Jahre lang spü- 
ren®!,“ Stresemanns Gedanke der großen Koalition hatte sich als undurch- 
führbar erwiesen; er wurde erst 1928 wieder aufgegriffen. „In diesem Mo- 
nat hatte für die Sozialdemokraten die Stunde der Prüfung geschlagen. 
Aber statt durch verantwortungsvolle Mitarbeit an der Überwindung des na- 
tionalen Unglücks mitzuwirken, wie sie es bis dahin in Stresemanns großer 
Koalition getan hatten, schufen die Sozialdemokraten durch ihr Ausscheiden 
am 2. November aus der Regierung ein Vakuum®?.“ 

Der kommunistische Versuch einer deutschen „Oktoberrevolution“ war 
mißglückt; der proletarisch-revolutionäre Angriff auf Deutschland, der im 
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Herbst 1918 mit der Novemberrevolution begonnen hatte, war im Oktober 
1923 nach mehreren Anläufen am erfolgreichen Widerstand der Freikorps 
und der Reichswehr gescheitert. Damit begann eine neue Phase in der Ent- 
wicklung des Weltkommunismus®®, 

Sinowjew schrieb unter dem Eindruck der Oktoberereignisse über die Be- 
deutung des proletarischen Umsturzes die programmatischen Sätze: 

„Rußland hat seine Revolution mit 7 oder 8 Millionen Arbeitern bei einer 
Bevölkerungszahl von 160 Millionen gemacht. Deutschland zählt mehr als 
20 Millionen Arbeiter auf 60 Millionen Einwohner .... Welche Wunder wer- 
den nicht 20 Millionen deutsche Proletarier vollbringen®*!“ 

Und über die Wichtigkeit eines kommunistischen Umsturzes in Deutsch- 
land äußerte er sich: 

„Die proletarische Revolution in Deutschland wird von der Wurzel her 


eine noch größere internationale Bedeutung haben als die russische Revolution 
selbst.“ 


4. Die Staatsstreichpläne der Rechten 


Sie erwuchsen aus der Verfassungskrise des Reiches. Diese hatte im Okto- 
ber 1918 im kaiserlichen Deutschland mit der Parlamentarisierung eingesetzt; 
sie war durch die Revolution verschärft und durch die Nationalversammlung 
mit der von ihr geschaffenen Weimarer Verfassung nicht behoben worden. Die 
Staatsstreichpläne der Rechten waren vielschichtig, undurchsichtig, verworren; 
sie spiegelten die Parteizerklüftung der untergehenden bürgerlichen Welt wi- 
der, deren verschiedene Richtungen sich nur auf einen negativen Nenner eini- 
gen konnten: antimarxistisch, antiparlamentarisch. Gerade das „positive 
Ziel“ dieser teils legalen, teils illegalen verfassungsändernden Bestrebungen 
zeigte die innere Schwäche: die „nationale Diktatur“. Eine Diktatur konnte 
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nie und kann nie eine verfassungsrechtliche Dauerlösung, sondern nur der 
Übergangszustand zu einer solchen sein. Aber schon hinsichtlich dieser Über- 
gangslösung gingen die Meinungen weit auseinander: es blieb völlig unklar, 
was das eigentliche Endziel war. Dazu kam, daß die innere Entwicklung 
Deutschlands infolge des verlorenen Krieges sich nicht mehr eigenständig voll- 
ziehen konnte. Die Parlamentarisierung im Oktober 1918 war nach angel- 
sächsischem Vorbild erfolgt; die Weimarer Verfassung bestätigte und bekräf- 
tigte das Leben nach dem westlichen Vorbild unter republikanischem Vor- 
zeichen: sie erfüllte das Programm der republikanischen Linken des Parla- 
ments von 1848. Nur die äußerste Rechte unter Hitler schien ein klares Ziel 
zu haben. Sie zählte jedoch nicht zur bürgerlichen Welt, denn sie vereinigte 
das nationalrevolutionäre Element der Frontsoldaten und der nationalge- 
sinnten, insbesondere der akademischen Jugend mit den proletarisierten 
Schichten des Mittelstandes. Der in Hitlers Bewegung zutage tretende radikale 
Erneuerungswille der deutschen Jugend zeigte aufgrund der gesellschaftlichen 
Zusammensetzung auch nationalbolschewistische Züge. Die nationalrevolu- 
tionäre Stimmung, gekennzeichnet von den ebenso drängenden wie unklaren 
Wünschen nach Lösung des nationalen und sozialen Problems, war bei allen 
aktivistischen Gruppen der Rechten in Deutschland vorhanden (Stahlhelm, 
Jungdeutscher Orden, Deutsch-Völkischer Schutz- und Trutzbund usw!. Pro- 
grammatisch klar formuliert und parteipolitisch straff organisiert war sie nur 
in der NSDAP Hitlers. Die Hitlerbewegung war aber in ihren Entstehungs- 
jahren im wesentlichen auf Bayern beschränkt und blieb es auch infolge des 
Parteiverbotes in den meisten deutschen Ländern, besonders in Preußen seit 
Herbst 1922. Sie war zu dieser Zeit im Grunde nur eine örtlich begrenzte 
politische Macht in der bayerischen Landeshauptstadt München. 

Die besitzbürgerliche Welt wünschte, soweit sie mit dem neuen Staate 
nicht einverstanden war, eine Änderung der Dinge, erfüllt von der Sehnsucht 
nach der vergangenen „goldenen Zeit“ des Bismarckschen Reiches unter dem 
Vorzeichen der drei großen „R“: Restauration, Reformation, Revanche! Die 
Grenzen zur nationalrevolutionären Rechten waren fließend, insbesondere 
was die haßerfüllte Reaktion auf die Erpressungspolitik der Siegermächte 
betraf. 


1 Schüddekopf, Linke Leute von rechts. Die national-revolutionären Minderheiten und der 
Kommunismus in der Weimarer Republik, Stuttgart 1960, Passim. 
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Gemeinsam war der gesamten Rechten der Wunsch nach einer starken 
autoritären Regierung, die, frei von den egoistischen Interessen der parlamen- 
tarischen Parteien, im Innern mit starker Hand Ordnung schaffen und nach 
außen gegenüber den Siegern energisch auftreten sollte. 

Die bäuerlichen Schichten und der grundbesitzende Adel sowie die land- 
wirtschaftlichen Organisationen waren, soziologisch gesehen, die Hauptver- 
treter der national-konservativen Richtung; zu ihnen gesellten sich Teile des 
Mittelstandes, der Industrie und die Kirchen der beiden großen Konfessionen 
(römisch-katholisch, lutherisch). 

Die Forderung nach einer vom korrupten Parlamentarismus unabhängigen 
überparteilichen Regierung war nicht neu; sie war schon im Jahre 1919 auf- 
getaucht. Damals wünschte eine Anzahl Generale die Diktatur Noske. 

Der Kapp-Putsch war der erste mißlungene Versuch, durch einen „legalen“ 
Staatsstreich eine autoritäre Regierung zu schaffen; er scheiterte an der Hal- 
tung der überwältigenden Mehrheit der Reichswehrkommandeure, die der 
Regierung treu blieben. Wäre die Reichswehr geschlossen hinter das Staats- 
streichunternehmen getreten, so hätte auch kein Generalstreik die Regierung 
retten können?; der Generalstreik brachte den Staatsstreich nicht zum Schei- 
tern, löste vielmehr den kommunistischen Aufstand aus. Die Revolution und 
ihr Ergebnis, die Weimarer Republik mit ihrer unitarischen Reichsverfassung, 
war aber von Bayern, dem größten Bundesstaat nach Preußen im Bismarck- 
schen Reich, im Grunde nicht anerkannt worden. Bayern hatte freilich den 
revolutionären Sturm in der Landeshauptstadt mit den beschämenden Um- 
ständen des Sturzes der Wittelsbacher Dynastie und mit der Räterepublik 
über sich ergehen lassen müssen, ohne sich aus eigener Kraft helfen zu können. 
Die Niederwerfung der Spartakistenherrschaft durch Noskes Reichstruppen 
unter Führung eines preußischen Generals war das eigentliche Ende der baye- 
rischen Selbständigkeit. Das wurde in Bayern nicht verwunden; deshalb setzte 
im Frühjahr 1920 eine um so heftigere Reaktion ein, als der Sturz der sozial- 
demokratischen Regierung Hoffmann geglückt war. Seitdem sammelte sich 
alles, was gegen die Revolution und ihre Folgen war, in Bayern?. Die staats- 
rechtlichen Konflikte zwischen Bayern und Reich in den Jahren 1921 und 1922 


2 Franz-Willing, S. 27 ff., 73 ff., 83 ff.: Martini, Freiheit auf Abruf, S. 254 ff., widerlegte 
die Legende vom „staatserhaltenden“ Generalstreik. 
3 Franz-Willing, S. 300 ff. 
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waren Ausdruck der oppositionellen Haltung Bayerns gegen die Weimarer 
Reichsverfassung und gegen die Weimarer Republik; der Höhepunkt dieses 
Gegensatzes wurde im Herbst 1923 erreicht. 

Im Schatten dieser staatsrechtlichen Auseinandersetzung war die Hitler- 
bewegung entstanden, unter den schützenden Fittichen der bayerischen Re- 
gierungen war sie gediehen und bis zur Jahreswende 1922/23 zu einem so 
kräftigen und ungebärdigen Zögling herangewachsen, daß sie innerhalb Bay- 
erns, vor allem in der Landeshauptstadt, eine größere Gefahr bildete als die 
Linksradikalen, zu deren Bekämpfung sie großgezüchtet worden war. Mit 
dem Höhepunkt des Konfliktes zwischen Bayern und Reich erreichte die Hit- 
lerbewegung ihre Peripetie. 

War der bayerische Föderalismus der Kern der Gegnerschaft gegen die 
Weimarer Reichsverfassung im Süden des Reiches, so war in Norddeutschland 
der wichtigste Träger aller antiweimarischer Kräfte der Alldeutsche Ver- 
band unter Führung des Justizrates Heinrich Claß. Dieselben gesellschaftlichen 
Schichten waren in Nord und Süd die Träger der Opposition gegen die Wei- 
marer Republik: der grundbesitzende Adel, das Bauerntum, der akademische 
und der gewerbliche Mittelstand, Beamte und Offiziere standen gegen die Trä- 
ger der Revolution und der aus ihr geborenen Republik: die in der sozialdemo- 
kratischen Partei politisch-weltanschaulich und in den Gewerkschaften beruf- 
lich organisierte Arbeiterschaft, die auf konfessioneller Ebene organisierten 
kleinbürgerlichen Massen des Zentrums und die Erben des Linksliberalismus 
mit materialistischer und westlicher Einstellung: die international eingestellten 
Kräfte der Industrie und des Großkapitals, die „Öffentliche Meinung“ in 
Gestalt der großen „liberalen“ Presseorgane und Nachrichtenagenturen, par- 
teipolitisch vor allem die Deutsch-Demokratische Partei und erhebliche Teile 
der Deutschen Volkspartei. 

Es war natürlich, daß die gegen die Revolution und die Republik einge- 
stellten Kräfte in Nord und Süd zueinander die Verbindung aufnahmen: die 
Führung fiel dabei dem Leiter des Alldeutschen Verbandes, Justizrat Claß, zu. 
Gustav von Kahr, der Repräsentant der bayerisch-föderalistischen Gegner- 


4 Ludendorff wies in einem Brief vom 21. 12. 1923 unter Berufung auf den völkischen 
Buchhändler Lehmann auf die engen Beziehungen zwischen Kahr und Claß hin. Foto- 
kopie, Privatbesitz. 
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schaft gegen Revolution und Weimarer Verfassung, geriet in Abhängigkeit 
von Claß?. 

Die Pläne des Führers des Alldeutschen Verbandes kristallisierten sich 
um das sogenannte „Deutschnationale Aktionskomitee“ mit seinem antibol- 
schewistischen Grundgedanken, im Verein mit Frankreich die bolschewisti- 
schen Zellen Mitteleuropas (Berlin, Sachsen, Wien) ausbrennen zu lassen, auch 
um den Preis einer Auflösung des Bismarckschen Staates. Claß faßte ein Wit- 
telsbachisches Kaisertum mit französischer Unterstützung ins Auge. Die poli- 
tische Auffassung des Justizrats war durchaus großdeutsch, und zwar im Sinne 
Friedrich Lists, Brucks und Naumanns. Er pflegte schon in der Vorkriegszeit 
Beziehungen zu den österreichischen Deutschnationalen (z. B. Professor Paul 
Samassa) und stand dem letzten Hohenzollernkaiser scharf ablehnend gegen- 
über. Für ihn hatten die Hohenzollern ebenso abgewirtschaftet wie die Habs- 
burger; deshalb setzte er auf die Wittelsbacher, konkret gesprochen auf Kron- 
prinz Rupprecht’. Er war ein entschiedener Gegner der deutschvölkischen 
Freiheitspartei wegen ihrer kulturkämpferischen Tendenzen. Als Ludendorff 
in Abhängigkeit von der DVFP geriet, zog er sich damit automatisch die 
Gegnerschaft des Alldeutschen Verbandsführers zu; das gleiche galt für Hitler, 
der anfänglich von Claß unterstützt worden war. Auf dieser Ebene traf sich 
Claß mit General Seeckt, nämlich in der Ablehnung der Richtung Ludendorff- 
Hitler. Für den Justizrat war es klar, daß nur mit Hilfe des Chefs der Heeres- 
leitung der Wandel im Sinne der nationalen Diktatur herbeigeführt werden 
könne. Seine Bemühungen waren daher darauf gerichtet, den General Seeckt 
für seine Pläne zu gewinnen. Die letzte Besprechung zwischen dem Führer 
des Alldeutschen Verbandes und dem Chef der Heeresleitung fand am 24. Sep- 
tember 1923 statt, in dem kritischen Augenblick des abgebrochenen Ruhr- 
widerstandes. Der Justizrat sagte dem General, „daß er aus den verschieden- 
sten Teilen des Reiches Nachrichten von Putschplänen habe und von seinen 
politischen Freunden ständig gefragt werde, wie sie sich verhalten sollten, 
falls es zu deren Verwirklichung komme. Der Alldeutsche Verband könne 


5 Denkschrift Wulle-Fahrenkrog, undatiert, dem Inhalt nach aus dem Frühjahr 1923, 
Durchschlag, Privatbesitz. — Der preußische Kronprinz scheint auch mit seiner Rückkehr 
gerechnet zu haben, wie aus einem Brief der Kronprinzessin vom 23. 8. 1923 an Oswald 
Spengler geschlossen werden kann. Spengler, Briefe, S. 262. 

6 Denkscrift Wulle-Fahrenkrog. — „Vorwärts“, Abendausgabe Nr. 362 v. 4. 8. 1923, 
Artikel: Alldeutsche gegen Völkische. Claß ruft um Hilfe gegen Wulle. 
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nicht anders als in Übereinstimmung mit der Heeresleitung handeln, also in 
diesem Falle seine Ratschläge in ihrem Sinne erteilen. Demgegenüber erklärte 
der General, daß er ähnliche Nachrichten habe, und nannte fünf Namen von 
Putschisten, die unmittelbar vor dem Losschlagen stünden: Ludendorff, Hit- 
ler, Ehrhardt, Lettow-Vorbeck und Admiral Heinrichs (Bremen). Mit größter 
Eindeutigkeit fügte er hinzu, daß er jedes gewaltsame Unternehmen jetzt 
nicht nur als Verbrechen gegen das Vaterland ansehe, sondern auch als eine 
außerordentliche Dummheit. Als Claß wissen wollte, was geschehen werde, 
wenn trotz seines Abratens da und dort losgeschlagen würde, rief Seeckt aus: 
„Dann werde ich auf rechts genau so schießen lassen wie auf links, solange ich 
ein Maschinengewehr habe und solange ein Mann meinem Befehl folgt!“ Das 
geschah auch wenige Tage später beim Putsch des Majors a. D. Buchrucker in 
Küstrin. „Die beiden Männer hatten sich nichts mehr zu sagen. Mit diesem 
Besuch am 24. September 1923 fanden die Beziehungen des Alldeutschen Ver- 
bandes zur Heeresleitung ein Ende’.“ 

Claß bemühte sich nach dem Scheitern seiner Verhandlungen mit Seeckt 
um ein Einvernehmen mit dessen Stellvertreter, General Behrendt, und mit 
General Reinhardt in der Hoffnung, unter Ausschaltung Seeckts auf diese 
Weise die Reichswehrleitung auf seine Seite zu bringen. In den ersten Novem- 
bertagen scheint er einen gewissen Erfolg in dieser Richtung erzielt zu haben, 
denn sonst wäre die Festsetzung des 12. November als Termin für den Staats- 
streich nicht denkbar gewesen. Jedenfalls wurde in Pommern, Westfalen und 
Ostpreußen auf München gewartet®, und München wartete auf Claß und den 
Reichslandbund®. Zu diesem unterhielt der Justizrat enge Beziehungen; ohne 
die Landwirtschaft war der Plan des „Deutschnationalen Aktionskomitees“ 
undurchführbar, weil mit der Sicherung der Ernährung das ganze Unterneh- 
men stand und fiel. In der Kombination des „Aktionskomitees“ waren vom 
Reichslandbund eingeschaltet besonders Graf Behr in Vorpommern und Graf 
von Gayl in Ostpreußen, der auch als „Seele“ des „Ostpreußischen Heimat- 


7 Kruc, Geschichte des Alldeutschen Verbandes“, S. 147 f.; Hitler und Kahr, II, S. 41. 

8 Geßler auf dem Parteitag der Demokratischen Partei Württembergs am 8. 1. 1924, s. Köl- 
nische Zeitung Nr. 25 v. 11. 1. 1924. — Laut MM Pfeffer stand General Loßberg, Reichs- 
wehrkommandant in Münster (Westf), in enger Fühlung mit den Staatsstreichplanern, 
besonders mit Ludendorff. 

9 Kahr sagte zu General Goltz, Bayern könne nur helfen, „wenn der offizielle Hilferuf aus 
dem Norden komme“. Erinnerungen Kahr, NK. 
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bundes“ bezeichnet wurde!®. Ein wichtiger Vertreter der pommerschen Land- 
wirtschaft war auch Karl Magnus von Knebel; dieser stand in lebhafter Ver- 
bindung zu General Seeckt!!. 

Claß hatte seine Pläne nicht nur mit Hilfe der Reichswehrleitung zu ver- 
wirklichen gesucht; er hatte sie auch dem Reichspräsidenten Ebert vorgetragen. 
Die Krise des Reiches war auf den Höhepunkt gelangt, und es war durchaus 
naheliegend, daß auch das Reichsoberhaupt sich ernste Gedanken über eine 
Neugestaltung und Änderung der Verfassung machte. Deshalb war es nicht 
abwegig, daß ähnliche Gedanken von verschiedenen Seiten an den Präsiden- 
ten herangetragen wurden. Über den Versuch Claß’ sagte Reichsjustizminister 
Hergt im Reichstag am 27. Januar 1928: 

„Herr Claß geht zum Herrn Reichspräsidenten und bittet ihn, auf seine 
Pläne einzugehen, obwohl doch jedermann weiß, daß der Herr Reichspräsi- 
dent keinen Hochverrat begehen will. Was ist es denn anderes, als mangelnde 
Logik, wenn Sie annehmen, daß auf der einen Seite dieser Mann den Reichs- 
präsidenten zu einem hochverräterischen Unternehmen auffordern will, wäh- 
rend beim Reichspräsidenten von Hochverrat doch nicht einmal die Rede sein 
kann!2?“ 

Auch General Seeckt erörterte verfassungsändernde Pläne mit dem Reichs- 
präsidenten, der sich solche Vorschläge aufmerksam und schweigend anhörte, 
entschlossen, das Wohl des Volkes über die Verfassung zu stellen, aber ohne 
dringendste Notwendigkeit vor allem aus außenpolitischen Gründen sich dies- 
bezüglich in kein Abenteuer zu stürzen!®. General Lossow hatte im Prozeß 
mit Recht auf die Tatsache hingewiesen, daß der Reichspräsident in die Pläne 
der Verfassungsänderung eingeschaltet worden sei!*. Lossow selbst scheint 
seit Juni 1923 durch norddeutsche Freunde von dem Plan unterrichtet gewe- 
sen zu sein, eine Direktorialregierung in Berlin einzusetzen!5. Die Aufgabe 
des Ruhrwiderstandes in der zweiten Septemberhälfte 1923 gab den antipar- 


10 MM Schwerin-Krosigk, v. 20. 10. 1962. 

11 Ebda. 

12 Hergt am 27. 1. 1928 im Reichstag, Sitzg. Ber. Bd. 394, S. 12455. 

13 Kessel, Seeckts politisches Programm von 1923, in: Spiegel der Geschichte. Festgabe für 
Max Braubach, $. 899 ff. 

14 Lossows Aussage im Hitler-Prozeß; ferner: Schröder, Wiedfeldt und die Seeckt-Ebert- 
schen Direktoriumspläne des Jahres 1923, in: Das Münster am Hellweg, 19. Jg., H. 11, 
Nov. 1966, S. 129—141. 

15 UAL, 13. Sitzg. v. 6. 12. 1927. 
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lamentarischen und auf Verfassungsänderung eingestellten Kräften entschei- 
denden Auftrieb. Vom Oktober 1918, als im kaiserlichen Deutschland die par- 
lamentarische Demokratie nach britischem Muster eingeführt worden war, 
um den Waffenstillstandsverhandlungen den entsprechenden innenpolitischen 
Rückhalt zu verleihen, bis zur Kapitulation an der Ruhr im September 1923 
war Deutschland unter dem parlamentarischen Regierungssystem von De- 
mütigung zu Demütigung, von Mißerfolg zu Mißerfolg geschritten; jetzt, im 
Herbst 1923, schien das Maß voll zu sein, der Krug überzulaufen. Vier Tage 
vor der amtlichen Einstellung des Ruhrwiderstandes erließ die Reichsregie- 
rung Stresemann bereits eine Warnung vor Putschversuchen!®, 

Ein Fünfmännerausschuß, bestehend aus dem Reichspräsidenten, dem 
Reichskanzler, dem Reichsinnenminister, dem Reichswehrminister und dem 
Chef der Heeresleitung hatte Maßnahmen zur Bekämpfung von Putschen 
vorbereitet; es war eine autoritäre Staatsführung hinter parlamentarischer 
Fassade. War sie der Vorläufer der nationalen „Diktatur“ oder ihr Ersatz? 
Stresemann hatte im August bei der Bildung der großen Koalition erklärt, 
dies sei die letzte parlamentarische Möglichkeit. Das Kabinett bestand knapp 
acht Wochen vom 12. August bis 6. Oktober; sein zweites Kabinett vom 6. Ok- 
tober bis 2. November; die dritte Regierung Stresemann existierte vom 3. No- 
vember bis 23. November!?. Das war die Geburtsstunde der Direktoriums- 
pläne aufgrund des Artikels 48 der Weimarer Verfassung!®. 

Das Verlangen nach einer starken Regierung, der Ruf nach dem „starken 
Mann“ wurde bei der Rechten auch durch außenpolitische Vorgänge und aus- 
wärtige Beispiele gefördert. Das nächstliegende Beispiel war Italien seit der 
Machtergreifung Mussolinis am 28. Oktober 1922; es wirkte besonders auf 
die Münchner Nationalsozialisten. Im neutralen Spanien war am 13. Septem- 
ber 1923 eine Militärregierung unter General Primo de Rivera gebildet wor- 
den, eine Vorstufe der autoritären Entwicklung in der zweiten Hälfte der 


dreißiger Jahre"®. 


16 Ursachen und Folgen, V, S. 203. 

17 Kahr berief sich im Prozeß auf die Äußerung Stresemanns von der „letzten parlamen- 
tarischen Möglichkeit“. 12. Tag (11. 3. 1924). 

18 Kessel, Seeckts politisches Programm von 1923. 

19 VB, Nr. 189 v. 15. 9. 1923, S. 1.— Am 16./17. 9. 1923, Nr. 190, schrieb Hitlers Organ 
(Artikel: „Der siegreiche spanische Fascismus“): „Damit ist in Spanien, soweit es sich 
beurteilen läßt, ein dem Fascismus ähnlicher Streich gelungen und eine Nationalregierung 
ohne Parlamentarismus entstanden.“ „Ob dies zunächst und in Zukunft für Deutschland 
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Die konservative Rechte, einschließlich maßgeblicher Reichswehrgenerale, 
stand jedoch mehr unter dem Eindruck der nationalen Revolution in der 
Türkei. 

Nach dem Zusammenbruch des Ottomanischen Reiches hatte die Türkei 
unter Führung Kemal Paschas den „Friedensvertrag“ von S£vres annulliert, 
die Intervention der Alliierten erfolgreich abgewehrt, die Griechen aus dem 
Lande vertrieben, am 26. Mai 1923 den Frieden mit Griechenland geschlossen, 
am 23. August 1923 den Lausanner Vertrag unterzeichnet und im Oktober 
1923 die republikanische Verfassung eingeführt; der Regierungssitz des repu- 
blikanischen Nationlstaates wurde nach Ankara verlegt. 

Die Diktaturpläne der Rechten rankten sich natürlich um die eigentlichen 
Machtträger: den Chef der Heeresleitung, General Seeckt, ferner die Generale 
Loßberg, Behrendt und Reinhardt für den Fall, daß Seeckt versagte oder sich 
versagte?. 

Zu dem „Deutschnationalen Aktionskomitee“ wurden außer Seeckt ge- 
zählt: der ehemalige Generaldirektor der Krupp-Werke, Minoux, als „Wirt- 
schaftsdiktator“?!, der amtierende deutsche Botschafter in Washington, Wied- 
feldt, als möglicher Außenminister??, als Minister wurden genannt die Ober- 
bürgermeister von Duisburg und Köln, Jarres und Wallraf, der Oberbürger- 
meister von Lübeck, Neumann, und Wilhelm von Gayl als maßgeblicher Ver- 


einen direkten Vorteil bedeuten wird, mag dahingestellt bleiben, einen indirekten stellt 
das Ereignis aber dar: es zeigt, daß überall in der Welt sich ein Bruch mit der Demokratie 
und dem Luderparlamentarismus vorbereitet, daß überall unumgängliche Vorausset- 
zungen geschaffen werden zu völkischen Staaten... .“ Doch verfehlte das Blatt nicht, auf 
die franzosenfreundliche Haltung Primo de Riveras hinzuweisen. VB, Nr. 192 v. 19. 9. 
1923, 5.1. 

20 Nach Schüddekopf, Heer und Republik, S. 177, war die Reichswehr in ein Lager um 
Seeckt und in eines um Loßberg und Tschischwitz gespalten. 

21 Friedrich Minoux war aus der Essener Gemeindeverwaltung von Hugo Stinnes sen. im 
Jahre 1912 in die Verwaltung des Stinnes-Konzerns berufen worden. Dort schied er im 
Oktober 1923 aus. „Die Ausdehnung des Unternehmens auf das graphische Gebiet, die 
Zellstoffabrikation, die Automobilindustrie und die Fertigstellung des Baues der Berliner 
„Avus“ waren vorwiegend ein Werk von Minoux. — Er führte dann seine Kohlengroß- 
handlung in Berlin und war Mitinhaber des Bankhauses Jaquier & Securius in Berlin bis 
1931; ferner war er an den Mineralöl- & Asphaltwerken AG beteiligt. S. Reichshandbuch 
der deutschen Gesellschaft, Berlin 1931, Bd. II; ferner Klaß, Stinnes, $. 359 f. 

22 Wiedfeldt war Vertrauensmann des Reichspräsidenten Ebert, der ihn wegen seines sozial- 
politischen Wirkens vor dem Ersten Weltkrieg schätzte. Wiedfeldts Nein zu seiner von 
Ebert und Seeckt gewünschten Beteiligung an einer möglichen Direktorialregierung wurde 
im Reichstag am 23. 11. 1923 bekannt. $. Ernst Schröder, über Otto Wiedfeldt, in: Das 
Münster am Hellweg. Mitteilungsblatt des Vereins für die Erhaltung des Essener Münsters, 
15. Jg., Nr. 9, September 1962. 
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treter der Landwirtschaft. Der Philosoph Oswald Spengler galt als Anwärter 
für den Kultusministerposten in Preußen?®, er war hinter den Kulissen als 
Gegner der „Opportunisten“ Stresemann und Seeckt eifrig tätig für ein Direk- 
torium®*. Der Führer des Alldeutschen Verbandes war der eigentliche Planer 
dieses Aktionskomitees, bei dem die Verhandlungsfäden zusammenliefen. Zu 
den Grundforderungen gehörten die Abdankung des Reichspräsidenten Ebert 
und die vorläufige Ausschaltung des Reichstages; an Eberts Stelle sollte Groß- 
admiral Tirpitz als Reichspräsident berufen werden?5. Zwischen diesem mehr 
im Kopf des Justizrates Claß als in der Wirklichkeit bestehenden „Deutsch- 
nationalen Aktionskomitee“ und dem bayerischen Triumvirat Kahr, Lossow 
und Seisser bestand seit Sommer 1923 ein lebhafter Gedankenaustausch, beson- 
ders zwischen Kahr, Claß, Kapitän Ehrhardt und Kautter. Die Namen wur- 
den genannt, über die Personen wurde verfügt, vielfach ohne ihr Einverständ- 
nis zu haben, ja sogar ohne ihr Wissen. Das „Deutschnationale Aktionskomi- 
tee“ war eine Gedankenbildung und eine Gesprächskombination, die nicht 
einmal auf dem Papier bestand, geschweige denn in der Wirklichkeit. 

Der Gedanke einer Direktorialregierung wurde u. a. auch von Hugo Stin- 
nes verfochten. 

Stinnes hatte um den 20. September ein Gespräch mit dem amerikanischen 
Botschafter in Berlin, das unter dem Eindruck der unmittelbar bevorstehen- 
den Kapitulation an der Ruhr geführt wurde. Stinnes forderte eine längere 
Arbeitszeit, den Zehnstundentag. Da die Arbeiterschaft freiwillig darauf nicht 
eingehen würde, müßte ein Diktator mit allen Vollmachten ernannt werden. 
„So ein Mann muß die Sprache des Volkes reden und selbst bürgerlich sein, 
und so ein Mann steht bereit. Eine große, von Bayern ausgehende Bewegung, 
entschlossen die alten Monarchien wieder herzustellen, sei nahe“, wie Stinnes 
23 MM-en. 

24 Spengler, Briefe, S. 261 ff., 281 ff.; Ebda, S. 258: Spengler verhandelte auch mit General 
Loßberg in Münster. — Spengler hatte durch Vermittlung von Paul Reusch zweimal eine 
Unterredung mit General Seeckt, die für beide Teile unbefriedigend verliefen; beide 
waren voneinander enttäuscht. Spengler, Briefe, S. 272, Spengler an Stresemann am 
26.9. und S. 283 an Paul Reusch am 31. 10.; s. a. Meier-Welcker, Seeckt, S. 373. 

25 Der Großadmiral „machte mir einen viel frischeren Eindruck als vor zwei Jahren. Ist 
völlig im Bilde und trifft mit seinen Ausführungen die Verhältnisse sicher und scharf. Ent- 
schieden ein Staatsmann großen Kalibers. Auch heute noch. Ludendorff fällt dagegen ab, 
istnur als Willensmensch und als Soldat groß. Habe die Überzeugung, daß ich mit Tirpitz 
gleichen Weg gehe und zum mindesten von ihm nicht bekämpft werde.“ Escherich über ein 


Zusammentreffen mit Tirpitz und Ludendorff bei Admiral Vollerthun in München am 
11. 6.1923. TE; s. a. K. A. von Müller, III, S. 150 f., 158. 
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meinte, in zwei bis drei Wochen; möglicherweise würden die Anhänger der 
Bewegung warten, bis die Ernte eingebracht sei. Alle Rechtsparteien würden 
sich ihr anschließen, „und eine ansehnliche Gruppe gemäßigter Männer in der 
Mitte, und sie würde in erster Linie einen Kampf gegen den Kommunismus 
bedeuten, da der kommunistische Flügel die Arbeiter zur Opposition treiben 
würde“. Auf die Frage des Botschafters nach der Haltung der Industriellen 
erwiderte Stinnes, sie würden sich mit der Bewegung vereinen. Auf die weitere 
Frage Houghtons, „wie Frankreich die Einsetzung eines Diktators in Deutsch- 
land aufnehmen würde“, erwiderte Stinnes, „daß niemand um Erlaubnis ge- 
fragt werden würde“?®. 

Die Diktaturpläne waren, wie gerade auch der Bericht des amerikanischen 
Botschafters über sein Gespräch mit Stinnes zeigte, durchaus keine Angelegen- 
heit von Verschwörern und Geheimzirkeln, sondern Tagesgespräch hoher und 
höchstgestellter Persönlichkeiten in Politik, Wirtschaft, Diplomatie, Reichs- 
wehr und im Kulturleben. 

Ähnliche Kombinationen wurden auch im bayerischen Ministerrat am 30. 
Oktober erörtert, der unter dem Eindruck der neuen Krise der Reichsregierung 
stattfand. Dort sprach der bayerische Gesandte in Berlin, Preger, von der Mög- 
lichkeit einer Diktatur Seeckt, „vielleicht verbunden mit einem Wirtschafts- 
direktorium Wiedfeldt-Minoux“. „Dadurch würde die Lage gegenüber dem 
gegenwärtigen Zustand für Bayern nicht verbessert; denn gerade Seeckt habe 
ja die Sache verschärft??.“ 

Auch Kahrs Absichten waren mit dieser von Preger erwähnten Möglichkeit 
eng gekoppelt?®. 

Von den Rechtsverbänden wie von den Rechtsparteien wurde der Wunsch 
nach einer Diktatur seit Jahr und Tag mit unterschiedlicher Tonstärke ge- 
äußert, bei den vaterländischen Verbänden in Nord und Süd ebenso wie bei 
der BVP, der DNVP und bei der DVP. 

Dieses Gerede und dieses hektische Plänewälzen war der Ausdruck der 
schweren und im Grunde unheilbaren Krise der Weimarer Verfassung und der 
parlamentarischen Demokratie, deren Funktionsfähigkeit von Anfang an 


26 Hallgarten, Hitler, Reichswehr und Industrie, über die Rolle von Stinnes, $. 11 ff., 47 ff., 
67 f. — Ausführlich über Stinnes auch Erdmann, S. 80 ff.; s. a. Klaß, Hugo Stinnes, 1958, 
S. 156 ff. 

27 MRP v. 30. 10. 1923. 

28 Erinnerungen Kahr, NK. 
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fragwürdig war. Nur die drei Weimarer Koalitionsparteien, SPD, Zentrum 
und DDP, hielten an der Verfassung fest?®, ohne in der Lage zu sein, sie kraft- 
voll zu verteidigen gegen die Angriffe von rechts und links. Die Weimarer 
Koalitionsparteien hatten bereits bei der ersten Reichstagswahl (1920) ihre 
Mehrheit verloren, das Gesetz des Handelns wanderte, wie die Wählermassen, 
von der gemäßigten Mitte zu den radikalen Flügeln links und später auch 
rechts aus. 

Für die Stimmung im Spätherbst 1923 waren die Aufrufe verschiedener 
Verbände und Parteien bezeichnend. 

Die größte Frontsoldatenorganisation, der „Stahlhelm“, sandte am 4. No- 
vember dem Reichskanzler eine Entschließung?®: 


„Wie einst im August 1914, so treten auch heute in schwerster vaterländi- 
scher Not die deutschen Frontkämpfer auf den Plan. Im Namen von Mil- 
lionen ehemaliger Soldaten wendet sich der am 4. November in Magdeburg 
zusammengetretene Bundesvorstand des „Stahlhelm“, Bund der Frontsolda- 
ten, an Sie, Herr Reichskanzler, mit der Forderung, nunmehr umgehend eine 
nationale Diktatur zu schaffen, die nicht durch Parlamente, Parteien und In- 
teressenverbände behindert ist. So geht es nicht weiter. Man verhandelt, aber 
man handelt nicht. Millionen hungern, Tausende schlemmen. Inzwischen rei- 
ßen Teile des deutschen Vaterlandes ab. Nur die sofortige Errichtung einer 
nationalen Diktatur kann Deutschland retten. Wir verlangen nunmehr von 
Ihnen, Herr Reichskanzler, daß Sie diese Diktatur umgehend schaffen. War- 
um machen Sie von den in Ihrer Hand befindlichen Machtmitteln nicht restlos 
Gebrauch? Handeln Sie, damit nicht andere handeln. 


Der Bundesvorstand des ‚Stahlhelm‘, 
Bund der Frontsoldaten.“ 


29 Eine gesetzliche Verlängerung der Arbeitszeit, wie die DVP sie Anfang Oktober gefordert 
hatte, war vom „Vorwärts“ als „Vorstoß gegen die Verfassungsentwicklung“ bezeichnet 
worden. Die „Errungenschaft“ des Achtstundentages war für die SPD ein verfassungs- 
mäßiges Tabu. In dem Artikel des Blattes: „Dieser Reichstag . . . Generaloffensive gegen 
die Arbeiterschaft“, Abendausgabe Nr. 462 v. 3. 10. 1923, hieß es daher folgerichtig: „Es 
muß einmal offen ausgesprochen werden: Der Reichstag macht sich einfach unmöglich! 
Wenigstens in seiner gegenwärtigen Zusammensetzung und seinem bisherigen Verhalten 
in kritischen Situationen.“ 

30 Ursachen und Folgen, V, S. 260. 
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Die Arbeitsgemeinschaft vaterländischer Verbände richtete an die „baye- 
rischen Brüder“ folgende Grußworte?! 


„Heil Euch, Ihr bayerischen Brüder! 

Es treibt uns aus heißem Herzen, wir müssen zu Euch sprechen. Die Not 
unseres geliebten Vaterlandes kennt keine Grenzen mehr. Das Elend schreit 
zum Himmel. Täglich brechen auf der Straße Volksgenossen vor Hunger zu- 
sammen, und das alles trotz der Billionenscheine. Man hat uns die Sklaven- 
ketten des Dollars umgewunden, so daß wir verzweifelt fragen, gibt es über- 
haupt noch einen Ausweg? Wir haben Ruhe und Ordnung gehalten, als Be- 
lohnung dafür verhungern unsere alten Mütter und Väter. An unseren Bräu- 
ten fröhnt das schwarze Viehzeug an Rhein und Ruhr seiner Wollust. Wie 
lange wollen wir noch die Faust in der Tasche ballen? In diesen düsteren Ta- 
gen blicken wir voll Stolz und Hoffnung auf Euch. Ein trotziges Nein dem 
Lumpen an der Ruhr entgegengesetzt, das kann vielleicht noch zum Lichtblick 
für uns werden. Lieber aber im letzten Heldenkampfe zugrunde gehen, als 
Schuhlecker der Franzosen werden. Brüder, bei Euch ist der Hort des völki- 
schen Deutschtums. Hütet ihn wohl, Ihr Nibelungen! Wir werden stets an 
Eurer Seite stehen. Es lebe unser deutsches Volk. Es lebe unser heißgeliebtes 
deutsches Vaterland. 

Aschersleben, 1. November. 

Arbeitsgemeinschaft Vaterländischer Verbände, 
Landesverband Alt-Sachsen.“ 


Der „Völkische Beobachter“ brachte mit sichtlichem Wohlgefallen eine Er- 
klärung des Bundesvorsitzenden der Bayerischen Mittelpartei, Professor Hil- 
pert??. Die Mittelpartei war der bayerische Ableger der DNVP, deren Reichs- 
tagsfraktion in diesen Tagen folgenden Antrag stellte: 

„Der Reichstag wolle beschließen, einen Ausschuß von 28 Mitgliedern 
einzusetzen, der die Weimarer Reichsverfassung im Sinne einer besseren Be- 
rücksichtigung gesunder föderalistischer Grundsätze zu überprüfen hat??.“ 

Am 1. Oktober 1923 unternahm ein Teil der „Schwarzen Reichswehr“ 
unter Führung von Major a. D. Buchrucker einen Putsch in Küstrin, der von 


31 VB, Nr. 227 v.7.11. 1923, S. 4. 
32 VB, Nr. 226 v. 6. 11. 1923, 5. 4. 
33 VB, Nr. 228 v. 8.11. 1923, S.2. 
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der örtlichen Garnison mühelos im Keime erstickt werden konnte®. Die 
„Schwarze Reichswehr“ bestand aus Arbeitskommandos der ehemaligen Ober- 
schlesienkämpfer. Diese Arbeitskommandos betreuten die geheimen Waffen- 
bestände der Reichswehr und bildeten deren geheime Verstärkung. Ihre Orga- 
nisation unterstand dem Wehrkreis III; dieser handelte nach dem Grundsatz: 
„Amtliche Ablehnung und Ableugnung, geheime Duldung und Förderung.“ 

Die Angehörigen dieser Arbeitskommandos waren berechtigt, Reichswehr- 
uniform zu tragen, und machten zeitweise auch Dienst, standen sogar Wache 
am Reichspräsidentenpalais in Berlin®®. 

Die „Schwarze Reichswehr“ war auf Veranlassung Seeckts im Zuge der ge- 
heimen Aufrüstung als Reservetruppe ausgebildet worden und sollte im Fall 
des Überganges vom passiven zum aktiven Ruhrwiderstand der Heeresver- 
stärkung dienen. Im Sinne der schon erwähnten Besprechung zwischen Luden- 
dorff, Hitler und Buchrucker, an der auch Scheubner-Richter, Jahnke und 
Stennes teilgenommen hatten?”, sollte die Schwarze Reichswehr die Initiative 
ergreifen, wenn die Stunde herangereift war. Dieser Beschluß galt für den 
Fall, daß ein Zusammenbruch des Ruhrwiderstandes infolge der sich rasch 
verschlechternden wirtschaftlichen Lage erfolgen sollte. Deshalb mußte alles 
vermieden werden, was der Reichsregierung Anlaß bieten konnte, den Aus- 
nahmezustand zu verhängen, um die organisatorischen Vorbereitungen nicht 
zu behindern. Die Zuspitzung der Lage in Bayern und in Mitteldeutschland 
führte jedoch im Zusammenhang mit der Aufgabe des passiven Widerstandes 
dazu, daß der Ausnahmezustand im Reich verhängt wurde (26. September). 
General Seeckt hatte sich im September entschlossen, nur im Einvernehmen 
mit dem Reichspräsidenten zu handeln. Damit war dem mit Ludendorff und 
Hitler festgelegten Aktionsplan den Boden entzogen®®. Buchrucker führte in 


34 Ursachen und Folgen, V, S. 207 f.; „Vorwärts“, Abendausgabe Nr. 458 v. 1. 10. 1923, 
S. 1: „Putschversuch in Küstrin. Der nationalsozialistische Führer verhaftet.“ 

35 Ernst Buchrucker, Im Schatten Seeckts. Die Geschichte der „Schwarzen Reichswehr“, 
Berlin 1928, S. 17; Oertzen, die deutschen Freikorps, S. 458 ff. 

36 MM-en v. Oblt. a. D. Paul Schulz, ferner Buchrucker, S. 38. 

37 MM-en und schrift]. Mitteilungen v. Hptm. a. D. Walter Stennes v. 11. 6. und 21. 8. 1966. 

38 Caro und Oehme, Schleichers Aufstieg, S. 134 f.; Schüddekopf, Das Heer und die Re- 
publik, S. 167 f.; Vogelsang, Kurt von Schleicher. Ein General als Politiker, S. 37, be- 
handelt den großen Einfluß des damaligen Majors Schleicher auf Seeckts politische Ent- 
scheidungen im Jahre 1923. Högner, Die verratene Republik, bezeichnete $. 185 Schleicher 
geradezu als „Mitwisser“ Buchruckers. — Graefe war laut Schüddekopf, Das Heer, S. 177, 
in das Unternehmen eingeweiht. 
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Küstrin nach eigener Angabe ein Scheinunternehmen durch, um die Reichs- 
wehrleitung zur Auflösung und Entlassung der Truppe zu zwingen®. „Das 
absichtlich fehlgeleitete Unternehmen in Küstrin sollte die Aussichtslosigkeit 
der Lage demonstrieren und den Zusammenbruch des Widerstandes aufzeigen. 
So kam es nur bei den bereits versammelten vier Jägerbataillonen zu unbe- 
deutenden Zwischenfällen, als sie die Waffen niederlegten*.“ Nach Aussage 
von Stennes war jedoch der Zweck des Putsches, die Reichswehrleitung zur 
Machtübernahme zu veranlassen*!. 

Seeckt zog aus dem Küstriner Putsch weitreichende Folgerungen. Die Ar- 
beitskommandos und damit die Stämme aller Reservetruppen wurden noch 
im Oktober aufgelöst. Der Chef der Heeresleitung nahm von diesem Zeit- 
punkt an eine entschieden ablehnende Haltung gegenüber allen Wehrverbän- 
den und freikorpsähnlichen Verbänden ein, wie schon sein Gespräch mit Claß 
am 24. September klar hatte zutage treten lassen. Für ihn war mit der Auf- 
gabe des passiven Ruhrwiderstandes angesichts der innen- und außenpoli- 
tischen Lage des Reiches auch die Entscheidung gegen den der geheimen Mo- 
bilmachung zugrundeliegenden Gedanken des Übergangs zu einem aktiven 
Widerstand und damit zu einem Krieg gegen Frankreich gefallen. Seeckt war 
sich völlig im klaren darüber, daß die Reichswehr einen Kampf nach außen 
schon aufgrund der innenpolitischen Lage und Kräfteverhältnisse unter keinen 
Umständen wagen durfte, wollte sie nicht die Existenz des Reiches aufs Spiel 
setzen. Innenpolitisch war die gleichzeitige Bedrohung von links und von 
rechts hier von den ungebärdigen, aufgrund der Zusammenarbeit mit der 
Reichswehr immer anmaßender, selbstbewußter und eigenmächtiger auftre- 
tenden Wehrverbänden so gefährlich angewachsen, daß er sein ganzes Sinnen 
und Trachten darauf richten mußte, zu verhindern, daß die Reichswehr zwi- 
schen zwei Feuer geriet. Ohne Zweifel hat das Unternehmen Buchrucker beim 
Chef der Heeresleitung den Entschluß ausgelöst, mit den Wehrverbänden 
39 Buchrucker, Im Schatten Seeckts, S. 40, $. 54, schreibt: „Offiziere und Mannschaft hatten 

sich der Reichswehr zur Verfügung gestellt, weil sie Deutschland vom Joch des Versailler 

Vertrages befreien wollten, wozu sich 1923 die letzte Gelegenheit bot .... Als man sah, 

daß Reichsregierung und Reichswehr diese Gelegenheit nicht benützten, da verließ der 

allergrößte Teil der Reservetruppen die Reichswehr.“ Der Plan Buchruckers sah die Be- 
setzung des Regierungsviertels in Berlin und der Festung Spandau vor. Entsprechend 
waren die vier Jägerbataillone um Berlin verteilt, von denen eines Hauptmann Stennes 

führte. MM Stennes; ferner auch Pölnitz, Emir, S. 122 f. 


40 Buchrucker, S. 55. 
41 MM Stennes v. 11. 10. 1971. 
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endgültig zu brechen, um die Geschlossenheit und Einheitlichkeit der Reichs- 
wehr als einzigen gesetzmäßigen Waffenträgers der Nation zu sichern*?. 

Der Reichswehrminister erwähnte in seinen Erinnerungen den Küstriner 
Putsch nur kurz. Er hob jedoch hervor, daß der Abbruch des Ruhrwiderstan- 
des bei den illegalen Kampfverbänden „als erster Mobilmachungstag“ be- 
stimmt war. Geßler lobte das energische Handeln des Festungskommandan- 
ten Oberst Gudovius. Dieser hatte auf die Frage, was er sich bei der Aktion 
gegen die Putschisten gedacht habe, geantwortet: 

„Hier will ein Unberechtigter die mir anvertraute Festung mit Gewalt 
nehmen.“ 

Geßler kommentierte diese Antwort des Obersten mit der befriedigenden 
Feststellung: „Irgendwelche politische Gedanken lagen ihm offenbar fern. Er 
war ein unpolitischer Soldat, nur auf Pflicht eingestellt*?.“ 

Die Schlüsselfigur aller verfassungsändernden Pläne, sei es auf legalem, 
sei es auf gewaltsamem Wege, war der Chef der Heeresleitung, General von 
Seeckt. Mit dem Gedanken, selbst Reichskanzler als Nachfolger Stresemanns 
zu werden, hatte er sich monatelang beschäftigt. Seit dem Rücktritt der Regie- 
rung Cuno trat an ihn als den Inhaber des einzig wirksamen Machtmittels, der 
Reichswehr, zwangsläufig dieÜberlegung heran, selbst dieZügel der Regierung 
in die Hand zu nehmen, sei es als Reichskanzler, sei es als Reichspräsident, sei 
es als „Diktator“*. Seeckt war aber viel zu klug, sich in den Vordergrund der 
politischen Bühne zu begeben, weil er die Grenzen seiner Möglichkeiten und 
Fähigkeiten in dieser Richtung genau kannte und auch einzuhalten wußte. Aus 
der innenpolitischen Warte gesehen, hing von seiner Haltung und von sei- 
nen Entscheidungen in diesen kritischen Monaten der Bestand des Reiches 
ab. So konnte auch das bayerische Triumvirat nur mit ihm, niemals gegen ihn 
handeln. 

Im September 1923 schien mit dem Ende des passiven Widerstandes an der 
Ruhr der Augenblick, die Zügel des Reiches in die Hand zu nehmen, für den 
Chef der Heeresleitung herangereiftt5. Aber Seeckt hielt sich vorsichtig zu- 
rück. Er wußte, daß er, da er kein volkstümlicher Mann war, nicht gegen den 


42 Carsten, Reichswehr und Politik 1918—1933, $. 189. 

43 Geßler, S. 265; Benoist-Mechin, L’histoire de l’arme&e allemande, II, S. 278. 

44 Meier-Welcker, S 376 ff. 

45 Kessel, Seeckts politisches Programm von 1923, $. 903 f., datiert Seeckts Programm auf 
25:9.1923; 
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sozialdemokratischen Reichspräsidenten, der die organisierten Arbeitermas- 
sen hinter sich hatte, handeln konnte‘. Außenpolitische Gründe bewogen ihn 
ebenfalls, jeden verfassungswidrigen Schritt zu meiden. Außerdem war er der 
Reichswehr nicht ganz sicher. 

Hatte der Küstriner Putsch beim Chef der Heeresleitung schon zu ernst- 
haften Überlegungen führen müssen, ob die Reichswehr wirklich ein völlig zu- 
verlässiges Werkzeug in seiner Hand für die Durchführung seiner politischen 
Pläne sei, so mußte sein Vertrauen in die Zuverlässigkeit dieser an sich schon 
zu schmalen Machtbasis vollends durch die Meuterei des Münchner Wehrkreis- 
befehlshabers, die Inpflichtnahme der 7. Division durch die bayerische Regie- 
rung erschüttert werden. Seeckts scharfe Reaktion auf die Münchner Vorgänge 
zeigte, daß er sich des Ernstes der Lage bewußt war. Die nächstliegende uner- 
bittliche Folgerung aus diesen beiden Ereignissen im Oktober, Küstriner Putsch 
und Meuterei in München, mußte sein, daß er sich auf die Reichswehr im Ernst- 
fall nicht voll verlassen konnte, und daß er infolgedessen politisch kurz treten 
mußte. Seeckt war nüchtern genug, diese Folgerung zu ziehen. Wenn er sich 
nicht einmal auf den ihm freundschaftlich nahestehenden General Lossow ver- 
lassen konnte, wie stand es mit den anderen Kommandeuren? Ob Seeckt davon 
Kenntnis hatte, daß die Generale Behrendt und Reinhardt als möglicher Er- 
satz für ihn ins Auge gefaßt waren, ob er wußte, daß der Wehrkreisbefehls- 
haber VI, General Loßberg, mit den Staatsstreichplanern zusammenarbeitete?”? 
Mit derartigen Imponderabilien mußte der Chef der Heeresleitung rechnen, 
und sein Verhalten zeigte, daß er es auch tat. Er wahrte äußerste Vorsicht und 
unternahm nichts ohne Wissen seines obersten Befehlshabers, des Reichspräsi- 
denten Ebert. Die ablehnende Haltung Seeckts gegenüber den Staatsstreich- 
plänen der Rechten führte zu Überlegungen, ihn zu beseitigen und durch einen 
anderen General zu ersetzen; genannt wurden vor allem der Wehrkreisbe- 
fehlshaber III, General Behrendt, und der Wehrkreisbefehlshaber V, General 
Reinhardt#®. Die „Beseitigung“ des Chefs der Heeresleitung scheint sogar auf 
dem Wege eines Attentats ins Auge gefaßt worden zu sein®. 

46 Meier-Welcker, S. 402. 

47 MM von Hptm. a. D. von Pfeffer, der als Freikorpsführer mit General Loßberg eng zu- 
sammenarbeitete. 

48 Högner, Die verratene Republik, S. 168. 

49 Attentäter, Spitzel und Justizrat Claß. Der Seeckt- und Harden-Prozeß. Bearb. v. Karl 


Brammer. Politische Prozesse, Heft V, Berlin 1924, S. 10 f., Aussage des Augsburger Fabri- 
kanten Gottfried Grandel: 
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Der Zerfall der großen Koalition unter Reichskanzler Stresemann Ende 
Oktober 1923 schien nicht nur das Ende einer Koalitionsregierung, sondern 
der parlamentarischen Demokratie, der Weimarer Republik, ja des Reiches 
überhaupt zu bedeuten. Die zweite Regierungskrise Stresemanns wurde wie- 
der durch die Sozialdemokraten heraufbeschworen, durch das Ausscheiden 
der drei sozialdemokratischen Minister gegen den Willen des Reichspräsiden- 
ten. Die Partei begründete ihre Haltung mit dem Protest gegen die unter- 
schiedliche Behandlung der Länder Sachsen und Thüringen auf der einen, Bay- 
ern auf der anderen Seite’. „Lassen Sie uns hinaus aus der Regierung, es hat 


„Ich gebe zu, an einer Mordverabredung gegen den General v. Seeckt teilgenommen zu 
haben. Über den Plan habe ich von Oktober bis Januar mit Herrn Justizrat Claß ver- 
handelt. Ich gehöre keiner Partei an, war aber in der nationalen Bewegung tätig und 
kenne alle bedeutenden nationalen Führer .. . Claß habe ich im Mai 1923 in Hamm auf 
einer Sitzung kennengelernt. Der Plan zur Ermordung Seeckts ist mir im Oktober 1923 
von Claß in seiner Wohnung in der Rauchstraße dargelegt worden. Claß hat dabei Seeckt 
als Schädling bezeichnet, der das Emporkommen Deutschlands verhindere . . . Seeckt er- 
klärte, er werde gegen rechts schießen lassen bis zur letzten Patrone. Die Ermordung 
Seeckts sei nur ein Teil eines großen politischen Planes mit dem Endziel der Errichtung 
der nationalen Diktatur. Die Umwälzung sollte sich übrigens unblutig vollziehen. An 
Stelle Seeckts sollte sein jetziger Stellvertreter, General Behrendt, treten. Claß wollte im 
Auftrag des Generals von Below die politische Leitung übernehmen. Für die Diktatur 
selbst sollte General von Below beauftragt werden ..... Die Namen Ludendorff und Ehr- 
hardt hat Claß nicht genannt, dagegen sprach er davon, daß er in Verbindung stehe mit 
General v. Möhl in Cassel und dem General v. Lossow in München, sowie mit Kahr. Mit 
den beiden letzteren hätte er ganz feste Verabredungen, sagte Claß. Diese Verabredungen 
seien maßgebend gewesen für das Verhalten Kahrs und Lossows beim Hitler-Putsch. Ich 
fand in den letzten Monaten des vorigen Jahres keine geeigneten Leute zur Ausführung 
der Tat... Im Januar drängte Claß immer mehr zur Tat, stellte mir Geldmittel in Höhe 
von 50.000 Mark in Aussicht und gab mir 12 000 Mark, von denen ich 2000 Thormann 
übergab . . .“ Dieses Protokoll wurde später von Grandel widerrufen mit der Erklärung, 
„daß er mit Thormann zwar über einen Mordplan gesprochen, ihm aber dafür kein Geld 
gegeben habe“. 

Ferner ebda, $. 40 f., Aussage des Generals Seeckt am 31. 5. 1924: Claß „glaubte, er hätte 
zahlreiche Verbände hinter sich und könnte einen Umschwung der Verhältnisse herbei- 
führen. Claß gehört zu den Leuten, deren politisches Denken in dem Wort zusammen- 
fließt: ‚Es muß etwas geschehen!‘ Die Herren suchten den General, der dumm genug ist, 
auf sie hereinzufallen. Das bin ich nicht! Unsere Unterredung schloß damit, daß ich ihn 
nicht im Zweifel ließ, daß ich jedem Umsturz, ob von rechts oder von links, mit allen 
Mitteln begegne“ ... Nach Aussage Claß über seine Unterredung mit Seeckt antwortete 
Seeckt auf seine Frage „Aber wenn es doch losgeht?“: „Ach, Sie meinen von rechts? Dann 
würde ich ebenso rücksichtslos schießen, wie gegen Kommunisten.“ 

Kptl. a.D. Manfred von Killinger gab in einem Schreiben vom 3. 2. 1927 zu, sich mit 
dem Gedanken eines Attentats auf Seeckt befaßt zu haben. Abschrift, Privatbesitz. 

50 Ursachen und Folgen, V, S. 500 ff., Nr. 1204 g, i. — „Vorwärts“, Morgenausgabe Nr. 485 
v. 17. 10. 1923, Artikel: „Sachsen und Bayern“; ferner ebda, Morgenausgabe Nr. 511 
v.1. 11. 1923, Artikel: „Der Beschluß der Reichstagsfraktion. Gegen Bayern und den Be- 
lagerungszustand.“ MNN, Nr. 298 v. 3. 11. 1923, Leitartikel: „Sozialistischer Bankrott“. 
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doch keinen Sinn, wenn wir uns hier nutzlos verbrauchen. Es ist besser, wir 
gehen hinaus, bellen draußen und beißen nicht“, sagte ein „sozialdemokrati- 
scher Kollege“ zu Reichswehrminister Geßler>!. 

Der militärische Ausnahmezustand und das Ermächtigungsgesetz machten 
der SPD, nicht zuletzt unter dem Druck der KPD, so zu schaffen, daß in ihren 
Reihen verschiedentlich die Abdankung des Reichspräsidenten gefordert 
wurde®?. 

Die Stunde für die Errichtung der nationalen Diktatur schien geschlagen 
zu haben. Aber General Seeckt handelte nicht gegen, sondern mit dem sozial- 
demokratischen Reichspräsidenten, nicht gegen, sondern mit Stresemann, ob- 
wohl er letzterem das Mißtrauen der Reichswehr offen ausgesprochen hatte, 
in der weisen Einsicht, daß eine Diktatur zu diesem Zeitpunkt innenpolitisch 
höchst problematisch, außenpolitisch aber völlig untragbar sei. 

Die Würfel fielen am 5. November5®. Der Chef der Heeresleitung hatte in 
Gegenwart des Reichswehrministers und des Staatssekretärs Meißner eine 
Unterredung mit dem Reichspräsidenten. Dieser stellte an Seeckt die Frage, 
was zu tun sei. Seeckt verlangte „Verständigung mit der Rechten, weil sonst 
die Truppe zwischen zwei Feuer kommt“. Darauf erwiderte Ebert: „Verstän- 
digung mit der Rechten bedeutet, daß ich mich den Bedingungen unterwerfen 
muß, die mir die Rechte stellt. Das lehne ich ab. Wenn sie der Auffassung sind, 
daß die Reichswehr nicht imstande ist, verfassungsmäßige Zustände im Reich 
zu schützen, daß sie das nicht kann oder nicht will, müssen Sie das jetzt er- 
klären. Dann werde ich dieses Haus verlassen.“ Diese klaren und männlichen 
Worte des Reichspräsidenten scheinen den General tief beeindruckt zu habens%. 
Der Augenzeuge Geßler schilderte weiter den Fortgang des Gesprächs: „Dar- 
auf zerdrückte Seeckt einige Tränen, lenkte ab und meinte, es sei jedenfalls 
mit Stresemann, dem Reichskanzler, nicht zu machen; denn Stresemann ge- 
nieße kein Vertrauen mehr.“ Auf die Frage Eberts, ob er das dem Reichs- 
kanzler selbst sagen wollte, erklärt sich Seeckt dazu bereit. Ebert verständigte 
telefonisch den Reichskanzler. Geßler und Seeckt begaben sich zu ihm. Der 


51 Geßler, S. 272. 

52 Ebda, S. 272. 

53 Nachlaß Seeckt, Stück 289. Danach Meier-Welcker, S. 403, Anm. 77; Kessel, a.a.O., 
S. 909; Geßler, S. 299, dessen Darstellung hier im allgemeinen gefolgt wird, irrte mit 
dem Datum: er schrieb 3. November. 

54 Geßler, S. 299, 
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General erklärte dem Regierungschef: „Herr Reichskanzler, mit Ihnen ist der 
Kampf nicht zu führen. Sie haben das Vertrauen der Truppe nicht.“ Strese- 
man antwortete mit der Frage: „Sie kündigen mir damit den Gehorsam der 
Reichswehr?“ Da schaltete sich Geßler ein: „Herr Reichskanzler, das kann nur 
ich.“ Geßler schloß die Schilderung des dramatischen Vorgangs mit den Sät- 
zen: „Und Seeckt schwieg. Wir gingen in verständlicher Erregung ausein- 
ander>?.“ 

Das entscheidende Ergebnis der Unterredung zwischen Reichspräsidenten, 
Reichswehrminister, Chef der Heeresleitung und Reichskanzler war, daß der 
Chef der Heeresleitung den verfassungsmäßigen Trägern der Reichsgewalt, 
dem Reichspräsidenten?® und dem Reichskanzler — obwohl er letzteren offen 


55 Geßler, S. 299. — Geßler nahm gegen Rabenau, S. 364, damit Stellung. Da Geßler Augen- 
und Ohrenzeuge war, ist seiner Schilderung der Vorzug zu geben. — Stresemann, Ver- 
mächtnis, I, S. 200, nahm zwar gegen die Behauptung, Seeckt hätte ihm das Vertrauen 
der Reichswehr gekündigt, Stellung. Ihm folgt Meier-Welcker, S. 403. Doch zeigt der 
Hergang der Fraktionssitzung der DVP am 6. 11., Stresemann, Vermächtnis, S. 198 f., 
daß Seeckt tatsächlich Stresemann gegenüber offen seine Ablehnung geäußert hat. Dort 
(bei der Fraktionssitzung, zu der Stresemann erschien) sagte Dr. Maretzky: 

».  „ Seeckt hat gestern abend dem Kanzler gesagt: ‚Sie sind als Kanzler nicht mehr mög- 
lich, bitte, treten Sie zurück, bringen Sie dem Vaterland das Opfer.‘“ 

Ferner sagte Freiherr von Lersner kurz nach Maretzky: „Seeckt hat mir heute zwischen 
4.00 und 4.30 Uhr mitgeteilt, er habe dem Reichskanzler gestern erklärt, daß der Herr 
Reichskanzler nach seiner Auffassung nicht mehr in der Lage sei, die Regierung zu leiten 
(Zwischenruf: Prätorianer!). Nein, Seeckt ist kein Prätorianer, der Kanzler hat ihn um 
seine Meinung gefragt, und die hat er ihm gesagt. Seeckt hat mir erlaubt, von seiner Mit- 
teilung Gebrauch zu machen, falls Legendenbildung entstehen sollte.“ 

(Erst nach diesen Äußerungen erschien Stresemann zur Sitzung.) Er nahm dazu mit fol- 
genden Worten Stellung: (Vermächtnis, I, S. 200) „Wäre die Äußerung so gefallen, dann 
hätten sie gewisse Folgen nach sich ziehen müssen. Seeckt hat in dieser Besprechung, zu 
der ich ihn gebeten habe, als seine politische Auffassung geäußert, die erste Aufgabe sei 
jetzt, den Rechtsradikalismus abzufangen. Vielleicht könne das unblutig geschehen, wenn 
ein Kabinett auf anderer Basis gebildet werde. Er denke dabei nicht an Parteien. Geßler 
hat darauf festgestellt, daß diese politische Auffassung des Chefs der Heeresleitung nichts 
mit der Stellung der Reichswehr zu tun habe. Seeckt hat das bestätigt und auf seinen 
gestrigen Tagesbefehl verwiesen. Es war also keine Rede davon, daß Seeckt mir das Ver- 
trauen der Reichswehr gekündigt hätte. Ich habe dennoch dem Reichspräsidenten Bericht 
erstattet und mein Amt zur Verfügung gestellt. Ebert hat mich auf das dringendste ge- 
beten, zu bleiben.“ — Offensichtlich leugnet Stresemann hier die offene Mißtrauenserklä- 
rung Seeckts ab, gesteht sie aber dadurch ein, daß er dem Reichspräsidenten Bericht er- 
stattete und sein Amt zur Verfügung stellte. Es bleibt der Spekulation überlassen, warum 
Stresemann in seiner Darstellung Schönfärberei betrieb; es ist jedoch Tatsache, daß 
Seeckt, wie Dr. Maretzky und Lersner feststellten, dem Kanzler das Vertrauen auf- 
kündigte. Im Seeckt-Nachlaß, Stück 289 (5. 11.) heißt es nur lakonisch: „Scharfe Ausein- 
andersetzung zwischen Seeckt und Stresemann bei Ebert.“ 

56 Dem Adjutanten Stresemanns, Dr. Ehlers, erklärte Seeckt, nur im Einvernehmen mit 
Ebert handeln zu wollen. Meier-Welcker, $. 402. 
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ablehnte und ersterem innerlich kühl gegenüberstand — die Treue hielt, da- 
mit auf seine Pläne, selbst Reichskanzler zu werden oder sich an die Spitze 
eines Direktoriums zu stellen, verzichtete und alle Hoffnungen der Rechten 
auf eine „nationale Diktatur“ zum Scheitern brachte. General Seeckt hielt, 
„wie einst Ludendorff“, Ausschau nach dem „starken Mann“. „Nun wollte 
er selbst es nicht sein“, so charakterisierte Schwerin-Krosigk die Haltung des 
Generals und dürfte Seeckt damit richtig eingeschätzt haben’”. 

Am 5. November marschierten württembergische Reichswehrtruppen un- 
ter dem Befehl des Wehrkreisbefehlshabers V, Generalleutnant Reinhardt — 
Verbände der 3. Kavalleriedivision unter Generalleutnant Hasse® — in Thü- 
ringen ein, nicht nur, um die Auflösung und Entwaffnung der proletarischen 
Hundertschaften durchzuführen, die die Bevölkerung terrorisierten. Der 
Reichswehrminister schrieb an den thüringischen Ministerpräsidenten ergän- 
zend zu dem Brief des Generals Reinhardt: „Der Auftrag des Generalleut- 
nants Reinhardt lautet dahin, Thüringen auch gegen jeden Einfall von drau- 
ßen zu schützen’®. ..“ Das war deutlich; die Reichswehr verlegte den bayeri- 
schen Berlin-Marschierern an der thüringisch-bayerischen Grenze den Weg®®. 

Ebert selbst hatte den Gedanken aufgegriffen, ein kleines Kabinett mit 
Seeckt an der Spitze zu bilden. Seeckt stellte jedoch die Bedingung, daß eine 
nationale Regierung zu bilden sei unter Ausschluß der Sozialdemokraten®!. 
Bei beiden Krisen der Stresemann-Regierung, im Oktober und im November, 
hätte er die Kanzlerschaft übernehmen können. Aber er war gegen jede parla- 
mentarische Bindung, erst recht gegen alle Bindungen, die sich über den Reichs- 
präsidenten an die SPD ergaben. Den Weg der Waffengewalt lehnte er ab, 
wohl aus zwei Gründen: er wußte, daß er kein volkstümlicher Mann war, der 
die breiten Massen hinter sich bringen konnte. Aus diesem Grund trennte er 
sich nicht von dem sozialdemokratischen Reichspräsidenten, dessen Stütze 
in der Arbeiterschaft er unbedingt zu bedürfen glaubte. Zum zweiten fürchtete 
er um die Reichswehr, die, zahlenmäßig schwach und innerlich nicht gefestigt, 


57 Schwerin-Krosigk, Es geschah in Deutschland, S. 108. 

58 Ursachen und Folgen, V, S. 502, 206. 

59 Ebda; ferner MNN, Nr. 301 v. 6. 11. 1923. 

60 „... deshalb mußten wir die streitenden Brüder auseinanderhalten und die Pässe, die von 
Sachsen und Thüringen nach Bayern führten, fest in der Hand halten.“ Geßler auf der 
Landesversammlung der Demokratischen Partei Württembergs am 8. 1. 1924, zit. n. „Köl- 
nische Zeitung“, Nr. 25 v. 11.1. 1924. 

61 Schröder, Wiedfeldt und die Seeckt-Ebertschen Direktoriumspläne, S. 129 ff. 
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wie gerade der Fall Lossow bewies, einer solchen Belastungsprobe kaum ge- 
wachsen war. Seeckts größte Sorge war ja, daß die Reichswehr zwischen zwei 
Feuer geraten könne: zwischen die radikale Linke und die radikale Rechte; 
diese Sorge war die entscheidende Triebfeder seines Tun und Lassens in diesen 
kritischen Wochen und Monaten. Die Direktoriumspläne Seeckts und Eberts 
deckten sich im übrigen weitgehend: beide faßten als Mitglieder des Direkto- 
riums die gleichen Männer ins Auge: Minoux, Wiedfeldt, Jarres#?. 

Seeckts Aufruf an die Reichswehr und sein Schreiben an die Reichswehr- 
kommandeure, beide vom 4. November, entschieden über die Direktoriums- 
pläne der Rechten. Sein Brief an den bayerischen Generalstaatskommissar 
Kahr vom 5. November ließ keinen Zweifel an seiner Haltung und an seinem 
Handeln: für die verfassungsmäßige Ordnung, gegen jeden Umsturz von 
links und von rechts. Damit waren auch die Würfel gefallen über die baye- 
rischen Umsturzpläne von Kahr-Pittinger und die großdeutsch-zentralisti- 
schen von Ludendorff-Hitler. 

Der vom Reichspräsidenten unter dem Druck seiner Partei geforderte mi- 
litärische Einsatz gegen Bayern unterblieb; die Reichswehr riegelte an der 
thüringisch-bayerischen Grenze ab. 

Im Auftrag des Reichspräsidenten schrieb General Seeckt an den deutschen 
Botschafter in Washington, Otto Wiedfeldt, am 4. November einen Brief mit 
der Bitte, sich bereitzuhalten für die Nachfolgeschaft Stresemanns als Reichs- 
kanzler®®. 

„Wir im Kabinett aber wußten“, so schilderte Luther die Lage, „daß dieser 
Unterschied unseres Vorgehens nur scheinbar vorhanden war, und bewahrten 
dies nicht etwa als Geheimnis. Es wurde nämlich durch die Eingriffe der Reichs- 
wehr in Sachsen und Thüringen auch die etwaige Anmarschroute ungehorsam 
gewordener Reichswehrteile oder aufsässiger Horden aus Bayern gegen die 
Reichshauptstadt unter die Kontrolle des Reiches gebracht. Das ganze war 
sogar eine hervorragende Lösung, indem die beiden gegen die Verfassung des 
Reiches gerichteten durchaus verfassungswidrigen Versuche zu Neubildungen 
mit einem Schlage lahmgelegt wurden. Angesichts der schwachen Abwehr- 


62 Schwerin-Krosigk, Es geschah in Deutschland, S. 108; Schröder, Wiedfeldt, S. 158 f. 

63 Schüddekopf, Heer und Republik, S. 184—186. 

64 S. Kap. Bayern und Reich. 

65 Wiedfeldt lehnte in seinem Brief an Seeckt vom 24. 11. ab. S. Schröder, Wiedfeldt, 
S. 191 f.; Meier-Welcker, S. 408 f. 


316 


mittel, die dem Reich zur Verfügung standen, gab es außer diesem Plan des 
Reichskanzlers Stresemann und des Reichswehrministers Geßler nebst dem 
Chef der Heeresleitung General von Seeckt keinen anderen begehbaren Weg. 
Der Plan gelang mit seinen Nah- und Fernwirkungen ... Die Sozialdemokra- 
ten indessen kamen nicht zur Vernunft®.“ Vielmehr wurde auf einer Konfe- 
renz der Berliner sozialdemokratischen Funktionäre ein Antrag mit der For- 
derung angenommen, den Reichspräsidenten Ebert aus der Partei auszuschlie- 
ßen ®”! 

Im Augenblick der äußersten Zerreißprobe hatte Deutschland nach dem 
Ausscheiden der drei sozialdemokratischen Minister keine ordentliche, auf 
parlamentarischer Mehrheit fußende Regierung. Reichskanzler Stresemann 
konnte seinem hohen Verantwortungsbewußtsein kein schöneres Zeugnis aus- 
stellen als durch seine Entschlossenheit, „sich gegen Tod und Teufel zu behaup- 
ten“®®, Zunächst amtierte die Reichsregierung als „Zwischenregierung“ wei- 


66 Luther, S. 172 f.; „Vorwärts“, Morgenausgabe Nr. 515 v. 3. 11. 1923, Artikel „Das Ende 

der großen Revolution“. — Gustav Radbruch, Der innere Weg, Aufriß meines Lebens 
$. 178 f., hob in seiner Kritik an der SPD, der er selbst angehörte, besonders folgende 
grundlegende Fehler hervor: „Wie dem nationalen Gedanken, so vermochten wir auch 
der demokratischen Staatsform nicht ein hinreichendes Pathos zu verleihen ... . Demo- 
kratie ist Führerauslese, die vom Volke gewählten Führer sind berufen zu führen, nicht 
um in ängstlichem Rückblick auf die ihnen folgende Masse sich von ihr führen zu lassen. 
Die sozialdemokratischen Führer, zum großen Teil Partei- und Gewerkschaftsfunktionäre, 
waren sich nicht immer hinreichend bewußt, daß Regieren notwendig Stimmenverlust be- 
deutet, vielmehr bemüht, solche unvermeidlichen Stimmenverluste durch eine zu weit 
gehende Rücksichtnahme auf die jeweilige Massenstimmung zu verhüten. Sie verkannten 
die Notwendigkeit der Popularität auch der demokratischen Führer und verschmähten 
das, was man damals „Führerkult“ nannte und was man später an ihren politischen Nach- 
folgern im Übermaß erlebt hat. Zu den Imponderabilien, deren werbende und bindende 
Kraft man zu gering einschätzte, gehörten Religion und Kirche. Ich habe die Lücke an 
Gemütswerten, die hier im Parteileben klaffte, früh erkannt... Seither hat man uner- 
wartete Erfahrungen über die Macht religiöser und kirchlicher Werte machen können. Die 
Partei brach zusammen, die Gewerkschaften brachen zusammen, die Wissenschaften und 
die Universitäten brachen zusammen, allein die Kirchen leisteten Widerstand und wußten 
ihr Eigenleben zu schützen.“ 
Bernhard Rausch, ehemaliger Pressechef Noskes, schrieb an den Vorstand der VSPD einen 
Brief, in dem es u.a. hieß: „Aber statt im Namen der Freiheit das Recht des unter- 
drückten deutschen Volkes mit flammendem Pathos einer feindlichen Welt entgegenzu- 
setzen, wurde die Partei zum typischen Repräsentanten larmoyanter Schwäche und na- 
tionaler Duckmäuserei ... . Indem die Partei den Kampf für die Republik statt als na- 
tionale Sammlung mit den Methoden des Klassenkampfes führte, hat sie selbst zur 
Schwächung der Republik entscheidend beigetragen ..... Der schwerwiegendste und das 
Schicksal der Partei besiegelnde Fehler war die Einigung mit den Unabhängigen“, zit. 
nach MNN, Nr. 302 v. 7. 11. 1923, Leitartikel: „Deutschlands Verhängnis.“ 

67 VB, Nr. 223 v. 1. 11. 1923, S. 3. 
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ter, ohne Reichstag, ohne Justiz- und ohne Wiederaufbauminister. Das Innen- 
ministerium wurde am 11. November mit dem Oberbürgermeister von Duis- 
burg, Dr. Jarres, der der Partei Stresemanns angehörte, besetzt. Die besten 
Köpfe der politischen Führung des deutschen Volkes in dieser schwersten Stunde 
nach dem Kriege kamen großenteils aus den großen Gemeindeverwaltungen, 
neben Jarres auch Luther (Oberbürgermeister von Essen) und Geßler (Ober- 
bürgermeister von Nürnberg). Die „Zwischenregierung“ bestand vom 2. bis 
zum 20. November. In dieser Zeit fielen die wichtigsten Entscheidungen: der 
Ludendorff-Hitler-Putsch in München, die Übertragung der vollziehenden Ge- 
walt und des Oberbefehls über die Reichswehr am 8. November an General 
von Seeckt, die Einführung der Rentenmark am 15. November, der Höhe- 
punkt des separatistischen Aufstandes in der Pfalz und im Rheinland, der Ab- 
schluß des ersten Micum-Abkommens. Der Reichstag trat am 20. November 
wieder zusammen. Die sozialdemokratische Partei brachte am 23. November 
folgenden Mißtrauensantrag gegen die Reichsregierung ein: 

„Die Reichsregierung hat den militärischen Ausnahmezustand gegen Sach- 
sen und Thüringen, ohne daß hierfür sachliche Gründe vorlagen, in schärfster 
Form angewandt, gegen die verfassungswidrigen Zustände in Bayern aber 
nichts Entscheidendes getan. Sie hat daher nicht das Vertrauen des Reichs- 
tags®.3 

Der Reichskanzler stellte darauf das Vertrauensvotum; es wurde vom 
Reichstag abgelehnt. 

Der Rücktritt der neunten Reichsregierung erfolgte endgültig am 23. No- 
vember 1923. 


69 SEG, 64, 1923; „Vorwärts“, Morgenausgabe Nr. 549 v. 24. 11. 1923, Artikel: „Rücktritt 
der Regierung Stresemann“. 
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III. Der Konflikt zwischen Bayern und dem Reich 


Der Rücktritt der Reichsregierung Cuno Anfang August war das Einge- 
ständnis des gescheiterten Ruhrwiderstandes. Die neue Reichsregierung, die 
Gustav Stresemann als Koalitionsregierung mit vier sozialdemokratischen 
Ministern gebildet hatte, stieß in Bayern auf schärfsten Widerspruch. 


Der dritte große Konflikt zwischen Bayern und dem Reich seit Kriegsende 
nahm davon seinen Ausgang. Der bayerische Ministerrat befaßte sich am 17. 
August mit dem Berliner Regierungswechsel. Ministerpräsident Knilling er- 
blickte in der Besetzung der Reichsministerien für Inneres, Justiz und Finan- 
zen mit Sozialdemokraten „eine große Gefahr für die Aufrechterhaltung eines 
guten Verhältnisses zwischen München und Berlin, zumal der neue Reichs- 
kanzler nach seiner Beurteilung ein Mann sei, der gerne laviere und von dem 
zu befürchten sei, daß er einem Druck von links nur allzuleicht nachgeben 
werde“!. 


Der Vorsitzende der VVB kündete bereits am 22. August in einer Rede in 
Berlin einen neuen Verfassungskonflikt zwischen Bayern und dem Reich an, 
einen verschärften Kampf gegen die Weimarer Verfassung mit dem Ziele ih- 
res Ersatzes durch eine föderalistische Verfassung „im Sinne der Bismarckschen 
Verfassung“?. 


Das von Professor Bauer geprägte Schlagwort „Auf nach Berlin“ wurde 
ohne sein Dazutun umgemünzt in „Marsch nach Berlin“. Das war ein Grad- 
messer für die Stimmung in Bayern, besonders bei den vaterländischen Ver- 
bänden. Diese erklärten, „nur der stahlharte Wille der nationalen Diktatur“ 
könne aus dem Unglück führen. In das gleiche Horn wie der Vorsitzende der 
VVVB stieß nun auch der bayerische Ministerpräsident mit einer Rede auf der 


1 MRP v. 17. 8. 1923, BGSTA, Mü.MA 1946, B. 6. 

2 Prof. Bauer auf einer Tagung der VVV in Berlin am 22. 8. 1923, SEG, 64, 1923, S. 156; 
MP, Nr. 197 v. 27. 8. 1923, S. 3. 

3 Prof. Bauer im Prozeß, 16. Tag (15. 3. 1924). 

4 Schmelzle, UE. — Schon Anfang 1923 hatte Knilling gegenüber dem Reichsgesandten 
Haniel den Gedanken einer sozialdemokratischen Regierungsbeteiligung in Berlin ent- 
schieden abgelehnt. Harbeck, Kabinett Cuno, $. 465 f., Nr. 153. 
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Versammlung der christlichen Bauernvereine in Tuntenhausen am 16. Septem- 
ber 19239. 

Die Rede Knillings war in mehr als einer Hinsicht bemerkenswert. Neben 
dem üblichen Hervorheben der föderalistischen Rechte fiel die Erwägung des 
Verhaltens Bayerns gegenüber einer Linksdiktatur auf: „Dann würde nicht 
Bayern sich vom Reich scheiden, sondern die Reichsfeindlichkeit würde bei 
denen ruhen, die sich nicht schämen, das deutsche Reich der Elendskrankheit 
des asiatischen Bolschewismus auszuliefern.“ Sehr deutlich kam auch die Sorge 
um die vaterländischen Verbände wegen ihrer Uneinigkeit und Unbesonnen- 
heit zum Ausdruck, wegen ihrer Sonderziele und wegen ihres Spielens „mit 
verhängnisvoller Gewalt“. Der Ministerpräsident wünschte das Vertrauen 
der Verbände für die Regierung zu gewinnen. Bezeichnend war, daß und wie 
er ihre Entstehung begründete und rechtfertigte: sie seien aus dem Gegensatz 
gegen den marxistischen Terror entstanden, als notwendige Reaktion auf die 
Revolution. Knilling schloß seine Rede mit folgendem Bekenntnis: „Unüber- 
brückbar stehen sich in Deutschland die nationalgermanisch-christliche und die 
international marxistische Weltanschauung gegenüber.“ — Diese Rede wurde 
für die bayerische Politik der nächsten Monate richtungweisend. Aus der dar- 
in zum Ausdruck gebrachten Haltung der bayerischen Regierung wird die 
Politik der Rechtsverbände erst verständlich. 

Die Gründung des Kampfbundes, die Wahl Hitlers zu dessen politischen 
Führer, leitete in Bayern die Endphase der Auseinandersetzung mit dem 
Reich ein, ausgelöst durch den gescheiterten Ruhrkampf. Wilde Putschgerüchte 
kursierten und beschäftigen den bayerischen Ministerrat. Die Erregung wurde 
durch nebensächlich aussehende Ereignisse geschürt, so durch die Verabschie- 
dung des Generals von Epp. Das wurde in Bayern als ein Schlag ins Gesicht 
empfunden®. Ohne Zweifel war es unklug gewesen, zu diesem Zeitpunkt eine 


5 SEG, 64, 1923, S. 171—173. 
Der „Vorwärts“ kommentierte die bayerische Haltung in den ersten Septembertagen mit 
Artikeln über die wachsende Gefahr des „bayerischen Separatismus“: 
Abendausgabe Nr. 412 v. 4. 9. 1923, S. 1, Leitartikel: „Gefahr für die Reichseinheit. 
Der bayerische Separatismus“; Abendausgabe Nr. 428 v. 13. 9. 1923, S. 1 f., Leitartikel: 
„Schicksalstage in Bayern“. Dort heißt es u.a.: „.... und so hat in den letzten Tagen der 
separatistische Gedanke in weiten bayerischen Kreisen beträchtliche Fortschritte gemacht“; 
Abendausgabe Nr. 432 v. 15. 9. 1923, S. 1: „Bayerns Rüstung zum Bürgerkrieg. Prokla- 
mation der Vaterländischen Verbände.“ 

6 MRP v. 21. 9. 1923; BGSTA, MA 103457. — Die endgültige Verabschiedung Epps er- 
folgte am 24. 10. 1923. S. Deuerlein, Hitlerputsch, $. 179 f., Dok. 11; H. ]. Gordon, 
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solche Maßnahme durchzuführen. Die Stimmung gegen das rote Berlin wurde 
dadurch genährt. Schließlich brachte das Ultimatum, das die vaterländischen 
Verbände der bayerischen Regierung wegen des von der Reichsregierung gegen 
Dietrich Eckart aufgrund des Republikschutzgesetzes erlassenen Haftbefehls 
stellten, den Krug zum Überlaufen?. Ministerpräsident Knilling erklärte in 
der Ministerratssitzung vom 26. September 1923 u. a., es bestehe die Gefahr, 
daß abenteuerliche Entschlüsse reifen könnten, durch die zum mindesten das 
Ansehen und die Haltung Bayerns im Reich vernichtet würde. Der Vorschlag 
Knillings, deshalb einen Generalstaatskommissar als Inhaber der vollziehen- 
den Gewalt einzusetzen, wurde gebilligt und Kahr, der inzwischen in der 
Sitzung erschienen war, mit dem Amte betraut. Noch am gleichen Tage er- 
ging die entsprechende Verordnung und ein Aufruf®. 

Die Errichtung des Generalstaatskommissariats am 26. September 1923 
war die Antwort der bayerischen Regierung auf die Ernennung Hitlers zum 
politischen Leiter des Kampfbundes am 25. September. General von Lossow, 
der an der Ministerratssitzung teilnahm, vertrat bezeichnenderweise die An- 
sicht, „der Generalstaatskommissar werde die vaterländischen Verbände auf- 
zufordern haben, sich hinter ihn zu stellen; wer das nicht tue, werde als Auf- 
rührer behandelt werden“. Er erklärte sich bereit, von auswärts Truppen 
heranzuziehen. Auch der Chef der Landespolizei, Oberst von Seisser, schlug 
vor, Verbände von auswärts heranzuziehen und der Polizeidirektion Mün- 
chen zu unterstellen. Polizeipräsident Mantel verlas die von den VVM an 
die Regierung gestellten Forderungen und erwähnte Verhandlungen zwischen 
den VVM und den Kampfverbänden, „ob ein Zusammengehen auf dieser 
Grundlage möglich sei“. 

Die Betrauung eines Mannes mit der vollziehenden Gewalt war, wie Knil- 
ling ausführte, „schon vorbereitet“, ebenso auch die Wahl Kahrs für diesen 
Posten, denn laut Knilling mußte es ein Mann sein, „der wenigstens einen Teil 
der vaterländischen Kreise hinter sich habe“!®. Der Innenminister schlug vor, 


Ritter von Epp und Berlin 1919—1923, in: WR, IX, 1959, S. 329—341; — Pittingers 
Organ, „Bayern und Reich“, Nr. 28 v. Oktober 1923, befaßte sich auch mit der Ent- 
lassung Epps in dem Artikel „Um was geht es?; — MNN, Nr. 299 v. 4. 10. 1923, 
Leitartikel: „General von Epp.“ 

7 Müller, III, S. 154 f. 

8 MRP v. 26. 9. 1923. 

9 Ebda. 

10 Ebda; ferner: Kahr, Erinnerungen, NK. 
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„daß die Bestellung in der Form des Ausnahmezustandes geschehen müsse“. 
Der Ministerrat folgte jedoch dem Vorschlag des Justizministers, den Aus- 
druck „Ausnahmezustand“ zu vermeiden!!. Hitler war eine unberechenbare 
Gewalt geworden; deshalb versuchte die bayerische Regierung gegen ihn in 
Form des Generalstaatskommissariats einen Schutzdamm zu errichten. Sicher 
war mit Kahr der Plan schon geraume Zeit vorher abgesprochen worden, 
denn es konnte kein Zufall sein, daß der Regierungspräsident von Oberbayern 
in dieser Sitzung über dieses Thema zum „richtigen“ Zeitpunkt erschien. 

Die Wahl war auf Kahr gefallen, weil er bei den vaterländischen Verbän- 
den nach wie vor großes Ansehen genoß und gerade deshalb auch der geeignete 
Mann zu sein schien, die Spaltungspolitik in den Reihen der Wehrverbände 
erfolgreich fortzusetzen und die Radikalen unter Hitler völlig zu isolieren. 
Sanitätsrat Pittinger als Führer des „Bundes Bayern und Reich“ erließ im 
Sprachrohr des Bundes „Bayern und Reich“ folgenden Aufruf: „Exzellenz 
von Kahr ist Generalstaatskommissar von Bayern. Begeistert habt Ihr ihm 
zugejubelt, wenn er seine staatspolitischen Ideen entwickelte, die auch unsere 
Ideale sind. Schwer und groß ist die Aufgabe, die seiner harrt. Wir vom Bunde 
werden geschlossen hinter ihm stehen. Denn jetzt gilt es: Bayern und Reich!!?“ 
Der militärische Führer von „Bund Bayern und Reich“, General a. D. Tut- 
schek, erließ gleichzeitig einen sinngemäßen Aufruf für Kahr „An die Wehr- 
verbände des Bundes“, ebenso erging ein Aufruf „An die Angehörigen der 
vereinigten vaterländischen Verbände Bayerns“ von Professor Bauer und Ge- 
neral a. D. Kleinhenz'?. Bereits in der nächsten Nummer von „Bayern und 
Reich“ war auf der ersten Seite unter dem Schlagwort „An alle“ folgende 
Warnung zu lesen: „Ortsgruppen, Verbände und Bundesmitglieder! Der Geist 
der Zwietracht geht unter den Vaterländischen um. Der Kampfbund sucht 
Verwirrung und Spaltung in unsere Reihen zu tragen. Für uns gibt es kein: 
Hie Hitler; hie Kahr. Wir stehen alle wie ein Mann hinter Kahr. Wer heute un- 


11 Nach Aussage Neunzerts hatte Justizminister Gürtner zwei Nürnberger Herren erklärt, 
der Kampfbund beabsichtige, an dem auf die vierzehn Versammlungen der National- 
sozialisten folgenden Morgen um 4.00 Uhr loszuschlagen und die Regierung gewaltsam 
zu stürzen. Deshalb sei Kahr zum GSTK ernannt worden. UAL, 16. Sitzg. v. 19. 12. 
1927. 

12 „Bayern und Reich. Vaterländisches Wochenblatt. Bundesnachrichtenblatt“, 1. Jg., Mün- 
chen, 29. 9. 1923, Nr. 24, S. 1. 

13 Ebda. — Neben General Tutschek war auch General Stetten militärischer Führer von 
„Bund Bayern und Reich“. General Kleinhenz war militärischer Führer der VVVB. 
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sere Fahne verläßt und zu einem anderen Verband übertritt,bricht sein gegebe- 
nes deutsches Manneswort und begeht Meineid. Er gilt uns als Überläufer heute 
wie im Kriege. Die Bundesleitung‘*.“ Gleichzeitig wurde gegen Hitler in 
einem Artikel, betitelt „Maske herunter“, heftig Stellung genommen; es wurde 
ihm der Vorwurf gemacht, die Geschäfte der Internationalen durch seine 
Spaltungspolitik im vaterländischen Lager zu betreiben. „Wir sind objektiv 
genug, zu sagen, das ist nicht Hitlers Geist, sondern der Fluch seiner Um- 
gebung: hier weht zweifelsohne ein semitischer Wind. Immer dieselbe Me- 
thode: Wie sich das Judentum in den Friedländer, Rathenau, Ballin usw. an 
Wilhelm II. herangemacht hat, so sehen wir auch heute wieder Gestalten 
mit semitischem Außerem im Stabe Hitlers. Immer dasselbe traurige Spiel 
nach jüdischem Rezept: Byzantinismus und Speichelleckertum lähmten Wil- 
helmsSchaffensfreude und Willen und zeitigten verhängnisvollen Größenwahn. 
Und heute erscheint Hitlers Kopf im ‚Völkischen‘, und sein Bild wird in 
marktschreierischer Form durch die Presse zum Verkauf feilgeboten'?. . .“ Die 
Beweisführung gegen Hitler wegen jüdischer Beeinflussung mag man als lä- 
cherlich bezeichnen; bezeichnenderweise fehlten auch jegliche genaue Personen- 
angaben. Immerhin war aber Pittinger dafür bekannt, daß er einer der frühe- 
sten und entschlossensten Gegner des Personenkultes mit Hitler gewesen ist!®. 
Von der sachlichen Seite her betrachtet, zeigte sich in den Aufrufen des Organs 
von „Bund Bayern und Reich“, daß der Gegensatz zwischen den Weißblauen 
unddenhakenkreuzlerischSchwarz-Weiß-Roten um Ludendorff und Hitlermit 
der Gründung des Kampfbundes nun unüberbrückbar geworden war. Das 
ursprüngliche Bündnis zwischen Weiß-Blau und Schwarz-Weiß-Rot, unter 
dessen Schutzmantel Hitler seine ersten politischen Gehversuche hatte machen 
können, war nun endgültig zerstört. Der 26. September 1923 war mit der Be- 
rufung Kahrs zum GSTK zur Markscheide geworden zwischen den weiß- 
blauen Schwarz-Weiß-Roten und den hakenkreuzlerisch Schwarz-Weiß- 
Roten!?, 


14 Ebda, Nr. 25 v. 6.10.1923, 5. 1. 

15 Ebda. 

16 S.o. Seite 74 das Zitat aus „Neue Heimatlandbriefe“; ferner MM von Oberstlt. a.D. 
Schad v. 29. 11. 1952. Es wurde sogar der Verdacht geäußert, daß der Geschäftsführer 
des „Kampfbundes“, Scheubner-Richter, Hitlers engster politischer Berater, Jude sei. 
Akten „Bund Bayern und Reich“, I, Akt Röhm, Heiß, Hofmann, BHSTA, Kriegsarchiv. 

17 VB, Nr. 203 v.1.10. 1923, S. 1, Artikel: „Deutsche Volks-Kampfgenossen, Bayern!“ 
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„Bayern und Reich“ verkündete in der Nummer vom 6. Oktober 1923 
auch die ersten Maßnahmen Kahrs: die Errichtung des Staatspolizeiamtes in 
Nürnberg-Fürth, die Außerkraftsetzung „der zur Knebelung der Vaterlän- 
dischen geschaffenen ‚Republikschutzgesetze‘“ anläßlich der Forderung des 
Leipziger Staatsgerichtshofes nach Auslieferung des Führers der „Reichs- 
flagge“, Hauptmann Heiß, die Auflösung der sozialdemokratischen Sicher- 
heitsabteilungen („Auergarde“), das „Verbot von Streiken und Aussperrun- 
gen“ zum „Schutz der Arbeitswilligen und der nationalen Arbeiterschaft vor 
dem Terror der Linksgewerkschaften“, die Verhängung der Todesstrafe für 
Landesverrat!®. 

Der Aufruf des Generals von Tutschek „An die Wehrverbände des Bun- 
des“ zeigte klar und deutlich, daß der „Bund Bayern und Reich“, wie es in 
einer Führungsbesprechung vom Februar 1923 ausdrücklich hieß, tatsächlich 
„lediglich der Deckmantel für die Wehr-(Militär)Organisation“ in Bayern 
war!®. Das machte auch den erbitterten Kampf zwischen Pittinger und Haupt- 
mann Röhm, dem „Feldzeugmeister“, um die geheimen Waffenbestände klar. 

Kronprinz Rupprecht hatte an der Einsetzung Kahrs „ausschlaggebenden 
Anteil“. „Wir haben wirklich etwas wie die erste Regierungshandlung Rup- 
prechts. Aber es ist leider eine Halbheit. Wenn sie mißlingt, wird seine Stel- 
lung langehin geschwächt sein, nach allen Seiten . . .“, so kommentierte K. A. 
von Müller die Berufung Kahrs zum GSTK?®. Dem geplanten Umschwung 
fehle „jede geistige Vorbereitung“. „Wenn man an die preußische Erhebung 
von 1813 denkt“, fuhr Müller in seiner Kritik fort, „welche geistige Elite 
war da zur Stelle! Unterschätzung des Geistigen im jetzigen Bayern, vielleicht 
noch stärker als im jetzigen Preußen, das doch wenigstens die, wenn man so 
sagen darf, materielle Bedeutung der geistigen Kräfte oder mindestens der 
geistigen Aufmachung nicht unterschätzt. Hier denkt sogar jetzt noch niemand 
an eine geistige Mobilmachung (September 1923! Fr.). Kein Staat, der einer 
sein will, kann auskommen ohne eine Unterrichtspolitik großen Stils®!.“ 

Die bayerische Regierung hatte, wie anderseits hervorgehoben, den Völ- 
kischen um Ludendorff und Hitler mit der plötzlichen Errichtung des GSTK’s 
einen dicken Strich durch die Rechnung gemacht. Der militärische Führer des 
18 „Bayern und Reich“, Nr. 25 v. 6. 10. 1923, S. 1, Artikel: „Rückkehr zum Staat“. 

19 „Bund Bayern und Reich“, Bd. 2, Akt M., BHSTA, Kriegsarchiv. 


20 Müller, III, S. 156. 
21 Ebda, $. 157. 
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Kampfbundes, Oberstleutnant a. D. Kriebel, erhob in einem vom 3. Oktober 
datierten, an den Ministerpräsidenten gerichteten Brief empört energischen 
Einspruch gegen die Behauptung, „daß der Kampfbund in der vergangenen 
Woche einen Putsch vorbereitet hätte, um die Regierung zu stürzen. Es soll 
angeblich ein Befehl in die Hände der Regierung gelangt sein, der dies be- 
stätigt .... Als militärischer Führer des Kampfbundes erkläre ich hierzu und 
stehe mit meiner Person dafür ein, daß alle diese Gerüchte in keiner Weise 
den Tatsachen entsprechen. Sollte ein derartiger Befehl aufgefunden worden 
sein, so ister glatt gefälscht??.“ 

Man darf Kriebels Erklärung sicher Glauben schenken, in dem Sinne, daß 
militärisch kein Staatsstreich vorbereitet war. Kriebel und Röhm waren als 
tüchtige Generalstäbler sich des militärischen Kräfteverhältnisses zu sehr be- 
wußt, als daß sie es auf eine Machtprobe hätten ankommen lassen. Ein anderes 
war freilich das Vorhaben der politischen Leitung. Hitler und sein politischer 
Berater Scheubner-Richter hofften wahrscheinlich, durch Massenkundgebun- 
gen auf die Regierung einen solchen Druck ausüben zu können, daß sie den 
Rücktritt des Innenministers und die Übernahme dieses wichtigsten Ministe- 
riums durch eine ihnen genehme Persönlichkeit erzwingen könnten. Dieser 
Plan Scheubner-Richters war durch die Ernennung Kahrs zum GSTK ver- 
eitelt worden. 

Knilling hatte in der Ministerratssitzung einleitend auch über die Konfe- 
renz der Ministerpräsidenten der Länder in Berlin am 25. September berichtet. 
Hinsichtlich der Einstellung des Ruhrwiderstandes habe er verlangt, daß sie 
„nicht den interalliierten Mächten notifiziert, daß ferner zum Ausdruck ge- 
bracht werde, daß der Versailler Vertrag von der Gegenseite gebrochen wor- 
den sei, und daß daraus die Folgerung gezogen werde, daß er infolgedessen 
auch für Deutschland hinfällig sei, und außerdem, daß die Reichsregierung 
nicht ihre Verhandlungsbereitschaft nach Aufgabe des passiven Widerstandes 
bekunde??.“ Der bayerische Ministerpräsident vertrat damit eine der Reichs- 
regierung entgegengesetzte Ansicht. Da er sich darüber im klaren war, daß die 
Reichsregierung nicht zuletzt unter dem Druck des sozialdemokratischen Ko- 
alitionspartners auf die Linie des Nachgebens einschwenken werde, benützte 
22 GSTK, Nr. 3, BHSTA, s. Deuerlein, S. 121, Dok.Nr. 20. 

23 Dem Abbruch des Ruhrwiderstandes hatte Knilling zugestimmt. Die bayerische Regierung 


war auch „über die bevorstehende Verhängung des Reichsausnahmezustandes unter- 
richtet.“ Geßler, $. 264. 
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er die gespannte innenpolitische Lage, um die Reichsregierung vor vollendete 
Tatsachen zu stellen. Er kam dem vom Reich am 26. September verhängten 
Ausnahmezustand durch schnelles Handeln zuvor, wenn auch nur um Stun- 
den, und beabsichtigte vermutlich auch, mit dem Generalstaatskommissariat 
eine Plattform zu schaffen für eine Lösung der Verfassungskrise im Reich und 
in Bayern im weiß-blauen und schwarz-weiß-roten Sinn. 

Kahr war entschlossen, „es auf Biegen und Brechen ankommen zu las- 
sen“?*. Den Anstoß zu seiner Berufung soll der Fraktionsführer der Bayeri- 
schen Volkspartei, Dr. Held, nach einer Rücksprache mit Kronprinz Rup- 
precht gegeben haben?®. Für das Vorgehen der bayerischen Regierung waren 
sicher keine separatistischen Gründe maßgebend, sondern die Furcht vor Hit- 
ler und die Sorge vor einer Machtergreifung der Kommunisten in Mittel- und 
Norddeutschland. Die Angst vor Verzweiflungsausbrüchen der durch die In- 
flation verelendeten und durch die Enttäuschung über die Kapitulation an der 
Ruhr erbitterten Massen trieb die Regierung zum Handeln gegen die Gefahren 
des Rechts- und Linksradikalismus. So erwuchs das Generalstaatskommissa- 
riat „aus einer ausgesprochenen Panikstimmung, wie so vieles in jenen auf- 
geregten Zeiten“?*. Das GSTK war jedoch nicht nur Ausdruck einer „Panik- 
stimmung“, sondern ein wohlberechneter und gutgezielter Schlag, um die 
Panikmacher zu bekämpfen und die Initiative zu gewinnen. Das gelang der 
Regierung zunächst weitgehend. 

Die Hitlerbewegung und der von ihr getragene Kampfbund waren einge- 
bettet in die Auseinandersetzung zwischen Bayern und dem Reich, als aus- 
lösende Kraft dieser Krise im Herbst 1923 wie als bestimmender Wesenszug 
des weltanschaulichen Gegensatzes der Rechten und der Linken, des nationa- 
len und des internationalen Gedankens. 

Darin zeigten sich Bedeutung und Begrenzung der Hitlerbewegung im 
Herbst 1923. Sie war bedeutend genug, um die staatsrechtliche Auseinander- 
setzung zwischen Bayern und dem Reich zu verschärfen und zum Höhepunkt 
zu treiben, aber zu schwach, um die Dinge in ihrem Sinne zu steuern. Deshalb 
wurde sie vom Strudel der Ereignisse in die Tiefe gerissen. Die bayerische Re- 
gierung war mit der Errichtung des GSTKs den Rechtsaktivisten zuvorge- 


24 Schmelzle zu Geßler, zit. n. Geßler, S. 264. 
25 Schwend, S. 216. 
26 Ebda. 
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kommen, aber auch der Reichsregierung. In gewisser Hinsicht nahm sie nun 
eine Zweifrontenstellung ein und suchte eine selbständige und unabhängige 
Politik zu betreiben. Hinter der Errichtung des GSTKs stand auch die Über- 
legung, daß das Reich mit der Aufgabe des passiven Widerstandes zusammen- 
brechen werde und daß damit „die Pflicht der staatlichen Selbsterhaltung auf 
die Länder übergehen werde“?”. 

„Das war vor allem die Rechnung Kahrs. Die Frage war nur, ob man den 
Patienten von selber sterben lassen solle, oder ob man, was fallen würde, noch 
von Bayern aus stoßen sollte?®.“ Das war jedoch nicht die Ansicht oder Absicht 
des „Kampfbundes“?®, der das Reich durch Übernahme der Führung zu retten 
suchte. 

Der dritteKonflikt zwischen Bayern und dem Reich, der die Verfassungskrise 
der Weimarer Republik auf die Höhe trieb, entzündete sich an der Hitler- 
bewegung, aus zwei Gründen: aus Angst vor einem Staatsstreich des „Kampf- 
bundes“ hatte die bayerische Regierung am 26. September die vollziehende 
Gewalt in der Hand des GSTKs Kahr konzentriert und war damit der sinn- 
gemäßen Maßnahme der Reichsregierung zuvorgekommen. Dadurch, daß das 
Reich und der bayerische Staat gleichzeitig den Ausnahmezustand verhängten 
— wenn auch in Bayern dieses Wort vermieden wurde — war Grund zu 
einer neuen Auseinandersetzung zwischen dem Reich und Bayern gegeben. 
Schließlich gab das Organ Hitlers, der VB, dann den Anlaß zum ersten Zu- 
sammenstoß zwischen dem GSTK als Träger der vollziehenden Gewalt in 
Bayern und dem Reichswehrminister Geßler, dem Träger der vollziehenden 
Gewalt im Reich. Angesichts dieser dritten Kraftprobe zwischen Bayern und 
dem Reich nach dem Krieg muß man sich der beiden vorausgegangenen Kon- 
flikte und ihrer Ursachen erinnern: die Auflösung der Einwohnerwehren im 
Sommer 1921 und der Kampf um den bayerischen Ausnahmezustand hatten 
den ersten Streit ausgelöst; er hatte mit der Niederlage und dem Rücktritt 
27 Sendtner, S. 521. — In diesem Sinne hatte sich General von Lossow gegenüber Hitler an- 

läßlich des Ruhrkonfliktes und in den letzten Oktobertagen geäußert. Prozeß, Aussage 

Hitlers, 10. Tag (8. 3. 1923). 

28 Sendtner, S. 521; „Vorwärts“, Abendausgabe Nr. 456 v. 29. 9. 1923, Leitartikel: „Es 

geht ums Reich. Die Schicksalsfrage Bayerns“; Sonntagsausgabe Nr. 457 v. 30. 9. 1923, 

S. 1, Artikel: „Kahrs Feldzug gegen das Reich“; Morgenausgabe Nr. 459 v. 2. 10. 1923, 

S.1, Leitartikel: „Der Stoß von Rechts.“ 

29 Die Meinung Sendtners, daß der Kampfbund auch eine solche Politik verfolgt habe, steht 


im scharfen Widerspruch zu der gesamt-zentralistischen Haltung der Gruppe Ludendorff— 
Hitler. 
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der bayerischen Regierung Kahr geendet. Die zweite Auseinandersetzung 
hatte im Sommer 1922 stattgefunden wegen der bayerischen Ausnahmever- 
ordnung, die gegen das Republikschutzgesetz gerichtet war. Die bayerische 
Regierung Lerchenfeld hatte die Ausnahmeverordnung vier Wochen nach 
ihrem Inkraftsetzen wieder zurücknehmen müssen?”. 

Im Herbst 1923 nützte Bayern die schwere Krise des Reiches, die eine töd- 
liche zu sein schien, aus, um seine föderalistischen Interessen durchzusetzen 
und unter Umständen die Führung des Reiches zu übernehmen. 

Am 28. September verbot der Reichswehrminister als Inhaber der voll- 
ziehenden Gewalt im Reich den VB „bis auf weiteres“, wegen eines Angriffs 
auf den Chef der Heeresleitung, General von Seeckt?". 

Der Wehrkreisbefehlshaber General von Lossow, an den der Befehl zur 
Durchführung ergangen war, leitete ihn dem GSTK zu. Dieser erhob Ein- 
spruch „gegen bewaffnetes Einschreiten wegen schwerster Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit“. In dem Telegramm Lossows an Geßler hieß es dann 
weiter: „Da nach letzter mündlicher Weisung offener Konflikt mit Staats- 
kommissar vermieden werden soll und von mir auch unter allen Umständen 
vermieden wird, ist Befehl unausführbar. Bericht folgt??.“ 

Am 4. Oktober erließ jedoch der GSTK ein vierzehntägiges Verbot des VB 
wegen eines in der Zeitung veröffentlichten Aufrufs: „Artilleristen macht 
feuerbereit!“ „Dieser Aufruf“, so hieß es in der Verfügung des GSTKs, „der 
die Fortsetzung einer Reihe ähnlicher Aufrufe bildet und trotz ausdrücklicher 
Verwarnung vor ähnlichen Veröffentlichungen erschienen ist, bedeutet eine 
schwere außenpolitische Gefährdung des deutschen Volkes??.“ 

Beinahe in einem Atemzuge hatte der GSTK die Durchführung des vom 
Inhaber der vollziehenden Gewalt im Reiche angeordneten Verbotes unter- 
sagt und wenige Tage später kraft eigener Machtvollkommenheit ein Verbot 
desselben Organs aus einem anderen Grunde ausgesprochen. Dieses Verhalten 
kam fast einer Kriegserklärung an die Reichsregierung gleich. 

General Seeckt bezeichnete in seiner Antwort an Lossow vom 9. Oktober 
dessen Weigerung als „einen Verstoß gegen die militärische Unterordnung 


30 Franz-Willing, S. 308, 324 ff. 

31 VB, Nr. 199 v. 27. 9. 1923, Artikel: „Die Diktatoren Stresemann-Seeckt.“ — Kessel, 
S. 907. 

32 Nachlaß Stresemann, Pol.Arch. AA, Abschrift; Deuerlein, Dok.Nr. 15. 

33 GSTK Nr. 1, Nr. 83, BHSTA; Deuerlein, Dok.Nr. 22, S. 144. 
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und einen bewußten Ungehorsam, der in empfindlichster Weise das Zutrauen 
in die Disziplin und Einheitlichkeit der Reichswehr, des wichtigsten staats- 
erhaltenden Machtfaktor des Reiches, erschüttern muß. Ich habe nicht das Zu- 
trauen, daß E. E. willens und in der Lage sind, die Belange der Reichswehr 
und die Autorität des Reiches gegenüber örtlichen politischen Widerständen 
durchzusetzen. Die Ausführung von Befehlen für eine Verwendung der Reichs- 
wehr, die jederzeit im Reichsgebiet erforderlich werden kann, ist damit in 
nicht zu duldender Weise in Frage gestellt. Ich ersuche E. E. daher, die aus 
meiner Darlegung zu ziehenden Folgerungen für Ihre Person zu ziehen. Den 
getroffenen Entschließungen sehe ich entgehen?*.“ 

In einem Brief vom 10. Oktober an Reichswehrminister Geßler warnte der 
bayerische Ministerpräsident vor der gerüchtweise verlautenden Absicht, Ge- 
neral Lossow abzusetzen. „Ich möchte endlich darauf hinweisen, daß auch ein 
etwaiger Nachfolger des Herrn von Lossow sicherlich den gleichen Schwierig- 
keiten gegenüberstehen und unter den gegebenen Verhältnissen voraussicht- 
lich nicht anders würde handeln können?®.“ 

Zwei Tage später wandte sich Knilling an Reichskanzler Stresemann in 
der gleichen Angelegenheit mit Bezug auf Seeckts Schreiben an Lossow. In ge- 
schickter Weise stempelte Knilling die Anordnung des Reichswehrministers 
bezüglich des Verbotes des VB als „polizeiliche Anordnung“ Geßlers als 
„Reichskommissar und Inhaber der vollziehenden Regierungsgewalt“ ab 
und drückte seine Überraschung darüber aus, „daß nun auf einmal der doch 
gar nicht beteiligte Chef der Heeresleitung in Mitte tritt und dadurch die ihrer 
Natur nach polizeiliche Angelegenheit auf das Gebiet des militärischen Unter- 
ordnungsverhältnisses hinübergespielt wird, wobei den in Frage stehenden 
politischen Gesichtspunkten in keiner Weise Rechnung getragen wird“. 

Knilling begründete nun die Haltung der bayerischen Regierung im Falle 
Lossow sowie bezüglich des bayerischen und des Reichsausnahmezustandes mit 
dem nachdrücklichen Hinweis auf die große Gefahr, die dem bayerischen 
Staat von der Hitlerbewegung drohte: 

„Ich glaube in der Annahme nicht fehlzugehen, daß in dieser Hinsicht in 
Berlin die Verhältnisse und die innenpolitische Lage in Bayern zu wenig be- 
34 Seeckt an Lossow am 9. 10. 1923, BGSTA, MA 1943, D.R.Nr. 458; Deuerlein, Dok.Nr. 31, 

S. 205; Hitler und Kahr, II, $. 35. 


35 Knilling an Geßler am 10. 10. 1923. BGSTA, MA 1943, D.R.Nr. 458, Entwurf; Deuerlein, 
Dok.Nr. 34, S. 207. 
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kannt waren. Der ‚Völkische Beobachter‘ war das Organ der nationalsozia- 
listischen Bewegung, die unter Führung eines zu allem entschlossenen Mannes 
nicht nur über sehr starke Kräfte im eigenen Lager verfügte, sondern auch im 
Begriffe stand, sich weiteste Kreise der übrigen vaterländischen Verbände 
anzugliedern und einzuordnen. Gegenüber dieser außerordentlichen Gefahr 
mußte das Bestreben des von der bayerischen Regierung bestellten General- 
staatskommissars in erster Linie darauf gerichtet sein, durch geschicktes Vor- 
gehen die Hitlersche Bewegung zu isolieren. Die Bemühungen des General- 
staatskommissars in dieser Richtung haben in der Tat schon gute Früchte ge- 
tragen, einflußreiche Verbände, die sich bereits an Hitler angeschlossen hatten, 
oder unmittelbar im Begriffe waren, dies zu tun, sind wieder von ihm ab- 
gerückt und haben sich dem Generalstaatskommissar zur Verfügung gestellt.“ 
Damit spielte Knilling vor allem auf die „Reichsflagge“ an, die Anfang Ok- 
tober aus dem Hitlerschen Kampfbund ausgetreten und dem GSTK sich ange- 
schlossen hatte. Knilling fuhr dann in seiner Rechtfertigung der bayerischen 
Regierung und des Landeskommandanten weiter: 


„Ein unpolitisches, einseitiges Vorgehen des Generalleutnants von Lossow 
ohne Rücksichtnahme auf die Bestrebungen des GSTKs hätte dessen Bemü- 
hungen durchkreuzt, die extrem-nationalen Kreise bei Hitler erhalten und 
ihm noch vollends zugeführt... Ein von Berlin ausgehendes Verbot unmittel- 
bar nach Verhängung des Ausnahmezustandes mußte alle Bemühungen, die 
Hitlersche Bewegung zu isolieren, durchkreuzen, im Gegenteil hätte sie da- 
durch nur neuerdings Oberwasser gewonnen. Dagegen konnte in einem spä- 
teren Zeitpunkt das Verbot vom bayerischen GSTK verhängt werden, nach- 
dem es ihm gelungen war, verschiedene vaterländische Organisationen, die 
bis dahin zu Hitler gestanden waren, hinter sich zu bringen. Auch hieraus 
zeigt sich wieder, wie schwer es für eine Berliner Zentralstelle ist, den beson- 
deren Verhältnissen des einzelnen Landes Rechnung zu tragen, die nur auf 
Grund engster Vertrautheit mit der Einstellung der beteiligten Kreise gemei- 
stert werden können.“ Zum Schluß bat der bayerische Ministerpräsident den 
Reichskanzler dringend, seinen Einfluß geltend zu machen, um die beabsich- 
tigte Enthebung Lossows zu verhindern. „Als bayerischer Ministerpräsident 
muß ich darauf aufmerksam machen, daß die Bayerische Regierung darauf 
Anspruch erhebt, auch bei der Abberufung des Landeskommandanten gehört 
zu werden; denn ihr Mitwirkungsrecht bei seiner Ernennung würde ja mehr 
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oder weniger gegenstandslos werden, wenn der ernannte Landeskommandant 
ohne Wissen der Bayerischen Regierung jederzeit wieder abberufen werden 
könnte.“ Der darauf folgende Schlußsatz enthielt eine schlecht verhüllte Dro- 
hung: „Bliebe das Reichswehrministerium auf seinem Standpunkt stehen, so 
könnten dadurch Ereignisse ausgelöst werden, für die ich eine Verantwortung 
ablehnen müßte?®.“ 

Der bayerische Ministerpräsident kämpfte um den Landeskommandan- 
ten, der sich auf die Seite des GSTKs und damit der bayerischen Regierung 
gegen seine Berliner Vorgesetzten gestellt und eine glatte Gehorsamsverwei- 
gerung begangen hatte. Es ist daher notwendig, einen Blick auf die Stellung 
und die Funktionen des „Landeskommandanten“ zu werfen, um die schwierige 
staatsrechtliche Lage zu verstehen, die dem Streit zwischen Bayern und dem 
Reich in diesem Fall zugrundelag. 

Der „Landeskommandant“ war ein Begriff, um den sich der letzte Rest 
der versunkenen Militärhoheit der monarchischen Bundesstaaten des Bis- 
marckschen Reiches rankte. Das Wehrgesetz vom 23. März 1921 enthielt die- 
ses Zugeständnis an die Länder, von dem im Grunde nur Bayern nachhaltigen 
Gebrauch machte. Die einschlägigen Bestimmungen des Wehrgesetzes lauteten: 


„II. Landsmannschaft. $ 12. 

In den Ländern werden auf ihr Verlangen Landeskommandanten aufge- 
stellt. Die Befehlsverhältnisse werden hierdurch nicht berührt. Die Landes- 
kommandanten haben innerhalb ihres Dienstbereichs die Landesinteressen 
und insbesondere die landsmannschaftliche Eigenart und die wirtschaftlichen 
Bedürfnisse der Länder zu berücksichtigen. Sie werden durch den Reichsprä- 
sidenten auf Vorschlag der Landesregierungen ernannt und erfüllen ihre Auf- 
gaben neben ihren sonstigen Dienstobliegenheiten. 

Der Landeskommandant in Bayern ist zugleich Befehlshaber des bayeri- 
schen Verbandes. Ausnahmen sind im Einvernehmen mit der Bayerischen 


Landesregierung zulässig... s13 


Die Landeskommandanten haben folgende besondere Aufgaben: 

1. die Landesregierungen von allen wesentlichen Aufgaben ihres Geschäfts- 
bereichs, soweit sie sich auf die Durchführung des Abschnittes II dieses Ge- 
setzes beziehen, zu benachrichtigen, 


36 BGSTA, MA, 1943, D.R.Nr. 458; Deuerlein, Dok.Nr. 37, S. 210 ff.; Geßler, S. 483—486. 
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2. die landsmannschaftlichen Interessen bei der Besetzung der Führer- und 
Beamtenstellen sowie bei der Ergänzung des Reichsheeres im Einvernehmen 
mit der Landesregierung bei den vorgesetzten Dienststellen zu vertreten. Zu 
diesem Zwecke sind ihnen rechtzeitig die erforderlichen Mitteilungen zu ma- 
chen. 

3. die landsmannschaftlichen Abzeichen mit Zustimmung des Reichswehr- 
ministeriums und der Landesregierung zu regeln. 

Zu Anordnungen, die dem Reiche Kosten verursachen, sind sie nicht be- 
fugt. 

$14. 

In den Ländern sind geschlossene Verbände oder, wo dies nicht möglich 
ist, kleinere Truppeneinheiten des Reichsheeres zu bilden, bei denen in der 
Regel Führer und Beamte dem Lande entstammen, die Mannschaften, soweit 
es der Zustrom der Freiwilligen ermöglicht. 

Der bayerische Anteil bildet hierbei einen in sich geschlossenen Verband 
des Reichsheeres unter einheitlicher Führung. Ausnahmen, insbesondere so- 
weit sie mit Rücksicht auf einheitliche Befehlsführung, Gliederung oder Aus- 
bildung nötig werden, regelt der Reichspräsident im Einvernehmen mit der 
Bayerischen Landesregierung. 


$16. 

3. Zur dauernden Verbindung mit dem Landeskommandanten können 
die Landesregierungen eine Landesdienststelle bestimmen, die der Landes- 
kommandant zur Beurteilung aller Fragen heranzuziehen hat, welche die 
landsmannschaftliche Eigenart und die wirtschaftlichen Interessen des Landes 
berühren?”?.“ 

Aus diesen Bestimmungen des Wehrgesetzes ist eine gewisse Rücksicht- 
nahme auf das Land Bayern ersichtlich. Die Befugnisse des Landeskomman- 
danten waren freilich sehr beschränkte; sie waren — und darin lag der Haupt- 
mangel — so unbestimmt festgelegt, daß sich bei einem Ernstfalle wie im 
Herbst 1923 schwerste Konflikte für den Landeskommandanten beinahe 
zwangsläufig ergeben mußten, falls er diese Aufgabe ernst nahm. Da in Bay- 
ern der Landeskommandant „zugleich Befehlshaber des bayerischen Verban- 
des“ war, geriet der betreffende General, der die beiden Funktionen in Per- 


37 Wehrgesetz vom 23. 3. 1921, s. Reichsgesetzblatt Nr. 35 v. 31. 3. 1921. 
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sonalunion vereinigte, in eine Zwitterstellung mit unlösbaren Widersprüchen. 
Der Landeskommandant mußte natürlich auf das gute Einvernehmen mit 
der Landesregierung bedacht sein und die landsmannschaftlichen Interessen 
wahrnehmen; der Wehrkreisbefehlshaber hatte unbedingt die Befehle seiner 
vorgesetzten militärischen Dienststellen durchzuführen ohne Rücksicht auf 
Vorbehalte der Landesregierung. In diesen Teufelskreis fand sich General 
von Lossow im Oktober 1923 durch höhere Gewalt hineingezwungen. General 
von Lossow konnte angesichts der gegebenen Verhältnisse keine Sowohl-als- 
auch-Lösung treffen, sondern sah sich zur Alternativentscheidung gedrängt: 
er entschied sich für die Stellung als Landeskommandant®®. 

Knilling hatte in seinem Brief an den Reichskanzler bestätigt, daß die 
Hauptsorge der bayerischen Regierung die Hitlerbewegung war. Das GSTK 
war errichtet worden, um diese gefährlichste Bedrohung des bayerischen 
Staates aus eigener Kraft zu bannen. Gleichzeitig war damit der im Brief an 
den Kanzler nicht ausgesprochene Hintergedanke verbunden, angesichts des 
erwarteten Zusammenbruchs der Reichsgewalt, den man infolge der Kapi- 
tulation an der Ruhr und der völligen Auflösung der Währung in Bayern 
als unvermeidlich erachtete, vorsorgliche Maßnahmen zur Selbsterhaltung des 
bayerischen Staates zu treffen. Darin lag freilich auch eine grimmige Ironie, 
weil Bayern für diesen Zweck die Hilfe eben jener Reichswehr benötigte, die 
im April/Mai 1919 durch die Eroberung der bayerischen Landeshauptstadt 
zum Zwecke ihrer Befreiung von der Räteherrschaft der bayerischen Selb- 
ständigkeit ein unrühmliches Ende bereitet hatte. 

Das GSTK war zweifelsohne das wirksamste Mittel gewesen, um die von 
der Hitlerbewegung drohende Gefahr für den Augenblick wenigstens zu ban- 
nen. Der Hauptzweck dieser neuen Einrichtung aber war ein viel größerer 
und ehrgeizigerer: nämlich Bayern zum Kristallisationspunkt für eine grund- 
legende Neugestaltung des Reiches im föderalistischen Sinne zu machen, auch 
um den schmerzlichen Preis einer vorübergehenden Auflösung der bestehenden 
Reichseinheit. 


38 Rabenau, Seect, S. 356 f., bringt ein von General Seeckt vorgesehenes, aber nicht ver- 
öffentlichtes Presse-Interview, das sich mit der schwierigen Lage in Bayern befaßt. Der 
„Vorwärts“, Abendausgabe Nr. 458 v. 1. 10. 1923, brachte einen Leitartikel: „Lossow 
und Kahr. Eine Unterredung mit Erhard Auer“, mit beruhigenden Ausführungen Auers 
für seine Berliner Parteigenossen. Er versicherte sie, daß er von der Reichstreue Lossows 
überzeugt sei. 
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GSTK Kahr richtete am 13. Oktober 1923 ein Schreiben an Ministerprä- 
sident Knilling, in dem er die Absichten für diese Neugestaltung ziemlich klar 
zum Ausdruck brachte: 

„Die Mißerfolge der Innen- und Außenpolitik Deutschlands haben im 
Volke in zunehmendem Maße Unzufriedenheit mit der Führung der Reichs- 
geschäfte erzeugt .... Diese Erbitterung über die Mißerfolge der deutschen 
Politik im Verein mit der Verletzung des nationalen Ehrgefühls drohte sich 
vor kurzem in Formen zu äußern, die der Bayerischen Staatsregierung An- 
laß zur Verhängung des Ausnahmezustandes gaben. Es wäre aber irrig anzu- 
nehmen, daß jene Stimmung nur eine vorübergehende wäre und inzwischen 
mit politischen Maßnahmen behoben werden könnte. Nur eine gründliche 
Abkehr von den begangenen Fehlern, nur der durch die natürliche Ordnung 
und die geschichtliche Vergangenheit ebenso wie durch den Verfassungswillen 
des bayerischen Volkes geforderte Wiederaufbau des Reichs im wahren föde- 
ralistischen Sinne kann das Vertrauen und damit die Ordnung zurückbringen, 
nur er vermag meines Erachtens der Gemeinschaft des deutschen Volkes die 
Festigkeit zu geben, die ihr in den kommenden schweren Zeit von Nöten sein 
wird ...“ Der Brief schloß mit folgender Zusammenfassung: „Der bayerische 
Staat muß wieder im eigenen Lande die Finanzhoheit, die Verkehrs- und die 
Posthoheit und die Militärhoheit erhalten; die Weimarer Verfassung ist auf 
bundesstaatlicher Grundlage vollständig umzugestalten, wobei natürlich das 
Stammesverhältnis Bayern zu Preußen ein ganz anderes werden muß, als nach 
der alten Reichsverfassung®®.“ 

Das waren keine leeren Worte. Verschiedene Maßnahmen in dieser Rich- 
tung waren schon vorausgegangen; weitere folgten nach. So hatte der GSTK 
Ende September den Abtransport der Reichsbankgoldbestände aus Nürnberg 
verhindert‘° und den Vorrang seiner Anordnungen auf dem Gebiet des Ver- 
kehrswesens gegenüber denen des Reichsverkehrsministeriums angeordnet*!. 
Auch die Aufhebung der bayerischen Vollzugsordnung zum Republikschutz- 


39 BGSTA, MA 1943, D.R.Nr. 456; Deuerlein, Dok.Nr. 39, S. 214. 

40 Högner, Die verratene Republik, S. 154; Rechtsanwalt Holl im Prozeß, 11. Tag (10. 3. 
1924); Deuerlein, Dok.Nr. 35, S. 208 ff. 

41 Rechtsanwalt Holl im Prozeß, 11. Tag (10. 3. 1924); Högner, Die verratene Republik, 
$. 154; Hofmann, Der Hitlerputsch, $. 113; „Vorwärts“, Morgenausgabe Nr. 447 v. 25. 9. 
1923, S. 1: „Bayerische Rüstungen. Die Verkehrsbeamten sollen den Rechtsputsch unter- 
stützen.“ 
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gesetz am 29. September 1923 für Bayern gehörte hierher*?. Der Steuerstreik 
gegenüber dem Reich war von ihm mit der Weisung an die Finanzämter, keine 
Steuergelder mehr nach Berlin abzuführen, tatsächlich verwirklich worden®. 
Dies war eine Grundforderung Pittingers gewesen. Der „Vorwärts“ schrieb 
bereits Anfang September über die „Bayerische Steuerrebellion“*: „Die Front 
der Steuerrebellen erweitert sich von Tag zu Tag. Nachdem nacheinander die 
Spitzenorganisationen von Industrie, Handel und Landwirtschaft gegen die 
neuen Steuern protestiert und teilweise ihre Bezahlung rundweg abgelehnt 
haben, kündigt auch der bayerische Gewerbebund in allen Kreisen öffentliche 
Kundgebungen gegen die Steuergesetze an. Damit sind die besitzenden Klas- 
sen und die Unternehmerkreise in eine Einheitsfront gegen das Reich einge- 
schwenkt.“ Ferner erwähnte der „Vorwärts“ eine Äußerung Dr. Heims, laut 
der die Trennung Bayerns vom Reich bevorstünde, weil die Koalitionsregie- 
rung von einer rein sozialistischen abgelöst würde. 

Der entscheidende Bruch mit Berlin erfolgte dann am 20./22. Oktober auf 
dem militärischen Gebiet*. 

Schon Ministerpräsident Knilling hatte in seinem oben zitierten Brief an 
den Reichskanzler unmißverständlich kundgetan, daß Bayern die gründliche 
Umgestaltung der Reichsverfassung auch mit dem Risiko eines Bruches mit der 
Reichsregierung anzustreben gewillt war. Es bestand also volle Einmütigkeit 
zwischen dem Ministerpräsidenten und dem GSTK in der entscheidenden 
Frage der Umgestaltung der Weimarer Reichsverfassung. Auch Lossows Vor- 
gänger als Landeskommandant, General von Möhl, der am 1. Januar 1923 
den Oberbefehl der Gruppe II in Kassel übernommen hatte, wies nachdrück- 
lich auf den Ernst der Lage hin. General Möhl richtete am 13. Oktober 1923 
ein beschwörendes Schreiben an den Reichswehrminister Geßler, „den ‚blauen 
Brief‘ sofort zurückzunehmen, wenn es nicht schon geschehen sein sollte ... .“ 
Damit meinte er Seeckts Aufforderung an Lossow, den Rücktritt einzureichen. 
Möhl vertrat die Überzeugung, daß der Reichswehrminister nach dem Schrei- 


42 SEG, 64, 1923, S. 183; Holl im Prozeß; Högner, S. 154. 

43 In der Sitzung des Reichskabinetts vom 3. 11. 1923 berichtete der Reichsfinanzminister, 
Kahr habe an die bayerischen Landesfinanzämter das Ersuchen gerichtet, die zum 1. 11. 
fällige Landabgabe nicht zu entrichten. BA.-Akten der alten Reichskanzlei, Fol. 1-R 
43/2218. — Holl bezeichnete im Prozeß diese Maßnahme als Hochverrat. 11. Tag; 
Högner, S. 154.— Weder Deuerlein noch Schwend erwähnen die Steuerverweigerung! 

44 „Vorwärts“, Morgenausgabe Nr. 409 v. 2.9. 1923, $.3. 

45 Hitler und Kahr, II, S. 34 ff. 
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ben Seeckts an Lossow nur die Wahl zwischen einem Rückzug oder dem 
Bruch habe. „Von meiner persönlichen Auffassung der Lage will ich nur soviel 
sagen, daß in der Angelegenheit des ‚Völkischen Beobachters‘ niemand an 
Lossows Stelle anders hätte verfahren können und daß auch sein Nachfolger, 
gleichviel wer hierzu ausersehen sein sollte, keinen anderen Weg einschlagen 
kann“®.“ Möhls Urteil hatte um so mehr Gewicht, als er von 1919 bis 1922 
erster Wehrkreisbefehlshaber und Landeskommandant in Bayern gewesen 
war und aus persönlicher Erfahrung die schwierige Stellung des Inhabers die- 
ser beiden Funktionen kannte. 

Daß der Reichskanzler die bayerischen Sondertänze alles andere als leicht 
nahm, bewies er eindeutig mit dem Brief, den er an den Münchner Erzbischof, 
Kardinal Faulhaber, am gleichen Tage richtete, an dem General von Möhl an 
den Reichswehrminister und der GSTK an den Ministerpräsidenten schrieb. 
Das Schreiben Stresemanns ist ein erschütterndes Zeugnis der hoffnungslosen 
Lage Deutschlands und der tiefen Verzweiflung, mit der der verantwortliche 
Leiter der Reichspolitik angesichts der übermenschlichen Anforderungen, die 
an ihn gestellt wurden, zu kämpfen hatte”. 

Dem Reichskanzler ging es bei seinem eindringlichen Appell an den baye- 
rischen Kirchenfürsten darum, dessen Einfluß zur Vermittlung zwischen Bay- 
ern und Reich zu gewinnen. Beachtenswert ist auch die scharfe Stellungnahme 
gegen die wohlfahrtsstaatlichen Bestrebungen: „Heute glauben viele, daß man 
den größten Krieg der Weltgeschichte verlieren, weniger arbeiten und höhere 
Ansprüche an den Staat stellen könne als früher.“ Der Kardinal ließ fast vier 
Wochen verstreichen, bis er dem Reichskanzler antwortete®. 

Der Münchner Erzbischof ließ keinen Zweifel bestehen, daß er entschieden 
für die föderalistische Umgestaltung und das Selbstbestimmungsrecht des 
bayerischen Volkes eintrat. Die wichtigsten Sätze seien hervorgehoben: 

„Ich habe nie einen Hehl daraus gemacht, daß ich die foederalistische Um- 
gestaltung der Weimarer Verfassung für eine staatsmännische Notwendigkeit 
halte, um die schleichenden Bruderkriege zu beenden ... . Ich habe nie einen 
Hehl daraus gemacht, daß alle reichsschulgesetzlichen Versuche, die bisher zu 
Recht bestehende Bekenntnisschule in ihrem Rechtsbestande zu bedrohen und 


46 Geßler, S. 486. 
47 Stresemann, Vermächtnis, I, S. 129—131. 
48 Ebda, Faksimile. 
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damit in die Freiheit der Elterngewissen einzugreifen, das Vertrauen weiter 
Volkskreise zum neuen Reich erschüttern. Ich habe nie einen Hehl daraus 
gemacht, das die Treue des bayerischen Volkes zu seinem Königshaus das 
Recht der völkischen Selbstbestimmung für sich in Anspruch nimmt. Das alles 
darf aber nur auf verfassungsmäßigem, unblutigem Wege geschehen, nicht 
durch Umsturz und gewalttätige blutige Eingriffe in den Gang der Entwic- 
lung...“ 

Diese Sätze ließen nicht den geringsten Zweifel an der Haltung des Münch- 
ner Erzbischofs und derjenigen Personen und Bevölkerungsschichten, die 
hinter ihm standen. Neben dem Königshaus selbst galt das besonders für den 
GSTK. 

An dem gleichen 13. Oktober hielt der Präsident der VVB, Professor Her- 
mann Bauer, in Berlin vor den VVV Deutschlands eine Rede, in der er sich zu 
Kahr bekannte®: „Der Weg Kahrs ist eindeutig und klar: gegen den Marzis- 
mus in jeder Form und für die große Sache des deutschen Vaterlandes und 
des völkischen Gedankens.“ Er fuhr fort: „Jede Diktatur — wir werden 
wohl in Deutschland deren mehrere erleben — hat nur dann einen Sinn, wenn 
sie die Übergangsstufe zum bundesstaatlichen Gefüge des Deutschen Reiches 
darstellt im Sinne der Reichsverfassung Bismarcks. So werden wir in Bayern 
nach wie vor uns nicht auf uns selbst beschränken, sondern das Wort, das ich 
vor einiger Zeit hier gesprochen habe, ‚nicht los von Berlin, sondern auf nach 
Berlin‘, wird sich erfüllen müssen, wenn anders Deutschland gesunden soll. 
Wir lehnen mit aller Bestimmtheit das Ermächtigungsgesetz ab, wir lehnen 
jeden Wohlfahrtsausschuß, wie man nach dem Ermächtigungsgesetz das rot- 
schimmernde Kabinett Stresemann nennen kann, grundsätzlich ab und werden 
es noch schärfer bekämpfen als die Republikschutzgesetzgebung. Die soge- 
nannte Diktatur Stresemann ist keine Diktatur, weil es eine Diktatur der 
Mitte nicht gibt; es kann entweder eine blutrote Diktatur geben in Berlin oder 
eine großdeutsche Nationaldiktatur. Das erstere ist unmöglich, weil das Volk 
den roten Schwindel längst durchschaut hat. Die nationale Diktatur dagegen 
ist die Rettung des Vaterlandes und wird uns emporführen zum bundesstaat- 
lichen Deutschland mit der starken Entfaltungsfähigkeit der einzelnen deut- 
schen Stämme, die dann die wahren Vertreter der Intelligenz und der Arbeit 


49 „München-Augsburger Abendzeitung“, Nr. 283 v. 16. 10. 1923. 
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an ihre Spitze rufen werden. Kahr schwankt nicht, er zögert nicht, er über- 
hetzt sich nicht; er ist ein fest entschlossener Staatsmann, der seinen Weg gehen 
wird nicht nur zum Wohle Bayerns, sondern zum Heil Gesamtdeutschlands.“ 

Bayern lehnte das Ermächtigungsgesetz für die Reichsregierung ab mit der 
Begründung, daß es einer mit Marxisten besetzten Regierung kein Vertrauen 
schenken könne®, Die bayerische Regierung bereitete dafür ihrerseits ein 
bayerisches Ermächtigungsgesetz vor°!. 

Am 16. Oktober erging der „Grenzschutzbefehl“ des Deutschen Kampf- 
bundes, ein Zeichen der wachsenden Spannung, die zu einer baldigen Ent- 
ladung drängte. Der GSTK erließ am 17. Oktober eine Weisung an die Regie- 
rungen von Ober- und Unterfranken, den polizeilichen Grenzschutz gegen 
Sachsen und Thüringen zu organisieren??. 

In der bayerischen Ministerratssitzung vom 17. Oktober äußerten einige 
Kabinettsmitglieder Bedenken wegen der kritischen Haltung einiger vater- 
ländischer Verbände gegenüber der Regierung. Der Ministerpräsident teilte 
mit, „daß schon wieder in weiten Kreisen Enttäuschung über den GSTK und 
seine Maßnahmen herrsche, daß aber die dadurch hervorgerufene Mißstim- 
mung gegen die bayerische Regierung und die Bayerische Volkspartei gelenkt 
werde, indem man sage, Kahr sei der Gefangene der bayerischen Regierung 
und der Bayerischen Volkspartei, man brauche einen ‚Diktator ohne Bin- 
dung‘. ..“ 

Staatsminister Krausneck bezeichnete die „Rückkehr zur Bismarckschen 
Verfassung“ als das Ziel, das angestrebt werden müsse. Der Ministerrat be- 
schloß, in einem Brief an den Reichskanzler die bayerischen Wünsche zunächst 
vor allem auf die Forderung nach Finanzhoheit zu konzentrieren?®. 

Am 18. Oktober fand in Augsburg die Unterredung zwischen Reichswehr- 
minister Geßler und dem Artillerieführer VII, Generalmajor Kreß von Kres- 
senstein statt. Der Reichswehrminister wollte damit einen Vermittlungsver- 
such unternehmen’%. Die Einschaltung des Generals Kreß trug jedoch zur 
Verschärfung der Lage bei, weil in Bayern das Gespräch zwischen dem Reichs- 
wehrminister und dem Artillerieführer VII als Drohung gegen das bayerische 
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Volk und den bayerischen Staat ausgelegt wurde®. General Kreß wandte 
sich in einem Bericht nachdrücklich gegen die Behauptung von einer Drohung 
durch den Reichswehrminister5®. Aber nachdem die Presse der Unterredung 
diesen Sinn unterstellt hatte, gab es kein Zurück mehr. „Für Bayern kann nach 
diesem Vorgehen auch bei aller Zurückhaltung schwerlich etwas anderes in 
Frage kommen als die Forderung des Rücktritts des Reichswehrministers .. .“, 
hieß es wörtlich in der Stellungnahme des GSTKs an das Staatsministerium 
des Innern?”. Kahr selbst hielt am 19. Oktober vor Offizieren eine Ansprache, 
in der er u. a. ausführte: 

„Der vorliegende Streitfall ist kein militärischer, sondern ein rein politi- 
scher. Es ist eine zur Entlastung politisch verantwortlicher Männer vorge- 
nommene Schiebung, wenn diese Angelegenheit heute vom politischen auf das 
militärische Gebiet getrieben werden will. Es handelt sich hier nicht um Ge- 
neral von Lossow, nicht um Bayern, nicht um die bayerische Regierung und 
nicht um die Reichsregierung. Es handelt sich um den großen Kampf der zwei 
für das Schicksal des ganzen deutschen Volkes entscheidenden Weltanschau- 
ungen, der internationalen marxistisch-jüdischen und der nationalen deut- 
schen Auffassung. Hie Deutsch, hie Nichtdeutsch, das ist die Frage; und da 
muß jeder Offizier und jeder deutsche Mann wählen. Bayern hat die Schick- 
salsbestimmung, in diesem Kampf für das große deutsche Ziel die Führung zu 
übernehmen ... Die Verpflichtung, die ich wie Sie meine Herren gegenüber 
der Weimarer Verfassung eingegangen habe, habe ich nie anders aufgefaßt, als 
meinem Vaterland treu zu dienen und alles das zu tun, was meinem Vaterland 
und dem deutschen Volk nützen kann. Dabei war ich mir stets im klaren, 
daß die Weimarer Verfassung nicht vom deutschen Geist getragen ist, daß 
sie dem deutschen Volk zum Unheil gereicht und im Interesse unseres Vater- 
landes baldmöglichst einer anderen Platz machen muß. Es gilt für jeden, sich 
zu entscheiden, ob er deutsch sein will oder nicht?®.“ 

Diese Rede Kahrs hätte auch aus Hitlers Munde stammen können, dessen 
Weizen unter solchen staatlichen Vorzeichen nur blühen und gedeihen konnte. 


55 Denkschrift des bayer. Außenmin. „Der Fall Lossow“ v. 20. 10. 1923, BGSTA, MA 1943, 
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Am 20. Oktober erfolgte die Dienstenthebung des Generals von Lossow. 
Er wurde im übrigen nicht fristlos gekündigt, sondern sollte mit der gesetz- 
lichen Frist entlassen werden’®. Auf die Kunde hiervon beschloß der bayerische 
Ministerrat am gleichen Tag, „daß General von Lossow als bayerischer Lan- 
deskommandant eingesetzt und mit der Weiterführung der bayerischen Di- 
vision beauftragt wird. Die Truppen sollen Montag früh auf den bayerischen 
Staat verpflichtet werden. Es soll ihnen dabei mitgeteilt werden, daß der 
bayerische Staat ihre Rechte und Ansprüche gewährleistet. Der Ministerrat 
stimmt der Verpflichtungsformel, die von Staatsminister Gürtner verlesen 
wird, zu.“ 

Diese schwerwiegende Entscheidung konnte auch die fernmündliche Bitte 
des Reichskanzlers, der bayerische Ministerrat möge noch keine Beschlüsse 
fassen, nicht verhindern®®. 

Ministerpräsident Knilling unterrichtete den am Nachmittag des 20. Ok- 
tober erneut zusammengetretenen Ministerrat, „daß die Entlassung des Ge- 
nerals von Lossow nun in der Tat erfolgt und der Artillerieführer der VII. Di- 
vision, Generalmajor von Kressenstein, mit der Führung der Division beauf- 
tragt worden sei“. 

Vergeblich beschwor der Reichskanzler in einem ausführlichen Brief den 
bayerischen Ministerpräsidenten, die Lage nicht zu verschärfen. Die Reichs- 
regierung war zweifelsohne an der Vermeidung eines Konfliktes mit Bayern 
stärker interessiert als die bayerische Regierung und das GSTK, hatte sie doch 
mit ungeheueren Schwierigkeiten wirtschaftlicher, innen- und außenpolitischer 
Art zu kämpfen. Stresemann schrieb zum Schluß: „In diesem Schreiben möchte 
ich mich darauf beschränken, auf die Angelegenheit des Herrn von Lossow 
einzugehen und die weitere Anregung, die Sie, Herr Ministerpräsident, geben 
und die sich auf die Aufhebung des Reichsausnahmezustandes in Bayern be- 
zieht, nicht im einzelnen eingehen. Nachdem aber die Reichsregierung sich 
durch die Verhältnisse gezwungen gesehen hat, Verstärkung der Reichswehr 
nach Sachsen und Mitteldeutschland zu senden, um dort gegenüber etwaigen 


59 BGSTA, MA 103458: Reichspräsident an Bayerische Landesregierung am 19. 10. 1923. 
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verfassungswidrigen Bestrebungen für die Aufrechterhaltung gesetzmäßiger 
und verfassungsmäßiger Zustände zu sorgen und angesichts der allgemeinen 
beunruhigenden Lage halte ich eine Aufhebung des Reichsausnahmezustandes 
im allgemeinen oder für den Bereich Bayern allein für unmöglich. Ich kann 
mir nicht denken, daß die Angelegenheit Lossow dazu führen dürfte, gerade 
in der gegenwärtigen Zeit zu einem Konflikt zwischen Bayern und dem Reich 
zu führen, und ich stehe meinerseits zu einer Begleichung dieser Differenzen 
jederzeit zur Verfügung, in der auch von Ihnen, Herr Ministerpräsident, 
sicher geteilten Auffassung, daß es unsere beiderseitige Aufgabe ist, alle in- 
neren Meinungsverschiedenheiten im Reich zu dieser Zeit zurücktreten zu 
lassen gegenüber den Aufgaben, vor die der Vernichtungswille unseser Gegner 
das ganze deutsche Volk stellt#1.“ 

Der Reichskanzler konnte freilich nicht wissen, daß die bayerische Regie- 
rung und der GSTK entschlossen waren, die Notlage des Reiches rücksichts- 
los auszunützen, nicht nur zum Vorteil Bayerns im föderalistischen Sinne, 
sondern mit der Absicht, die Führung des Reiches an sich zu reißen. In der 
Denkschrift des Staatsministeriums des Außeren vom 20. Oktober 1923 war 
der Standpunkt der bayerischen Regierung mit folgenden Sätzen festgelegt: 

„Keine Regierung, welche Anspruch auf Autorität im eigenen Lande ma- 
chen wollte, konnte sich eine solche Sprache eines Reichsministers gefallen 
lassen. Aus diesem Grunde hat die Bayerische Regierung ein weiteres Zusam- 
menarbeiten mit dem Reichswehrminister Geßler ablehnen müssen, denn er 
hatte Bayern mit der Abschnürung vom Reiche und mit der Abriegelung Bay- 
erns vom Reichsgeld, Reichseisenbahn- und Telegraphenverkehr gedroht. 
Keine Regierung, welche die Selbständigkeit und die Hoheitsrechte Bayerns 
wahren wollte, durfte den Übergriff des Wehrministeriums hinnehmen. Geß- 
ler hat in seinem Befehl an Lossow und mit der Maßregelung Lossows den 
jetzigen schweren Konflikt des Reiches mit Bayern herbeigeführt. Die Baye- 
rische Staatsregierung hat dabei von Anfang an mit allem Nachdruck die 
Rechte Bayerns wahrgenommen. Jetzt gilt es für das bayerische Volk, in vol- 
lem Vertrauen und in Einigkeit sich hinter die Entschlüsse der Bayerischen 
Staatsregierung und des Generalstaatskommissars zu stellen. Dann wird es 
gelingen, Bayern die Stellung im Reichsganzen zu geben, welche es vor ähn- 
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lichen Übergriffen für alle Zukunft sichert. Ein starkes Bayern im einigen und 
starken Reich: Das ist jetzt erst recht Bayerns Parole®?.“ 

Diese Angriffe gegen den Reichswehrminister Geßler waren eine glatte 
Unterstellung, die in der Nervosität, in der Aufregung und in einer zur 
Hysterie gesteigerten Psychose ihre Wurzel hatten. In Anbetracht der Tat- 
sache, daß Reichswehrminister Geßler der Herkunft nach Schwabe war und 
sich große Verdienste als Oberbürgermeister von Nürnberg erworben hatte, 
hätten er und die Reichsregierung mit ihm diese Münchner Mißtöne sicher 
mit einem schallenden Gelächter zur Kenntnis genommen, wenn die Lage 
des Reiches nicht so bedroht und die berechtigte Sorge, daß die Münchner 
herostratenhaft entschlossen waren, nicht zu ernsthaften Überlegungen An- 
laß gegeben hätte. Sicher war dem aus Bayern stammenden Reichswehrmini- 
ster mehr als seltsam zumute, als er sich von den in München maßgeblichen 
Männern in der Rolle eines wilden Unitaristen dargestellt und bekämpft sah. 

Die bayerische Regierung und der GSTK erließen noch am selben 20. Ok- 
tober Aufrufe über die Inpflichtnahme des bayerischen Teiles der Reichswehr 
durch Bayern. Die Verpflichtungsformel für die Reichswehr in Bayern lau- 
tete: 

„Auf Grund des mir eben vorgelesenen Aufrufes der bayerischen Staats- 
regierung bekenne ich, daß ich von der bayerischen Staatsregierung als Treu- 
händerin des deutschen Volkes bis zur Wiederherstellung des Einvernehmens 
zwischen Bayern und Reich in Pflicht genommen bin und erneuere meine Ver- 
pflichtung zum Gehorsam gegenüber meinen Vorgesetzten®*.“ 

Der Schildbürgerstreich spiegelte sich am köstlichsten in der Verlautbarung 
der Bayerischen Volkspartei wider: 

„Nur weil wir Deutschland lieben, nehmen wir in diesen Tagen der Drang- 
sal den aufgezwungenen Kampf mit einer irregeleiteten Regierung und vor 
allem gegen eine Verfassung auf, deren Geist Deutschlands Wiederaufstieg 
verhindert. Um Deutschlands willen setzt sich Bayern dem Verdachte aus, als 
ob es in diesen Tagen, wo ganz Deutschland an einem Strang ziehen sollte, 
mehr an sein eigenes Interesse denke. Weil Bayern nur an Deutschland denkt, 
darf es in dieser Stunde feierlich erklären, daß es nie und nimmer daran denkt, 
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dem Reich die Treue zu brechen. Die Welt und vor allem die westlich des 
Rheines soll wissen, daß am 21. Oktober 1923 von München aus nicht das 
Signal zur Auflösung, sondern vielmehr zu neuem Aufbau des wankenden 
deutschen Reiches gegeben wurde®5.“ 

Der Münchner Professor für Staatsrecht, Karl Rothenbücher, brandmarkte 
in einem an dem Ministerpräsidenten am 21. Oktober 1923 gerichteten Brief, 
dem er ein Rechtsgutachten beifügte, das Vorgehen der bayerischen Regierung 
als Verfassungsbruch: „Auf Grund gewissenhafter Prüfung bin ich sonach zu 
der Rechtsüberzeugung gelangt, daß die von den einzelnen verantwortlichen 
Ministern nicht unterzeichnete und auch nicht gemäß $ 75 V.U. ordnungs- 
gemäß verkündete Bekanntmachung des bayerischen Gesamtministeriums 
vom 20. Oktober 1923, die den bayerischen Teil der Reichswehr dem Ober- 
befehl des Reichspräsidenten zu entziehen und aus dem Verbande der Reichs- 
wehr zu lösen beabsichtigt, ungültig und rechtswidrig ist®®.“ 

Damit wurde der bayerischen Regierung und dem GSTK von einem zu- 
ständigen Fachmann bestätigt, daß sie einen glatten Verfassungsbruch began- 
gen hatten. Darüber hinaus hatten sie auch noch den Wehrkreisbefehlshaber 
durch ihre Politik zum offenen militärischen Ungehorsam veranlaßt. 

Auch Escherich verurteilte das Verhalten Kahrs und der bayerischen Regie- 
rung mit harten Worten: „Das ist der erste Schritt zur Trennung! Merkt denn 
die Regierung nicht, daß sie vollkommen in der Hand der Separatisten ist?“ 
„Die drohende Trennung Bayerns“, so schrieb er wenige Tage später in sein 
Tagebuch, „durch den bereits gemachten Schritt im Fall Lossow, lastet schwer 
auf dem Gemüte. Wer schwerere Fehler gemacht hat, Berlin oder München, 
läßt sich nicht sagen. Ich fürchte sehr, daß die ganze Affäre von den eigent- 
lichen Drahtziehern nur angedreht wurde, um das bayerische Volk allmählich 
an den Gedanken der Separatisten zu gewöhnen®”.“ 

Die Reichsregierung nahm in einem Aufruf am 21. Oktober energisch 
Stellung gegen den staatsrechtlichen Seitensprung Bayerns: 

» + + „ Mit Entschiedenheit und Entrüstung weist die Reichsregierung den 
Versuch des GSTKs zurück, die Entscheidung der bayerischen Staatsregierung 
als den Kampf einer nationalen und christlichen Weltanschauung gegen eine 
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marxistisch-internationale Einstellung hinzustellen. Es ist unerhört, wenn in 
der Zeit, in der die Reichsregierung die Kräfte des ganzen Volkes braucht zur 
Erhaltung des Deutschtums gegen den französischen Vernichtungswillen, der 
GSTK glaubt, die Brandfackel der Zwietracht in das deutsche Volk dadurch 
hineinwerfen zu können, daß er davon spricht, es handele sich letzten Endes 
um die Frage: deutsch oder nicht deutsch?®®. . .“ 

Der Chef der Heeresleitung, General von Seeckt, bezeichnete in seinem 
Tagesbefehl vom 22. Oktober 1923 das bayerische Verhalten als Verfassungs- 
bruch und als militärischen Ungehorsam: „Die bayerische Regierung nimmt 
die Truppen der 7. (bayerischen) Division in Pflicht und ernennt den vom 
Reichswehrminister seiner Dienststelle enthobenen Divisionskommandeur ih- 
rerseits zum Landeskommandanten und Divisionskommandeur. Der Schritt 
der bayerischen Regierung ist ein gegen die Verfassung gerichteter Eingriff 
in die militärische Kommandogewalt. Wer dieser Anordnung der bayerischen 
Regierung entspricht, bricht seinen dem Reich geleisteten Eid und macht sich 
des militärischen Ungehorsams schuldig. Ich fordere die 7. (bayerische) Divi- 
sion des Reichsheeres hierdurch feierlichst auf, ihrem dem Reich geleisteten 
Eid treu zu bleiben und sich dem Befehl ihres höchsten Militärbefehlshabers 
bedingungslos zu fügen. Der Reichstreue aller anderen Teile des Heeres halte 
ich mich für versichert.“ 

Bayern isolierte sich mit seinem Vorgehen in gefährlicher Weise, weil alle 
übrigen Länder sich auf die Seite der Reichsregierung stellten?®. Die bayeri- 
sche Regierung und der GSTK fanden lediglich die Zustimmung der Parteien 
der bayerischen Regierungskoalition (BVP, DNVP, BB), vor allem aber der 
Nationalsozialisten und des von Hitler geführten Kampfbundes. „Damit war 
der Konflikt in ein überaus ernstes, aber auch begrüßenswertes Stadium ge- 
treten, begrüßenswert deshalb, weil die notwendigen Klärungen jetzt schnel- 
ler eintreten dürften“, so äußerte sich der VB sichtlich befriedigt zu dem „fö- 
deralistischen“ Husarenstreich der bayerischen Regierung und des GSTKs’”!. 
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Die Hitlerpartei und der Kampfbund nahmen zu dem staatsrechtlichen 
Gegensatz Bayern und Reich vom schwarz-weiß-roten und großdeutschen 
Standpunkt aus Stellung und lehnten den weiß-blau-föderalistischen Gesichts- 
punkt völlig ab. Ferner erklärte das Blatt „es als höchst bedauerlich, daß die 
bayerische Staatsregierung den ganzen Fall auf der Plattform der Weimarer 
Verfassung stehend betrachtet, diese somit weiter anerkennt und — juristisch 
betrachtet — der Reichsregierung die Möglichkeit gibt, Bayern ins Unrecht 
zu setzen“”?, 

„Die Dinge scheinen sich zu überstürzen“, schrieb der VB abschließend, 
„wir hoffen, daß eine Wendung eintritt, die notwendig ist, um das Steuer her- 
umzuwerfen.“ 

Vorbereitungen für eine solche Wendung im Sinne der Nationalsozia- 
listen waren auch im Gange. 

Der Leiter der politischen Abteilung des GSTKs, Oberregierungsrat Frei- 
herr von Aufseß, hielt am 20. Oktober 1923 bei den „Bojaren“ eine Rede 
über die augenblickliche Lage. Ton und Inhalt des „Lageberichts“ ließen eher 
auf einen hemmungslosen Demagogen schließen als auf einen hohen Regie- 
rungsbeamten, den Stellvertreter des GSTKs. Hitlers Anhänger konnten ihre 
helle Freude an den Kraftausdrücken eines maßgebenden Verantwortungs- 
trägers der bayerischen Staatsgewalt haben, bei deren Lektüre der Leser den 
Eindruck eines durch Alkoholeinfluß im Verantwortungsbewußtsein erheb- 
lich geminderten Mannes gewinnen muß?®. 

Freiherr von Aufseß entschuldigte die Abwesenheit Kahrs, „denn er sitzt 
mit der Lunte vor dem offenen Pulverfaß“. „Der Bruch zwischen Bayern und 
Berlin ist heute Abend 8.00 erfolgt und wir sind froh, daß er erfolgt ist. 
Es heißt für uns nicht los von Berlin, wir sind keine Separatisten, es heißt auf 
nach Berlin. Wir sind seit Wochen in einer unerhörten Weise belogen worden, 
das ist auch nicht anders zu erwarten von dieser Judenregierung, an deren 
Spitze ein Matratzeningenieur steht.“ Damit bezeichnete Aufseß den Reichs- 
präsidenten Ebert. Er fuhr in seinem Gossenton mit folgenden Stilblüten 
fort: 
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„Ich habe seinerzeit gesagt: In Berlin ist alles verebert und versaut und 
ich halte das auch heute noch aufrecht... Der VB darf wieder erscheinen. Wir 
haben auch keine Veranlassung, einen Ehrhardt zu verhaften. Auch die Erz- 
bergermörder können hier ruhig ihrem Beruf nachgehen; wir werden sie nie- 
mals ausliefern ... Hitler wollte gleich losschlagen, aber wir müssen diploma- 
tisch vorgehen, damit wir nicht ins Unrecht gesetzt werden können ... Heute 
gehen wir mit Hitler zusammen. Wir wollen nicht los vom Reich, nicht gegen 
das Reich, aber gegen die Reichsregierung. Man wartet in Norddeutschland 
bloß darauf, daß wir losschlagen; aber das muß alles vorbereitet sein. Es wa- 
ren Vertreter bei uns von Ostpreußen, Mecklenburg, Pommern, Hamburg, 
Hannover, Württemberg, die uns vollste Unterstützung zugesagt haben’*. . .“ 

Der heutige Leser mag bei Kenntnisnahme dieser Rede am Verstande des 
Redners zweifeln. Sie war jedoch nur ein Symptom für die überhitzte, ver- 
zweifelte, hoffnungslose und wütende Stimmung breiter Volksschichten, jener 
Stimmung, deren wirksamstes Organ Hitler war. Dieser mußte die Ausfüh- 
rungen des stellvertretenden GSTKs geradezu als Blankoscheck betrachten. 

General von Lossow beantwortete den Aufruf des Chefs der Heereslei- 
tung mit einer Stellungnahme am 22. Oktober 1923: „... Die bayerische Di- 
vision denkt nicht daran, dem Reich den Treueid zu brechen. Niemand über- 
trifft uns Bayern an Reichstreue. Das, was wir nicht wollen, ist, daß der baye- 
rischen Regierung und dem bayerischen GSTK von der unter marxistischen 
Einflüssen stehenden Berliner Regierung Diktate aufgezwungen werden, die 
letzten Endes Bayern als Hort deutscher und nationaler Gesinnung unschäd- 
lich machen wollen. Wir haben die selbstverständliche Pflicht, uns in diesem 
Konflikt hinter die bayerische Regierung und den bayerischen GSTK zu stel- 
len, die mit uns das bedrängte Deutschtum schützen wollen?.“ 

Ein schwieriges Stück Arbeit war für den meuternden Wehrkreisbefehls- 
haber, seine Kommandeure von der Richtigkeit und Notwendigkeit der In- 
pflichtnahme auf die bayerische Regierung zu überzeugen. Hitler stellte im 
Prozeß die diesbezügliche Frage an Oberst Etzel, wie General von Lossow 
die Verpflichtung der 7. Division auf die bayerische Regierung begründet 
habe. Oberst Etzel sagte darüber aus: 
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„Die Notwendigkeit der Verpflichtung ist uns von General von Lossow 
und von Kahr ausdrücklich mit den Worten begründet worden, daß es sich 
um eine große deutsche Sache handle, denn wir Kommandeure haben Beden- 
ken gegen diese Verpflichtung gehabt, daß wir befürchten, daß mit dieser 
bayerischen Verpflichtung weiß-blaue Sonderinteressen verfolgt werden. Da 
ist uns aber hoch und heilig versichert worden, sowohl von Herrn von Kahr 
wie von Lossow, daß es sich um keine solchen weiß-blauen Sonderinteressen 
handelt, und auf Grund dieser Versicherung haben wir unser Einverständnis 
erklärt, uns auf die bayerische Regierung verpflichten zu lassen.“ Oberst Etzel 
sagte weiter aus: „Uns ist gesagt worden, daß die Verpflichtung notwendig 
sei, um der bayerischen Regierung im Kampf gegen die Berliner Regierung 
den Rücken zu stärken. Das war der Sinn dessen, was uns damals gesagt 
wurde?s,“ 

Der Reichsgesandte in München, Haniel, beurteilte die Entwicklung in der 
bayerischen Landeshauptstadt am 23. Oktober, einen Tag nach Inpflicht- 
nahme der 7. Division durch die bayerische Regierung, folgendermaßen”: 

„Wenn man, ohne prophezeien zu wollen, Vermutungen über den nächsten 
Verlauf der Dinge aussprechen darf, so gehen sie dahin, daß Bayern nicht 
abwarten wird, bis die verfassungsmäßigen Reichsinstanzen über die ge- 
wünschten Änderungen beschlossen haben werden, sondern daß es solche eben- 
so wie beim Heer auch auf anderen Gebieten, vor allem bezüglich Verkehr 
und Finanzen selbstherrlich zur Durchführung bringen wird. Für eine baye- 
rische Währungsreform liegen Pläne vor. Nach Herstellung eines derartigen 
tatsächlichen Zustandes wird man die weiteren Erörterungen in Berlin mit 
Ruhe abwarten.“ 

Am 24. Oktober fand bei General von Lossow die Besprechung mit den 
Führern der vaterländischen Verbände statt über die Vorbereitungen für den 
Marsch nach Berlin zur „Ausrufung der Errichtung einer nationalen Dikta- 
tur“78; am 26. Oktober erging der Befehl für die „Herbstübung“. An der Be- 
sprechung beim Wehrkreisbefehlshaber nahmen 34 Personen teil: die Führer 
der vaterländischen Verbände bzw. deren Vertreter oder Adjutanten sowie 
die Adjutanten Ia der Landespolizei. Der Landeskommandant erklärte: 

76 Oberst Etzel im Hitler-Prozeß, 10. Tag (8. 3. 1924). 
77 BA, Best. Alte Reichskanzlei, fol. 1—43 R/2264, Fall Lossow. 


78 Niederschrift über die Besprechung im Wehrkreiskommando, Min.Inn 73694, Abschrift, 
BHSTA; Hitler und Kahr, II, S. 42 ff.; Deuerlein, Dok.Nr. 61, S. 257 f. 
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„Meine Herren! Es gibt drei Möglichkeiten: 

1. Einmarsch nach Berlin und Ausrufung der Errichtung der nationalen 
Diktatur. 

2. Weiterwursteln und „Bayern bei der Stange bleiben“. 

3. Trennung Bayerns vom Reich. 

Für uns in Bayern kommt nur die erste Möglichkeit in Betracht. Und zwar 
haben wir dazu keine lange Zeit mehr; sobald alles vorbereitet ist, tritt die 
erste Möglichkeit in Kraft. Länger als 14 Tage oder 3 Wochen warten, dürfte 
den zweiten Punkt hervorrufen! 

Ich habe Sie hierher berufen, um Sie zu fragen, wie Sie sich den Aufbau 
und die Weiterentwicklung bei einem evtl. Vormarsch Ihrer Verbände vor- 
stellen. Nach meiner Ansicht ist nur eine Eingliederung sämtlicher vaterlän- 
discher Verbände in die Reichswehr bzw. Landespolizei als Mannschaftsreser- 
voir möglich. Eine vollkommen selbständige Verwendung kann ich mir aus 
folgenden Gründen nicht denken: Wer sorgt für die Vaterländischen Ver- 
bände? Wer empfängt sie? Wer bezahlt die Löhnung? und wer die evtl. spä- 
tere Versorgung bei Verletzung etc. Sie werden daraus ersehen, daß wir auf 
demselben Boden stehen wie Sie als Führer der Vaterländischen Verbände 
und daß wir unsere Arbeit auch in diesem Sinne eingestellt haben: Wir haben 
alle ein Ziel, Deutschland vom Marxismus zu befreien unter dem Banner 
der schwarz-weiß-roten Fahne.“ 


Dann ließ General von Lossow durch Major Hößlin die Einteilung der 
7. Division „im Falle eines Aufmarsches bzw. die Eingliederung der vater- 
ländischen Verbände“ erläutern. Zum Schluß stellte Lossow die Frage, welche 
Verbände für Eingliederung in die Reichswehr seien und welche selbständig 
bleiben wollten. 

Für die Eingliederung erklärten sich General Tutschek für Bayern und 
Reich, Oberstleutnant a. D. Kriebel für Bund Oberland und der Hermanns- 
bund. Für die Wahrung der Selbständigkeit traten ein Wikingbund, Blücher- 
bund, Frankenland, Reichsflagge, Stahlhelm. Die Nationalsozialisten waren 
bei der Besprechung nicht vertreten. 

Lossow betonte abschließend nochmals, daß er sich eine Versorgung der 
selbständigen Verbände aus eigener Kraft nicht vorstellen könne?®. Lossows 


79 Min.Inn, 73694, BHSTA. 


348 


Aussagen im Prozeß deckten sich nicht völlig mit den im Sitzungsprotokoll 
festgehaltenen; im Prozeß sagte er am 10. März 1924 aus, er habe von folgen- 
den drei Möglichkeiten gesprochen: 


1. Berliner Rechtsregierung (Direktorium) würde von Bayern unterstützt; 


2. Entstehung eines Chaos im Reiche würde die Hilfeleistung für den Nor- 
den zur Folge haben; 


3. der unerwünschte Fall, daß die Regierung Stresemann weiter bestehe. 
Dann müßte von Bayern aus Druck ausgeübt werden. 


Im Zusammenhang damit verwies Lossow auf die Tatsache, daß die Ver- 
pflichtung der bayerischen Truppen am 20. Oktober stattgefunden habe®". 

Die „Herbstübung 23“ wurde nach Aussage Lossows durch ein Telegramm 
des Reichswehrministeriums eingeleitet, datiert vom 9. Oktober 1923, daß 
die 7. Division ein Truppenkontingent für eine Reichsaktion gegen Sachsen 
bereitzustellen habe®". 

Ungefähr zur gleichen Zeit, da der staatsrechtliche Feldzug Bayerns gegen 
das Reich mit der Inpflichtnahme der 7. Division auf die bayerische Regierung 
den ersten Höhepunkt erreichte, setzte die Reichsregierung gegen die sozial- 
demokratisch-kommunistische Landesregierung von Sachsen Reichswehrtrup- 
pen (23. Oktober) ein und schlug gleichzeitig den Hamburger Kommunisten- 
aufstand nieder. Dafür hatte die Reichsregierung zusätzlich württembergi- 
sche Truppen verwendet, die von Bayern aus nach Sachsen marschierten. Von 
der Verwendung bayerischer Reichswehrtruppen war die Reichsregierung be- 
greiflicherweise nach dem 20. Oktober abgekommen, obwohl die bayerische 
Regierung dafür Truppen angeboten hatte®®. 

Die bayerische Regierung benützte die Linksherrschaft in Sachsen und 
Thüringen zur Rechtfertigung ihrer eigenmächtigen und verfassungswidrigen 
Maßnahmen. Ministerpräsident Knilling schrieb am 25. Oktober an den 
Reichskanzler wegen der agitatorischen Tätigkeit Karl Radeks im Auftrag 
Moskaus in Deutschland; dem Brief war eine Liste von Radeks Schriften bei- 
gefügt®®. Hitlers Sprachrohr kritisierte heftig das milde Vorgehen der Reichs- 


80 Hitler-Prozeß, 11. Tag (10. 3. 1924). 

81 Ebda. 

82 Geßler, S. 271. 

83 BHSTA; GSTK, Nr. 56; Deuerlein, Dok.Nr. 64, S. 260 ff. 
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regierung in Sachsens; der GSTK ging in diesem Punkte mit den National- 
sozialisten einig®®. 

Die föderalistischen Forderungen, die der Führer der Landtagsfraktion 
der BVP, Dr. Held, formuliert hatte, wurden vom Kampfbund entschieden 
abgelehnt mit dem Hinweis, daß „nur die nationale Diktatur“ Deutschland 
retten könne. Der Unterschied zwischen der weiß-blauen Haltung der baye- 
rischen Regierung und der schwarz-weiß-roten des GSTKs war auffallend und 
wurde vom Kampfbund mit Genugtuung begrüßt. Man bemühte sich auf 
seiten der Völkischen, den GSTK für sich zu gewinnen, wie umgekehrt der 
GSTK in seinen Bemühungen nicht nachließ, den Kampfbund doch noch auf 
seine Seite zu ziehen. Brücke und Bindeglied war der Landeskommandant als 
der Verantwortliche für die militärischen Vorbereitungen des Staatsstreichs 
mit dem Ziel des Marsches nach Berlin. Kahr war als GSTK in die ganze 
Plänemacherei um eine Direktorialregierung in Berlin eingeschaltet®®; daher 
entfernte er sich mehr und mehr in seiner Zielsetzung von den Plänen der 
bayerischen Partikularisten; zumindest schwankte er zwischen beiden und 
wurde hin- und hergezogen. Daher wurden seine Maßnahmen vom VB viel- 
fach gelobt, die Haltung der bayerischen Regierung wurde dagegen von Hit- 
lers Sprachrohr immer schärfer abgelehnt. 

„Die Situation war danach die gleiche wie unter Graf Lerchenfeld zur 
Zeit des Republikschutzgesetzes“ so beurteilte Staatsrat Schmelzle die Lage 
nach dem 20. Oktober 1923. „Es war die gleiche Haltung wie damals, die die 
bayerische Regierung in den Konflikt führte, dessen Ausgang von Anfang an 
ebenso vorauszusehen war wie damals. Als Abgeordneter hatte Knilling den 
Ministerpräsidenten Kahr und Lerchenfeld in richtiger Erkenntnis der Lage 
jeweils vernünftige Ratschläge zu geben gewußt, als Ministerpräsident wagte 
er selbst nicht, danach zu handeln, weil er fürchtete, dadurch die Sympathie 
der sogenannten vaterländischen Kreise zu verlieren®?.“ 

Der Bruch zwischen Bayern und dem Reich führte nicht nur zu einer Re- 
gierungskrise in Berlin, wo die Sozialdemokraten aus der Reichsregierung 
Anfang November ausschieden; in der Pfalz strebten die Sozialdemokraten 


84 VB, Nr. 214 v. 22. 10. 1923, Artikel: „Die Vorgänge in Sachsen.“ 

85 VB, Nr. 218 v. 26. 10. 1923, Artikel: „Der deutsch-marxistische Konflikt.“ 
86 Hitler und Kahr, II, S. 41 ff. 
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unter Führung des ehemaligen bayerischen Ministerpräsidenten Hoffmann, 
unterstützt von der französischen Besatzungsmacht, die Errichtung eines auto- 
nomen Staates an®®. Der separatistische Versuch scheiterte und lieferte den 
Nationalsozialisten Stoff, die landesverräterische Haltung der SPD anzu- 
prangern. 

Freiherr von Aufseß kommentierte den Einsatz württembergischer Trup- 
pen in Sachsen von Bayern aus in seiner oben angeführten Rede: „Die würt- 
tembergische Reichswehr wurde angeblich zum Schutze der Bevölkerung von 
Plauen nach Hof beordert. Wir haben aber aus bestimmter Quelle erfahren, 
daß diese Truppen als erste zur Abriegelung gegen Bayern bestimmt waren. 
Der dortige württembergische Kommandeur hat uns aber bereits die Zu- 
sicherung gegeben, daß er gegen die bayerische Reichswehr nicht vorgehen 
werde. Wir haben der württembergischen Reichswehr zu Ehren in Hof einen 
Deutschen Tag abgehalten®®.“ 

Der GSTK gab sich, wenn Aufseß damit dessen Meinung wiedergegeben 
hatte, einer gefährlichen Täuschung hin. Die Reichsregierung schlug mit ihrem 
Vorgehen in Sachsen (ab 22. 10.) und in Thüringen (ab 5. 11.) zwei Fliegen 
auf einen Schlag: sie bewältigte die kommunistische Gefahr und riegelte die 
thüringisch-sächsische Grenze gegen Bayern ab. 

Die abenteuerliche Politik Bayerns verlor durch das zielbewußte Handeln 
der Reichsregierung, durch den erfolgreichen Einsatz der Reichswehr in Sach- 
sen, Thüringen und Hamburg vollends den Boden, denn dem von Kahr ge- 
predigten Kampf gegen den Marxismus war damit die Grundlage genommen. 
Außerdem wurde den Vormarschplänen nach Berlin ein Riegel vorgeschoben. 

Das galt in gleichem Maße für die Hitlerbewegung und den Kampfbund. 
Noch gefährlicher aber als die Erfolge der Reichswehr in Mitteldeutschland 
war für die radikalen Absichten der Weiß-Blauen und der Schwarz-Weiß- 
Roten die mit dem 15. Oktober beginnende Währungsreform. Wenn sie ge- 
lang, zerplatzte die föderalistische Seifenblase ebenso wie der Wunschtraum 
von der nationalen Diktatur. Die Pläne der Weiß-Blauen wie der hakenkreuz- 


88 „Vorwärts“, Abendausgabe Nr. 496 v. 23. 10. 1923, Artikel: „Ausbreitung des Separa- 
tistenputsches“; Nr. 498 v. 24. 10. 1923, Artikel: „Die Pfalz treu zum Reich und los von 
Bayern.“ 
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lerisch Schwarz-Weiß-Roten gingen ja alle von der Annahme aus, daß das 
Reich zusammenbrechen werde; jede Maßnahme zur Konsolidierung der 
Reichsgewalt wurde daher von beiden Richtungen heftig angefeindet und mit 
allen Mitteln bekämpft®". 

Die Lage Bayerns gestaltete sich um so mißlicher, als es sich selbst in der 
Reihe aller übrigen Länder isoliert hatte. Mit Berufung auf die oben erwähnte 
Entschließung der Konferenz der Ministerpräsidenten und der Gesandten der 
Länder richtete die Reichsregierung an die bayerische Regierung das Ersu- 
chen, „die verfassungsmäßige Befehlsgewalt im bayerischen Teil der Reichs- 
wehr in kürzester Frist wiederherzustellen“®. Die Reichsregierung erklärte 
sich zu Verhandlungen bereit?®. Dadurch geriet die bayerische Regierung nun 
wirklich in eine Zwickmühle. Ging sie auf Verhandlungen ein, so drohte ihr 
das gleiche, wenn nicht ein schlimmeres Endergebnis wie den vorangehenden 
Regierungen Kahr und Lerchenfeld. Spielte sie aber weiter den „starken 
Mann“, wie Kahr es tat und Hitler es wünschte, so mußte sie sich dem von 
ihr eingesetzten GSTK völlig unterwerfen. Warnend wies Staatsminister 
Meinel in der Ministerratssitzung darauf hin, „daß die Kreise um Hitler und 
Roth die Regierung vor ein fait accompli zu stellen beabsichtigten, das ein 
Zusammengehen mit der Reichsregierung überhaupt ausschließen würde“. 

In seinem Zwischenbescheid an die Reichsregierung verteidigte Knilling 
die Inpflichtnahme der 7. Division als rechtmäßig, weil die Maßnahme auf 
Grund des Artikels 48 der Reichsverfassung erfolgt sei. Eine Änderung im 
Oberbefehl des bayerischen Teiles der Reichswehr sei untragbar®°. Am gleichen 
Tage, an dem der bayerische Ministerrat seine Haltung erneut bestätigte, 
machte der Reichswehrminister eine versöhnliche Gebärde, indem er auf 
Grund der Entschuldigung des Hauptschriftleiters des VB, die in dem Blatt 
veröffentlicht wurde, das Verbot aufhob®®. 

Die Pläne einer Trennung Bayerns vom Reich wurden ganz offen in der 


91 Hitler und Kahr, II, S. 53. 
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Tagespresse erörtert”. Sie wurden von den verschiedensten Personen und In- 
stitutionen nichtamtlich, halbamtlich und auch amtlich gewälzt. Im GSTK 
wurden Vorbereitungen auch für die Schaffung einer bayerischen Binnenwäh- 
rung getroffen®®. Alle Überlegungen einer Loslösung Bayerns mußten von 
der Frage der wirtschaftlichen und finanziellen Selbständigkeit ausgehen. 
Forstrat Escherich warnte die bayerische Regierung vor den wirtschaftlichen 
Folgen einer Trennung; er nahm gegen den Antrag des bayerischen Landtags- 
abgeordneten Schlittenbauer Stellung, durch Holzeinschlag Mittel für eine 
bayerische Währung zu schaffen, und übergab dem bayerischen Handelsmini- 
ster von Meinel zu diesem Zwecke Material”. Ebenso riet der Saarindustrielle 
Röchling von den Plänen einer Loslösung Bayerns dringend ab, weil kein 
Zweifel bestehe, „daß Bayern in wirtschaftliche und politische Abhängigkeit 
von Frankreich geraten würde“!00, 

Mittelpunkt all dieser Pläne war der Führer von „Bund Bayern und Reich“, 
Sanitätsrat Dr. Pittinger. Vom Frühjahr 1923 stammte eine Aktennotiz über 
die Forderungen, die an das Reich gestellt werden sollten. Es handelte sich um 
folgende Punkte: 

»1.) Die Militärhoheit des bayerischen Staates wird nach der Rechtslage 
von 1914 anerkannt. 

2.) Bayern verpflichtet sich auf Grund seiner Militärhoheit, ein auf Bayern 
zu vereidigendes Kontingent zu stellen. 

3.) Die sämtlichen derzeitigen in Bayern befindlichen Waffen sind bayeri- 
sches Staatseigentum.“ 

Die Freiwilligen-Organisationen sollten bestehen bleiben. „Bund Bayern 
und Reich erhält vom Staat den Auftrag, eine bayerische Volkswehr zu er- 
richten.“ Der Staat sollte die Volkswehr finanzieren!®. Über die Aufstellung 
dieser Volkswehr hieß es in einer Denkschrift: „Der Bund Bayern und Reich 
übernimmt, da der Staat nach der heutigen politischen Lage es selbst nicht 
97 Z.B. MNN, Nr. 958 v. 23. 9. 1923: „Es unterliegt wohl kaum noch einem Zweifel, daß 
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machen kann, die Aufstellung und Organisierung einer Volkswehr in bemes- 
sener Stärke, in der die bayerische Staatsregierung über ein in allen Lagen 
absolut verlässiges, scharfes Machtmittel zur Aufrechterhaltung der Staats- 
autorität verfügt!2,“ 

In einer Denkschrift vom Herbst 1923 wurde das bereits bestehende GSTK 
kritisch unter die Lupe genommen: 

„Was das bayerische Volk in allen seinen Schichten bis hinauf zur Hoch- 
intelligenz erwartet, ist die Diktatur.“ Ein GSTK „neben der Regierung“ sei 
keine Diktatur. Es wurden dann verschiedene Persönlichkeiten für die Ge- 
staltung einer diktatorischen Regierung vorgeschlagen. Geheimrat Müller für 
Justiz, Präsident Völker für das Verkehrswesen, für die Wirtschaft die MAN- 
Direktoren Sieghack (Nürnberg) und Gertung (Nürnberg), für das Finanz- 
wesen Dr. Grandel (Augsburg), der mit Hubricht einen ausgezeichneten Wäh- 
rungsplan ausgearbeitet hatte, General Möhl als Landeskommandant. Kahr 
sollte alleiniger Vertreter nach außen sein. Bei Meinungsverschiedenheiten 
mit dem GSTK „erfolgt Berufung an die Allerhöchste Stelle“!0. Aus der letz- 
ten Bemerkung geht hervor, daß allen Plänen Pittingers die Wiederherstel- 
lung der Monarchie zugrunde lag!®®. 

Besonders sorgfältig wurde das Finanz- und Währungsproblem durch- 
dacht, da von dessen Lösung die Selbständigkeit Bayerns abhing!®. Pläne 
mit eigener Währung wurden damals in verschiedenen deutschen Ländern 
erwogen, da der rasende Verfall der Mark in der Zeit der Hochinflation ver- 
schiedentlich örtliche und regionale Behörden zur Herausgabe von Notgeld 
zwang. Nur mit dem Hintergrund der Hochinflation sind daher diese Über- 
legungen und Versuche verständlich. 

„Es gibt heute nur den einen Ausweg“, so heißt es in einer Denkschrift, 
„daß Bayern erklärt, die Reichsregierung sei von der Weimarer Verfassung 
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abgewichen; deshalb könne Bayern diese Verfassung nicht mehr anerkennen 
und nehme seine Geschicke als Bundesstaat selbst in die Hand. Es soll betont 
werden, daß Bayern den Reichsgedanken nicht aufgibt. Bis aber eine neue 
föderalistische Verfassung geschaffen ist, wird Bayern die gesamten staatlichen 
Obliegenheiten selbst übernehmen. Nur so kann Bayern ideell einer fortschrei- 
tenden Bolschewisierung von Berlin her und einer völligen Auslieferung an 
die Goldene Internationale entgehen. Der Bolschewismus wird vom Reich aus 
durch Steuergesetzgebung, Notverordnungen, Goldanleihe und Devisenver- 
schiebung betrieben, durch ausländische Anleihen wächst die Abhängigkeit 
vom internationalen Kapital.“ 

Die Staatsgewalt in Bayern muß an „eine autoritative Spitze“ mit „dik- 
tatorischer Machtvollkommenheit ohne äußere diktatorische Bezeichnung“ 
übergehen. Sie muß sich auf die vaterländische Bewegung stützen. Diese muß 
unbedingte Disziplin wahren, sonst ist jede Hoffnung verloren. Die entschei- 
dende Frage ist, ob der bayerische Staat sich dann wirtschaftlich halten kann. 
Der Angriffspunkt jeder Besserung ist die Währungsreform. In Bayern soll 
keine Währung mit Golddeckung geschaffen werden. „Dagegen besteht die 
Möglichkeit, sofort eine Währung als vollwertig für den inneren Verkehr dann 
aufzustellen, wenn die bayerische Volkswirtschaft in der Lage ist, die Be- 
dürfnisse des bayerischen Volkes zu decken.“ Eine solche Währung kann nicht 
an der Börse eingeführt werden und bleibt der Börsenspekulation so entzogen. 

Nimmt man an, daß die bayerische Wirtschaft 70 Prozent ihres Bedarfs 
selbst decken kann, so kommt es darauf an, daß sie in der Lage ist, die 30 Pro- 
zent der Einfuhr durch entsprechende Ausfuhr abzudecken. Gelingt das, dann 
ist die Währung gesund. Das bedeutet natürlich, daß Einfuhr und Ausfuhr 
staatlich gelenkt und überwacht werden. Staatliche Steuerung der Arbeits- 
kräfte, Abschaffung der Arbeitslosenunterstützung, Einsparung in der Ver- 
waltung, besonders an Personal, das um ein Drittel gekürzt werden kann. Ein- 
führung der Todesstrafe gegen Verschiebung von Gütern ins Ausland. Das 
notwendige Haushaltsgleichgewicht kann natürlich nur hergestellt werden 
bei einer Regierungsform, die mit drakonischen Mitteln den sparsamen, un- 
erbittlichen Hausvater macht.“ 

Preiserhöhungen um 50 Prozent gegenüber den Preisen von 1914 sollten 
zugebilligt werden. Der bayerische Staat würde auf diese Weise alle seine Ho- 
heitsrechte zurückgewinnen. 
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Alle Eigentumsrechte, die der Weimarer Staat auf Grund der Weimarer 
Verfassung erworben hatte, werden abgelöst (Wasserwerke). 

Bei geschickter Kündigung der Anleihen vor Einführung der Währung 
kann der größte Teil der verzinslichen Staatsschulden noch in schlechter Reichs- 
mark abgedeckt werden. 

Der Staat hat im Augenblick seiner Selbständigkeitserklärung als Bundes- 
staat das Recht der Geldschöpfung und Errichtung der Notenbank, die auf- 
hört, ein Privatinstitut zu sein und mit sämtlichen Reserven (auch Gold) an 
den Staat übergeht, der jeden Protest der privaten Aktionäre übergehen kann. 

Das Steuerwesen soll neu geregelt werden. 

Von allen Verwaltungszweigen hat sich die Beamtenschaft der Justiz am 
'besten gehalten. „Erste Aufgabe wird es sein, den jüdischen Richter, die 
Schande für eine germanische Rechtsauffassung, auszuschalten.“ Juden und 
Judenabkömmlinge sollen unter Fremdenrecht gestellt werden. „Das jüdische 
internationale Weltkapital hat wenigstens für den Grund und Boden die Herr- 
schaft eingebüßt ....“ Um für die Zukunft eine Abhängigkeit zu verhindern, 
muß ein neues Hypothekenrecht geschaffen werden, laut dem erste Hypo- 
theken nur vom Staat aufgenommen werden können. 

Der Schluß der Denkschrift lautete: „Denn Berlin ist nicht das Reich, es 
ist heute der Gegenpol des gesunden Reichsgedankens und darum hat Bayern 
das Recht und die Pflicht, als Wahrerin des Reichsgedankens in Bismarckscher 
Auffassung die Wege zu gehen, die der deutschen Zukunft zum Nutzen ge- 
reichen!0®,“ 

Die bayerischen Separationspläne wurden von maßgeblichen Persönlich- 
keiten der bayerischen Politik in den frühen Nachkriegsjahren auch mit amt- 
lichen, und nichtamtlichen Persönlichkeiten und Stellen des Auslandes, insbe- 
sondere Frankreichs!?”, aber auch Italiens erörtert!®. Vor allem ging es bei 
diesen Besprechungen um die wirtschaftliche Sicherung Bayerns im Falle ent- 
sprechender von den Gewerkschaften und den Linksparteien angedrohter Re- 


106 Akten Bund Bayern und Reich, Akt: Reden und politische Gedanken. Undatierte, 
anonyme Denkschrift zur Errichtung einer bayerischen Binnenwährung (dem Zusammen- 
hang nach aus dem Jahre 1923). 

107 Franz-Willing, S. 76 ff.; VB, Nr. 47 v. 22. 3. 1923, S. 1, Artikel: „Ungeheuerliche An- 
klage gegen Dr. Heim.“ — Högner, Die verratene Republik, S. 101. 

108 W. Peese, Hitler und Italien 1920—1926, in: VjZG, III, 1955, S. 113—126; Petersen, 
Hitler und Mussolini, S. 40 ff. 
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pressalien Norddeutschlands, wo die sozialdemokratische Partei das größte 
Land, Preußen, regierte. So hatte der damalige italienische Delegierte bei der 
Interalliierten Rheinlandkommission, Adolfo Tedaldi, sich eingehend mit 
dem Problem des bayerischen Separatismus befaßt und darüber dem neuen 
italienischen Ministerpräsidenten Mussolini unmittelbar nach dessen Macht- 
übernahme ausführlich berichtet!®. Demnach hatte Tedaldi mit Kardinal 
Faulhaber, Freiherrn von Cramer-Klett und dem bayerischen Landwirt- 
schaftsminister Wutzlhofer gesprochen, „der in einem dreistündigen Gespräch 
namentlich die wirtschaftlichen Probleme eines unabhängigen Bayern erör- 
terte“. Wenig glaubhaft ist die Behauptung, Hitler habe in einem Vortrag die 
Trennung Bayerns vom Reich für unvermeidlich gehalten. 

Wutzlhofer soll bei dieser Gelegenheit auch von der Notwendigkeit der 
Benutzung der Häfen Venedig und Triest anstelle von Hamburg und Bremen 
gesprochen haben. 

Tedaldi erwähnte einen Kreis um die „Münchner Zeitung“, dessen Mit- 
glieder er fälschlicherweise als Führer der Bayerischen Volkspartei bezeich- 
nete. Diese Gruppe wünschte die Lostrennung unter monarchischem Vorzei- 
chen und eine Vereinigung mit Tirol, Salzburg und Vorarlberg!!P, eine ge- 
meinsame Grenze mit Italien war das Ziel. Das gelte auch für Kardinal Faul- 
haber und seine Freunde. Im Gegensatz zu der Gruppe „Münchner Zeitung“ 
aber erklärte sich Kardinal Faulhaber gegen eine Trennung vom Reich, wenn 
er und seine Freunde auch davon sprachen, daß ein solcher Schritt binnen kur- 
zer Zeit „eine bittere Notwendigkeit werden würde, der sich Bayern nicht 
entziehen könnte, um nicht völlig unterzugehen“!11, 

Auch mit Ungarn wurden seit 1920 unterirdische Beziehungen gesponnen, 
die von dem gemeinsamen Kampf gegen die Räterepubliken in München und 
Budapest ihren Ausgangspunkt genommen hatten. Die Einwohnerwehren, be- 
sonders die „Organisation Kanzler“ (ORKA), hatten unter dem Deckmantel 
von Handelsgesellschaften umfangreiche Waffenlieferungen nach Ungarn zur 
Bekämpfung der bolschewistischen Gefahr durchgeführt!!?. Für den Fall, daß 
109 In: Documenti Diplomatici Italiani, Settima Serie, 1922—1935, Bd. VII, Rom 1953, 

S. 78 ff.; ferner Edgar Rosen, Mussolini und Deutschland 1922—1923, in: VjZG, V, 

1957, S.17—41. Felice, I rapporti tra fascismo e nazionalsocialismo, S. 10 ff. 

110 Bericht Tedaldi; ferner BGSTA, MA 104049: Tirol und Anschluß Tirols an Bayern. 
111 Bericht Tedaldi; ferner Rosen, a.a.O., S. 22 f. 


112 Franz-Willing, S. 304 f.; ferner R. Kanzler, Bayerns Kampf gegen den Bolschewismus; 
Trebitsch-Lincoln, Der größte Abenteuerer des 20. Jahrhunderts? 
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Wien kommunistisch würde, wurden diese Beziehungen weiter gepflegt, um 
gemeinsam diesen bolschewistischen Herd dann bekämpfen zu können''?. 

In alle diese Pläne um eine Neugestaltung Bayerns und Deutschlands un- 
ter bayerischer Führung war der bayerische Thronfolger weitgehend einge- 
weiht. Sein Kabinettschef, Graf Soden, war vorher außenpolitischer Berater 
Pittingers gewesen!!#; der starke Einfluß Pittingers beim Kronprinzen er- 
klärte sich mindestens teilweise aus der Schlüsselstellung des Grafen Soden. 
Diesem wurde nachgesagt, er habe im Oktober 1923 in Paris Verhandlungen 
geführt; dieses Gerücht dementierte er im Januar 1924''°. Ferner wurde von 
nationalsozialistischer Seite ein angeblicher Brief des Reichsgesandten in Mün- 
chen als Beweisstück für die separatistischen Bestrebungen in Bayern ange- 
führt!16, Demnach seien zwischen Bayern und Frankreich folgende Abmachun- 
gen getroffen worden: 

1. Bayern muß sich vom Reich trennen; 

2. Bayern muß alle Beziehungen zu Hitler und Ludendorff abbrechen; 

3. Bayern zahlt weiter Reparationen; 

4. Bayern anerkennt das Rheinland als Republik; 

5. Österreich, Bayern, Württemberg und Baden werden als unabhängiger 
Staat unter französischem Protektorat zusammengeschlossen. 

Der Gedanke einer vorübergehenden Trennung hatte seine Wurzel nicht 
in wirklichen separatistischen Bestrebungen, sondern in der Überlegung, unter 
bayerischer Führung die deutsche Frage neu zu regeln. Er wurde nicht nur von 
Kronprinz Rupprecht und Kardinal Faulhaber, von Dr. Heim und Dr. Pit- 
tinger, sondern ebenso von Pöhner und Frick, von Kahr und Knilling er- 
wogen!!?, Das Programm dieser „Separatisten“ hatte Pittinger, der Führer 


113 Akten Bund Bayern und Reich, Bd. 2, Akt: „Stadium“ .— Nach Ludendorffs Aussage im 
Prozeß schlossen Pittinger und Graf Soden im Jahre 1921 in Budapest Verträge ab. 

114 Über Kronprinz Rupprechts Rolle s. UAL, 16. Sitzg. v. 19. 12. 1927. 

115 „Arminius“ (früher: „Völkischer Kurier“) v. 15. 8. 1926, Nachruf auf Pittinger. 

116 MM Frau Scheubner-Richter v. 9. 7. 1952. Haniel soll diesen Brief dementiert haben. 
MM OTL Schad v. 29. 11. 1952. 

117 Aufschlußreich darüber berichtet der Fuchs-Machaus-Prozeß. S. oben, Kap. I, 2. — Un- 
veröffentlichte Erinnerungen Prof. Fuchs. Ferner: von sozialdemokratischer Seite: 
„Bayerisch-Deutsch oder Bayerisch-Französisch“, München 1923. — Die Ausführun- 
gen des kommunistischen Abgeordneten in der franz. Kammer, Cachin, am 30. 11. 1923, 
abgedruckt bei Bonnin, Le Putsch de Hitler, S. 191—209, mit der gewundenen Stel- 
lungnahme des französischen Regierungschefs Poincare. Bonnin veröffentlichte ebda, 
S. 210—220, eine Note der deutschen Regierung Cuno an die französische Regierung, 
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des „Bundes Bayern und Reich“, in einem Artikel „Die vaterländische Bewe- 
gung in Bayern“ im April 1923 umrissen; dort heißt es: 

„Zwei Worte sind es, die heute die Welt bewegen und besonders in Deutsch- 
land die Geister scheiden: Versailles und Moskau. Die Stellung der bayeri- 
schen vaterländischen Bewegung zu diesen großen Problemen ist eindeutig 
und geschlossen bis zum letzten Mann. Im gemeinsamen Kampf gegen Ver- 
sailles und Moskau liegen die starken Wurzeln ihrer Kraft und wenn es heute 
gälte, dies mit der Tat zu beweisen, es gäbe keinen stärkeren Block als Bayern 
ihn an seiner vaterländischen Bewegung besitzt... Zur gemeinsamen Abwehr- 
stellung gegen äußere feindliche Kräfte kommt auch noch die volle Überein- 
stimmung in den Hauptzielen der innerstaatlichen Entwicklung. Seit 1918 er- 
freuen wir uns der rein parlamentarischen Regierungsform und haben es da- 
mit „herrlich weit“ gebracht, so weit, daß wir lieber heute als morgen darauf 
zugunsten einer starken verantwortlichen Staatsgewalt verzichten. Daher ist 
die Ablehnung der Weimarer Verfassung, die den Parlamentarismus auf den 
Thron gesetzt hat, ein Glaubensartikel, der allen Teilen der vaterländischen 
Bewegung in Bayern gleiche Gewissenspflicht auferlegt. Und da die Bamber- 
ger Verfassung für Bayern das gleiche System gebracht hat, begrüßen wir alle 
sehnlich den Tag, wo wenigstens einmal für Bayern der Anfang gemacht wird. 
Ja, wir gehen noch weiter und behaupten, daß Bayern die schwere Aufgabe, 
die ihm die Geschichte im Interesse der deutschen Zukunft zugewiesen hat, 
nicht erfüllen kann und Gefahr läuft, als das Land der verpaßten Gelegen- 
heiten mit schwerem Makel belastet zu sein, wenn es die Stunde versäumt, sich 
durch den Ausbau seiner Verfassung auf diesen Augenblick zu rüsten ... Daß 
es innerhalb der Kreise, die in Bayern den vaterländischen Gedanken ver- 
treten, außerdem nur eine Meinung und einen Willen gibt, wenn es sich um 
das Bekenntnis zum völkischen Gedanken handelt und daß aus diesem Grund 
von allen Teilen gleichmäßig alles abgelehnt wird, was mit der Internationale 

die jedoch wegen des Sturzes der Regierung Cuno nicht überreicht wurde. In dieser 

Note erhob die deutsche Regierung den schweren Vorwurf gegen Frankreich, in Deutsch- 

land separatistische Bestrebungen unterstützt zu haben. Sie verwies dabei besonders 

auf die Rolle des Oberst Richert im Fuchs-Machaus-Prozeß und verlangte Aufklärung. 

Franz-Willing, S. 76 ff. 

Über Dr. Heim s. Hermann Renner, Georg Heim. Der Bauerndoktor, München 1961, 
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irgendeiner Schattierung zu tun hat, ist so allgemein bekannt, daß es genügt, 
dies zu registrieren.“ Pittinger forderte zum Schluß, daß „die bayerische Ver- 
fassung so rasch wie möglich ausgebaut werden muß“!!8, 

In der gleichen Nummer des Mitteilungsblattes von „Bund Bayern und 
Reich“ heißt es in einem Artikel „Der Fuchs geht um!“ über das parlamenta- 
rische Regierungssystem: 

„Der Parlamentarismus vermag sich aber gegen die wiedererweckte na- 
tionale Idee auf die Dauer nur mit Hilfe der Entente zu halten, und um diese 
zu sichern, muß Erfüllungspolitik getrieben werden. Stresemanns Rolle ist 
heute die nämliche, die Erzberger von der Friedensresolution im Sommer 1917 
bis zum Zusammenbruch im November 1918 gespielt hatte!!%.“ Dieses von Pit- 
tinger formulierte Programm der vaterländischen Bewegung in Bayern war 
national, antiparlamentarisch, antisemitisch und föderalistisch. Es war ohne 
Zweifel der Niederschlag der politischen Ansichten der Mehrheit der baye- 
rischen Bevölkerung und macht auch verständlich, warum die Hitlerbewegung 
in Bayern in der Frühzeit gedeihen konnte. Das war möglich, solange sie sich 
im Rahmen dieses Programms bewegte und betätigte. Erst ab der Jahreswende 
1922/23 traten ihre besonderen Wesenszüge, die ihr durch Hitlers Person sicher 
von Beginn an zu eigen waren, infolge der größeren Aufmerksamkeit, die 
sie durch den Massenzulauf gewann, sichtbar zutage und führten zu ihrer Ab- 
sonderung von der allgemeinen Richtung der vaterländischen Bewegung: der 
hemmungslose Radikalismus ihrer Agitation, die diktatorische Leitung, die 
zentralistisch-unitarischen Bestrebungen, die kulturkämpferischen Tendenzen, 
der Personenkult um Hitler, das Bündnis mit Ludendorff, der revolutionäre 
Machtwille Hitlers. Gerade das Bündnis Hitlers mit Ludendorff drängte die 
Hitlerbewegung in eine oppositionelle Haltung zu den übrigen vaterländi- 
schen Verbänden und Vereinigungen und verschärfte auch ihren Gegensatz 
zur Regierung Knilling und zum GSTK. Man war sich, wie das zitierte Pro- 
gramm Pittingers zeigte, wohl einig, soweit es um die gemeinsamen Feinde 
ging, dagegen konnte keine Einigung über den Weg, der zu beschreiten war, 
erzielt werden, noch weniger über die endgültige Neugestaltung. 


Gegen die Einführung der Rentenmark zur Stabilisierung der Währung 
118 „Neue Heimatland-Briefe. Vaterländisches Wochenblatt, zugleich Nachrichtenblatt für 
den Bund Bayern und Reich“, 1. Jg., Nr. 2 v. 27. 4. 1923. 
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nahm Pittingers Organ entschieden Stellung in einem Leitartikel, betitelt 
„Neuer Volksbetrug“: „... Um es kurz herauszusagen, die Einrichtung der 
‚Rentenbank‘ und der ‚Rentenmark‘ ist nichts anderes als die größte Schröp- 
fung, die je zugunsten des Großkapitals an dem gesamten Besitz, besonders 
der Landwirtschaft gemacht wurde (Sperrdruck!).“ Weiter unten heißt es: 
„Daß die Landwirtschaft nicht dazu da ist und der Staat kein Recht hat, zur 
‚Deckung für private Kredite‘ Steuern, noch dazu Zwangsbelastungen dieser 
Art zu erheben, geniert nicht mehr, nachdem man ja im Ermächtigungsgesetz 
das Recht bekommen hat, das ganze Volksvermögen zu verschachern, an wen 
man eben will. Daß gerade Großjuda der Schlund ist, in dem all diese nutz- 
losen Opfer verschwinden, ist nach Lage der Dinge selbstverständlich. Mit 
der Einrichtung dieser Rentenbanksache hat Stresemann den Beweis erbracht, 
daß er voll in den Händen des internationalen Großkapitals ist und daß er 
demzufolge das deutsche Reich nur so regieren kann, wie es der Nutzen des 
Judentums verlangt...“ Der Artikel schloß mit dem Satz (in Fettdruck): „An 
den bayerischen Generalstaatskommissar aber richten wir die Bitte, daß er in 
dieser wichtigsten Sache, welche die ganze Landwirtschaft dem Judentum 
ausliefert, Bayerns Interessen gegen diese Berliner Übergriffe wahrt!?.“ 

Pittingers Ziel war die Wiederherstellung der Monarchie in Bayern und 
die Neugestaltung Deutschlands unter bayerischer Führung nach dem Muster 
der Bismarckschen Verfassung, aber mit dem Schwerpunkt in Bayern, nicht 
in Preußen. „‚Der schlaue Fuchs‘, wie er vielfach genannt wurde, galt als ‚die 
Seele‘ jener ‚Nebenregierung‘, die jahrelang einen unheilvollen Einfluß auf die 
Geschicke Bayern ausübte, unter deren Mitwirken Lerchenfeld gestürzt wurde, 
die mit Knilling paktierte, und die durch den GSTK Kahr und dessen Bünd- 
nis mit den norddeutschen Monarchisten unter Führung des Alldeutschen 
Claß die Erreichung ihres Zieles erwartete. Dem ideenlosen, halbstarken und 
ungeschickten Kahr war der gewandte und energische Pittinger .... , Führer 
und Ratgeber!?!.“ 


121 „Frankfurter Zeitung“ v. 10. 8. 1926, Gedenkartikel zum Tode Pittingers; „Arminius“ 
(früher „Völkischer Kurier“) schrieb am 15. 8. 1926: „Dr. Pittinger war der anerkannte 
geistige Führer der vaterländischen Bewegung in Bayern. Sein politisches Ziel, die Wie- 
dererrichtung der Monarchie in Bayern. Er schob Bauer an die Stelle des Präsidenten 
der VVV, er spielte Dr. Tafel und den Ordnungsblok an die Wand und befehdete 
grimmig Hitler, Weber, Zeller. Im Herbst 1921 scheiterte sein Plan u.a. durch den 
Krach mit Hptm. Römer. Er stürzte Lerchenfeld und wurde unter Knilling Stütze der 
Staatsautorität.“ 
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Wenn Bayern als einziges von allen deutschen Ländern bei der 75-Jahr- 
Feier des Zusammentritts des ersten deutschen Parlaments in der Paulskirche 
am 18. Mai 1848, unter dem Vorsitz des Reichspräsidenten, an der auch der 
Präsident des Österreichischen Nationalrates teilnahm, nicht vertreten war!??, 
so darf man hinter dieser eindeutigen Demonstration gegen ein deutsches Zen- 
tralparlament durch die bayerische Regierung Knilling vor allem Pittinger 
vermuten. Dieser war auch der Hauptvertreter des Gedankens der Einrich- 
tung eines bayerischen Staatspräsidenten im Zuge der Umgestaltung zunächst 
der Bamberger Verfassung auf dem Wege zur Wiedererrichtung der Monar- 
chie!23, 

Nach dem amtlichen Bruch Bayerns mit dem Reich durch die Inpflicht- 
nahme der siebenten Division auf die bayerische Regierung spitzte sich die 
Entwicklung rasch zu und drängte auf einen Höhepunkt hin. Der GSTK ver- 
handelte eifrig auch mit norddeutschen Gruppen, vor allem mit dem Führer 
des Alldeutschen Verbandes, Justizrat Claß. Lossow wußte davon seit Juni 
1923124 

Die Verhandlungen Kahrs mit norddeutschen Gruppen gingen ins Jahr 
1922 zurück. Damals schon hatte Dewitz vom Pommerschen Landbund Kahr 
vorgeschlagen, sich zum Reichspräsidenten machen zu lassen und Kronprinz 
Rupprecht zum bayerischen König auszurufen. Kahr hatte den Kronprinzen 
davon unterrichtet. Der Vorschlag Dewitz hing mit den Plänen des Justizrates 
Claß zusammen, ein Wittelsbachisches Kaisertum zu errichten mit Rupprecht 
als deutschem Kaiser. Tatsächlich genoß der bayerische Thronfolger in Nord- 
deutschland hohes Ansehen und galt mit Recht unter den lebenden deutschen 
Fürsten als die bedeutendste Persönlichkeit und für die Staatsspitze als der 
geeignetste Mann. Kahr führte am 12. September 1922 auch eine Unterredung 
mit General Seeckt in seiner Wohnung und faßte das Ergebnis der Bespre- 
chung mit den stolzen Worten zusammen, es gebe in Deutschland nur zwei 
Machtfaktoren: Kahr und Seeckt. Er entwickelte auch sonst eine eifrige Ver- 
handlungstätigkeit seit 1922 in dem Bewußtsein, er sei der kommende Mann, 
berufen, Deutschland zu retten. Durch Vermittlung von Großadmiral Tirpitz 


122 SEG, 64, 1923, S. 103. 

123 Ein Gesetzentwurf über Staatspräsidentschaft war aufgrund Ministerratsbeschluß v. 25.5. 
1923 vorbereitet. BGSTA, MA, 102020. 

124 Hitler und Kahr, II, S.41—45; Kruck, Alldeutscher Verband, S. 197 f. 
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besuchte ihn auch der Schweizer General Wille, durch Kahrs Bemühungen 
kam Feldmarschall Hindenburg zu Besuch nach München und zum Jagdauf- 
enthalt zu Baron Schilcher in Dietramszell!25. 

Claß und Kahr zogen auch Kapitän Ehrhardt ins Vertrauen. Dieser war 
mit Hilfe seiner Leute im Juli 1923 aus dem Leipziger Gefängnis entwichen 
und hatte sich nach Tirol geflüchtet!?6. Für seine Ergreifung wurde ein Preis 
von 25 Millionen Mark ausgesetzt!?”. Kahr ließ Ehrhardt aus Tirol herbei- 
rufen und beauftragte ihn mit der Organisation des Grenzschutzes gegen 
Thüringen!2®, Ehrhardt war sich mit Claß und Kahr einig in der Überzeu- 
gung, daß eine Zusammenarbeit mit Frankreich unerläßlich sei!2®, eine sinn- 
gemäße Politik betrieb auch Kautter, Ehrhardts Stellvertreter und Führer des 
Wikingbundes. 

Ein Brief von Hauptmann a. D. Wilhelm Weiß an einen unbekannten 
Adressaten gibt einigen Aufschluß über die Hintergründe der Politik Kaut- 
ters und des Wikingbundes. Dort heißt es!?": „Der geistige Vater der Kaut- 
terschen Politik ist Schnitzler, ‚ein eminent begabter Politiker‘. Schnitzler steht 
auch in engen Beziehungen zu Heim. 

Die Linie Kautter-Schnitzler-Heim erklärt manche ungewöhnliche Hal- 
tung des Wikingbundes im letzten Jahr, besonders wenn man die Linie auf der 
anderen Seite über Friedmann bis Major Mayr weiterverfolgt. Man versteht 
dann, daß man Fuchs und Machaus ans Messer lieferte, um die BVP reif zu 
machen für die Diktatur Kahr, unter der Kautter und Ehrhardt freie Bahn 
für sich erhofften. Man brauchte die Propaganda der „Deutschen Zeitung“ für 
Kahr und den Bund, den im Frühjahr Kautter und Pittinger schlossen.“ — 
Claß, Dr. Heim und auch Pittinger vertraten einen franzosenfreundlichen 
Kurs als Voraussetzung für ein wittelbachisches Kaisertum. Ehrhardt und 
Kautter waren sich in der Frankreichpolitik mit den genannten drei Politikern 


125 Kahr, Erinnerungen, NK. 

126 „Vorwärts“, Morgenausgabe, Nr. 325 v. 14. 7. 1923; Nr. 333 v. 19. 7. 1923. 

127 Ebda, Abendausgabe Nr. 326 v. 14. 7. 1923. 

128 Högner, Die verratene Republik, S. 119. — Schwend, Bayern, erwähnt bezeichnender- 
weise den Namen Ehrhardt überhaupt nicht! — Nach Kahrs Erinnerungen kam Ehr- 
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129 MM Ehrhardt v. 3. 1. 1963; Ludendorff, Auf dem Weg, S. 128, bezeichnete Ehrhardt 
als „Organ des Herrn Claß“. S. a. $. 139. 

130 Anrede im Brief: „Sehr geehrter Herr Doktor!“ Vermutlich an Dr. Glaser, Rechtsanwalt 
und völkischer Landtagsabgeordneter in München. Der Brief ist datiert vom 2. 1. 1924. 
Schreibmaschinenschriftlich. Privatbesitz. 
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einig. Ehrhardt trat auch in späteren Jahren in voller Überzeugung für die 
Politik der Aussöhnung und eines Bündnisses mit Frankreich gegen die angel- 
sächsischen Seemächte ein'3!, 

Der Claßsche Plan eines wittelsbachischen Kaisertums war auf jeden Fall 
ohne Frankreichs Hilfe undurchführbar'??. Von dieser außenpolitischen Vor- 
aussetzung gingen die Überlegungen Claß’ und seiner bayerischen Mitspieler 
wie auch diejenigen Kapitän Ehrhardts und Kautters aus. 

Justizrat Claß begab sich um den 21. Oktober nach München und besprach 
am 22. Oktober mit Kahr „die einzelnen Maßnahmen für den großen Schlag. 
Lossow mit seiner Division, Teile der bayerischen Landespolizei unter Oberst 
Seisser, die Brigade Ehrhardt und andere Wehrverbände sollten über Thürin- 
gen nach Norden vorstoßen, während General von Below, der einige Wehr- 
kreiskommandeure und norddeutsche Freikorpsführer auf seiner Seite hatte, 
in Berlin losschlagen würde“!33. In diese Besprechungen waren als maßgebliche 
Vertreter des Reichslandbundes Graf Behr und von Knebel eingeschaltet!?%. 
Ehrhardt hatte sich für den Vormarsch Sachsen vorbehalten!?5. „Bei dem 
Marsch nach Berlin wollte man mit Waffengewalt vorgehen und die beste- 
henden Verfassungseinrichtungen gewaltsam beiseiteschieben. Die Errichtung 
des Direktoriums dagegen sollte im Rahmen der Verfassung (Art. 48 Reichs- 
verfassung) geschehen!3®.“ 

Allem Anschein nach faßten Claß und Kahr den Entschluß, „in der Nacht 
vom 8. auf den 9. November loszuschlagen, ohne Hitler vorher zu verstän- 
digen. Eine große Rede Kahrs über das Wiedererwachen Deutschlands sollte 
den Umsturz einleiten “137, 

Für den Stahlhelm verhandelten in München Oberstleutnant a. D. Düster- 
berg und Graf Helldorf, „als Mittelsmann norddeutscher Kampfverbände, 
die ein nationales Reichsdirektorium anstrebten“, der Vertrauensmann von 


131 MM v. 3. 1. 1963. 

132 Die „Deutsche Zeitung“ Nr. 464 v. 22. 10. 1923 deutete in einem Artikel „Gegen den 
Zerfall des Reiches“ eine wittelsbachisch-bayerische Lösung der Reichskrise an. „Bayerns 
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135 MM v. 3.1. 1963. 

136 UAL, 18. Sitzg. v. 16. 3. 1928 (Högner). — Aussage Lossow im Prozeß, 11. Tag 
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Claß, Major Vogts. Nach dessen Aussage wünschten die maßgeblichen nord- 
deutschen Verbände und deren führende Männer, daß Kahr im Reichsdirek- 
torium eine führende Stellung übernehmen sollte. Dieser sträubte sich anfangs 
dagegen, und auch General von Lossow war gegen diesen Vorschlag!3®. Schließ- 
lich entschloß sich Kahr aber doch Anfang November, unter folgenden Be- 
dingungen in das Reichsdirektorium einzutreten: 


„1.es müßten die geeigneten Männer für diese Regierung gefunden sein 
mit dem nötigen Rückhalt hinter sich und bereit, die Amter zu übernehmen; 

2. es müßte ein feststehendes einheitliches Programm vorliegen; 

3.es müßte Gewähr dafür vorhanden sein, daß keine Uneinigkeit in die 
Reichswehr hineingetragen würde und daß nicht etwa Teile der Reichswehr 
gegen andere Teile der Reichswehr mit Waffengewalt vorgehen.“ 


Ludendorff war keine Stelle im Reichsdirektorium zugedacht, Hitler kam 
überhaupt nicht in Betracht!#®. 

Dieses schauerliche Gemisch von ernsthaften Verhandlungen, geheimnis- 
voller Verschwörung, echten Verfassungsreformbestrebungen, offenen Um- 
sturzabsichten, wilder Gerüchtemacherei und ehrgeizigen Machtbestrebungen 
in den Herbstmonaten 1923 war das Spiegelbild der Lage Deutschlands, der 
politischen Verwilderung, der geistigen Verwirrung, der gesellschaftlichen Auf- 
lösung, des inneren Zerfalls des deutschen Volkes infolge des verlorenen Krie- 
ges und seiner Folgen. 

Bayern betrieb mit seiner ehrgeizigen Politik, Neugestalter Deutschlands 
zu werden, ein gefährliches Spiel. Dies zeigte sich besonders auch darin, daß 
alle übrigen deutschen Länder von der bayerischen Sonderpolitik abrückten. 
Der württembergische Innenminister Bolz erklärte dazu in einer Rede am 
28. Oktober 1923: 

» . . . Er bedauere die bayerische Politik. Württemberg werde der Einla- 
dung, die Politik von Kahrs mitzumachen, nicht Folge leisten. Die bayerische 
Regierung sei nicht frei in ihren Entscheidungen, das nationalistische Treiben 


138 Lossow zu Major Vogts auf dessen Vorschlag, Kahr solle ins Reichsdirektorium ein- 
treten: „Das ist ein Unsinn, lassen Sie uns den Herrn von Kahr in München, hier ist er 
für uns nötig, in Berlin wird er sich in wenigen Wochen verbrauchen und ist erledigt.“ 
Aussage Lossow im Prozeß, 15. Tag (14. 3. 1924). 

139 Aussage Major Vogts am 10.1.1924 bei Einvernahme durch den Staatsanwalt Dr. Ehard; 
Hitler und Kahr, II, S. 46—48. 
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sei der Regierung über den Kopf gewachsen. In Württemberg habe man die 
nationalistische Bewegung von Anfang an unterdrückt; in dieser Beziehung 
mache er keinen Unterschied zwischen den Nationalsozialisten und den Links- 
organisationen. Seine Parteiangehörigen und das ganze katholische Volk 
möchte er vor den Nationalsozialisten eindringlich warnen. Der National- 
sozialismus sei rein heidnisch in seinem Ursprung, eine Zusammenarbeit mit 
ihm sei nicht möglich.“ In Württemberg sei die Lage so, „daß keiner dem an- 
deren traue... Jeder habe Angst vor dem anderen, jeder suche sich zu orga- 
nisieren, mit Waffen zu versehen, um gerüstet zu sein. Angefangen hätten die 
Nationalsozialisten ... Die Kommunisten organisierten zur Zeit im ganzen 
Land, wobei russisches Geld ihr Treiben fördere. Außer der staatlichen Macht 
dürfe es keine Selbstschutzorganisationen geben!*. ..“ 

Symptomatisch für die Stellung und Stimmung der bayerischen Regierung 
waren die Äußerungen des Landwirtschaftsministers Wutzlhofer in der Mini- 
sterratssitzung vom 30. Oktober. Er bedauerte, „den Funkspruch des Generals 
von Lossow an die Wehrkreiskommandanten und das Interview des Herrn 
von Kahr, daß er mit der gegenwärtigen Reichsregierung nicht verhandeln 
könne, die Rede des Reichsministers Sollmann, auf der anderen Seite aber 
auch das von Hitler am letzten Sonntag wieder veranstaltete Scharfschießen. 
Durch solche Dinge würde die Lösung erschwert. Die bayerische Regierung 
müsse mit korrekten Forderungen an das Reich herantreten. Terror müsse ver- 
mieden werden, gleichviel ob er von Rechts oder Links komme“!#!, 

Die Regierung deckte den GSTK auch im Falle Lossow und spielte gegen- 
über Berlin den „starken Mann“. Doch stellte Forstrat Escherich fest, daß der 
Staatsminister von Meinel, seine, Escherichs, schweren Bedenken bezüglich 
der Angelegenheit Lossow teilte. „Es sei von schwersten Folgen für einen Be- 
freiungskampf“, so stellte Meinel fest, „wenn die Disziplin der Truppe durch 
schlechtes Beispiel der Generäle gelockert werde“1#2. Escherich faßte sein Urteil 
über die bayerische Entwicklung im Oktober mit den nüchternen Worten 
zusammen: „Politisch fällt Bayern durch den unglückseligen Fall Lossow wie- 


140 Bayer. Gesandtschaft Stuttgart an Staats.Min.Auß., 31. 10. 1923, BGSTA, MA, 1943, 
Nr. 458, Ausfertigung; Deuerlein, Dok.Nr. 76, S. 293 f.; Hitler und Kahr, II, S. 39 ff. 

141 MRP, Nr. 42/1923, BGSTA, MA, 1946. — Der sozialdemokratische Reichsinnenminister 
Sollmann hatte in einer Rede erklärt: „Alle Republikaner halten die schwerbewaffnete 
bayerische Reaktion für weit gefährlicher als den Kommunismus in Sachsen.“ 
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der einmal sehr unangenehm auf. Die Wogen des Separatismus branden mäch- 
tig, darüber helfen alle schwarz-weiß-roten Schwüre nicht hinweg. Sie streuen 
nur dem dummen Volke Sand in die Augen. Schwere kommunistische Un- 
ruhen in Hamburg und an anderen Orten, die durch die Polizei oder wie in 
Sachsen, durch die Reichswehr niedergeschlagen werden. Ein Beweis, daß der 
Staat wieder brauchbare Machtmittel in der Hand hat. Daher ist es ein Ver- 
brechen, an der Manneszucht der Reichswehr zu rütteln. Ohne innerlich ge- 
festigte Reichswehr gibt es keinen Befreiungskampf für Deutschland mehr!#31“ 

Oswald Spengler hielt Ende Oktober den „Ersatz der Diktatur Strese- 
mann-Seeckt durch eine nichtparlamentarische nötig, wenn nicht alles in Scher- 
ben gehen soll“. Er wies in zwei Briefen vom 30. Oktober auf die Schwierig- 
keiten der schwarz-weiß-roten Politik Kahrs durch die „klerikal-partikula- 
ristischen Kreise“ hin: „Kahr hält sich von Tag zu Tag dem klerikal-partikula- 
ristischen Drang gegenüber durch die Hoffnung auf eine solche Wendung im 
Norden, aber lange geht es nicht mehr. Die Partei Knilling“ — damit meinte 
er die BVP — „macht es ihm nicht einmal möglich, die Kosten seines Büros 
zu decken, geschweige für die Formationen etwas zu tun!*,..“ Und am Abend 
des gleichen Tages (30. 10.) schrieb er, Kahr sei „in seinem Kampf völlig 
erschöpft“. „Die Gegenarbeit weniger von Hitler-Ludendorff als von den 
klerikal-partikularistischen Kreisen kann im Norden nur durch Erfolge pa- 
riert werden. Kahr hält sich von Tag zu Tag in der Hoffnung auf einen Sturz 
von Stresemann und Seeckt ... .“ Stresemann und Seeckt müßten verschwin- 
den!#, Später erhob Spengler schwere Vorwürfe gegen die einflußreichste 
Zeitung Bayerns, die „Münchner Neuesten Nachrichten“, sie hätte Kahr keine 
Schützenhilfe geleistet und dadurch zu der Katastrophe vom 8./9. November 
beigetragen!*®. Dagegen beklagte sich der Hauptschriflleiter der MNN, Ger- 
lich, „daß es ihm nicht möglich sei, zu Kahr zu kommen, daß man den Einfluß 
der ‚Münchner Neuesten Nachrichten‘ so wenig benütze wie seine persönlichen 
Kenntnisse im Kampf gegen den Bolschewismus“. „.. . die Autorität des 
GSTKs wurde aufgezehrt von seiner anscheinenden Untätigkeit“, kritisierte 
K. A. von Müller. „Noch nach vier Wochen verfügte diese Diktatur über kein 


143 Ebda, „Rückblick“ Oktober 1923. 
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Auto. Ihre wenigen Beamten versagten vor den neuen ungewohnten Auf- 
gaben!#?.“ 

In der Ministerratssitzung vom 3. November kamen die laufenden Geld- 
forderungen des GSTKs zur Sprache, gegen die der Finanzminister prote- 
stierte. Es ging vor allem um die Kosten für den Grenzschutz in Oberfranken, 
laut Oberst von Seisser für die Polizei und für das Aufgebot der Notpolizei: 
„Die mitbeteiligten vaterländischen Organisationen bestritten ihren Aufwand 
aus eigenen Mitteln.“ Das war freilich nur infolge der Hochinflation möglich; 
ihr Ende mußte die Seifenblase der vaterländischen Organisationen und deren 
Politik zum Platzen bringen. Das Aufgebot der Notpolizei, die Mobilisie- 
rung des Grenzschutzes riefen Besorgnis hervor, die von allen Ministern ge- 
teilt wurde. Der Finanzminister beschwerte sich darüber, vom GSTK wie vom 
Chef der Landespolizei mit solchen Maßnahmen vor vollendete Tatsachen 
gestellt worden zu sein; desgleichen der Innenminister, der sehr überrascht 
war, weil Eintausend Billionen verlangt wurden. Ministerpräsident Knilling 
verlas ein diesbezügliches Telegramm des aus dem Amte scheidenden Reichs- 
ministers Sollmann und erklärte, „daß nur 500 Mann Notpolizei aufgeboten 
sein sollten, außerdem etwa 1000 Mann von vaterländischen Organisationen“. 

Der Leiter des Staatsministeriums des Äußern, Staatsrat Schmelzle, teilte 
mit, „daß man die Sache in Berlin mit großer Besorgnis verfolge, und davon 
spreche, daß Ehrhardt den Marsch nach Berlin plane“. 

Justizminister Gürtner meinte, „daß in der Angelegenheit des Grenzschut- 
zes in Oberfranken verschiedene Willen nebeneinander herlaufen. Der Grenz- 
schutz in Oberfranken liege jedenfalls im Plane der Leute, die von einem 
Marsch träumen. Er glaube, daß bei solchen Leuten der 9. November eine 
psychologische Rolle spiele. Er forderte eine Aussprache zwischen dem Mini- 
sterpräsidenten und dem GSTK über den Grenzschutz und über den Fall Los- 
sow. „Bayern dürfe nicht zum Schauplatz für die Betätigung politischer Con- 
dottieri gemacht werden.“ Außerdem hielt Gürtner die Schaffung wertbestän- 
digen Geldes für das „Allerwichtigste“. Die Geldfrage wurde auch vom Han- 
dels- und vom Arbeitsminister aufgegriffen. Die beiden Minister sparten nicht 
mit Vorwürfen gegen den GSTK; er solle Vorschläge machen, „wie er sich die 
Deckung der ungeheueren Summen denke“. Der Arbeits- und Sozialminister 
brachte auch die Judenausweisungen durch den GSTK zur Sprache. Er wolle 
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an sich die Juden gewiß nicht verteidigen und hätte nichts dagegen einzu- 
wenden, wenn Leute ausgewiesen würden, die sich strafbar gemacht hätten, 
die nicht im rechtmäßigen Besitz einer Wohnung oder die seit 1914 zugewan- 
dert seien. Bei den Ausweisungen scheine aber zum Teil wahllos vorgegangen 
zu werden. Es sei zu befürchten, daß dadurch unerfreuliche politische Wirkun- 
gen ausgelöst würden. Dazu bemerkte der Handelsminister, „der GSTK habe 
sich bei den Ausweisungen an Staatenlose gehalten“. Der Finanzminister er- 
örterte dann die Notwendigkeit der Errichtung einer Währungsbank und kam 
dann wieder auf das Verhältnis zwischen Regierung und GSTK zu sprechen; 
es „könne nicht wie bisher bleiben. Es werde auch in politischen Angelegen- 
heiten alles Mögliche ohne Wissen der Regierung unternommen. Es dürfe nicht 
der Eindruck erweckt werden, als ob die Minister am Amte kleben“. 


Ministerpräsident Knilling hielt „es ebenfalls für untragbar, daß die Re- 
gierung zwar für alles die Verantwortung zu übernehmen habe, aber alle 
staatlichen Machtmittel in den Händen des GSTKs vereinigt seien. Er sei amts- 
müde, von dem Rücktritt halte ihn nur der Gedanke zurück, daß hierdurch 
die Bahn für eine Entwicklung freigemacht würde, die vielleicht zu noch viel 
Schlimmerem führen würde. Er müsse seinen Entschluß von dem Ergebnis 
einer Aussprache mit dem GSTK abhängig machen“. 

Die eigentliche Aufgabe dieser Ministerratssitzung, „die der Reichsregie- 
rung im Falle Lossow zu erteilende endgültige Antwort“, wurde wieder zu- 
rückgestellt wegen der Änderungen in der Zusammensetzung der Reichsre- 
gierung infolge des Ausscheidens der Sozialdemokraten. Der Leiter des Au- 
ßenministeriums, Staatsrat Schmelzle, teilte mit, er habe aus Berlin erfahren, 
die Stimmung der Reichsregierung sei für eine friedliche Beilegung des Kon- 
fliktes mit Bayern gewesen. Von einer Sperrung der Bezüge der bayerischen 
Reichswehr sei keine Rede. Der Ministerpräsident bemerkte hierzu, daß damit 
das vom Herrn GSTK besonders betonte Argument, daß die Reichsregierung 
unter marxistischen Einflüssen arbeite, wohl entfalle. Im Grunde handle es 
sich im Fall Lossow um eine militärische Rechthaberei. 

Das war ein deutlicher Hieb gegen den GSTK, aber es blieb ein Lufthieb, 
weil die Regierung sich in die freiwillige Gefangenschaft des von ihr eingesetz- 
ten GSTKs begeben hatte. Dieser aber hatte sich in einen mehr oder minder 
unfreiwilligen, tragikomischen Wettlauf mit Hitler auf dem Weg zu einem 
Staatsstreich eingelassen. 
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Der Ministerpräsident äußerte noch zum Fall Lossow, daß er es, „auch 
nach dem unglücklichen Funkspruch Lossows“, immer abgelehnt habe, „auf 
Lossow direkt oder indirekt im Sinne seines Rücktritts einzuwirken. Gestern 
habe dieser aber davon gesprochen, daß vielleicht einmal der Augenblick für 
sein freiwilliges Ausscheiden kommen könnte. Auch wenn General von Los- 
sow aus freien Stücken einen solchen Entschluß fassen würde, wäre in Bayern 
mit Schwierigkeiten zu rechnen, wenn als sein Nachfolger nicht ein Mann 
vorgeschlagen werden könnte, der sich unbedingter Popularität in Bayern 
erfreue“. 

Der Ministerrat befaßte sich ferner mit der Versorgung der Pfalz und mit 
der allgemeinen Lebensmittelknappheit. Dazu stellte der Handelsminister fest, 
„daß das deutsche Volk es vorgezogen habe, die Notenpresse in Schwung zu 
setzen, statt mehr zu arbeiten. Die Folgen dieses ungeheuerlichen Frevels 
würden nicht abgewendet werden können. Nur ein letztes Aushilfsmittel 
werde es sein, daß man den Bauern die zwangsweise Ablieferung eines Teiles 
ihrer Vorräte auferlege und diese im Wege der Armenunterstützung verteile, 
aber zuerst werde gehungert werden müssen“. 

Ministerpräsident Knilling faßte „das Ergebnis des Ministerrates dahin 
zusammen, daß sobald als möglich eine Aussprache mit dem Herrn GSTK 
stattfinden, daß die Erteilung der endgültigen Antwort an die Reichsregierung 
noch etwas zurückgestellt werden soll und daß in der Währungsfrage vom 
Ministerrate der grundsätzliche Standpunkt des Herrn Finanzministers ge- 
teilt werde“ #8, 

Das war die letzte Sitzung des bayerischen Kabinetts vor dem Putsch des 
8./9. November 1923. Sie spiegelte deutlich die Hilflosigkeit der bayerischen 
Regierung gegenüber der auch durch eigenes Mitverschulden ihr über den 
Kopf gewachsenen Entwicklung wider. Die Macht lag bei dem von ihr ein- 
gesetzten GSTK Kahr, beim Chef der Landespolizei Oberst von Seisser und 
vor allem beim bayerischen Landeskommandanten, dem Befehlshaber der 
7. Division, General von Lossow. 


148 MRP v. 3. 11. 1923, BGSTA, MA 1946, B. 6, Umdruck. 

149 Kahr am 27. 3. 1924 im Prozeß: „Die bayerische Regierung hatte Kenntnis von unseren, 
auf Errichtung eines Direktoriums gerichteten Bestrebungen. Der Gesandte von Preger 
war, wie mir Herr von Knilling gesagt hat, im Sinne eines Direktoriums in Berlin tätig 
geworden“, Hitler und Kahr, II, S. 50. 
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In den Tagen, in denen die Entscheidung heranreifte, fällte General Groe- 
ner in einem Brief an Hindenburg ein treffendes Urteil: „Der Gedanke, daß 
die deutsche Sendung Bayerns darin bestände, die preußische Macht im Bis- 
marckschen Sinne wieder zu stärken und auf dieser Macht wieder einen Bun- 
desstaat zu gründen, mutet geradezu naiv an. Den Bayern kommt es niemals 
darauf an, die preußische Macht zu stärken, sondern die bayerische... 

Es ist nicht von der Hand zu weisen, daß katholisch-politische Einflüsse auf 
dem Weg über dasErzbistum München sich geltend machen. Die Politik des Va- 
tikans ist sicherlich für das protestantischePreußen nicht eifrig, wenn eineMög- 
lichkeit vorliegt, die katholische Vormacht Deutschlands auch zur politischen 
zu erheben. Dies gewinnt um so größere Bedeutung für den Vatikan, nachdem 
das katholische Rhein- und Ruhrgebiet nunmehr gezwungen ist, mit dem ka- 
tholischen Frankreich in enge wirtschaftliche und politische Beziehungen zu 
treten. Ohne Zweifel sind die Männer um Kahr deutsch gesinnt, sie glauben 
den Vorteil des Reiches auf ihre Weise am besten zu wahren. Leider haben 
sie aber wenig Wirklichkeitssinn, wie die Deutschen überhaupt von einer Illu- 
sion in die andere taumeln. Auf diese Weise haben wir den Verlust des Krie- 
ges und soeben den des Ruhrkampfes zu verzeichnen. Als letzten Trumpf hört 
man den Ruf zu den Waffen gegen Frankreich. Das ist ein politischer Irrsinn. 
Vorläufig bleibt uns nichts anderes übrig, als an der Politik des Fürsten Har- 
denberg gegenüber Frankreich uns ein Beispiel zu nehmen!3®, . ‚“ 

Am 25.Oktober fand bei Ludendorff eine Besprechung mit Minoux, Seisser 
und Lossow statt. Minoux entwickelte sein Wirtschaftsprogramm; Luden- 
dorff war damit nicht einverstanden, weil es ihm zu wenig völkisch, zu wenig 
antisemitisch und zu sehr von materiellen Gesichtspunkten bestimmt war. 
Minoux erklärte, daß auf die Hilfe der Juden gerade bezüglich Währungs- 
stabilisierung nicht verzichtet werden könne!51, 

Zwischen dem GSTK und dem Kampfbund fand Ende Oktober eine ge- 
wisse Annäherung statt, bedingt durch die enge militärische Zusammenarbeit 
bei den Aufmarschvorbereitungen in Nordbayern und durch bestimmte Maß- 
nahmen Kahrs, die den Beifall der Nationalsozialisten gefunden hatten. An- 


150 Groener an Hindenburg am 1. 11. 1923, zit. nach Dorothea Geyer-Groener, General 
Groener, Soldat und Staatsmann, Frankfurt 1955, S. 211 ff.; s. a. Ursachen und Folgen, 
V, S. 401 f., Nr. 1159. 
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fang November reiste Seisser nach Berlin; vor seiner Abreise fand zwischen 
ihm, Dr. Weber und Hitler noch eine Aussprache statt. Hitler drängte auf 
eine endgültige Entscheidung: „Herr Oberst“, sagte er, „ich werde warten, 
bis Sie zurück sind, aber handeln Sie dann und veranlassen Sie den GSTK 
zum Handeln, es ist allerhöchste Zeit. Die wirtschaftliche Not treibt unsere 
Leute, so daß wir entweder handeln müssen oder unsere Kreise zu den Kom- 
munisten abschwenken. Wenn Sie zurück sind und nicht gehandelt wird, so 
bin ich gezwungen, selbständig vorzugehen!??.“ 

Forstrat Escherich weilte gleichzeitig, aber unabhängig von Seisser, am 
2. und 3. November ebenfalls in Berlin. Er führte Gespräche mit den Führern 
der vaterländischen Verbände General von Below und Oberst Friedrichs im 
Hause des Generals Behrendt. Anschließend begab er sich zum bayerischen 
Gesandten von Preger und empfahl die Beilegung des Konflikts zwischen 
Bayern und dem Reich durch persönliche Aussprache zwischen Kahr und 
Seeckt. Dann ging er zu General Massow. Nachmittags konferierte er mit 
führenden Persönlichkeiten des Reichslandbundes, von Gayl und von der 
Osten; an dem Gespräch nahmen auch Admiral Heinrichs und Graf von der 
Goltz teil. Die allgemeine Anschauung war, „daß in den allernächsten Tagen 
die nationale Diktatur kommen müsse. Hoffentlich sei dies auf legalem Wege 
möglich, von der Osten will 4.30 Uhr noch zu Seeckt“!5?, 

Seissers Bericht über seine Berliner Verhandlungen am 3. November ent- 
schied über den Verlauf der Ereignisse in München?5*, Der Chef der bayeri- 
schen Landespolizei nahm in Berlin Fühlung mit der DAZ auf und sprach 
dann mit Minoux. Dieser bezweifelte, „ob Seeckt Entschluß findet zur Bildung 
eines Direktoriums“. Minoux lehnte einen Putsch ab und wünschte ein Ab- 
warten, um Hunger und Kälte mehr wirken zu lassen. Die daraus entstehen- 
den Unruhen sollten dann ausgenützt werden. Minoux hatte in einer Unter- 
redung mit Ebert sich überzeugen können, daß der Reichspräsident nicht daran 
dachte, ohne Parlament zu regieren, und daß er sich auch durch Drohungen 
nicht einschüchtern ließ. Diese feste Haltung des Reichspräsidenten gab am 
3. November bei General von Seeckt den entscheidenden Ausschlag, die Be- 
teiligung an den Direktorialplänen abzulehnen. Andererseits bestätigte das 


152 Georg Franz, Der 8. November 1923, in: „Die österreichische Furche“ v. 12. 11. 1953. 
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Gespräch Minoux’ mit dem Reichsoberhaupt, daß, wie General von Lossow 
im Hitlerprozeß sich äußerte, die Direktorialpläne auch mit dem Reichs- 
präsidenten besprochen wurden, Ebert sollte an der Spitze des Direktoriums 
stehen'55. Ähnlich wie beim Kapp-Putsch waren die Staatsstreichplaner so 
staatstreu, daß sie rechtzeitig vorher dem obersten Vertreter der Staatsgewalt 
Kenntnis davon gaben und um seine Zustimmung nachsuchten®3®, 

Bezüglich Bayern warnte Minoux in seinem Gespräch mit Seisser vor wirt- 
schaftlicher Trennung. Seisser gewann den Eindruck, daß Minoux noch ab- 
warten wolle. Er sagte wörtlich, „daß Leute, die sich an einem Putsch betei- 
ligen, für die Regierung unmöglich werden“. „Stellung gegenüber Hitler- 
Ludendorff unverändert, ebenso Judenfrage.“ Das bedeutete entschiedene 
Ablehnung der rechtsradikalen Bewegung. 

Stinnes suchte laut Seisserschem Bericht Minoux zu bewegen, seinen Einfluß 
zum Zurückhalten Bayerns von vorzeitigem Losschlagen geltend zu machen. 

Auch der Reichslandbund, mit dessen führenden Vertretern Seisser an- 
schließend verhandelt hatte, hatte kein Vertrauen zu Seeckt. Man strebte den 
Ersatz Seeckts durch General Behrendt an; damit sei auch General Möhl ein- 
verstanden. Die vaterländischen Verbände im Norden seien zu schwach, um 
allein den Erfolg zu erringen. 

Seisser sprach ferner mit Major von Bock, der Anhänger Seeckts war. Bock 
kam auf den Küstriner Putsch zu sprechen; er sagte, Major Buchrucker habe 
ihm gegenüber sein Wort gebrochen. Im übrigen erklärte er, ohne Seeckt sei 
nichts zu machen. 

Am wichtigsten von allen Unterredungen, die Seisser in Berlin führte, war 
diejenige mit General von Seeckt. Dieser erklärte, daß er das gleiche Ziel wie 
Kahr verfolge: parlamentsfreie nationale Diktatur mit energischen Maß- 
nahmen gegen den „sozialistischen Verrat“. „Legaler Weg muß gegangen wer- 
den.“ Seeckt war also entschiedener Gegner jedes gewaltsamen Vorgehens. 
Dann erkundigte sich Seeckt nach dem Verhältnis Kahrs zu Ludendorff sowie 
nach Kapitän Ehrhardt und nach den Vorgängen an der bayerischen Nord- 
grenze. Er verhehlte nicht seine Sorgen wegen eines Eingreifens der Reichs- 
wehr. Seisser suchte ihn zu beruhigen mit dem Hinweis, es handele sich nur 
um „polizeilichen Grenzschutz“. Das entsprach freilich nicht der Wahrheit, 


155 Aussage Lossow im Hitler-Prozeß, 15. Tag (14. 3. 1924). 
156 Trebitsch-Lincoln, Der größte Abenteuerer, $. 165 ff. 
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denn es handelte sich um weit mehr als „polizeilichen Grenzschutz“. Bezüglich 
Ehrhardt belog Seisser den Chef der Heeresleitung ganz unverblümt: „Mit 
Ehrhardt keine Verbindung, dagegen mit Wikingbund, der Leute zusammen- 
gezogen hat.“ Der Chef der bayerischen Landespolizei wies dann auf den 
starken Druck der VV auf Kahr zum Eingreifen gegen Berlin hin, ferner auf 
(die Gerüchte über ein Vorgehen Seeckts gegen Bayern. Darauf erwiderte 
Seeckt: „Ich mache den Krieg von 1866 nicht zum zweiten Male, das ist aus- 
geschlossen. Ich gebe mich auf keinen Fall dazu her, mit Reichswehr und pro- 
letarischen Hundertschaften gegen Bayern vorzugehen, habe in dieser Hinsicht 
einen scharfen Zusammenstoß mit Ebert gehabt, dem ich nachdrücklich er- 
klärte, daß ich R.W.-Führer, aber nicht Führer proletarischer Hundertschaften 
sei und daß ich niemals für solche Sachen zu haben sei. Vorgehen der R.W. 
gegen Thüringen erfolgt in den nächsten Tagen.“ Auch im Falle Lossow ver- 
trat Seeckt die Ansicht, daß Personalfragen dem gemeinsamen Ziel nicht im 
Wege stehen dürften. Über die Deutschvölkische Freiheitspartei urteilte 
Seisser: „Gräfe, Wulle und Henning haben nichts hinter sich.“ 

Als Verbindungsleute nach Bayern zählte Seisser auf: 

Vom Reichslandbund: Dr. Rösicke, Hepp (Nassau), von Schwerin, von 
Goldacker, von Dewitz; 

vom Kampfverband: von Below, Friedrichs, von der Goltz; 

von den Deutschnationalen: Hergt; 

für Finanzwesen: Minoux. 

Der Punkt 7, mit dem der Bericht schloß, lautete: „Über Zusammensetzung 
des nationalen Direktoriums noch völlige Unklarheit; genannt werden: 

Otto von Below; Behrendt oder Seeckt; Minoux (will aber anscheinend 
nicht); 

für Landwirtschaft und Ernährung: Lange, von Dewitz; 

als Reichspräsident: von Kahr; 

für Justiz: Gürtner.“ 

Der schriftliche Bericht Seissers über das Ergebnis seiner Berliner Reise 
war lückenhaft; er enthielt nicht die volle Ausführung dessen, was er in Berlin 
erfahren und dem GSTK mündlich berichtet hatte. Seissers Antwort auf 
Seeckts Frage nach dem Verhältnis Kahr-Ludendorff fehlte ebenso wie Seeckts 
Forderung nach Ausschaltung Ludendorffs. Der Chef der Heeresleitung und 
der ehemalige Generalquartiermeister des deutschen Heeres standen schon von 
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Kriegszeiten her auf gespanntem Fuß zueinander. So wie Seeckt Ludendorff 
grundsätzlich ablehnte, hatte er auch sicher die Ausschaltung Ehrhardts ver- 
langt; auch davon erwähnte Seisser in seinem Bericht nichts. Der Name Hitlers 
scheint in dem Gespräch überhaupt nicht gefallen zu sein. Wahrscheinlich hatte 
Seeckt ihn nicht erwähnt und Seisser von sich aus es gemieden, die Unterredung 
auch auf Hitler zu lenken. Offensichtlich war Hitler für den Chef der Heeres- 
leitung eine geringere Potenz als Kapitän Ehrhardt, jedenfalls von der für den 
General maßgeblichen Frage der militärischen Bedeutung aus. Entscheidend 
war die Forderung des Chefs der Heeresleitung, daß der legale Weg beschrit- 
ten werden müsse. Offen geblieben war vor allem die Terminfrage; Seeckt 
hatte nur vom „Unterschied im Tempo, aber nicht im Ziel gesprochen“. 

Merkwürdigerweise fehlte auch der Name Claß in dem Bericht. Es er- 
scheint so gut wie ausgeschlossen, daß vom Alldeutschen Verband nicht die 
Rede war, da Claß die politische Schlüsselfigur für Kahr und Seeckt beim 
Pläneschmieden war. Rechtsanwalt Holl vertrat im Prozeß die Ansicht, in 
den ersten Novembertagen sei es noch zu einer Einigung zwischen Claß und 
Seeckt gekommen. Die Tatsachen haben diese Ansicht widerlegt, nämlich 
die Entscheidung des Chefs der Heeresleitung am 3. November, auf jeden 
Fall nicht gegen den Reichspräsidenten zu handeln. 

Seisser konnte, im ganzen gesehen, nur Negatives aus Berlin berichten: 
Unsicherheit, Unentschlossenheit, Mißtrauen untereinander, besonders aber 
gegen Seeckt, alles in allem eine abwartende Haltung. Von einem terminge- 
bundenen Handeln war überhaupt nicht die Rede gewesen. Einer wartete 
auf den anderen; niemand wagte den ersten Schritt. Die Uneinigkeit lähmte. 
Der Schlüssel zur Entscheidung lag in den Händen des Chefs der Heeres- 
leitung. Dieser hielt ihn wohl verwahrt und ließ sich nicht in die Karten 
schauen. Er faßte seinen Entschluß am 3. November. 

Für den 3. November hatte der Befehl des Wehrkreiskommandos VII 
vom 26. Oktober 1923 zur „Herbstübung“ folgende Terminbestimmung 
getroffen: „Zum 3. November melden die Arbeitsstäbe und die unmittelbar 
unterstellten Stellen über den Stand der Vorarbeiten. Dabei ist zu melden, 
welcher Tag(Datum) als erster Aufstellungstag frühestens in Frage kommt...“ 
Als erster Aufstellungstag war der 15. November vorgesehen, in drei Tagen 
sollte die Aufstellung beendet sein!?7. 


157 Högner, Der schwierige Außenseiter, $. 29. 
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Die Entwicklung in Bayern war um die Wende vom Oktober zum No- 
vember dahin gediehen, daß eine grundsätzliche Einigung zwischen dem 
Triumvirat und dem Kampfbund offensichtlich zustande gekommen war"?®. 
Kahr wartete nur noch auf das Zeichen zum Losschlagen aus Norddeutschland; 
umgekehrt aber wartete man in Norddeutschland auf die bayerische Ini- 
tiative. Der GSTK hatte Seisser am 1. November nach Berlin geschickt, um 
sich der Rückendeckung durch die norddeutschen Mitspieler zu vergewissern. 
Kahr wollte den Staatsstreich gegen Berlin, jedoch nicht in der Form des be- 
waffneten Aufstandes, weil dazu die Kräfte zu schwach waren. Er beabsich- 
tigte auch, in Bayern die Monarchie auszurufen5®. Gleichzeitig hoffte er auf 
die Direktorialregierung in Berlin, mit der er zusammenarbeiten wollte; er 
war sogar als Reichspräsident vorgesehen!®. Der Vormarsch von Nordbayern 
aus nach Thüringen und Sachsen war nur denkbar im Einvernehmen mit dem 
Berliner Direktorium, vor allem der Reichswehrleitung. 

Über den Inhalt der Verhandlungen Kahrs mit Minoux, Großadmiral 
Tirpitz!#!, Admiral Scheer und von Knebel bezüglich der Anwendung des 
anormalen Drucks auf Berlin erbrachte die Untersuchung des parlamentari- 
schen Ausschusses folgendes Ergebnis: 

„Der bayerische Generalstaatskommissar erklärt sich anfangs November 
1923 bereit, an die Spitze eines in Berlin auf legalem oder illegalem Wege zu 
errichtenden Reichsdirektoriums zu treten, das unabhängig vom Parlament 
und scharf rechts regieren sollte. Zum Zwecke der gewaltsamen Durchsetzung 
dieses Direktoriums im ganzen Reiche wurde in Bayern von Reichswehr- 
general von Lossow und dem Chef der Landespolizei von Seisser die Verstär- 


158 Reichsgesandter Haniel schrieb am 31. 10. aus München: „Wie ich bereits berichtete, 
haben die Annäherungsversuche zwischen Herrn von Kahr und Herrn Hitler kürzlich 
zu einer mehr oder weniger weitgehenden Verständigung geführt.“ Dadurch wurde die 
Stellung des GSTK gestärkt, der „in ein mehr oder weniger schwarz-weiß-rotes Fahr- 
wasser gedrängt und dadurch in einen gewissen Gegensatz zur BVP gebracht worden ist“. 
BA, Bestand Alte Reichskanzlei, fol. 1-R 43/2264. 

159 MM Oberstlt. a.D. Schad am 29. 11. 1952 über ein Gespräch mit Pittinger nach dem 
Putsch, — „Vorwärts“, Morgenausgabe Nr. 507 v. 30. 10. 1923, Artikel: „Bayerns 
Rüstungen gegen das Reich. Massenkonzentration in Coburg.“ Ähnlich alarmierende 
Artikel in den folgenden Nummern. 

160 In der Sitzung der Reichsregierung vom 5. 11. 1923 nannte der Reichskanzler als Mit- 
glied des geplanten Direktoriums neben Wiedtfeld und Minoux den bayerischen GSTK, 
Kahr. Hallgarten, S. 40, der als Quelle das Protokoll der Kabinettssitzung angibt, das 
er nach dem Stresemann-Nachlaß zitiert. — Ferner UAL, 13. Sitzg. v. 6. 12. 1927: Aus- 
sage Rechtsanwalt Dr. Holl. 

161 Müller, III, S. 159 £. 
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kung der Reichswehr und Landespolizei durch Freiwillige aus den vaterlän- 

dischen Verbänden in die Wege geleitet. Das Unternehmen kam infolge des 

Hitlerputsches nicht mehr zur Durchführung!®?.“ 

Die Krise der Reichsregierung durch das Ausscheiden der Sozialdemo- 
kraten hatte zweifelsohne die Hoffnung auf die endgültige Entscheidung ge- 
nährt und Kahr zur Sendung Seissers nach Berlin mitveranlaßt. Seisser hatte 
vermutlich das wesentliche Ergebnis seiner Berliner Reise noch am 3. Novem- 
ber telefonisch oder telegrafisch dem GSTK mitgeteilt und sofort die Rück- 
reise nach München angetreten. Unmittelbar nach seinem Eintreffen in Mün- 
chen hatte er sich sofort zu Kahr begeben, um ihm mündlich Bericht zu er- 
statten. Kahr hatte deshalb vorzeitig die Feier der Einweihung des Gefallenen- 
ehrenmals verlassen!®. 

Über die weitere Entwicklung des Verhältnisses zwischen dem GSTK und 
Hitler wußte Haniel am 2. November vertraulich zu berichten: 

„Inzwischen geht hier im Stillen der Wettstreit zwischen der ‚schwarz- 
weiß-roten‘ und der ‚weiß-blauen‘ Richtung weiter. Die Annäherung Kahrs 
an Hitler hat in den Augen zahlreicher Anhänger der BVP die Befürchtung 
wachgerufen, diese Entwicklung könne am Ende Bayern so stark in das groß- 
deutsche Fahrwasser treiben, daß seine Sonderinteressen dabei zu kurz kom- 
men möchten.“ Knillings Freundschaft mit Kahr war niemals groß. Ein Macht- 
zuwachs Kahrs durch ein Bündnis mit Hitler „kann der jetzigen Regierung 
nicht gleichgültig sein“, nachdem Kahr zum GSTK ernannt worden war,- um 
die Entwicklung nach der rechtsradikalen Seite zu verhindern!#%, 

Der Reichskommissar für die Überwachung der öffentlichen Ordnung 
teilte am 3. November mit, daß das Verhältnis zwischen Kahr und Hitler in 
den letzten Tagen sich verschlechtert habe!®. Aus diesen Meldungen ist er- 
sichtlich, wie fließend die Entwicklung war, wie rasch sich die Verhältnisse 
und Beziehungen von Tag zu Tag wandelten und welch entgegengesetzten 
162 UAL, 18. Sitzg. v. 16. 2. 1928. 

163 MNN, Nr. 300 v. 5. 11. 1923, S. 3 f., Artikel: „Grundsteinlegung zum Münchner 
Kriegerdenkmal. Kahr war anwesend.“ — Kahr hat laut Mitteilung von Rechtsanwalt 
Holl (Akte Holl) etwa um 10.50 Uhr die Kundgebung verlassen, um rechtzeitig bei 
Ankunft Seissers in seiner Dienststelle zu sein. Der Zug aus Berlin kam um 10.40 Uhr 
an. — Hofmann, Hitlerputsch, S. 133, behauptet, Kahr sei überhaupt nicht bei der Ein- 
weihung des Gefallenen-Ehrenmals gewesen. Eine Quelle für seine Behauptung gibt 
Hofmann nicht an. 


164 BA, Best. Alte Reichskanzlei, fol. 1-R 43/2264, Fall Lossow. 
165 Ebda, 2218 Betr. Bayern. 
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Einflüssen der GSTK ausgesetzt war. Er hätte an Geist und Charakter ein 
Übermensch sein müssen, um in einem solchen Durch- und Gegeneinander 
verschiedenster Einwirkungen noch einen klaren Kurs steuern und zu einem 
festen Entschluß kommen zu können. 

Am 5. November schrieb General von Seeckt an Kahr einen Brief unter 
Bezugnahme auf eine Unterredung zur Zeit der Reichsregierung Wirth, die 
damals auf Veranlassung Kahrs stattgefunden hatte!®®. 

„Ich hatte die Überzeugung weitgehenden Verständnisses in vielen und 
grundlegenden Fragen mitgenommen neben einer Meinungsverschiedenheit 
über Wege und Zeitmaß. Ich darf dies heute übergehen, da mir daran liegt, 
das an sich noch Gemeinsame in unseren Anschauungen und Zielen zu be- 
tonen . . .“ Seeckt fuhr fort: „Die Weimarer Verfassung ist für mich kein 
noli me tangere; ich habe sie nicht mitgemacht und sie widerspricht in den 
grundlegenden Prinzipien meinem politischen Denken. Ich verstehe daher 
vollkommen, daß Sie ihr den Kampf angesagt haben .. . Ich sehe klar, daß 
ein Zusammengehen mit der Sozialdemokratischen Partei ausgeschlossen ist, 
weil sie sich dem Gedanken der Wehrhaftmachung verschließt!#7.“ Seeckt 
drückt dann offen seine ablehnende Haltung gegenüber Stresemann aus: 
„Mehr noch, ich sehe ohne Umschwung in der Reichsregierung den Bürger- 
krieg mit Sicherheit voraus. Sein Ausgang ist ungewiß; sein Verlauf auf alle 
Fälle für uns vernichtend, wenn er nicht mit klarer Einheitsfront aller Na- 
tionalgesinnten geführt wird. Dann ist er mit Aussicht auf Erfolg zu füh- 
ren...“ Bezeichnenderweise waren die Außerungen im Entwurf des Briefes 
Seeckts über die Reichswehraktion in Thüringen in der endgültigen Fassung 
weggelassen worden. „Ich darf auf die Zuspitzung an der thüringisch-baye- 
rischen Grenze hinweisen. Hier müssen Unbedachtsamkeiten, die unbere- 
chenbare Folgen haben müssen, verhindert werden. Ich bitte Sie, Ihren ganzen 
Einfluß dafür einzusetzen. Wir werden in Thüringen militärisch Ordnung 
schaffen; die Befehle dafür sind gegeben. Ihre Ausführung kann durch Ein- 
griff von unberufener Seite aus nur erschwert und gehindert werden'‘®.“ 

Mit diesem Brief ließ Seeckt alles offen, was dem bayerischen Triumvirat 


166 Rabenau, Seeckt, S. 368—370. Dazu Schüddekopf, Das Heer und die Republik, S. 186— 
189 und Anm. 513 mit Kritik der Rabenauschen Wiedergabe. Kahr, Erinnerungen, NK. 

167 Laut Schüddekopf, S. 187 f., fehlt dieser Passus in der Reinschrift. 

168 Laut Rabenau, $. 370. 
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auf den Nägeln brannte. Für den GSTK war er eine kalte Dusche, denn er 
bestätigte nicht nur die Mitteilungen Seissers, sondern ließ völlig im unklaren, 
ob Seeckt für oder gegen die Pläne des Triumvirats war. An demselben Tag, 
an dem Seeckt den Brief an Kahr schrieb, marschierte die Reichswehr in Thü- 
ringen ein; die bayerisch-thüringische Grenze wurde abgeriegelt. Und eben- 
falls am 5. November eröffnete Kahr dem Kapitän Ehrhardt, daß der für 
Mitte November ins Auge gefaßte Vormarsch aus bestimmten Gründen un- 
terbleiben müsse!®, Zweifelsohne erfolgte Kahrs Widerruf unter dem Ein- 
druck von Seissers Mitteilungen; für den sich überstürzenden Wechsel der Lage, 
der Stimmung, der Entschlüsse ist es kennzeichnend, daß Kahr tags darauf 
wieder die entgegengesetzte Ansicht vertrat. 

Am 6. November fand beim GSTK im Beisein von Lossow und Seisser 
eine Besprechung mit den Vertretern der vaterländischen Verbände statt!”. 
Kahr warnte nachdrücklich vor einem „Vorprellen“ der Verbände. Lossow 
unterstrich Kahrs Mahnung, daß die Verbände sich den Triumvirat unbe- 
dingt unterzuordnen hätten. Das Gesetz des Handelns bestimme allein der 
GSTK. Es wurde auch kein Zweifel gelassen, daß die staatlichen Machtmittel 
gegen jeden Versuch, selbständig vorzugehen, eingesetzt würden. Anderseits 
betonten Kahr und Lossow ihr Festhalten an dem Plan einer nationalen Dik- 
tatur. 

Kahr sprach davon, „daß auf normalem oder anormalem Wege, oder wie 
ein anderer Zeuge sich ausdrückt, auf legalem oder illegalem Wege oder, wie 
ein dritter Zeuge sagt, auf ungesetzlihem Wege die Herbeiführung einer 
Anderung der Struktur des Reiches erfolgen solle“. Bei dieser Besprechung 
fiel auch Lossows sprichwörtlich gewordene Äußerung: „Ich will ja marschie- 
ren, Herrgott, ich will ja marschieren, aber nur, wenn ich 51 Prozent. Wahr- 
scheinlichkeit habe!?1.* 

Durch einen Zufall erfolgte die Antwort des Kardinals Faulhaber auf den 
Brief des Reichskanzlers ebenfalls am 6. November. Der Kardinal ließ keinen 


169 Hitler und Kahr, II, S. 33. 

170 Ebda, II, S. 78 ff. 

171 Lossow im Prozeß, 15. Tag (14. 3. 1924): Der anormale Weg und der Lossowsche Staats- 
streich waren identisch; ferner UAL, 18. Sitzg. v. 16. 3. 1928. — Auf die Kunde von 
Seeckts Direktoriumsplan soll Lossow geäußert haben, zum Schluß bliebe nichts anderes 
übrig, als „daß ich den General Seeckt fresse oder daß Seeckt eben mich frißt“. Lania, 
Der Hitler-Ludendorff-Prozeß, S. 86; Schüddekopf, Heer, $. 186, Anm. 513. 
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Zweifel, daß das bayerische Volk „das Recht der völkischen Selbstbestimmung“ 

in Anspruch nehmen könne!”?, 

Das Triumvirat und die hinter ihm stehenden Kräfte waren sich zu die- 
sem Zeitpunkt augenscheinlich schlüssig geworden, ohne und auch gegen Seeckt 
den Staatsstreich durchzuführen. Die VVVB sahen jedenfalls „die Voraus- 
setzung für die Lösung der deutschen Frage nur in einer rein völkischen und 
nationalen Diktatur. Eine Reichsdiktatur, die sich auf General Seeckt stützt, 
gibt diese Gewähr nicht“173, 

Gewichtiger noch als die ablehnende Haltung der VVVB gegen den Chef 
der Heeresleitung war jene des Bundes „Bayern und Reich“. Dieser lehnte den 
General Seeckt wegen der Absetzung des Generals Lossow ab. In den Führer- 
nachrichten vom 2. November hieß es: „Kabinett Stresemann zählt nur mehr 
nach Tagen.“ Ablösung durch nationale Diktatur!”4. Pittinger und Kapitän 
Ehrhardt waren sich mit dem Triumvirat einig!”5, daß der Claßsche Direk- 
toriumsplan mit dem wittelsbachischem Kaisertum auch ohne, und wenn not- 
wendig, sogar gegen Seeckt verwirklicht werden müsse. Unter dem ideolo- 
gischen Vorzeichen des Kampfes gegen den Bolschewismus wurde als Preis 
auch die Trennung vom Reich, die Auflösung des Bismarckschen Staates in 
Kauf genommen. Die „bolschewistischen Zellen“ in Mittel- (Sachsen-Thürin- 
gen) und in Norddeutschland (Berlin, Hamburg) wollte man ausbrennen las- 
sen und nach Zerschlagung Preußens zu einer Neuordnung Deutschlands unter 
bayerischer Führung mit einem wittelsbachischen Kaiser schreiten. Die Ein- 
beziehung Österreichs unter Aussparung des roten Wien war vorgesehen. Das 
war nur mit französischer Hilfe möglich. Derartige Überlegungen können 
jedoch nicht von vorneherein als „separatistisch“ bezeichnet und unter dem 
nationalen Gesichtswinkel des kleindeutschen Reiches verurteilt werden!”®, 
172'$,0:5. 357£. 

173. VB, Nr. 223 v,:1511.1923, 873; 

174 Akten Bund Bayern und Reich, Bd. I, BHSTA. 

175 BA, Alte Reichskanzlei, 2263; Abschrift zu Rk 148522, 

176 Hitler fragte im Prozeß Kahr, ob das geplante Direktorium „irgendeine Zusicherung 
gehabt habe von seiten Frankreichs oder der Tschechoslowakei, daß gegen dieses Direk- 
torium nicht vorgegangen würde?“ Kahr erwiderte: „Darauf kann ich Ihnen keine Ant- 
wort geben.“ Prozeß, 13. Tag (12. 3. 1924). — Bonnin, Le Putsch de Hitler, Anhang, 
S. 195 ff., bringt die Debatte in der französischen Kammer vom 30. 11. 1923 mit den 
heftigen Angriffen des kommunistischen Abgeordneten Cachin gegen die Regierung 
Poincar& (S. 197—209), ferner S. 210—220, eine Note des deutschen Außenministers 


Rosenberg vom 8. 8. 1923 an den deutschen Geschäftsträger in Paris bezüglich der Ent- 
hüllungen im Fuchs-Machaus-Prozeß über die Rolle des französischen Generalstäblers 
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Die verzweifelte innere und äußere Lage Deutschlands nach dem verlorenen 
Krieg ist als die wesentliche Triebfeder für solche Gedankengänge ins Auge 
zu fassen. Darüber hinaus spielte der geistige Abwehrkampf unter Füh- 
rung der katholischen Kirche gegen die bolschewistisch-russische Bedrohung 
des Abendlandes eine wesentliche Rolle. Der Plan des „deutschnationalen 
Aktionskomitees“, soweit man von einem solchen sprechen konnte, hatte ein- 
flußreiche Anhänger auch in Norddeutschland. Der Alldeutsche Verband un- 
ter Justizrat Claß, der überwiegende Teil der Vaterländischen Verbände 
Norddeutschlands, der „Stahlhelm, Bund der Frontsoldaten“ sowie führende 
Vertreter des Rheinlandes wie Adenauer, Jarres, Wallraf, standen derartigen 
Erwägungen nahe!’”. In ihnen fand auch der im Grunde aussichtslose Selbst- 
behauptungskampf der bürgerlichen — in Auflösung begriffenen! — Welt 
gegen die proletarische Revolution einen Niederschlag. Eine gewisse Anknüp- 
fung an die großdeutsch-föderalistischen Pläne der katholischen Partei in den 
fünfziger und sechziger Jahren des 19. Jahrhunderts ist besonders bei den füh- 
renden Persönlichkeiten des Rheinlandes nicht abzuleugnen!”s, Frankreich 
wäre unter diesen Vorzeichen die Führungsrolle in Mitteleuropa sozusagen 
freiwillig von deutscher Seite zugesprochen worden!”9, 


Richert. Die Note verlangte Aufklärung von der französischen Regierung. Sie wurde 
aber nicht mehr überreicht, weil die Regierung Cuno gestürzt wurde und die neue Re- 
gierung Stresemann die Spannung mit Frankreich nicht weiter verschärfen wollte. Poin- 
car& fühlte sich jedoch veranlaßt, wegen der Angelegenheit Richert, die in der franzö- 
sischen Öffentlichkeit Staub aufgewirbelt hatte, einen Brief an die Liga für Menschen- 
rechte zu richten, der im „Temps“ veröffentlicht wurde. — Ebda, S. 219 f. 

Im Reichstag kam am 13. 10. 1923 der Abgeordnete Ledebour auf die in der vorletzten 
Reichstagssitzung von kommunistischer Seite gemachten Ausführungen zurück, „daß 
hochverräterische Besprechungen von einer mehr oder weniger im Namen einflußreicher 
bayerischer Kreise handelnden Persönlichkeit mit der französischen Regierung wegen 
Loslösung Bayerns vom Reich stattgefunden hätten“. Die Reichsregierung lehnte es ab, 
„solche unsinnigen Gerüchte zum Gegenstand von Untersuchungen zu machen, da dies 
eine Beleidigung Bayerns in sich schließen würde, an dessen deutscher Gesinnung kein 
Zweifel besteht“. SEG, 64, 1923, S. 193; Erdmann, Adenauer in der Rheinpolitik, 
S.87 ff., 171 ff, 187 ff. 

177 Erdmann, S. 87 ff.; ebda über Jarres S. 89 ff., 107 ff., 121 ff., 136 ff., 156 ff. — Ferner 
MM-en eingeweihter Personen. — Franz-Willing, S. 76 ff.; 294 f. 

178 Diese Gedankengänge haben nach dem Zweiten Weltkrieg bei der Schaffung der Bundes- 
republik Deutschland aus den drei westlichen Besatzungszonen eine Rolle gespielt. Die 
„Grenzlinie“ gegenüber den „bolschewistischen Zellen“ entspricht teilweise dem Direk- 
toriumsplan von 1923. 

179 Laut Mitteilung des Geschäftsführers der VVV, Dr. Hartmann, vom 20. 11. 1923 an 
Kahr äußerte der französische Brigadekommandeur in Aachen: „Die französisch-bel- 
gischen Truppen am Rhein warteten auf den Befehl aus München, die Mainlinie zu 
besetzen.“ UAL, 16. Sitzg. v. 19. 12. 1927. 
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Die katastrophale Lage Deutschlands im Sommer und Herbst 1923 för- 
derte auch im Schoße der Reichsregierung eine gewisse Verzichtstimmung 
bezüglich der Aufrechterhaltung der Bismarckschen Reichsschöpfung; dies gilt 
besonders für das Rheinland, ja alle linksrheinischen Gebiete. „In Berlin hatte 
man unter dem Druck der finanziellen Not angefangen“, so berichtete der 
Leiter des bayerischen Außenministeriums, Staatsrat Schmelzle, „sich mit dem 
Gedanken abzufinden, das ‚Rheinland versacken‘ zu lassen. Im Rheinland 
hatten gewisse Leute unter Führung des Kölner Oberbürgermeisters Dr. Ade- 
nauer und des Bankiers Louis Hagen schon alle Vorbereitungen getroffen'*".“ 
Staatsrat Schmelzle selbst lehnte die „Versackungs“theorie für die bayerische 
Pfalz ab; aus finanziellen Gründen dürfe man die Pfalz nicht fallen lassen. 
Hessen schloß sich der bayerischen Haltung an; ein Reichsratsbeschluß gegen 
eine Preisgabe des Rheinlandes wurde erwirkt!®!. Schließlich wurde Strese- 
mann der Retter der Reichseinheit: Mit britischer Kredithilfe wurde eine 
Golddiskontbank am 19. März 1924 gegründet und dadurch die deutsche 
Rentenmark gefestigt. Das von Frankreich geförderte Vorhaben der Errich- 
tung einer rheinischen Goldnotenbank wurde dadurch gegenstandslos'®?. 


Nach der Enttäuschung mit Seeckt verhandelte Kahr eifrig weiter mit den 
genannten Verbänden und Vertretern des deutsch-nationalen Aktionskomi- 
tees. Für das Triumvirat stand seit dem 3./4. November nicht nur fest, daß 
Ludendorff und Hitler ausgeschaltet werden müßten; auch bezüglich der 
Reichswehrleitung rechnete Kahr mit einem Ersatz Seeckts durch General 
Behrendt oder General Reinhardt. Lossow und Kahr hofften, daß die Reichs- 
wehr in Norddeutschland bei einem möglichen Vormarsch der bayerischen 
Reichswehr nach Mitteldeutschland nicht nur keinen Widerstand leisten, son- 
dern mehr oder weniger mitmachen würde. Am 7. November unterrichtete 
Lossow die Generale und Standortältesten seines Wehrbereichs, am 8. No- 
vember Seisser die Offiziere der Landespolizei von dem Festhalten an dem 
Plan einer nationalen Diktatur, aber nicht unter Hitler, sondern einer von 
Berlin aus, die sich auf die Reichswehr stützen müsse. Für das geplante Ber- 
liner Direktorium sei jedoch die Personalfrage noch nicht geklärt. Wenn Hitler 


180 Schmelzle, UE; ferner Baker, Wilson and World Settlement, II, S. 85 f. 
181 Schmelzle, UE. 
182 Ebda. 
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vorzeitig losschlage, müsse sich die bayerische Reichswehr gegen ihn stellen!®#. 

General Lossow erklärte dem Grafen Helldorf, der als Abjutant des Stahl- 
helmführers ihm am 8. November von der Stagnation in Berlin berichtete: 
„Wenn in Berlin lauter Eunuchen und Kastraten sind, die zu feig sind, irgend- 
einen Entschluß zu fassen, kann Deutschland von Bayern aus auch nicht ge- 
rettet werden!“ Die Entwicklung werde „schließlich, ob wir wollen oder nicht, 
zueiner Art von Separation führen“!#. 

Auch General Seeckt „hatte nach und nach den Eindruck gewonnen, daß 
die bayerische Regierung einen größeren süddeutschen Staat vielleicht unter 
Einbeziehung Österreichs wollte. Seeckt mag es dabei innerlich nicht ganz be- 
stritten haben, daß Lossow aus einer grundsätzlichen Einstellung gegen Ebert 
heraus in diesem Fahrwasser mitsegelte, wobei zu berücksichtigen ist, daß 
Seeckt in seinen Machtbestrebungen bis in den Herbst 1923 hinein mit Ebert, 
allerdings nur mit Ebert und nicht mit seinem Anhang in Regierungs- und 
Parlamentssitzen, zu gehen wünschte, um die breite Arbeitermasse zur Seite zu 
haben“185, 

Während von Bayern her der Konflikt mit dem Reich auf die Spitze ge- 
trieben wurde, bemühte sich umgekehrt die Reichsregierung, möglichst auf 
gütlichem Wege den nicht von ihr vom Zaun gebrochenen Streit beizulegen. 
Das war von Beginn des staatsrechtlichen Konfliktes mit Bayern an ihr Be- 
streben. Ein augenfälliges Beispiel für die Bemühungen der Reichsregierung 
war der Brief Stresemanns an den Münchner Erzbischof. Auch zu Kronprinz 
Rupprecht streckte Stresemann Fühler aus!®, vermutlich um auf Kahr, der 
gegen ihn war, einzuwirken. Am 5. November beschloß das Reichskabinett, 
die auf Anordnung des Reichsinnenministers eingestellten Zahlungen an die 
bayerische Landespolizei wieder fortzusetzen, um dadurch die Lage zu ent- 
spannen?#”, Reichskanzler Stresemann unternahm Anfang November außer- 
dem noch einmal einen persönlichen Versuch. Er bat Admiral Scheer, zur Bei- 
legung des Streitfalles zwischen Bayern und Reich auf General Lossow ein- 
zuwirken und zu diesem Zwecke nach München zu reisen. Der Reichskanzler 
erklärte sich zu staatsrechtlichen Zugeständnissen an Bayern bereit: auf dem 
183 Hitler und Kahr, II, S. 81 ff. 

184 Aussage Lossow im Prozeß, 15. Tag (14. 3. 1924); Hitler und Kahr, I, S. 43 f., 81 ff. 
185 Rabenau, Seeckt, S. 348. 


186 Kahr, Erinnerungen, NK. 
187 BA, Best. Alte Reichskanzlei; fol. 1, R. 43/2264. 
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Gebiete der Eisenbahn- und Postverwaltung, des Finanzwesens und der Un- 
terstellung des Wehrmachtkontingents. Obwohl Admiral Scheer wenig von 
einer solchen Sendung hielt, willfahrte er dem Wunsche des Reichskanzlers!®®. 
Der Reichswehrminister bat ihn außerdem, vor Coburg haltzumachen und 
mit Kapitän Ehrhardt die Fühlung aufzunehmen; dieser stünde mit seinem 
Korps bereit „zu einem Vorstoß nach Thüringen, woraus sich höchst bedenk- 
liche Weiterungen ergeben können“!8, Admiral Scheer machte in Coburg halt 
und erhielt vom Bezirksamt beruhigende Zusicherungen. In München ver- 
handelte er am 5. und 6. November mit dem Triumvirat und mit Luden- 
dorff. Im Gegensatz zu Ludendorff vertraten die Triumvirn die Ansicht, daß 
eine gewaltsame Umgestaltung der Reichsregierung von Süden aus „unsinnig“ 
sei. Lossow erklärte kategorisch, daß er sich auf keinen Fall auf ein Unter- 
nehmen nach Ludendorffs Vorschlag einlassen wolle!®®, 

Bezeichnenderweise war der Kontakt zwischen dem Triumvirat und dem 
eigentlichen Wortführer des Kampfbundes, General Ludendorff, in den Ta- 
gen vom 6. bis 8. November besonders eng. Man kann daraus auf die Un- 
sicherheit der Triumvirn schließen, die sich täglich in widersprüchlichen und 
sich gegenseitig aufhebenden Äußerungen und auch Maßnahmen ergingen. 
Die Verwirrung der Münchner Machthaber hatte ihre Wurzel in der schwan- 
kenden, unklaren und undurchsichtigen Haltung der norddeutschen Mit- 
spieler. Major Vogts, der wichtigste Verbindungsmann des Nordens zu Mün- 
chen, sagte über seine letzten Gespräche in München: „Ich ging am 6. Novem- 
ber nach meinem Besuch bei Lossow wieder zu Ludendorff, um ihm zu sagen, 
daß die Herren von Kahr und Lossow nunmehr doch bereit seien, in der ge- 
dachten Form und unter den erwähnten Voraussetzungen in die deutschen 
Geschicke einzugreifen. Ludendorff erklärte mir, er würde das zwar sehr be- 
grüßen, er glaube aber nicht daran. Er selbst lehne es ab, in der Weise, wie 
vorgeschlagen, bei der Bewegung tätig zu sein, er wolle, wenn überhaupt, 


dann schon die erste Rolle einnehmen und alle Macht auf sich vereinigen"... 


188 Schriftlicher Bericht Scheers v. 29. 11. 1923; Hitler und Kahr, II, S. 49. 

189 Ebda. 

190 Aussage Scheer im Ermittlungsverfahren am 18. 12. 1923, zit. nach Hitler und Kahr, II, 
S.48 f. 

191 Hitler und Kahr, II, $. 112. — Major Vogts wurde am 10. 1. 1924 von Staatsanwalt 
Dr. Ehard einvernommen (Hitler und Kahr, II, S. 46—48): 
Als Mittelsmann norddeutscher Kampfverbände, die ein nationales Reichsdirektorium 
anstrebten, kam er anfangs Oktober nach München. „Man dachte daran“, so sagte er 


384 


Vogts brachte am 8. November eine Einigkeit „eines wesentlichen Teils der 
norddeutschen Gruppen zustande“. „Der Auftrag zur Übermittlung der Einig- 


über die Pläne im Norden aus, „ähnlich wie dies seit Jahren von Gewerkschaften 
geschah, auf die legalen Machtfaktoren einen gewissen Druck auszuüben, um sie dadurch 
zu dem gewollten Ziele zu bringen .. .“ 
In München nahm Vogts Fühlung mit allen führenden Persönlichkeiten der Rechten auf. 
„Ich fand überall Zustimmung für meine Idee, insbesondere auch zu dem Vorschlag, daß 
Kahr an führender Stelle tätig sein solle. Ich fand diese Zustimmung auch in den Kreisen 
der Hitlergruppe, wo man mir sagte, daß Hitler gar nicht danach strebe, eine führende 
Rolle zu spielen, sondern nur der Trommler der Bewegung zu sein und für seine 
Agitation freie Hand haben wolle... Ich fand auch bei Lossow und Seisser grundsätz- 
lich Zustimmung zu dem gedachten Ziel. Die Herren äußerten die Auffassung, daß eine 
solche Bewegung nur aus dem Norden kommen könne. Sie lehnten es entschieden ab, 
eine gewaltsame Aktion in Bayern einzuleiten und von hier nach dem Norden weiter- 
zutragen. Sie erklärten sich aber bereit, mit den nationalen Machtmitteln eine solche im 
Norden zustandegekommene nationale Reichsregierung tatkräftig zu unterstützen. 
Meinem Vorschlag, Kahr an leitender Stelle in dieses Reichsdirektorium zu bringen, 
standen die Herren Lossow und Seisser zunächst ablehnend gegenüber; sie meinten, der 
Name Kahr könne den immer wieder auftauchenden Gerüchten seiner bayerischen Vor- 
machtstellung im Reiche im Sinne des katholischen Großdeutschland neuerdings Nah- 
rung geben; sie selbst seien keine Separatisten, sondern gute Deutsche im Sinne Schwarz- 
Weiß-Rot und wollten es vermeiden, durch die Vorstellung des Namens Kahr neue Un- 
einigkeit heraufzubeschwören. Auch Kahr selbst hat mir gegenüber bei einer persön- 
lichen Unterredung mit ihm diesen Standpunkt eingenommen ...“ Am 6. November 
teilte jedoch Lossow im Auftrag Kahrs dem Major Vogts mit, daß Kahr nun doch bereit 
sei, „an leitender Stelle in dieses Reichsdirektorium einzutreten unter der Vorausserzung, 
daß folgende Bedingungen erfüllt seien: 

1. es müßten die geeigneten Männer für diese Regierung gefunden sein mit dem nö- 
tigen Rückhalt hinter sich und bereit, die Amter zu übernehmen; 

2. esmüßte ein feststehendes einheitliches Programm vorliegen; 

3. es müßte Gewähr dafür vorhanden sein, daß keine Uneinigkeit in die Reichswehr 
hineingetragen würde und daß nicht etwa Teile der Reichswehr gegen andere Teile | 
der Reichswehr mit Waffengewalt vorgehen. 

Ludendorff in eine leitende Stelle in diesem Direktorium zu bringen, wurde von Lossow 

und Seisser, ebenso wie von den mir nahestehenden Kampfverbänden nicht für zwec- 

mäßig gehalten, weil ihm nach seiner ganzen Vergangenheit für später eine größere 

Rolle zufallen sollte .. . Hitler kam nach den Erklärungen Kriebels mir gegenüber für 

eine leitende Stellung überhaupt nicht in Frage. Ich sicherte den Herren Lossow und 

Seisser am 6. November 1923 zu, daß ich nunmehr nach Berlin fahren, dort mit den in 

Frage kommenden Persönlichkeiten verhandeln und mit ihnen am Freitag oder Samstag 

(9. oder 10. 11.1923) zu einer entscheidenden Sitzung nach München kommen werde.“ 

Dazu bemerkte Högner als Herausgeber des Buches: „Die Aussage ist nicht vollständig. 

Major Vogts scheint wichtige Tatsachen verschwiegen zu haben. Bei den Akten befindet 

sich folgende Zuschrift von ihm an Justizrat Zezschwitz: 

„Ich habe in der Voruntersuchung die reine Wahrheit gesagt... Ob ich beschwöre, daß 

ich nichts verschweige, oder verschwiegen habe, kann ich erst am Schluß meiner Ver- 

nehmung erklären. Ich bin aus eigener Initiative erstmals September 1923 nach München 
gefahren... Ich war Vermittler norddeutscher Gruppen, aber keineswegs Beauftragter. 

Am 8, September führte meine Vermittlertätigkeit zur Einigkeit eines wesentlichen Teils 

der Gruppen. Der Auftrag zur Übermittlung der Einigkeit konnte wegen Hitlerputsch 

nicht mehr ausgeführt werden.“ 
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keit konnte wegen Hitlerputsch nicht mehr ausgeführt werden!??.“ Diese 
Kußerung des Major Vogts bestätigte, daß Hitler mit seinem Putsch den amt- 
lichen Staatsstreichplanern zuvorgekommen war und ihre Pläne vor der un- 
mittelbaren Durchführung zum Scheitern gebracht hatte. 

Am 7. November besuchte Lossow Ludendorff, „um ihn über die Bespre- 
chung mit den Führern der Kampfverbände zu unterrichten“. „Es war nicht 
die Rede vom Losschlagen gegen Berlin, sondern vom ‚Druck auf Berlin‘“, 
sagte Lossow, „damit ‚endlich die Dinge dort in Fluß kämen‘.“ „Bayern sollte 
außerdem nur Kräfte bereitstellen, um das Reichsdirektorium zu unterstüt- 
zu 

Am 8. November fand nachmittags zwischen 4.00 bis 5.30 Uhr nochmals 
eine Besprechung zwischen Lossow, Kahr und Ludendorff statt, wenige Stun- 
den vor der Versammlung im Bürgerbräu. Ludendorffs Frage, ob er, Lossow, 
in den Bürgerbräu gehe, bejahte Lossow'. 

Der Zwang zum Handeln war für das Triumvirat unausweichlich ge- 
worden; es konnte und wollte auch nicht mehr zurück, die Zeit gestattete nicht 
mehr länger das Auf-der-Stelle-Treten. Es mußte losgeschlagen werden, mit 
den Norddeutschen, ohne die Norddeutschen, gegen die Norddeutschen, auch 
um den Preis der Lostrennung vom Reich!®. 

„Wir wollten ja den Staatsstreich machen“, sagte General Lossow am 9. No- 
vember vormittags in der Kaserne zu Rechtsanwalt Holl, Kommerzienrat 


192 Hitler und Kahr, II, S. 48. — Ludendorff äußerte über diese Verhandlungen in den 
letzten Tagen vor dem Putsch: 
„General Lossow hatte mich aber um Mitarbeit mit seiner Reichswehr gebeten, ein Er- 
suchen, das ich in der Not des Vaterlandes nicht abgelehnt habe.“ „Lossow bestätigte 
mir am 7. November vormittags 9.30, als er bei mir zu Besuch war, das, was tags zuvor 
ein Berliner Herr mir gesagt hatte, nämlich Kahr, Lossow und Seisser seien zum Los- 
schlagen gegen Berlin entschlossen, nur fehlte noch ein Vertreter der Landwirtschaft und 
der Wirtschaft aus dem Norden.“ „Er machte das Eintreffen der Herren aus dem Norden 
so dringend, daß ich Scheubner-Richter bat, einen Herrn nach Berlin zu schicken, der 
dort beim Reichslandbund und bei Herrn von Graefe vorsprechen sollte. Am 8. Vor- 
mittag sprach sich Lossow in Gegenwart von Berchem in genau gleichen Gedanken- 
gängen gegenüber Graf Helldorf aus.“ BHSTA, SA I, Nr. 1491 Aufzeichnungen vom 
18. 11.1923 (Auf Wunsch des Rechtsanwalts von Ludendorff). 

193 Lossow im Prozeß, 15. Tag (14. 3. 1924); ferner Hitler und Kahr, II, S. 43 f.; Luden- 
dorff, Auf dem Weg, S. 59, und in seiner Rede vor dem Volksgericht, ebda, S. 110 ff. 

194 Hitler und Kahr, II, S. 44; Kahr, Erinnerungen, NK; Ludendorff, Auf dem Weg, S. 59. 

195 Siehe dazu die Äußerungen Lossows zu Graf Helldorf am 8. 11.; Hitlerprozeß, 15. Tag 
(24. 3. 1924). Lossow bemerkte, die Leute im Norden möchten uns wegen ihrer Ent- 
schlußlosigkeit „schon den Buckel lang rutschen“. Er sprach von „Kastraten und Eu- 
nuchen“, 
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Zentz und Kreiner, als die Herren sich um die Freilassung Zellers bemühten, 
„lediglich über die Zeit des Losschlagens waren wir uns nicht einig. Ich habe 
zu Hitler gesagt, warten Sie noch zwei bis drei Wochen, dann sind wir so weit. 
Wir müssen die übrigen Wehrkreiskommandos auf unsere Seite bekommen. 
Wenn ich 50 Prozent Wahrscheinlichkeit habe, schlage ich 1os!%,* 

Der propagandistische Auftakt zum Staatsstreich sollte die Versammlung 
im Bürgerbräu mit der Rede Kahrs am 8. November sein; in München sollte 
laut General Lossow eine „Angora-Regierung“ errichtet werden!%, Der Ter- 
min wurde vom Führer des Wikingbundes, dem damaligen Stellvertreter Ehr- 
hardts, Kapitänleutnant a. D. Kautter, in einem Schreiben bestätigt, das er 
am 12. November an die Brigade Ehrhardt und an den Blücherbund rich- 
tete: „Von verschiedenen Regierungsstellen, Behörden usw. wird gegen un- 
sere Unterführer vorgegangen, weil in der Nacht vom 8./9. November die 
bayerischen Gruppen der Brigade Ehrhardt und des Blücherbundes mobilge- 
macht wurden. Hierzu wird festgestellt, daß diese Mobilmachung vom Gene- 
ralstaatskommissar in der Nacht vom 8. auf 9. November angeordnet war. 
Kautter nahm den Befehl des GSTKs selbst entgegen. Eine Mobilmachung 
gegen Herrn von Kahr kommt nicht in Frage, ebensowenig eine Mobilma- 
chung gegen Schwarz-Weiß-Rot-Kräfte. Unsere Mobilmachung hatte als 
Marschziel wie einerseits aus unserer Politik, andererseits aus den bereits frü- 
her schon gegebenen Befehlen hervorgeht, den Aufmarsch gegen Thüringen, 
Weimar, Berlin. Das war in der Nacht vom 8. auf 9. November genehmigt 
und angeordnet worden!®,“ 

„Im Hitlerprozeß wollte Kahr von diesem Befehl nichts gewußt haben, 
in der Zwischenzeit ist aber“, so wies Högner nach, „seine Anweisung vom 


196 Rechtsanwalt Holl im Prozeß, 13. Tag (12. 3. 1924). — Bezüglich der „übrigen Wehr- 
kreiskommandos bestand begründete Hoffnung auf den Wehrkreiskommandeur von 
Münster, General Loßberg (MM Pfeffer), anscheinend auch auf Ostpreußen, Pommern 
und Schlesien. Ungeklärt scheint vor allem Dresden und Berlin gewesen zu sein. Jeden- 
falls hatte Lossow die Sicherheit mit den 51% noch nicht. 

197 Brief Lossow an Kahr Ende Oktober von der Notwendigkeit einer „Angora-Regierung“: 
„Es müssen außerhalb Bayerns Führer an der Bildung beteiligt sein, mit denen die füh- 
renden Köpfe der Angora-Regierung in Bayern übereinstimmen und mit denen sie ge- 
meinsam handeln können. Es muß gewährleistet sein, daß wenigstens der größte Teil 
der vorhandenen militärischen Kräfte hinter dieser Regierung steht.“ Der Brief Lossows 
wurde vom Verteidiger Hitlers, Rechtsanwalt Roder, vor Gericht verlesen. Prozeß, 
19. Tag (21. 3. 1924). Ludendorff, Auf dem Weg zur Feldherrnhalle, S. 58, 141. — 
UAL, 16. Sitzg. v. 19. 12. 1927. 

198 UAL, 16. Sitzg. v. 19. 12. 1927; Hitler und Kahr, II, S. 155. 
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12. November 1923, dem Bund ‚Blücher‘ und ‚Wiking‘ wegen Aufrufes als 
‚Polizeilicher Notbann‘ am 8. November 1923 Gebühren auszuzahlen, in der 
Presse (vgl. ‚Münchner Post‘ v. 5. 11.1926) veröffentlicht worden!®#,“ 

Die Verteidiger im Hitlerprozeß hatten auch den Beweis dafür angebo- 
ten, daß die in Eveking stehenden Abteilungen der Brigade Ehrhardt am 
8. November 1923 den Mobilmachungsbefehl erhalten hatten. Der 12. No- 
vember war als erster Aufmarschtag angesetzt?. Das entsprach genau den 
Bestimmungen über die Herbstübung?"!. 


199 Ebda, II, S. 155. 

200 Ebda, II, S. 155; ferner Ludendorff, Auf dem Weg, S. 59. 

201 „Herbstübung 1923*. — Ludendorff kam aufgrund der Gespräche mit Major Vogts am 
6. 11., mit General Lossow am 7. 11., mit Justizrat Zezschwitz und Graf Helldorf am 
8. 11. zu der Feststellung, daß für den 12. 11. eine Unternehmung geplant sei. Auf dem 


Weg, S. 144. 
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Das Finale: Der Putsch vom 8./9. 11. 1923! 


Fünf Persönlichkeiten hielten im Herbst 1923 das Schicksal des Reiches in 
der Hand: General Seeckt, Reichspräsident Ebert, Reichskanzler Stresemann, 
Reichswehrminister Geßler und Reichsfinanzminister Luther. Ihnen glückte 
es, im Oktober 1923 durch einen klugen und überlegten Einsatz der Reichs- 
wehr die geplante kommunistische Oktoberrevolution zu vereiteln und durch 
die Währungsreform der Wirtschaft wieder eine feste finanzielle Grundlage 
zu geben. Durch diese beiden erfolgreichen Maßnahmen wurde die drohende 
Auflösung des Reiches verhindert und die Reichsgewalt trotz der Ruhrbe- 
setzung gefestigt. Die Pläne der konservativen Rechten, im Bunde mit den 
Wehrverbänden einschließlich der Hitlerbewegung, eine Änderung der Ver- 
fassung, sei es auf gesetzlichem, sei es auf gewaltsamem Wegs herbeizufüh- 
ren, waren durch die genannten Erfolge der Reichsführung zum Scheitern 
verurteilt. Die Absicht eines Marsches nach Berlin von Bayern aus war infolge 
der Abriegelung der thüringisch-sächsischen Grenze durch die Reichswehr ver- 
eitelt. Ludendorff und Hitler galten für die maßgeblichen Persönlichkeiten 
der konservativen Rechten und die eigentlichen Inhaber der staatlichen Macht- 
mittel als nicht mehr bündnisfähig und sahen sich vor die Zwangslage gestellt, 
aus dem Spiel um die verfassungsändernden Pläne und um die Macht völlig 
ausgeschaltet zu werden. Aus der dadurch erzeugten Panikstimmung heraus 
schritten sie zur Tat. Sie wußten wohl, daß ihre eigenen Machtmittel, der 
„Deutsche Kampfbund“ und die in ihm zusammengefaßten paramilitärischen 
Verbände zu einem Staatsstreich nicht ausreichten und waren daher bestrebt, 
die „Triumvirn“, Kahr, Lossow und Seisser, als Inhaber der staatlichen Macht- 
mittel auf ihre Seite zu ziehen und mitzureißen. Aufgrund bestimmter Nach- 


1 Vorgeschichte, Ablauf und Ergebnis des Putsches werden im dritten Band ausführlich be- 
handelt. 
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richten und unkontrollierbarer Gerüchte waren sie auch überzeugt, daß Kahr 
einen separatistischen Staatsstreich um den 12. November durchführen würde, 
dem sie durch ihre großdeutsche Aktion zuvorkommen wollten. Sie meinten, 
die bürgerliche Kundgebung im Bürgerbräukeller mit Kahr als Redner würde 
den Auftakt zu dem separatistischen Staatsstreich bilden und entschlossen 
sich kurzfristig zu der Aktion im Bürgerbräukeller. Die dort für den 8. No- 
vember 1923 anberaumte vaterländische Kundgebung ging auf die Initiative 
von Professor Coßmann und Dr. Schiedt, den Chefredakteur der „Münch- 
ner Zeitung“ und Pressechef des Generalstaatskommissars zurück, und wurde 
von Kommerzienrat Zentz, einer führenden Persönlichkeit der vaterländi- 
schen Verbände, einberufen. Ursprünglich nur für geladene Gäste bestimmt, 
wurde die Versammlung infolge einer Presseindiskretion überfüllt. Kahrs 
Rede sollte, wie schon erwähnt, den Auftakt zu dem für die darauffolgende 
Woche vorbereiteten Staatsstreich bilden. 


Der Generalstaatskommissar wurde in seinen Ausführungen durch Hitlers 
Überfall unterbrochen. Bezeichnenderweise war die erste Frage, die General 
von Lossow an Hitler richtete, ob es in Berlin schon „losgegangen“ sei. Hitler 
rief die nationale Revolution aus, verkündete die Einsetzung einer nationa- 
len Reichsregierung unter seiner Leitung mit Ludendorff als Führer der na- 
tionalen Armee, mit Lossow als Reichswehrminister und Seisser als Polizei- 
minister. Kahr sollte Landesverweser von Bayern werden, Pöhner bayerischer 
Ministerpräsident. Ludendorff, der der Versammlung absichtlich ferngeblie- 
ben war, wurde rechtzeitig von Scheubner-Richter herbeigeholt. Er überredete 
die Triumvirn und erwirkte ihre scheinbare Zustimmung. Diese scheinbare 
Einigung zwischen den Putschisten und den Triumvirn wurde von der Ver- 
sammlung, in der viele führende Persönlichkeiten des politischen, wirtschaft- 
lichen und kulturellen Lebens der bayerischen Landeshauptstadt anwesend 
waren, begeistert begrüßt. 

Nach der großen Einigungsszene im Bürgerbräukeller verließen die maß- 
gebenden Persönlichkeiten die Versammlung, um die notwendigen Maßnah- 
men zu treffen. General von Lossow fuhr von der Versammlung direkt in die 
Stadtkommandantur. Dort wurde er vom Stadtkommandanten, General 
Danner, mit den Worten empfangen: „Exzellenz, das war doch alles nur 
Bluff?!* Der Stadtkommandant hatte zusammen mit den Generälen Kreß — 
dieser war im Oktober vom Reichswehrminister als Nachfolger des meutern- 
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den Generals Lossow eingesetzt worden! — und Ruith auf die ersten Nach- 
richten von den Vorgängen im Bürgerbräukeller sofort die militärischen Maß- 
nahmen zur Niederschlagung des Staatsstreiches mit der Weisung eingeleitet, 
daß alle Befehle, die unter dem Namen des Generals Lossow an Reichswehr 
und Landespolizei ergingen, nicht zu befolgen seien und nur die Befehle des 
Generals Danner Geltung besäßen. Vor diese vollendete Tatsache sah sich Ge- 
neral Lossow bei Eintreffen in der Stadtkommandantur gestellt; selbst wenn 
er sein in der Versammlung gegebenes Wort hätte halten wollen, so wäre er 
dazu nicht mehr in der Lage gewesen, da Danner, Kreß und Ruith entschlos- 
sen waren, auch gegen ihn vorzugehen. Diese drei Generäle standen bedin- 
gungslos hinter Seeckt; als „schwarz-rot-gold“ und republikanisch Gesinnte 
nahmen sie entschlossen Front gegen die „schwarz-weiß-rote“ Reaktion und 
gegen jeden die Verfassung und die Reichseinheit gefährdenden Staatsstreich. 

Außer diesen Maßnahmen von seiten der bayerischen Reichswehr aber 
wurden in der Nacht vom 8. auf den 9. November 1923 von Berlin aus mili- 
tärische Anordnungen zur Niederschlagung des Putsches getroffen. Auf die 
Nachricht von den Vorgängen in München erhielt General von Seeckt die 
vollziehende Gewalt im Reich übertragen; damit war die Diktatur Seeckt 
Wirklichkeit geworden. Dieser leitete sofort die Reichsexekution gegen Bayern 
ein, die aber rasch rückgängig gemacht wurde, als man in Berlin erfuhr, daß 
die bayerische Reichswehr und die gesetzmäßigen Gewalten geschlossen gegen 
das Ludendorff-Hitler-Unternehmen seien. 


Aber nicht nur von der militärischen Seite her war der versuchte Staats- 
streich von Anfang an hoffnungslos; auch von der politischen trat sofort eine 
energische Gegenwirkung ein. Sie war von den Führern des Aufstandes eben- 
sowenig vorausberechnet, da sie ja unter der für sie selbstverständlichen Vor- 
aussetzung losgeschlagen hatten, daß die eigentlichen Träger der Staatsgewalt, 
Kahr, Lossow und Seisser, mit ihnen mitmachen würden. In der Versammlung 
im Bürgerbräukeller waren die anwesenden Minister verhaftet worden; um 
die nicht anwesenden kümmerte man sich nicht. Das wurde zum Verhängnis 
für die Aufständischen. Der Kultusminister Matt (BVP) setzte sich auf die 
Kunde von den Vorgängen im Bürgerbräu sofort mit maßgebenden Persön- 
lichkeiten der Bayerischen Volkspartei in München und in Regensburg in Ver- 
bindung und machte Kahr und Seisser darauf aufmerksam, daß er, Matt, die 
gesetzmäßige Regierung zusammen mit den nicht verhafteten Ministern 
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Krausneck und Oswald verkörpere. Er veröffentlichte einen Aufruf gegen den 
„Preußen Ludendorff“ und forderte die bayerische Bevölkerung zum Fest- 
halten an der gesetzmäßigen Regierung auf. In den frühen Morgenstunden 
des 9. November wurde es Ludendorff und Hitler klar, daß sie gescheitert 
waren. Sie entschlossen sich zu einem Propagandamarsch vom Bürgerbräu- 
keller zum Marienplatz und zurück, um die Stimmung der Bevölkerung zu 
ihren Gunsten zu beeinflussen. Auf ausdrücklichen Wunsch Ludendorffs wurde 
der Marsch jedoch Richtung Ludwigstraße fortgesetzt. Der General wollte 
der „Reichskriegsflagge“, die unter Führung Röhms das ehemalige bayerische 
Kriegsministerium in der Ludwigstraße besetzt hielt, eine Sympathiekundge- 
bung auf diese Weise darbringen. Der Zug fand aber an der Feldherrnhalle 
unter den Kugeln der Landespolizei ein vorzeitiges blutiges Ende. 
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